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Vorwort

Es liegt gleichsam in der Logik der Sache selbst, dass diejenigen, die sich 
mit Prävention beschäftigen, die Tendenz haben, immer früher ansetzen 
zu wollen. Weil jede biografische Konstellation eine Vorgeschichte hat, 
nähert sich präventives Denken über kurz oder lang dem Zeitpunkt der 
Geburt, und manchmal – im pädagogischen Überschwang – noch darü-
ber hinaus, wenn beredt die für die Entwicklung der neuen Erdenbürger 
förderlichen und hemmenden pränatalen Einflüsse unter die Lupe ge-
nommen werden sollen.

So darf es zunächst nicht überraschen, dass auch die Arbeitsstelle Kinder- 
und Jugendkriminalitätsprävention am Deutschen Jugendinstitut in Mün-
chen auf die Idee kam, schon früh das Thema frühe Prävention aufzugrei-
fen, zumal dies bereits in einem Beitrag der Arbeitsstelle für die vom 
Deutschen Forum für Kriminalprävention eingerichtete Arbeitsgruppe 
Hate Crime aufgegriffen wurde (Schäfer 2006).1 Im Mittelpunkt des 
Vorhabens der Arbeitsstelle sollte die Gewaltprävention stehen, was nahe 
lag, weil eine ganze Reihe von nationalen und internationalen Studien 
Hinweise darauf lieferten, dass Gewalt im Kindes- und Jugendalter frühe 
Wurzeln hat. Weil es im Deutschen Jugendinstitut das Informationszent-
rum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung gibt, das sich vor allem 
mit der Gewalt gegen Kinder befasst, drängte sich eine Kooperation der 
beiden Projekte im DJI geradezu auf. Vor dem Hintergrund der unter-
schiedlichen Forschungsfelder, aber auch der Praxiszugänge war es  
günstig, die verschiedenen Gewaltformen – Gewalt gegen Kinder und 
Jugendliche (physische, psychische, sexuelle Misshandlung sowie Ver-
nachlässigung) und Gewalt ausgehend von Kindern und Jugendlichen – 
in den Mittelpunkt einer Auseinandersetzung mit »early prevention« zu 
rücken.

Während »early prevention« in den USA und in Australien schon länger 
auch unter dem Fokus »Gewalt« und »Kriminalität« debattiert wurde, 
sind solche Debatten für Deutschland vergleichsweise jung. Unter diesem 
Fokus geraten inzwischen Angebote und Maßnahmen in den Blick, die 
die Lebensbedingungen von Kindern, Familien und Nachbarschaften 
verbessern sollen. Sie richten sich weniger gegen Gewalt und Kriminali-
tät, sondern wollen die Lebensbedingungen von Kindern, Jugendlichen 
und Familien insgesamt verbessern. Und sie gehen von einem Public- 

1 Die gesamte Veröffentlichung liegt zur Zeit als Manuskript vor und erscheint voraussicht-

lich 2006 als Endbericht.

holthusen
Notiz
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Health-Ansatz aus, also von einem deutlich weiteren Begriff als in 
Deutschland lange üblich.

Zugleich wurden in den letzten Jahren auch in Deutschland eine ganze 
Reihe zusätzlicher Bemühungen gestartet, die im Kern vorrangig auf die 
frühzeitige Kontaktaufnahme mit jenen Familien zielen, die, aus welchen 
Gründen auch immer, als so belastet gelten, dass das Risiko für eine 
Kindeswohlgefährdung erhöht ist. 

Nordrhein-Westfalen hat Ende 2001 reagiert und ein Modellprojekt 
»Soziales Frühwarnsystem« installiert. An sechs Standorten wurden 
seitdem Indikatoren und Instrumente entwickelt, mit denen sozial riskan-
te Entwicklungen früher erkannt werden sollen. Dabei mussten nicht in 
allen Fällen neue Ressourcen geschaffen werden; es konnten auch lokal 
bereits vorhandene Ressourcen gebündelt und Verantwortlichkeiten vor 
Ort definiert werden. Koordinierte und zielgerichtete Aktionen folgen 
dem Rhythmus »wahrnehmen, warnen, handeln«. Kindesvernachlässi-
gung, Entwicklungs- und Verhaltensauffälligkeiten sowie mangelnde 
Ernährung stehen im Mittelpunkt (vgl. Ministerium für Gesundheit, 
Soziales, Frauen und Familien des Landes NRW 2003). Dies ist nur ein 
Beispiel dafür, dass die in anderen Ländern vorhandenen Entwicklungen 
in Deutschland aufgegriffen wurden und die Entwicklung von Frühwarn-
systemen mit verbindlichen Reaktionsketten auf der politischen Agenda 
deutlich an Gewicht gewinnen konnte.

Richtet man aber z. B. die Aufmerksamkeit früher Prävention weg von 
der Verbesserung der allgemeinen Lebensumstände hin auf einge-
schränkte Ziele wie Gewalt und Kriminalität, dann stellt sich die grund-
sätzliche Frage: Wie kann die »normale« gute Arbeit in den Einrichtun-
gen von der Prävention mit spezifischem Ziel unterschieden werden? 
Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, damit sich präventive Stra-
tegien zielgerichtet auf die Verhinderung riskanter Entwicklungen richten 
und wirksam sein können? 

Denn professionell ausgebaute und komplexe pädagogische Systeme, in 
denen qualifiziert pädagogisch gearbeitet wird, wie z. B. in den vorschuli-
schen, schulischen und außerschulischen Einrichtungen, haben im Hin-
blick auf sozial unerwünschtes Verhalten von Kindern und Jugendlichen 
auch präventive Wirkungen. Unter günstigen Bedingungen kann diese 
Arbeit auch nachhaltig sein. Erforderlich sind dafür neben anderem eine 
hohe Prozessqualität der Arbeit, gute Rahmenbedingungen sowie ein 
hohes Niveau in der Aus- und Fortbildung. Damit ist aber eine Pädagogik 

Vorwort
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gekennzeichnet, die unabhängig von spezifischen Problemen alle Kinder 
und Jugendlichen in den Blick bekommt. Bei einer speziellen und zielge 
richteten Prävention, wie z. B. bezogen auf Gewalt oder Kriminalität, 
müssen in den Einrichtungen konkrete Problembereiche und Ziele be-
schrieben werden und bei einzelnen Kindern genau beschreibbare 
schwierige Entwicklungen erkennbar sein. Hier müssen z. B. Kinderärzte, 
Kinderkrippen und Kindergärten (die ersten Institutionen, die alle Kinder 
in Deutschland besuchen können), Schulen (die einzige Institution, die 
alle Kinder in Deutschland besuchen müssen) und Jugendhilfe (die Ange-
bote unterliegen dem Prinzip der Freiwilligkeit) ansetzen. 
Frühe Prävention muss in diesem Kontext heißen: 
  Wogegen richtet sich frühe Prävention?
  Welche Indikatoren lassen sich beschreiben?
  Ab wann wird Verhalten riskant?
  Werden die Risiken von den Einrichtungen wahrgenommen?
  Werden in den Einrichtungen zielgerichtete Reaktionen entwickelt? 
  Gibt es Kooperationen und Vernetzungen?

Bei den gemeinsamen Gesprächen der DJI–Projekte Arbeitsstelle und 
Informationszentrum wurde schnell sichtbar, wie stark der eigene fachli-
che Blick durch die nationalen rechtlichen bzw. institutionellen Rahmen-
bedingungen sowie die hiesigen Diskurstraditionen geprägt war. Und es 
entstand der Wunsch, den Blick über die eigenen Grenzen und Begren-
zungen hinaus zu wagen, um wenigstens exemplarisch der Frage nachzu-
gehen, wie mit dem Thema der frühen Gewaltprävention in anderen 
europäischen und außereuropäischen Ländern umgegangen wird.

Nach aufwändigen Recherchen konnte schließlich im Herbst 2004 in 
Leipzig ein zweitägiges inernationales Kolloquium stattfinden, auf dem 
Vertreterinnen und Vertreter aus Großbritannien, Italien, den Nieder-
landen, Ungarn sowie Brasilien und der Türkei eine Darstellung der je-
weiligen nationalen Strategien gaben. Chile, China, Finnland, Japan und 
Südafrika konnten am Workshop aus Gründen der Kapazität nicht teil-
nehmen und wurden um eine schriftliche Darstellung gebeten. 

Die Auswahl der teilnehmenden Länder folgte einerseits den vorhande-
nen Kontakten der beiden DJI–Projekte und andererseits der Logik, neben 
den Early-Prevention-Entwicklungen in den eher bekannten europäischen 
Ländern wie den Niederlanden, Großbritannien oder Finnland auch eher 
unbekannte Entwicklungen wie in Italien oder Ungarn vorzustellen. Au-
ßerdem waren die Veranstalter interessiert an den Entwicklungen in der 
Türkei, einem Land, um dessen Zugehörigkeit zu Europa ein Streit durch 

Vorwort
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die Politik in der EU geht. Die Veranstalter gingen davon aus, dass die 
vielfältigen Entwicklungen in der Türkei den deutschen Fachkräften eher 
unbekannt sind und es deshalb dringend geboten schien, hier eine erste 
Abhilfe in Form eines Einblicks zu schaffen. Gleichzeitig sollte der Blick 
auch erweitert werden z. B. nach Asien (um einen Beitrag gebeten wur-
den China und Japan), nach Afrika (hier war leider nur der Blick nach 
Südafrika möglich, andere Versuche scheiterten) und Südamerika (teil-
nehmen konnte Brasilien, um einen Beitrag gebeten wurde Chile). Die 
Autorinnen oder Autoren waren den Veranstaltenden teilweise persönlich 
bekannt, aber es mussten in manchen Fällen die Kontakte erst hergestellt 
werden wie z. B. nach Japan oder Südafrika. 

Die Vorträge sowohl im internationalen Kolloquium als auch die dann 
angefragten Beiträge der nicht eingeladenen Autorinnen und Autoren 
legten Einblicke in die Entwicklungen ihrer jeweiligen Länder vor. Diese 
sind trotz des Versuchs einer Vereinheitlichung seitens der Herausgeber in 
Form und Struktur unterschiedlich geblieben und legen die Schwerpunk-
te jeweils auf die nationalen Entwicklungen oder die vorhandenen Pro-
gramme. Deutlich werden darin auch die unterschiedlichen Professionen 
und Sichtweisen der einzelnen Autorinnen und Autoren, sodass sich eine 
persönlich gefärbte Darstellung einerseits nicht vermeiden ließ, anderer-
seits aber durchaus auch gewollt war. Diese vielseitigen Darstellungen 
gewähren differenzierte Einblicke in die Strategien der beteiligten Länder 
und sollen Interesse wecken, sich mehr mit den Entwicklungen außerhalb 
Deutschlands zu befassen, und wenn dies gelungen ist, dann haben sich 
das Vorhaben und seine Verbreitung gelohnt. 

Im Anschluss an das Kolloquium wurden die vorgelegten Papiere überar-
beitet und – soweit machbar, um Vergleiche zwischen den beteiligten 
Ländern möglich zu machen – entsprechend unseren Vorgaben ergänzt. 
Manche Autorin und mancher Autor mögen uns dabei zwischendurch 
verwünscht haben. Auf wenigen Seiten sollten dem deutschen Publikum 
zugleich die institutionellen Rahmenbedingungen der frühen Gewaltprä-
vention in dem jeweiligen Land, die Strategien und die bislang vorliegen-
den Erfahrungen nachvollziehbar zusammengefasst werden. Das sind 
genau genommen Themen, mit denen man ganze Handbücher füllen 
könnte. Allen Beteiligten, die sich auf dieses Wagnis und den damit 
zusammenhängenden schwierigen und langwierigen Balanceakt eingelas-
sen haben, sei an dieser Stelle noch einmal herzlich gedankt. Denn nicht 
nur die unterschiedlichen Professionen und Institutionen, in denen die 
Autorinnen und Autoren den jeweiligen nationalen Traditionen verhaftet 
sind, auch deren Bereitschaft, sich auf den für sie neuen und teilweise 

Vorwort
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Vorwort

vielleicht unverständlichen deutschen Blick einzulassen, stellten für alle 
Beteiligten eine neue Herausforderung dar.

Der vorliegende Band dokumentiert die Ergebnisse dieser Bemühungen. 
Auch wenn aufgrund der vielschichtigen Herausforderungen bei der 
Texterstellung, der Übersetzung der Texte mit dem Versuch, die Interes-
sen der deutschen Leserschaft zu treffen, und der Rückkoppelungen mit 
den Autorinnen und Autoren viel Zeit ins Land gegangen ist, belegt die 
Lektüre mehreres. Zum einen enthält schon der kursorische Blick auf die 
Traditionen anderer Länder – und mehr als ein solcher Einblick kann es 
zunächst nicht sein – eine Fülle von interessanten Informationen und regt 
darüber hinaus – vorsichtig formuliert – an nicht wenigen Stellen auch 
Nachdenklichkeiten über die hiesigen Diskussionen an. Dies gilt vorrangig 
für die Mitgliedsländer der EU, weil im zusammenwachsenden Europa 
über kurz oder lang die Frage auftauchen wird, wie man mit so unter-
schiedlichen Wegen, wie sie z. B. Deutschland und England in diesem 
Bereich gegangen sind, mittelfristig umgehen wird. 

Das gilt aber auch für die außereuropäischen Länder, weil in einer sowohl 
medial wie auch real global vernetzten Welt der Vergleich der Bedingun-
gen des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen nicht nur unter-
schwellig schon längst die Diskurse und Politiken prägt. Zwar konkurriert 
man bislang nur um die Länge der schulischen und beruflichen Ausbil-
dungszeiten, die Vergleichbarkeit und Exzellenz der Qualifikationen, die 
Qualität des erworbenen Wissens und die Qualität des (vor-)schulischen 
und schulischen Systems. Es ist jedoch nicht viel Fantasie vonnöten, sich 
vorzustellen, dass der allerorten beobachtbare und nicht zuletzt durch die  
Globalisierung der Wirtschaftsbeziehungen mit provozierte sozialstaatli-
che Umbau auch die anderen Felder des Aufwachsens von Kindern und 
Jugendlichen tangieren dürfte und dabei über kurz oder lang auch Fra-
gen des Umgangs mit Delinquenz und Gewalt im Kindes- und Jugendal-
ter neu zur Debatte stehen.

Die Beiträge sind aber noch aus einem anderen Grund hilfreich. Obwohl  
das Kolloquium explizit auf frühe Gewaltprävention fokussiert war, zei-
gen alle Beiträge, dass mit der Vorverlagerung der Prävention offenbar 
zugleich auch eine Öffnung und Entgrenzung des Gegenstandsfeldes 
verbunden ist. Die Bezugnahme auf späteres, möglicherweise gewalttäti-
ges Handeln als Jugendlicher oder (junger) Erwachsener rückt in den 
Hintergrund. Selbst angesichts jener problematischen Konstellationen, für 
die die Forschung sowie alle Praxiserfahrung behaupten würden, dass 
über die innerfamilialen Bedingungen und Gewalterfahrungen erhebliche 
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Gewaltpotenziale an die nachwachsende Generation »vererbt« würden, 
vermeiden es alle Autorinnen und Autoren, lineare Zusammenhänge zu 
behaupten.

In vielen Ländern inner- und außerhalb Europas haben die UN-Kinder-
rechtskonvention und in deren Sog die Entwicklung von nationalen Stra-
tegien für die Bekämpfung von Gewalt gegen Kinder an Bedeutung 
gewonnen. In einigen Ländern sind nationale Strategien entwickelt wor-
den, die einerseits sehr stark an Bildung (z. B. Brasilien) und an dem 
Kampf gegen Kindersterblichkeit, Kinderarbeit und Kinderschutz oder an 
der Gesundheit (z. B. der Kampf gegen die Folgen der Aids-Pandemie) 
ansetzen, deren Mängel bzw. deren Überforderung die gewollte Realisie-
rung der Kinderrechte und den Kinderschutz aber andererseits (anders als 
z. B. in England) gleichsam unmöglich machen. Auch die Bevölkerungs-
politik in den asiatischen Ländern, z. B. China mit seiner »one child poli-
cy«, hat massive Auswirkungen auf den Kinderschutz gehabt. Beklagt 
wird hintergründig eine zu starke Fokussierung auf eine Generation, die 
unter zu starker Kuratel der Älteren steht und wie z. B. in Japan geradezu 
»verweichlicht«. 

Unter diesen Prämissen sind folgerichtig die Ausrichtungen der jeweiligen 
Beiträge unterschiedlich gestaltet, jedoch häufig sind explizite Angebote 
für die Eltern Bestandteil der Strategien geworden. Zum einen sind staat-
liche Angebote wie die Förderung des Schulbesuchs in Brasilien durch 
finanzielle Anreize für die Eltern entwickelt worden, sodass der Schulbe-
such der Kinder erst möglich geworden ist. Zum anderen werden in 
vielen Ländern pädagogische Angebote für die Eltern im Aufziehen der 
Kinder bevorzugt, indem Kurse und Kontrollen wie z. B. in China einge-
richtet und ausgebaut worden sind. Die staatlichen Hilfen und damit 
verbundenen Kontrollen haben immer einen explizit benannten Bezug 
auf die UN-Kinderrechtskonvention im Blick behalten und insofern kann 
diesen Rahmenrichtlinien große Bedeutung für das Aufwachsen der 
Kinder in europäischen und außereuropäischen Ländern zugesprochen 
werden. Allein diese Erkenntnis macht deutlich, wie stark die Anglei-
chung trotz jeweils unterschiedlicher nationaler Ausprägungen voran-
schreitet und wie dringlich ein gemeinsamer Austausch unter verschiede-
nen Perspektiven ist. Auch wenn die nationalen Ausprägungen auf der 
Grundlage der kulturellen und ökonomischen Unterschiede differieren, 
gemeinsam ist ihnen doch gleichwohl die Erkenntnis, dass der Schutz der 
Kinder und Jugendlichen im Aufwachsen eine Investition in eine bessere 
Zukunft ist. Auch wenn die Reichtümer ungleich verteilt sind, die Mög-
lichkeiten differieren (z. B. reichen die Ressourcen in Deutschland für 

Vorwort
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vieles aus, während in anderen Ländern wie z. B. in Südafrika die Aids-
Krankheit mit ihren Auswirkungen drastische Einschränkungen zur Folge 
hat) und dementsprechend die Schwerpunkte anders gesetzt sind, ein 
Austausch ist allemal befruchtend und anregend. 

Dieses Kolloquium kann nur ein erster Schritt, ein Anfang sein. Gleichzei-
tig ist es aber auch ein Beleg dafür, dass der Blick über die eigenen Gren-
zen sinnvoll und möglich ist. Der vorliegende Band gibt einen Einblick in 
die Praxis von zwölf sehr unterschiedlichen Ländern und die dabei jeweils 
zu bewältigenden Herausforderungen. Diese aufzugreifen und weiterzu-
führen, wird eine Herausforderung nicht nur für die beiden DJI–Projekte 
sein, sondern hoffentlich auch für andere in diesem Bereich forschende 
und arbeitende Institutionen und Personen. Wenn sich niemand von den 
unterschiedlichen Entwicklungen und Ausrichtungen abschrecken lässt, 
über die Grenzen schaut und auch offen für den Bezug zu anderen Pro-
fessionen ist, dann wird, so ist jedenfalls unsere Erfahrung, eine fruchtba-
re Auseinandersetzung beginnen können.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und  
des Informationszentrums Kindesmisshandlung / Kindesvernachlässigung
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Brasilien  

Silvia Mara Corso

Frühe Prävention in Brasilien: Die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung

Während in Brasilien der Rückgang der Kindersterblichkeit in den letzten 
Jahrzehnten gefeiert wird, berichtete die Unesco (2004), dass Gewalt 
gegen Jugendliche (15 – 24 Jahre) seit den 80er Jahren stetig zugenom-
men hat. 1980 kamen 30 Morde auf 100.000 Jugendliche, eine Zahl, die 
schon damals beeindruckend war, doch zwanzig Jahre später hat sich 
diese auf über 52 Morde erhöht. Wenn diese Mordrate mit denen in 
Europa verglichen wird, z. B. mit Frankreich (0,5 Morde auf 100.000 
Jugendliche), dann versteht man, dass manche von einer »Epidemie« in 
Brasilien sprechen. Armut und soziale Ungleichheit1 sind Faktoren, die zur 
Gewalt (besonders Gewalt gegen und durch Jugendliche) beitragen. Eine 
von der Brasilianischen Regierung in Auftrag gegebene und 2002 veröf-
fentlichte Studie über jugendliche Straftäter zeigte zum Beispiel, dass 
zwei Drittel von ihnen aus Familien mit einem Einkommen von weniger 
als zwei Mindestlöhnen2 kommen und 86 % keinen Abschluss der acht-
jährigen Schulpflicht vorweisen können.

Die vorige wie auch die jetzige Regierung versuchen, Armut und soziale 
Ungleichheit mit einer Reihe von Sozialprogrammen, die die Einkommen 
verbessern, zu bekämpfen. Die Programme setzen vor allem bei der 
Sicherstellung eines regelmäßigen Schulbesuchs an. Dass dies besonders 
wichtig ist, wird deutlich, wenn man beachtet, dass gegenwärtig etwa 
zwei Millionen Jugendliche im Alter von 15 bis 17 Jahren der Schule 
fernbleiben.

Die brasilianische Bevölkerung ist sehr jung, wie sich an den Daten  
der vom Brasilianischen Statistischen Bundesamt IBGE3 im Jahre 2000 
durchgeführten Volkszählung ablesen lässt. Die Altersgruppe der unter 
17-Jährigen stellt 36 % der Bevölkerung.

1 Die Einkommensverteilung in Brasilien ist eine der ungerechtesten weltweit: Etwa 50 % 

der Bevölkerung verfügen über 14 % des Nationaleinkommens, während 10 % der Bevölke-

rung über 50 % verfügen. 

2 Ein Mindestlohn entspricht R$ 300, d. h. etwa 107 € – Stand September 2005.

3 Instituto Brasileiro de Geografia e Estatística.
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Diagramm 1: Altersstruktur der brasilianischen Bevölkerung 
 

 bis 3 Jahre     4 – 6 Jahre    7 – 14 Jahre    15 – 17 Jahre    über 17 Jahre

IBGE – Censo Demográfi co 2000 

Der Anteil der Kinder und Jugendlichen, die in Familien mit einem Einkom-
men von bis zu einem halben Mindestlohn pro Kopf leben, ist extrem hoch, 
wie man Tabelle 1 entnehmen kann. Besorgniserregend sind auch die 
starken regionalen Unterschiede. 

Tabelle 1: Kinder und Jugendliche, die in Familien mit bis zu einem halben 
Mindestlohn Einkommen leben 

Unicef / IBGE 2001

Aus diesem Grund konzentrieren sich die Anstrengungen des Staates, der 
Bundesländer sowie der Städte und Gemeinden auf präventive Maßnah-
men für die Bevölkerung mit dem niedrigsten Einkommen, um die soziale 
Ausgrenzung des großen Anteils von Kindern und Jugendlichen zu verhin-
dern. 

Silvia Mara Corso

Region bis 6 Jahre  7 bis 14 Jahre   15 bis 17 Jahre

  % % %

Nord 41,3  40,7  21,6

Nordost 61,5  60,3  36,3

Südost 25,0  22,5 10,7

Süd 28,8  25,9 12,6

Mitte / West 31,7  29,6 15,4

Brasilien 39,0  37,2 20,2

8%

6%

16%

64%

6%
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1 Die Bildungssituation von Kindern und Jugendlichen in Brasilien

Trotz der Bemühungen in den letzten Jahren zur Bekämpfung des Anal-
phabetismus liegen die Analphabetenquote immer noch bei 13 % und 
der Anteil der funktionalen Analphabeten sogar bei 38 % der Bevölke-
rung. Das niedrige Niveau der Schulbildung ist ein wichtiger Faktor der 
sozialen Ausgrenzung und trägt erheblich zur Armut bei. Deshalb kon-
zentrieren sich die Anstrengungen der Regierung zur sozialen Integration 
auf den Bereich der Bildung.

Das brasilianische Bildungssystem ist in drei Stufen organisiert:
a) Zur Grundstufe (Educação Básica) zählen die Vorschule und die Grund-
schule (Ensino Fundamental) mit insgesamt acht Schuljahren. 
b) Die Mittelstufe (Ensino Médio) dauert drei Jahre. 
c) Die Oberstufe (Educação Superior) ist das Studium an der Universität. 

In jeder Stufe gibt es Angebote öffentlicher Institutionen, sowohl von 
Seiten des Staates als auch seitens der Bundesländer sowie der Städte 
und Gemeinden. Die Angebote sind unentgeltlich, im Gegensatz zu 
denen privater Institutionen.
Zur Vorschulbildung gehören die Kinderkrippen (Kinder bis drei Jahre) 
und die Kindergärten (vier bis sechs Jahre). Die Gesetze4  von 1996 for-
dern die Integration von Kinderkrippen und –gärten in das Bildungssys-
tem und die brasilianische Verfassung von 1988 erkennt beide als Bil-
dungsstätten an. Damit fallen beide Einrichtungen in die Zuständigkeit 
des Bildungsministeriums.
In der Altersgruppe der bis zu dreijährigen Kinder besuchen nur 8 % eine 
Kinderkrippe, weniger als die Hälfte der vier- bis sechsjährigen geht in 
den Kindergarten. Für den späteren Schulerfolg sind aber der Besuch von 
Kinderkrippe und -garten mitentscheidend. Die obligatorische achtjährige 
Grundschulbildung (Ensino Fundamental) wird jedem Kind ab dem sieb-
ten Lebensjahr durch die Verfassung zugesichert. Mehr als 95 % aller 
Kinder und Jugendlichen dieser Altersstufe sind in den Grundschulen 
eingeschrieben (UNICEF/IBGE 2001). Trotz dieses hohen Anteils beim 
Besuch der Grundschule ist der Schulerfolg damit nicht automatisch 
garantiert. Die in Diagramm 2 gezeigten hohen Raten von Wiederholun-
gen und Schulabbrüchen sowie die starken Verzerrungen zwischen Le-
bensalter und Schuljahrgangsbesuch können zumindest teilweise auf 
einen unzureichenden Zugang zu vorschulischer Bildung (Kinderkrippen 
und Kindergärten) zurückgeführt werden, besonders im ersten Schuljahr. 

Brasilien

4  Leis de Diretrizes Básicas – LDB
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Lehrerinnen und Lehrer berichten von vielen Fällen, in denen Kinder bei 
der Einschulung nicht einmal wissen, wie ein Stift gehalten wird, da sie 
keine Vorschule besuchten und auch zuhause, aufgrund der Armut ihrer 
Eltern und der damit zusammenhängenden Lebensumstände, keine Gele-
genheit hatten, dies zu lernen.

Diagramm 2: Schulmisserfolg (2001)

Unicef / IBGE 2001

Die Grundschulbildung wird in der brasilianischen Verfassung garantiert 
und der Besuch öffentlicher Schulen ist kostenlos. Zusätzlich existieren 
Programme, die den regelmäßigen Schulbesuch und Schulerfolg vor 
allem von Kindern, die in ländlichen Gegenden wohnen, fördern sollen. 
Diese Programme werden im Folgenden beschrieben.

1.1 Nationale Bildungsprogramme

Schulbuchprogramm (Programa Nacional do Livro Didático (PNDL))
Das nationale Schulbuchprogramm wurde 1985 mit dem Ziel ins Leben 
gerufen, Schulbücher kostenlos an Schülerinnen und Schüler der öffentli-
chen Grundschulen (Ensino Fundamental) zu verteilen. Alle erhalten 
leihweise ein Exemplar für die Fächer Portugiesisch, Mathematik, Natur-
wissenschaften, Geschichte und Erdkunde. In der ersten Klasse bekom-
men sie darüber hinaus ein portugiesisches Wörterbuch und eine Lese-
Fibel geschenkt. Im Regelfall sollen alle Bücher drei Schuljahre hindurch 
genutzt werden. Für sehbehinderte Schülerinnen und Schüler stehen 
auch Bücher in Blindenschrift zur Verfügung.

Silvia Mara Corso
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Bundesprogramm zur Schulernährung (Programa Nacional de Alimenta-
ção Escolar (PNAE))
Das Bundesprogramm zur Schulernährung ist eines der ältesten Program-
me des Bildungsministeriums. Finanzielle Mittel für Schulmahlzeiten 
werden bereitgestellt, um mindestens 15 % des täglichen Nahrungsbe-
darfs der Schülerinnen und Schüler während des Schulbesuchs zu decken. 
Mit dem Programm sollen die Lernfähigkeit verbessert, positive Nah-
rungsgewohnheiten gefördert und vorzeitige Schulabbrüche verringert5 
werden. Diese Unterstützung bekommen alle Kinder in den Vorschulen 
und den Grundschulen sowohl öffentlicher als auch kirchlicher Träger. 
Diese Initiative unterscheidet nicht zwischen den sozialen Klassen, sie ist 
aber von besonderer Bedeutung für diejenigen, die unterhalb der Armuts-
grenze leben, denn diese besuchen in erster Linie die öffentlichen Schulen.

Bundesprogramm zur Unterstützung des Schultransports (Programa 
Nacional de Apoio ao Transporte Escolar (PNATE))
Dieses Programm wurde 1994 geschaffen, um den Schülerinnen und 
Schülern öffentlicher Grundschulen in ländlichen Gegenden den Trans-
port in die Schulen zu ermöglichen. Die Regierung weist dafür den ein-
zelnen Bundesstaaten sowie den Städten und Gemeinden finanzielle 
Mittel zu, um langfristig die Zahl der Schulabbrüche und Schulwiederho-
lungen zu verringern.

2 Bundesprogramme zum Schutz von Kindern und Familien in Schwierigkeiten 

2.1 Familienstipendium (Bolsa Família)

Mit dem Programm Bolsa Família wurden 2003 verschiedene Programme 
zur Einkommensumverteilung, die von der Regierung Fernando Henrique 
Cardoso (1994-2002) ins Leben gerufen wurden, zusammengeführt. Es 
beinhaltet die folgenden staatlichen Programme:

Ernährungsbeihilfe (Bolsa Alimentação)
Dies ist ein 2001 vom Gesundheitsministerium gegründetes Programm für 
Familien mit einem Familieneinkommen bis zu einem halben Mindestlohn. 
Mit dem Programm sollen die Bedingungen für die Gesundheit und die 
Ernährung Schwangerer, stillender Mütter und für Kinder bis zum Alter von 
sechs Jahren verbessert werden. Von den Müttern wird erwartet, dass sie an 
Schwangerschaftsberatungen und an Bildungsveranstaltungen teilnehmen.

Brasilien

5 Oft ist das Schulessen für die Kinder die einzige Mahlzeit am Tag.
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Gas-Beihilfe (Auxílio Gás)
Diese Initiative zahlt Familien mit einem Pro-Kopf-Einkommen von einem 
halben Mindestlohn Beihilfen für Gas. Diese Beihilfe ist deshalb so be-
deutend, weil in Brasilien überwiegend mit Gas gekocht wird. 

Lebensmittelkarte (Fome Zero / Cartão Alimentação)
Mit diesem Programm soll allen Einwohnern Brasiliens eine ausreichende 
Versorgung mit Nahrung ermöglicht werden.

Schul-Stipendium (Bolsa Escola)
Dies ist eines der wichtigsten Programme zur Sicherung des Mindestein-
kommens. Es wurde zuerst in der Hauptstadt Brasilia eingeführt und 
dann von verschiedenen Städten und Gemeinden übernommen. Mit dem 
Programm wird jeder Familie, die einen regelmäßigen Schulbesuch ihrer 
Kinder sicherstellt6, eine monatliche Beihilfe ausgezahlt. 2001 wurde das 
Programm bundesweit per Gesetz eingeführt und Ende des gleichen 
Jahres profitierten bereits 8,2 Millionen Kinder und 4,8 Millionen Familien 
in 5.470 Städten und Gemeinden von Bolsa Escola. Ziel des Programms 
ist die Förderung des Schulbesuchs und damit die langfristige Bekämp-
fung von Armut und Kinderarbeit.

Durch die Zusammenführung der beschriebenen Programme im Jahre 
2004 profitieren insgesamt 6,5 Millionen Familien von Bolsa Família. Jede 
erhält einen festen Betrag von 50 Reais7 unabhängig davon, ob sie Kin-
der haben oder nicht, und zusätzlich je 15 Reais für bis zu drei Kinder im 
Alter von Null bis 15 Jahren. Absicht der Regierung ist es, die Hilfen von 
Bolsa Família bis 2006 auf elf Millionen Familien auszudehnen. Um von 
dem Programm zu profitieren, muss eine Familie u.a. ihre Kinder impfen 
lassen, deren permanenten Schulbesuch nachweisen, regelmäßig die 
öffentlichen Gesundheitseinrichtungen aufsuchen und an Informations-
veranstaltungen zur Ernährung, an Alphabetisierungsprogrammen und 
an Veranstaltungen zur Berufsausbildung teilnehmen.

Silvia Mara Corso

6  Viele Eltern wollen oder können auf die Zusatzeinnahmen, die ihre Kinder durch Betteln 

oder Arbeiten (z. B. Fensterputzen bei an der Ampel haltenden Autos) verdienen, nicht verzich-

ten. Deshalb schicken sie ihre Kinder auf die Straße statt in die Schule.

7  1 Real entspricht zurzeit etwa 0,36 € – Stand September 2005.
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2.2  Programm zur Beseitigung von Kinderarbeit  

Arbeit von Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren wird von der brasi-
lianischen Verfassung untersagt. Dennoch wird geschätzt, dass etwa 5,1 
Millionen Kinder und Jugendliche zwischen fünf und 17 Jahren regelmä-
ßig arbeiten (IBGE 2003). Davon sind 209.000 im Alter von fünf bis neun 
Jahren, etwa 1,7 Millionen zehn bis 14 Jahre und etwa 3,2 Millionen 15 
bis 17 Jahre alt. Zwei von zehn Kindern gehen nicht zur Schule, weil sie 
arbeiten müssen. Deshalb ist unter den arbeitenden Kindern der Anteil 
der Analphabeten mit 20,1 % signifikant höher als unter den nicht arbei-
tenden Kindern (bei welchen der Anteil bei 7,6 % liegt). Um dieses Pro-
blem zu bekämpfen, schuf die Regierung das Programm zur Beseitigung 
von Kinderarbeit. Es richtet sich an Familien, die unter Armut und sozialer 
Ausgrenzung leiden, die ein Pro-Kopf-Einkommen von einem halben 
Mindestlohn haben, Kinder im Alter zwischen sieben und 14 Jahren 
aufziehen und deren Kinder einer gefährlichen, ungesunden und entwür-
digenden Arbeit nachgehen. Ziel des Programms ist die Beseitigung der 
Kinderarbeit durch finanzielle Zuwendungen der Bolsa Escola. Deshalb 
wird die Entwicklung eines breit gefächerten Angebots außerschulischer 
Aktivitäten für Kinder, die gezwungen waren (oder sind) zu arbeiten, und 
von Programmen der Weiterbildung und der Einkommensverbesserung 
für deren Eltern betrieben. Nach Regierungsinformationen konnte mit 
diesem Programm die Zahl der arbeitenden Kinder und Jugendlichen 
zwischen fünf und 16 Jahren von 1995 bis 1999 um 1,3 Millionen verrin-
gert werden. Von diesen profitierten 400.000 vom Programm PETI. Die 
Familien verpflichten sich, wenn sie den monatlichen Zuschuss erhalten 
wollen, ihren Kindern die Teilnahme an mindestens 85 % des Schulunter-
richts und am Programm Jornada Ampliada8 zu ermöglichen und sie nicht 
arbeiten zu lassen.

2.3  Städtisches Programm zum Schutz von Kindern und Familien in sozialen Risikosituationen

Berücksichtigt man die gewaltige geografische Ausdehnung des Landes, 
dann wird deutlich, warum man keine Übersicht aller existierenden Sozi-
alprogramme des Landes erstellen kann. Deshalb werden im Folgenden 
beispielhaft die städtischen Sozialprogramme von Porto Alegre beschrie-
ben. Porto Alegre ist die Hauptstadt des Bundesstaates Rio Grande do Sul 

Brasilien

8 Jornada Ampliada ist ein Ergänzungsangebot unter der Verantwortung von Städten und 

Gemeinden. Es findet außerhalb der Schulzeiten statt und nicht notwendigerweise in der Schule.
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und hat etwa 1,4 Millionen Einwohner. Das Sozialamt (Fundação de 
Assistência Social e Cidadania) ist in Porto Alegre für die Durchführung 
und Verwaltung sozialer Programme und Dienste für Kinder, Jugendliche, 
ältere Mitbürger und Mitbürgerinnen, Familien, Behinderte und Obdach-
lose zuständig. Es arbeitet entweder direkt oder in Partnerschaft mit 
verschiedenen Organisationen. Die Programme sind in vernetzten Sozial-
projekten organisiert, wobei zwischen einem Basisnetz und einem spezia-
lisierten Netz unterschieden wird.

2.3.1 Basisnetz für Sozialprojekte (Rede de Proteção Básica )

Dieses Programm besteht aus einem Netz von Projekten und Diensten, 
die in allen Gemeinden benötigt werden und die auf Personen mit niedri-
gem Einkommen und in sozial schwierigen Situationen ausgerichtet sind. 
Ihr Einsatz ist immer lokal, d.h. die Angebote gibt es unmittelbar dort, 
wo die Betroffenen wohnen. Durchgeführt werden sie in Porto Alegre in 
neun Regionalzentren für Sozialdienste und 13 dezentralisierten Neben-
stellen des Sozialamts (Fundação de Assistência Social e Cidadania) durch 
etwa 240 nicht-staatliche Organisationen.

Sozialpädagogische Dienste (SASE – Serviço de Apoio Sócio-Educativo em 
meio aberto)
Die sozialpädagogischen Dienste (SASE) wenden sich an Kinder und 
Jugendliche zwischen sieben und 13 Jahren, deren Rechte bedroht oder 
verletzt werden. Die direkte Betreuung findet durch pädagogische Ange-
bote, Freizeitaktivitäten und Sport statt. Die indirekte Betreuung erfolgt 
durch Hausbesuche, Treffen mit den Eltern oder Gespräche z. B. mit den 
zuständigen Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern. SASE ist ein Pro-
gramm des Basisnetzes und wird durch städtische Beschäftigte und nicht-
staatliche Organisationen durchgeführt. Die Teilnehmer und Teilnehme-
rinnen des Programms werden kostenlos mit einer Mahlzeit versorgt und 
können den öffentlichen Nahverkehr für den Projektbesuch umsonst 
nutzen.

Sozialpädagogischer Dienst Travessia (SASE-Travessia) 
Travessia ist ein Unterprogramm von SASE und kümmert sich um Kinder 
und Jugendliche, die vorwiegend auf der Straße leben (in den Vororten, 
nicht im Zentrum), sowie um deren Familien. Mit den Familien sollen 
Vereinbarungen geschlossen werden, damit die Kinder und Jugendlichen 
nach Hause und in die Schule zurückkehren und dort auch bleiben.
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Programm zur Unterstützung und zum Schutz der Familie (Programa 
Família-Apoio e Proteção)
Der zentrale Eckpunkt dieses Programms ist der Schutz der Familien in 
Risikosituationen. Die Familie wird als natürlicher und fundamentaler 
Kern der Gesellschaft verstanden und als der prädestinierte Ort, an dem 
sozialer Schutz gewährleistet wird. Deshalb werden vor allem familiäre 
Strukturen und Solidarität innerhalb der Gemeinden gestärkt. Dieses 
Programm richtet sich an Familien, deren Kinder sich in Risikosituationen 
befinden, dazu zählen psychische oder physische Misshandlungen, Ge-
walt in der Familie, Drogenmissbrauch, sexueller Missbrauch, Bettlerei 
oder Ausbeutung durch Kinderarbeit. Durchgeführt werden die Maßnah-
men von der Staatsanwaltschaft, von so genannten Conselhos Tutelares,9 
und von durch die Gemeindezentren ausgewählten Personen. Außer den 
individuellen Hilfestellungen und der Unterstützung von Gruppen zur 
gegenseitigen Hilfe erhält jede am Programm beteiligte Familie für ein 
halbes Jahr monatlich R$ 20010. Diese Unterstützung kann, falls erforder-
lich, um weitere sechs Monate verlängert werden. Dafür müssen die 
Familien an den Gruppen zur gegenseitigen Hilfe teilnehmen und zur 
Beendigung der bedrohlichen Situation für die Kinder einen Beitrag 
leisten. Jedes Zentrum betreut ca. 40 Familien pro Monat und setzt dazu 
auch Fachkräfte aus Sozialarbeit und Psychologie ein.

2.3.2  Spezialisiertes Netz für Sozialprojekte (Rede de Proteção Especializada)

Das spezialisierte Netz besteht aus Programmen und Dienstleistungen 
und richtet sich an die sozial am stärksten gefährdeten Bevölkerungs-
gruppen, die besondere Betreuung brauchen. Betreuungsstationen fin-
den sich an strategischen Standorten in der Stadt verteilt und versuchen 
damit, die Bedürfnisse innerhalb der gesamten Stadt abzudecken. Die 
Betreuung beginnt mit der Einweisung in das Netz durch das Betreuungs-
netz selbst oder durch die zuständigen Behörden (Jugendgericht, Polizei 
etc.). Für die Betreuung stehen acht städtische Organisationen zur Verfü-
gung, zwei Betreuungszentren für auf der Straße lebende Personen und 
34 nicht-staatliche Hilfsorganisationen.

Brasilien

9 Das Conselho Tutelar ist ein permanentes und unabhängiges Organ mit dem Auftrag, für 

die Einhaltung der Rechte von Kindern und Jugendlichen zu sorgen, welche durch das Kinder- 

und Jugendgesetz definiert sind (Estatuto da Criança e do Adolescente).

10 Entspricht etwas mehr als 71 € – Stand September 2005.
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Street Work (Educação Social de Rua)
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Programms versuchen mit 
Kindern, die auf der Straße leben, ins Gespräch zu kommen, Spiele und 
Freizeitaktivitäten anzubieten und über die Zeit ein Vertrauensverhältnis 
aufzubauen. Über diese persönlichen Kontakte wird versucht, die Kinder 
dazu zu bewegen, an anderen Sozialprogrammen teilzunehmen.

Heime für kurzzeitige Unterbringung
In diese Heime werden Kinder im Alter von sechs bis zwölf Jahren aufge-
nommen, die Opfer von Gewalt in ihren eigenen Familien wurden. Ein 
Platz in der temporären Unterkunft wird vom zuständigen Jugendgericht 
zugewiesen.

Kinder- und Jugendheime
Diese Unterkünfte bieten eine Ganztagsbetreuung für Kinder und Ju-
gendliche beider Geschlechter im Alter von sieben bis 18 Jahren an, die 
auf der Straße gelebt haben oder deren Familienbande geschwächt oder 
unterbrochen sind. Einen Platz bekommen sie vom Conselho Tutelar oder 
vom Jugendgericht zugewiesen. Durch die Ganztagsbetreuung werden 
sie kurzzeitig oder länger getrennt von ihren Familien untergebracht, 
beispielsweise wenn Fälle von Missbrauch oder Vernachlässigung durch 
Familienmitglieder vorliegen.

Erziehungsheime
Einen solchen Heimplatz bekommen Kinder und Jugendliche zwischen 
sieben und 18 Jahren, für die eine Rückkehr in ihre Familien ausgeschlos-
sen ist. Mögliche Gründe sind Misshandlungen, sexueller Missbrauch, 
schwere Vernachlässigung oder wenn die Kinder im Stich gelassen wur-
den. Diese Heime werden von nicht-staatlichen Organisationen im Auf-
trag der Stadtverwaltung betrieben. Im Normalfall bleibt ein Kind bis zur 
Zuweisung eines Heimplatzes in einer temporären Unterkunft.
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3 Schlussbetrachtung

Die Situation der brasilianischen Kinder hat sich in den letzten Jahren 
zweifellos verbessert, so ist z. B. die Kindersterblichkeit zurückgegangen 
und das Auftreten von Krankheiten wie Kinderlähmung wurde reduziert. 
Das Kinder- und Jugendgesetz (Estatuto da Criança e do Adolescente) 
hat sich für die Durchsetzung fundamentaler Grundrechte von Kindern 
und Jugendlichen als wirksam erwiesen, wie am Beispiel des Rechts auf 
Schulbildung11 deutlich wird.

Trotzdem weist die Existenz der beschriebenen regionalen Programme 
(SASE etc.) auf den Ernst der derzeitigen Situation hin, nicht nur in den 
Metropolen, sondern auch in den kleineren Städten. Not und soziale 
Ungleichheit multiplizieren die in den Familien vorhandenen Probleme. 
Leidtragende sind in erster Linie Kinder und Jugendliche, die in diesen 
Familien leben und nicht nur in wirtschaftlicher Not aufwachsen, sondern 
auch in einem durch abweichende Normen und Werte charakterisierten 
Umfeld sozialisiert werden. Ihre Kindheit und Jugend ist geprägt durch 
die Abwesenheit gesellschaftlich legitimierter Vorbilder und einen Mangel 
an »gesunder« Umwelt.

Es herrscht Übereinstimmung, dass noch viel getan werden muss, zum 
Beispiel in der Vorschulerziehung (d.h. Kinderkrippen und Kindergärten) 
und bei der Beseitigung von Kinderarbeit. Die vorhergehende und die 
jetzige Regierung feierten als Erfolg, dass mehr als 95 % der schulpflichti-
gen Kinder tatsächlich eine Grundschule (Ensino Fundamental) besuchen. 
Allerdings muss diese Zahl mit Vorsicht betrachtet werden, denn sie sagt 
nichts über die Qualität der brasilianischen Schulen aus – diese befindet 
sich immer noch auf einem niedrigen Niveau. Das breite Angebot an 
Grundschulbildung verhindert weder hohe Quoten beim Schulabbruch 
und der Schulwiederholung noch eine starke Verzerrung zwischen Alter 
und Schuljahrgang (siehe Diagramm 2).

Es gibt viele Kinder in ärmlichen Verhältnissen, die im Vorschulalter unter 
der Obhut älterer Geschwister bleiben. Dieser für Brasilien gewöhnliche 
Umstand stellt einen doppelten Verlust dar: auf der einen Seite für die 
Kleinkinder, die kognitive Anreize benötigen und diese zuhause nicht 
erhalten, auf der anderen Seite für die älteren Geschwister, die häufig 

Brasilien

11 Das Kinder- und Jugendgesetz (Estatuto da Criança e do Adolescente) garantiert den 

Zugang zu einer Schule, selbst wenn kein Platz frei sein sollte.
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der Schule fernbleiben, weil sie auf die jüngeren Geschwister aufpassen 
müssen, damit die Mütter arbeiten können.

Ohne den Besuch von Kinderkrippen und -gärten sind diese Kinder später 
in der Schule benachteiligt. Die Auswertung der Schulstatistik und der 
PISA-Studie12 belegen die schwachen Leistungen der brasilianischen 
Schülerinnen und Schüler. Der schulische Misserfolg von Kindern aus 
ärmeren Verhältnissen hat verschiedene Ursachen: der geringe Stellen-
wert der Schulbildung in den Familien, die Schulen niedriger Qualität und 
die Notwendigkeit der Kinder zu arbeiten, um zum Lebensunterhalt ihrer 
Familien beizutragen.

Das Programm Bolsa Escola (integriert in Bolsa Família) wurde ins Leben 
gerufen, um die Kinderarbeit zu bekämpfen und den regelmäßigen 
Schulbesuch von Kindern aus ärmeren Verhältnissen sicherzustellen. In 
einer Studie von Ferro (2005) über den Einfluss von Bolsa Escola auf die 
Verbreitung von Kinderarbeit kommt die Autorin zu dem Schluss, dass in 
städtischen Regionen die am Programm teilnehmenden Kinder durch-
schnittlich etwa 3,4 Stunden weniger arbeiten als die nicht vom Pro-
gramm profitierenden Kinder. In ländlichen Regionen arbeiten die Kinder 
immerhin noch 2,7 Stunden weniger. Somit ist dieses Programm ein 
Fortschritt für die betroffenen Kinder. Allerdings bietet es für ganztägig 
arbeitende Kinder weniger Attraktivität, denn die Beihilfen ersetzen die 
Einkünfte auf dem Arbeitsmarkt nur teilweise. Für Teilzeit arbeitende 
Kinder schafft das Programm Bolsa Escola Möglichkeiten, den Monatsver-
dienst zu erhöhen. Das heißt, trotz der Existenz des Programms arbeiten 
die Kinder weiterhin.

Der Erfolg des Programms wird ebenfalls vom niedrigen Stellenwert, den 
ärmere Familien dem regelmäßigen Schulbesuch ihrer Kinder einräumen, 
eingeschränkt. Dies ist ein kulturelles Phänomen, das mit öffentlichen 
Programmen zur Sicherung des Mindesteinkommens nicht verändert 
werden kann. Selbst die an Bolsa Escola teilnehmenden Familien schicken 
ihre Kinder zum Betteln auf die Straße. Hier sind spezielle Familienpro-
gramme notwendig. 

Die Fachkräfte der Sozialarbeit beobachten, dass Familien, besonders 
aber Kinder, zunehmend stärker von Almosen abhängig sind. Um gegen 

12 Brasilien belegte in der PISA-Studie den letzten Platz unter den teilnehmenden Nationen. 

Das schlechte Abschneiden löste aber in Brasilien, anders als in Deutschland, kaum Diskussio-

nen aus.  
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Kinderarbeit wirksam vorgehen zu können, sind vor allem ein geeignetes 
Bildungsprogramm, die Kontrolle durch kompetente Behörden und ein 
wirksames Programm zur Förderung des Einkommens von Familien not-
wendig.

Das Programm Bolsa Família wurde bisher auf seinen Nutzen für die 
Familien nicht evaluiert (Lavinas 2004a), obwohl einige Millionen Familien 
seit mehr als einem Jahr erreicht werden.

Die schwierigsten Herausforderungen der Regierung bei der Durchfüh-
rung des Programms Bolsa Família sind die fortgesetzten Skandale, be-
sonders Anzeigen gegen Personen, die von den Vorteilen des Programms 
profitieren, ohne die dafür notwendigen Voraussetzungen zu erfüllen. 
Unstimmigkeiten in der Umsetzung des Programms haben die Schlagzei-
len des vergangenen Jahres bestimmt. Zusätzlich zu der negativen Be-
richterstattung kommt ein Bericht des brasilianischen Bundesrechnungs-
hofs im vergangenen Jahr zu dem Schluss, dass Bolsa Família nicht in der 
Lage ist, Armut und soziale Ausgrenzung zu bekämpfen, weil geeignete 
Kontrollmechanismen fehlen.

Ende 2004 berichteten die Medien über den Missbrauch der Mittel von 
Bolsa Família, zum Beispiel durch Familien, die mehrmals Beihilfen erhiel-
ten. Zudem musste die Regierung zugeben, keine Kontrolle des Schulbe-
suchs der Kinder durchzuführen, obwohl dies eine der Voraussetzungen 
für den Erhalt der Beihilfen ist. Die Regierung macht Schwierigkeiten bei 
der Registrierung der Familien dafür verantwortlich, und obwohl Bemü-
hungen unternommen wurden, um missbräuchliche Registrierungen zu 
verhindern, bestehen die Probleme fort. In letzter Zeit kamen neue An-
zeigen dazu. Im ganzen Land zeigte sich, dass vor allem die privilegierte 
Bevölkerung, besonders die mit guten Beziehungen zu den Behörden, 
von dem Programm profitiert hat. Ausgeschlossen blieben eher die Bevöl-
kerungsschichten, die eigentlich ein Anrecht hätten.

Die Weltbank beschrieb kürzlich (Lavinas 2004b), dass die Summe, die im 
Programm ausgezahlt wird, unzureichend ist, und dass Programme wie 
Bolsa Escola etwa 10- bis 15-fach höhere finanzielle Mittel benötigten. 
Man kann daraus schließen, dass die Wirkung von Bolsa Família im 
Kampf gegen Armut und Elend begrenzt ist. Expertinnen und Experten 
aus Wirtschaft, Soziologie und anderen Bereichen halten die Programme 
zur Sicherung des Mindesteinkommens von ärmeren Familien aber den-
noch für wichtig, auch wenn letztlich mutigere Maßnahmen nötig sind, 
um Armut und soziale Ungleichheit wirksam zu bekämpfen.

Brasilien



26 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

 Die Autorin

Silvia Mara Corso promovierte an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München in Psychologie. Sie beschäftigt sich mit der Entwicklung und 
Beratung von Projekten für Kinder und Jugendliche in Risikosituationen in 
Brasilien.

 Literatur

Instituto Brasileiro de Geografia e Estatística (IBGE) (Hrsg.) (2000): 
Censo Demográfico. Rio de Janeiro
Instituto Brasileiro de Geografia e Estatística (IBGE) (Hrsg.) (2003): 
Pesquisa Nacional por Amostra de Domicílios. Síntese de indicadores. Rio 
de Janeiro
Lavinas, Lena (2004a): Bolsa-Família. Passe único da política social? 
www.ie.ufrj.br/aparte/usuários/colunista.php
Lavinas, Lena (2004b): Pobreza, números e marketing. www.ie.ufrj.br/
aparte/usuários/colunista.php
Ferro, Andréa R. (2005): Avaliação do impacto dos programas de bolsa 
escola no trabalho infantil no Brasil. Dissertação de Mestrado. In: Pesqui-
sa e planejamento econômico, 35. Jg., H. 3, S. 417-444
UNESCO (2004): Os serviços para a criança de 0 a 6 anos no Brasil. 
Brasília
UNICEF/Instituto Brasileiro de Geografia e Estatística (IBGE) (Hrsg.) 
(2001): Indicadores sobre Crianças e Adolescentes 1990-1999. Rio de 
Janeiro

Silvia Mara Corso



27 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

Chile

Andreas Hein / Marcela Buzzetti

 Prävention von Gewalt und Delinquenz ausgehend von Kindern – Programme und  
Politik in Chile

Im weitesten Sinne ist jede Politik, die negative Folgen von »Not« auf die 
Entwicklung von Menschen kompensieren und/oder verringern will, eine 
Politik, die als »Prävention« bezeichnet werden kann. Und wir stimmen 
zu, dass Sozialpolitik durch Bildung, Arbeit oder auf andere Weise allen 
Menschen die gleichen Ausgangsbedingungen bieten will, um am sozia-
len System zu partizipieren. Nach dieser Definition versucht jede nationa-
le Politik, die sich mit Kindheit beschäftigt, »irgendetwas« zu verhindern. 
So lassen sich viele Projekte und Programme zum Thema Kindheit finden, 
deren Ziele und Praktiken explizit oder implizit die Prävention verschiede-
ner »Probleme«, jeweils bezogen auf die Interessen und Ziele der sie 
entwickelnden Organisation, einschließen. Heute gibt es eine Vielzahl 
hochspezialisierter Programme, die sich auf vielfältige Art mit »früher 
Prävention« befassen, was manchmal unnötige Mehrfachanstrengungen 
zur Folge hat. In den letzten Jahren waren deshalb wichtige Anstrengun-
gen zu einer besseren Koordination der Aktivitäten für Kinder (in der 
Kindheit / zum Thema Kindheit) im Rahmen einer neuen Politik für Kinder 
und Jugendliche zu beobachten. Diese Anstrengungen haben zur Not-
wendigkeit verbesserter Konzeptionalisierung von Prävention und zu 
einer Festlegung der Zielstellungen von Prävention geführt.

Im Zentrum des Beitrags stehen die Grundlinien der wichtigsten Program-
me zur frühen Prävention bei Risikoverhalten in Kindheit und Jugend, 
besonders bei Gewalt und Delinquenz. Gerade diese haben in letzter Zeit 
viel Aufmerksamkeit in den Medien und verschiedenen staatlichen und 
nicht-staatlichen Organisationen erhalten. Sie drängen auf die Entwick-
lung koordinierter Strategien, die jenseits von Kontrolle und Strafe schon 
früh solches Verhalten von Kindern verhindern, das unerwünschte Konse-
quenzen für ihr Leben hat. In diesem Kontext gab es einige Änderungen 
in der Kinder- und Jugendpolitik, die in mancher Hinsicht mit der Präven-
tion von Risikoverhalten zusammenhängen.

Der Beitrag beschränkt sich im vorgegebenen Rahmen darauf, die Politik 
und Programme, die durch die Zentralregierung entwickelt wurden und 
die sich unmittelbar auf die frühe Prävention von Risikoverhalten und von 
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Delikten und Gewalt in der frühen Kindheit beziehen, darzustellen. Es 
gibt darüber hinaus auch kriminalitätspräventive Programme der zentra-
len und lokalen Regierungen, die im Folgenden nicht erwähnt werden. 
Zuerst werden die allgemeinen Handlungsfelder der Politik für Kinder 
und Jugendliche in Chile, deren Strukturen und die zuständigen Regie-
rungsbehörden beschrieben. Um den konzeptionellen Rahmen, in dem 
die neue Entwicklung von Strategien früher Prävention stattfindet, darzu-
stellen, werden die Leitlinien der neuen Politik für Kinder und Jugendli-
che erläutert. Und schließlich geht es um die wichtigsten Programme, die 
sich auf frühe Prävention von Risikoverhalten bei Delikten und Gewalt 
beziehen.

1 Die Chilenische Politik für Kinder und Jugendliche

Im Jahre 2000 waren in Chile zehn Jahre seit der Unterzeichnung der UN-
Kinderrechtskonvention durch die Regierung vergangen. Das war ein 
Meilenstein in der Entwicklung der Politik für Kinder und Jugendliche und 
beendete gleichzeitig den nationalen Kinderplan »Chiles Verpflichtung 
für die Kinder«. Die Überprüfung der erreichten Ziele und Verpflichtun-
gen hat die Regierung zu tief greifenden Veränderungen veranlasst und 
zur Ausgestaltung der Nationalen Politik für Kinder und Jugendliche 
sowie zum zugehörigen »Gemeinsamen Aktionsplan« für die Jahre 2001 
bis 2010 geführt.

Das Interesse der Regierung an Kindheit und Jugend hat in Chile eine 
lange Geschichte, doch der Zugang zu diesem Thema hat sich laufend 
verändert. Ging es zunächst eher um eine Politik der Hilfen, so geht es 
nun um Förderung und soziale Investitionen, bei denen die kindliche 
Entwicklung als wesentlicher Teil und in direktem Zusammenhang mit der 
gesamten menschlichen Entwicklung gesehen wird. Traditionell richteten 
die Programme im Kontext Kindheit ihre Angebote und Leistungen nur 
an »Probleme der Kinder« oder an »Kinder mit Problemen«. In diesem 
Kontext sind Institutionen und Programme entstanden, die Maßnahmen 
für Kinder und Jugendliche schaffen sollten, bei denen diese als Objekte 
von Aufmerksamkeit und Schutz und nicht als Personen mit Rechten 
betrachtet wurden. Diese Sichtweise hat verhindert, Kinder und Jugend-
liche als Personen anzusehen, die einerseits Bedürfnisse und andererseits 
Kompetenzen sowie Potenziale haben und die je nach Entwicklungsstufe 
in der Lage sind, sich an der Lösung ihrer Probleme zu beteiligen oder 
einen Beitrag dazu zu leisten. Die UN-Kinderrechtskonvention hat einen 
radikalen Wandel im Konzept der Kindheit bewirkt. Sie hat die Kinder im 

Andreas Hein / Marcela Buzzetti



29 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

Recht vom »Objekt« zum »Subjekt« gemacht und ihre Stellung in Fami-
lie, Gesellschaft und Staat neu geregelt.

Auf der einen Seite versucht die neue Regierungspolitik, einen Rahmen 
für alle Beteiligten bei der Anleitung und Durchführung der Angebote zu 
setzen, die die Regierung zugunsten der Kindheit und Jugend schafft. So 
werden die Grundbedürfnisse der Kinder als Rechte betrachtet, deren 
Einhaltung in der Verantwortung der Gesellschaft im Ganzen liegt. Auf 
der anderen Seite hat diese Politik strategischen Charakter, weil diese 
Aktivitäten gefördert werden. 

2  Die zuständigen Regierungsbehörden für die Durchführung der Politik für 
Kindheit und Jugend

Trotz aller Bemühungen wurde erst im Jahr 2003 der Ministerrat für 
Kindheit und Jugend unter der Leitung des Ministeriums für Planung und 
Kooperation (MIDEPLAN) ins Leben gerufen. Ganz allgemein ist dieser 
Rat für die Koordinierung, die Durchführung, die Begleitung und die 
Evaluation der nationalen Politik und den gemeinsamen Aktionsplan 
zuständig. Insbesondere soll der chilenische Präsident bei der Entwick-
lung, Ausgestaltung, Koordination und Stimmigkeit der Kinder- und 
Jugendpolitik beraten werden.

Der Rat setzt sich zusammen aus den Ministern für Gesundheit, Justiz, 
Arbeit und Sozialversicherung, Bildung, Frauen sowie Planung und Koo-
peration. Als permanente Gäste nehmen die Staatssekretäre aus den 
Ministerien für Inneres, Arbeit, Sport und Wohnungsbau sowie Spitzen-
beamte für den Staatshaushalt, die interministerielle Koordination aus 
dem Büro des Präsidenten und schließlich der Leiter des Nationalen Kin-
derbüros teil.1 

1 Genauer: Nationales Büro für Minderjährige. In Chile liegt das Volljährigkeitsalter bei  

18 Jahren (vollendetes Lebensjahr), sodass dieses Büro für alle unter 18 Jahren zuständig ist.

Chile
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Die wichtigsten Aufgaben, die dieser Rat für die Jahre 2003 bis 2006 auf-
gestellt hat, waren:
  Umsetzung der fünf strategischen Bereiche der Nationalen Politik und 

des Aktionsplans2

  Entwicklung eines Systems der Begleitung und Evaluation der Verabre-
dungen und Ziele
  Einführung von öffentlichen Rechenschaftsberichten zum Fortschritt in 

der Umsetzung der Rechte für Kindheit und Jugend

Zudem wird der Rat durch den im MIDEPLAN verankerten verantwortli-
chen Minister und durch eine fachübergreifende Arbeitsgruppe unter-
stützt. Diese Arbeitsgruppe setzt sich zusammen aus Vertretern der Mi-
nisterien und Behörden, die den seit der Verfassung von 2004 wieder 
eingesetzten Ministerrat bilden. Ebenso bildet der Rat den Beirat für die 
»Bürgerliche Gesellschaft für Kindheit und Jugend«.

3  Prävention von Delinquenz und Gewalt in Chile im Kontext der Nationalen 
Polititk für Kinder und Jugendliche

2004 hat die Abteilung für öffentliche Sicherheit und Ordnung des In-
nenministeriums deutlich gemacht, welche Maßnahmen die Politik als 
Prävention von Risikoverhalten von Kindern und Jugendlichen im Kontext 
von Gewalt und Delinquenz anerkennt und welche nicht. Prävention soll 
demnach jede Maßnahme gegen die Ursachen oder gegen die sozialen 
und situativen Risikofaktoren sein, die solches Verhalten hervorrufen. Im 
Gegensatz zu Prävention gibt es Strategien, die als »Kontrolle« definiert 
werden. Diese beziehen sich auf alle Vorgänge, die nach dem Auftreten 
einer kriminellen oder gewalttätigen Handlung in Gang kommen. In der 
Prävention geht die chilenische Regierung davon aus, dass sich Kriminali-
tätsprävention aus allen Maßnahmen zusammensetzt, die kriminelles, 
gewalttätiges Handeln verhindern. Es wird versucht, gegen die Ursachen 
der Delinquenz zu handeln. Dies deshalb, weil Prävention vonseiten der 
Politik in Chile aus sozialer Perspektive betrachtet wird und vernetzte 
sowie institutionenübergreifende Arbeit beinhaltet.

2 Die strategischen Bereiche sind: a) Sensibilisierung für die und Förderung der Rechte der 

Kinder, b) Stärkung der Familien als Hauptverantwortliche für die Entwicklung der Kinder,  

c) Koordination und Entwicklung politischer Leitlinien für Kinder aus rechtlicher Sicht,  

d) Entwicklung spezifischer Dienstleistungen zum Schutz gefährdeter Kinder und von Kindern, 

deren Rechte verletzt wurden, e) Förderung der Teilnahme von Kindern bei der Lösung ihrer 

Probleme.

Andreas Hein / Marcela Buzzetti
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Aus der Sicht dieses konzeptionellen Rahmens können die Programme 
benannt werden, die zur Zeit existieren und die auch auf die soziale 
Prävention von Risikoverhalten bei Kindern und Jugendlichen im Zusam-
menhang mit Gewalt und Delinquenz gerichtet sind:
  Frühe Hilfen für Kinder und Jugendliche in Risikosituationen
  Frühzeitiges Erkennen von Verhaltensproblemen
  Verminderung von familialer Gewalt und Kindesmisshandlung
  Verminderung von Gewalt in der Schule
  Bekämpfung der Armut

Im Folgenden werden Programme, die für Kinder in direktem Zusammen-
hang mit Prävention, wie eben definiert, entwickelt wurden, kurz be-
schrieben. Die Auswahlkriterien unterstreichen deren herausragende 
Bedeutung in Chile, die Bedeutung ihrer Erfahrungen und deren Reich-
weite.

3.1 Frühe Hilfen für Kinder und Jugendliche in Risikosituationen

In Chile gibt es Kinder, die die Schule abgebrochen haben, die Opfer 
familialer Gewalt sowie von Missbrauch geworden sind, die verlassen 
wurden oder auf der Straße leben, die ein Bagatelldelikt begangen haben 
oder die sich in einer Lage befinden, die als sozial bzw. kriminell riskant 
eingestuft werden kann. Dies waren die Themen zielgerichteter Interven-
tionen, die es erstens möglich machen, Kinder und Jugendliche in Risiko-
situationen ausfindig zu machen, und es zweitens erlauben, unter günsti-
gen Bedingungen soziale Netzwerke und Hilfsangebote zu aktivieren, um 
die Auswirkungen sozialer Risiken aufzulösen oder zumindest zu lindern. 
Dennoch müssen viele Initiativen noch konsolidiert und verbreitet wer-
den.

3.1.1 Angebote des Justizministeriums und des Nationalen Kinderbüros (Sename)

Die Abteilung für sozialen Schutz gehört zum Justizministerium. Diese 
Abteilung hat die Aufgabe, Leitlinien zu erforschen und vorzuschlagen, 
die das Justizministerium in der Kriminalitätsprävention und im Umgang 
mit Kinder- und Jugendkriminalität umsetzt. Außerdem entwickelt die 
Abteilung politische Schutzmaßnahmen für Kinder und Jugendliche, 
deren Rechte verletzt wurden, und für solche, die Fehlverhalten zeigen 
oder mit dem Gesetz in Konflikt geraten sind. Die Abteilung setzt sich 
aus dem Ressort für sozialen Schutz von Erwachsenen und der Abteilung 
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für Minderjährige zusammen, von der das Nationale Kinderbüro Sename 
abhängt. Sename ist möglicherweise eine der wichtigsten Einrichtungen 
bei der Entwicklung von Maßnahmen der »frühen Prävention«. Es hat als 
staatliche Einrichtung den Auftrag, zum Schutz und zur Förderung der 
Rechte von Kindern und Jugendlichen, denen geschadet wurde, sowie 
zur sozialen Wiedereingliederung von Jugendlichen, die mit dem Gesetz 
in Konflikt geraten sind, beizutragen. Die Arbeit wird durch das Angebot 
spezialisierter Programme in Zusammenarbeit mit öffentlichen oder priva-
ten Trägern fortentwickelt.

Bis zum 30. Juni 2004 registrierte das Netzwerk von Anbietern, die für 
das Nationale Kinderbüro (Sename) arbeiten, die Bereitstellung von 
69.364 Hilfen für minderjährige Jungen und Mädchen. Von diesen wur-
den 1.546 (2,2 %) in Einrichtungen untergebracht, die direkt von Sename 
verwaltet werden. In anderen Projekten, die von privaten Trägern (meist 
NGOs) durchgeführt werden, die mit Sename zusammenarbeiten und 
häufig finanziell unterstützt werden, wurden 67.818 (97,8 %) versorgt.

Aufgrund der zurzeit stattfindenden wichtigen Rechtsreformen (z. B. gibt 
es einen neuen Entwurf des Jugendrechts), durchläuft Sename gegen-
wärtig einen wichtigen Wandel in seiner Politik und Praxis. Dabei geht es 
im Wesentlichen darum, die Qualität der Interventionsmethoden in Rich-
tung mehr innovativer Ansätze zu verbessern. Gleichzeitig wurden seit 
dem Jahr 2001 Anleitungen für die Entwicklung neuer Ansätze von Prä-
ventionsmaßnahmen entwickelt, die sich auf die jahrelange Erfahrung im 
Umgang mit misshandelten Kindern, auf das Wissen um die Bedürfnisse 
vor Ort, die Verbesserung der Arbeitsmethoden in der Sozialplanung, die 
Sozialwissenschaften und natürlich auf die Leitlinien der UN-Kinder-
rechtskonvention stützen.
Im Bereich der Prävention versucht Sename, die Verstöße gegen die Rech-
te von Kindern zu verhindern, Gefährdungen ihrer normalen Entwicklung 
aufzudecken und eine angemessene psychosoziale Versorgung durch die 
Bereitstellung verschiedener Beteiligungsmodelle für Mädchen und Jun-
gen sowie deren Familien und die Gemeinden bereitzustellen. Dies alles 
geschieht durch die Entwicklung zielgerichteter ambulanter Angebote.

Die im Folgenden genannten Projekte sind die »Highlights« im Bereich 
der Prävention:
  Auf örtlicher Ebene entwickelte ambulante Angebote für Kinder und 

Jugendliche in Regionen mit dem höchsten sozialen Risiko
  Aktive Integration von Familien mit dem Ziel Empowerment und der 

Entwicklung von Schutzfaktoren
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  Förderung der Kinderrechte auf Gemeindeebene zur Entwicklung einer 
Kultur und beschützenden Umgebung für die Rechte der Kinder und 
Jugendlichen
Derzeit finanziert Sename auf nationaler Ebene 259 Präventionsprojekte, 
in denen 25.737 Jungen und Mädchen betreut werden. Diese Projekte, 
die von Fachleuten und mit Hilfe von Institutionen, die mit Sename zu-
sammenarbeiten, entwickelt werden, unterliegen der fachlichen und 
finanziellen Aufsicht von Sename.

Folgende Programme werden aktuell durchgeführt:
a) Gemeindezentren für die Rechte von Kindern und Jugendlichen (CIJ)
b) Zentren zur Stärkung der Familie
c) Zentren für Tagespflege 
d) Projekte zur Förderung der Kinderrechte

a) Gemeindezentren für die Rechte von Kindern und Jugendlichen (CIJ)
Diese Zentren wollen Kinder durch Gruppenarbeit in der Ausübung ihrer 
Rechte unterstützen. Indem solche Projekte in Gegenden mit großen 
sozialen Ungleichheiten und ungleichen Entwicklungsmöglichkeiten für 
Jungen und Mädchen eingeführt werden, sollen Verletzungen ihrer Rech-
te verhindert werden. Das Programm startete im Jahr 2001 mit der Um-
wandlung einiger Zentren der Tagespflege in Gemeindezentren, in denen 
Kinder und Jugendliche nach der Schule betreut werden, deren Eltern 
noch nicht zuhause sind. In der Zeit von Januar bis Juni 2003 gab es 
landesweit 120 CIJ-Projekte, die mit 11.885 Jungen und Mädchen im 
Alter von 5 bis 17 Jahren arbeiteten und die Familien und Gemeinden 
aktiv einbanden. Zurzeit gibt es auf nationaler Ebene annähernd 173 
CIJs.3

Die CIJ-Projekte beinhalten zwei Interventionsansätze: »Förderung der 
Kinderrechte« und präventive Eingriffe. Der erste Ansatz konzentriert sich 
auf Gruppenarbeit mit Jungen und Mädchen unter Einbeziehung der 
Familien, Aktivierung von Netzwerken und Sensibilisierung der Gemein-
de. Der zweite Ansatz bietet fachliche und technische Hilfen in Miss-
brauchsfällen, psychosoziale Hilfen, Vermittlung an spezialisierte Dienste 
etc.

Die CIJ-Projekte bieten täglich Betreuung nach der Schule und an Wo-
chenenden Vergnügungs- und Bildungsangebote. Zudem bieten sie 
psychologische und soziale Hilfen an, um Schutzressourcen der Kinder zu 

3 Weitere Informationen: http://www.gobiernodechile.cl/logros/reforma_justicia.asp
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stärken und deren Anerkennung als Subjekte des Rechts zu stärken. 
Durch örtliche Untersuchungen werden Gebiete und Bevölkerungsschich-
ten identifiziert, in denen und für die es keine adäquaten Bedingungen 
für die Umsetzung von Kinderrechten gibt. Dort setzen die Projekte an.

b) Zentren zur Stärkung der Familie 
Neben den CIJ-Projekten wurden Projekte zur Stärkung der Familie einge-
richtet. Diese Projekte werden in Gegenden eingesetzt, in denen die 
Schutzfaktoren von Familien durch individuelle, Gruppen- und Gemein-
schaftsinterventionen gestärkt werden sollen. Dazu wurden verschiedene 
Aktivitäten wie Workshops für Eltern und Kinder, individuelle Angebote, 
Zusammenarbeit mit für die Gemeinde erreichbaren sozialen Behörden 
etc. eingeführt.

c) Zentren für Tagespflege
Die Zentren für Tagespflege werden nicht beschrieben.

d) Projekte zur Förderung der Kinderrechte
Das sind Projekte, die Ausbildung und Training für Fachkräfte anbieten, 
verschiedene Strategien zur Verbreitung der Kinderrechte oder Evaluatio-
nen und Untersuchungen zur Verbesserung laufender Projekte durchfüh-
ren.

3.1.2   Präventionsmaßnahmen für Kinder im Alter von drei Monaten bis fünf Jahren, die 
in Armut leben 

Hauptsächlich kümmert sich die INTEGRA-Stiftung4, eine Einrichtung, die 
durch die Präsidentengattin gefördert wird, um diese Kinder. Ihre Aufga-
be ist die frühe präventive Arbeit durch die Finanzierung von Kindergär-
ten in benachteiligten Regionen. Die INTEGRA-Stiftung will eine ganz-
heitliche Entwicklung der Kinder im Alter von drei Monaten bis fünf 
Jahren, die in Armut leben, erreichen. Dazu bietet sie ein nationales 
Bildungsprogramm an, das die Kinderrechte berücksichtigt, Unterschiede 
respektiert, grundlegende Werte vermittelt sowie die Familien und Ge-
meinden mit einbezieht.
Eine weitere wichtige Initiative der Stiftung ist, Kinderkrippen in Gefäng-
nissen zur Verfügung zu stellen. Fast 2.300 Frauen leben derzeit in Ge-

4 Die INTEGRA-Stiftung ist eine gemeinnützige Organisation, die privat und staatlich 

finanziert wird.
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fängnissen. Viele von ihnen sind schwanger, wenn sie ins Gefängnis kom-
men, und ihr Kind wird geboren, während sie ihre Gefängnisstrafe 
absitzen. Die Stiftung ermöglicht ihnen, mit ihren Kindern zusammenzu-
bleiben, bis diese zwei Jahre alt sind. Damit sollen den im Gefängnis zur 
Welt gekommenen Mädchen und Jungen affektive Anregungen, psycho-
motorische Förderung und ausreichend Ernährung angeboten werden.
Die chilenische Polizei stellt die Infrastruktur für die Kinderkrippen bereit. 
Die Stiftung stellt das Erziehungsprogramm, das Personal und die Baby-
nahrung zur Verfügung. INTEGRA ist in Chile die einzige Institution, die 
Vorschulerziehung in Gefängnissen anbietet.

3.1.3 Das Programm »Schutz rund um die Uhr« der chilenischen Polizei

Das Präventionsprogramm »Schutz rund um die Uhr« wurde durch eine 
Initiative der zuständigen Polizeidirektion für Familienschutz ins Leben 
gerufen. Diese berichtet der örtlichen Verwaltung monatlich alle Fälle, in 
denen Minderjährige in einem entsprechenden Bereich aus irgendeinem 
Grund von der Polizei aufgegriffen wurden. Entweder sind diese Kinder 
aufgrund einer Straftat in Gewahrsam genommen worden oder sie ka-
men mit der Polizei in Berührung, weil sie in ihren Rechten verletzt wur-
den, z. B. missbrauchte Kinder. Ziel des Programms ist, so früh wie mög-
lich Kontakt zur Familie zu bekommen, deren Probleme kennenzulernen 
und sie mit den sozialen Netzwerken der örtlichen Behörden wie Gesund-
heits- oder Erziehungsprogrammen, speziellen Angeboten von Sename, 
beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen u. a. zu verbinden. So wird ver-
sucht, den Rückfall in die Kriminalität oder die Wiederholung von Situati-
onen, in denen Rechte verletzt wurden, zu verhindern. Im Mittelpunkt 
des Programms steht das Konzept der »rechtzeitigen Hilfen«. Auf diese 
Weise versucht die chilenische Polizei, die monatlichen Meldungen zu 
nutzen.

Das Programm wurde 1996 eingeführt, um innovativ und durch instituti-
onenübergreifende Zusammenarbeit, Einbeziehung der Familien, Respekt 
vor den Rechten und Pflichten der Kinder und an den Bedarfen orientiert 
auf die Tendenzen zu sozialem Ausschluss zu antworten. Diese Initiative 
beinhaltet eine engere Zusammenarbeit zwischen den bis dahin unkoor-
diniert arbeitenden öffentlichen Institutionen, sodass es nun die Möglich-
keit gibt, Kinder und ihre Familien schon bei ersten Anzeichen von Pro-
blemen zu erreichen.
Bis heute haben 32 Stadtverwaltungen in der Hauptstadt-Region an dem 
Programm teilgenommen, das durch eine örtliche, vom Rathaus abhängi-
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ge Organisation durchgeführt wird. Zukünftig will die Polizei das Pro-
gramm landesweit verbreiten.
Derzeit funktioniert das Programm, allerdings mit einigen Schwierigkei-
ten. So ist das Hauptproblem, dass die Städte freiwillig teilnehmen. Weil 
es dafür aber keinerlei finanzielle Unterstützung gibt, können die Städte 
in vielen Fällen keine zuständige Person zur Verfügung stellen, die die 
ausschließliche Verantwortung für das Programm übernehmen kann. 
Deshalb war es vielen teilnehmenden Städten bisher nicht möglich, ein 
Interventionsmodell oder einen klaren Entwurf für ein Arbeitsprogramm 
zu erstellen.

3.2 Frühzeitiges Erkennen von Verhaltensproblemen

Das frühe Vorkommen von Verhaltensproblemen in der Kindheit wird mit 
der anschließenden Entwicklung von gewalttätigem oder kriminellem 
Verhalten verknüpft (Hein/Barrientos 2004). Deshalb sind das frühzeitige 
Erkennen von Verhaltensproblemen oder psychischen Störungen durch 
die Schule und das Gesundheitswesen sowie eine angemessene Reaktion 
darauf von großer Bedeutung. Es gibt aber immer noch Probleme, Aussa-
gen zur Prävalenz von Verhaltensproblemen oder psychischen Störungen 
bei Kindern zu machen.

3.2.1 Programm des Gesundheitsministeriums zur psychischen Gesundheit

Das Gesundheitsministerium hat Richtlinien und einen Nationalen Plan 
für psychische Gesundheit erarbeitet, die in den verschiedenen Gesund-
heitseinrichtungen des Landes umgesetzt werden. Dazu gehören Präven-
tion, Förderung und Interventionspläne. Kinder und Jugendliche sollen 
beim Erwerb von Schutzfaktoren unterstützt werden, weniger psychische 
Probleme sollen die Folge sein. Ebenso soll die Abnahme negativer psy-
chosozialer Auswirkungen von Stress auf die individuelle, kollektive und 
psychische Gesundheit ermöglicht werden. Dieses Ziel wird durch die 
Entwicklung von Schutzfaktoren, die Veränderung der Risikofaktoren und 
den Abbau der Ungleichheiten, vorrangig mit Hilfe der Angebote der 
staatlichen Gesundheitszentren, für sozial Benachteiligte angestrebt.

Eine der grundlegenden Strategien zum Schutz der psychischen Gesund-
heit ist die Entwicklung von Fähigkeiten, die Menschen, Familien und 
Gruppen stärken. Dies ermöglicht nachhaltige Kommunikation mit ande-
ren sowie mehr Kompetenz in der Stressbewältigung. Diese Strategie 
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berücksichtigt verschiedene Entwicklungsstadien, einschließlich der Ge-
schehnisse seit der Schwangerschaft, um gegen physische, soziale und 
psychologische Veränderungen in der Entwicklung anzugehen. Es sieht 
auch die Förderung der Partizipation und Organisation zur Steigerung 
des sozialen Zusammenhalts, mit denen Menschen und Gruppen mehr 
Kontrolle bei der Entscheidungsfindung und –umsetzung ihrer Lebens-
entwürfe erlangen, als relevant an.

Priorität bei den präventiven Maßnahmen für die psychische Gesundheit 
haben die Reduzierung von Gewalt, von Alkohol- und Drogenmissbrauch, 
von sozialer und emotionaler Isolation, von geringem Selbstwertgefühl, 
das Vermeiden von Konkurrenz und Überforderung in der Arbeit sowie 
das Fördern des Interesses an Freizeitaktivitäten. Diese Prioritäten werden 
nach Altersgruppen definiert. So sind z. B. Vorschulkinder stark gestresst 
durch viele Geschwister, getrennte oder problematische Familien oder 
widrige Lebensumstände mit Armut oder Isolation. Im Fall von Kindern 
im Grundschulalter richtet sich die Prävention an Kinder mit Anpassungs-
schwierigkeiten, an Kinder, die ohne Vater aufwachsen, an Kinder aus 
Familien mit einem psychisch kranken Familienmitglied oder an Kinder, 
deren Familien in den Gemeinden isoliert sind. Bei größeren Kindern 
schließlich haben die Priorität, die u.a. in einer gewalttätigen Umgebung 
leben, die Drogen- und Alkoholmissbrauch ausgesetzt sind und solche,       
die Schulprobleme haben oder die Schule abbrechen.

Besondere Aufmerksamkeit richtet Prävention auf Kinder mit einem 
Aufmerksamkeits-Defizit-Syndrom (ADS). Deswegen werden bei Kindern 
im Alter von unter 15 Jahren Neurologen, Psychiater und kinderpsycholo-
gische Dienste hinzugezogen. Prävention und rechtzeitige Beachtung von 
Kindern mit ADS ist sehr wichtig geworden, weil diese Kinder häufiger 
Unfälle haben, die Schule schwänzen oder abbrechen und an emotiona-
len Störungen leiden, was auch für die Familiensituation eine hohe Belas-
tung darstellt. Kinder mit ADS werden auch häufiger Opfer von psychi-
scher oder physischer Misshandlung.

Das Gesundheitssystem bietet in Schulen und Gemeinden viele Angebote 
zu Erziehung und Bildung sowie laufende Informationen (Broschüren und 
Ratgeber) an, um die Kompetenzen der Erwachsenen zu steigern. Umge-
setzt wird dies in der Gesundheitsberatung und in den Gesundheitszent-
ren, die auf lokaler Ebene arbeiten. Programme zur Prävention und Früh-
erkennung richten sich an Kinder, Jugendliche und ihre Familien und 
werden von den öffentlichen Gesundheitszentren angeboten. Eingebun-
den sind städtische und ländliche Beratungsstellen, Familien-Gesundheits-
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zentren, Gemeindezentren für psychische Gesundheit in der Familie, 
Notfallhilfen sowie medizinische Zentren und private Beratungen durch 
Kinderärzte und Mediziner. Die Einrichtungen haben multidisziplinäre 
Teams, die Diagnosen erstellen und ambulante Hilfen anbieten.

Bei ADS besteht die Früherkennung und Prävention in der rechtzeitigen 
Diagnose der Störung und der Überweisung in eine angemessene medizi-
nische Behandlung. Damit sollen die Familien in den notwendigen Fähig-
keiten zur Verbesserung der Lebensqualität gefördert und emotional 
unterstützt werden. Zusätzlich werden Materialien zur Erziehung an die 
Kinder und ihre Familien verteilt, um die Behandlung zu stützen und die 
Persönlichkeitsentwicklung sowie die Fähigkeit zur Selbsthilfe zu fördern. 
Das Programm bietet ebenso Gruppenarbeit mit Lehrern, Eltern und 
Kindern, in der die Aufmerksamkeit, der Informationsaustausch, die 
Qualifizierung, die Einschätzung und die Koordination für solche Fälle 
verbessert werden.

3.2.2 Programme zur schulischen Gesundheitserziehung und «Life skills training«

Diese Programme werden vom Nationalen Rat für Schulhilfen und Stipen-
dien (JUNAEB), der selbst vom Erziehungs- und Bildungsministerium 
abhängig ist, sowie vom Ministerium für Gesundheit gefördert.
Sie sind einerseits darauf ausgerichtet, den Schulerfolg in Gemeinden mit 
großen sozioökonomischen Schwierigkeiten und psychosozialen Risiken 
zu erhöhen. Dies soll sich in hohen Bildungsstandards, niedrigen Wieder-
holungsraten und der Verringerung der Zahl von Schulabbrechern aus-
drücken. Andererseits versuchen beide Programme, die sozialen Fähigkei-
ten der einzelnen Schüler zu verbessern und damit Probleme, die in der 
späteren Jugend auftreten können, z. B. Alkohol-, Nikotin- und Drogen-
missbrauch, Gewalt und unerwünschte Schwangerschaften, zu verhin-
dern.

a) Die schulische Gesundheitserziehung
Mit diesem Programm sollen Schulen befähigt werden, Kindern einen 
gesunden Lebensstil zu vermitteln. Dazu sollen erzieherische Maßnahmen 
abgestimmt, Gesundheitserziehung und Schutz vor Krankheiten geför-
dert werden. Das Programm ermöglicht speziellen Schulen den Zugang 
zu Beratungen durch psychologische Experten aus öffentlichen oder 
privaten Institutionen in derselben Region. Dieses Team unterstützt die 
Durchführung der Interventionsprojekte. Staatlich geförderte Grundschu-
len mit mindestens 200 Schülerinnen und Schülern können sich durch die 
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Präsentation eines Projektes zum Programm bewerben und teilnehmen. 
Jede ausgewählte Schule muss eine Evaluation nachweisen, die einen Ein-
druck davon vermittelt, wie die Schulgemeinschaft mit Belangen im Bereich 
der psychischen Gesundheit umgeht. Das Programm dauert drei Jahre, in 
denen die Schule einige konkrete und realistische Ziele erreichen soll.
Zusätzlich zu den Beratungen werden die Schulen mit Materialien zu 
Bildung und Erziehung wie Software, Videos, Poster und Spiele versorgt. 
Lehrer lernen in Weiterbildungen, wie sie mit Situationen in Gruppen und 
Klassen sowie mit Ressourcen umgehen und Projekte entwickeln können, 
die die Gesundheit der Lehrer, Schüler und Eltern fördern. So entstehen 
präventive Angebote, die Kindern aus Risikogruppen und Kindern mit 
psychischen Störungen helfen können.
2.554 Schulen haben das Programm bereits durchlaufen und wurden 
erfolgreich zertifiziert, weitere 3.700 Schulen nehmen teil und bisher 
wurden ca. 92.663 Jungen und Mädchen erreicht.
 
b) »Life skills training«
Auch dieses Programm läuft unter der Leitung von JUNAEB sowie dem 
Erziehungs- und dem Gesundheitsministerium. Das Programm entwickelt 
Maßnahmen, die psychisch gesundes Handeln von Lehrern, Kindern und 
Eltern fördern sollen. So sollen Risikoverhalten und Risikofaktoren durch 
frühe Erkennung, Weitervermittlung und Intervention verhindert werden. 
Auf der Grundlage der bekannten Erfahrungen des »Perry School«-
Programms5 setzen die Aktivitäten bereits früh an. Entwickelt werden 
sollen sowohl soziale wie sozio-emotionale Fähigkeiten, aber auch die 
Gesundheitserziehung und das Familienumfeld. Damit sollen schulische 
Schwierigkeiten verhindert werden, die sich später zu psychischen Stö-
rungen entwickeln können.

Zwei Typen von Fragebögen ermöglichen das frühe Erkennen von Kin-
dern mit Schwierigkeiten: TOCA-R richtet sich an Lehrer und PSC an 
Eltern. Mit ihrer Hilfe können Kinder, die Aufmerksamkeit brauchen, 

5 Das «High/Scope Perry Preschool Project” begann im Jahr 1962. 123 Kinder mit vielen 

Belastungsfaktoren nahmen in den ersten Schuljahren an einem experimentellen Erzie-

hungsprogramm teil. Durch aktive Lernstrategien sollte dieses Programm die Entwicklung 

intellektueller und sozialer Fähigkeiten der Teilnehmer fördern. Die Eltern waren aktiv 

durch Workshops und wöchentliche Hausbesuche, mit denen man ihre Erziehungsfähig-

keiten fördern wollte, eingebunden. Die 123 Kinder wurden in einem experimentellen 

Rahmen 27 Jahre lang begleitet. Ein Resultat war u.a., dass die untersuchte Gruppe später 

weniger Kriminalität zeigte. Mehr zu diesem Thema unter http://www.ncjrs.gov/pdffiles1/

ojjdp/181725.pdf.
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entdeckt werden. Die Ergebnisse werden an die Gesundheitsnetzwerke in 
den Gemeinden (eingerichtet vom Gesundheitsministerium) weitergelei-
tet, die für das weitere Vorgehen zuständig sind. Die Eltern werden eben-
falls über die Ergebnisse informiert. Mit ihnen wird gearbeitet, damit sich 
die in den Erhebungen ermittelten Risikofaktoren zu keinem Zukunftspro-
blem entwickeln. Außerdem werden Arbeitskreise für Lehrer angeboten, 
um ihnen Methoden für den Umgang mit den großen Unterschieden bei 
den Schülern und den Bedürfnissen der Familien zu vermitteln.
Das Programm wird in der zweiten Klasse mit den aufeinander aufbauen-
den Schritten Diagnose und Evaluation durchgeführt und dann in der 
dritten Klasse fortgesetzt.
Bis zum Jahr 2004 hat das »Life skills training« nahezu 98.180 Kinder 
erreicht. Die vorläufige Auswertung des Programms ergab einen quanti-
tativ messbaren Einfluss auf die Reduzierung psychischer Probleme.

3.3 Verminderung von familialer Gewalt und Kindesmisshandlung

In Chile sind nach Angaben von UNICEF mehr als 70 % der Kinder in 
irgendeiner Form von Verwandten misshandelt worden (UNICEF 2000). 
Außerdem wurde ein wichtiger Zusammenhang zwischen permanenter 
Gewalt im häuslichen Bereich und Gewalt sowie Delinquenz im Jugendal-
ter festgestellt. Häusliche Gewalt ist deshalb zu einem zentralen Teil der 
Prävention von bereits erwähntem Risikoverhalten geworden und die 
Interventionen konzentrierten sich in diesem Bereich wieder auf das 
Verhindern von Gewalt, während zuvor die Auswirkungen der Gewalt in 
der Familie auf misshandelte Frauen und Kinder im Mittelpunkt standen.

a) Zentren für die Beobachtung und Prävention familialer Gewalt und 
»Schutz-Netzwerke«
Das vom Ministerium für Planung und Kooperation (MIDEPLAN) geförder-
te Nationale Frauenbüro (SERNAM) unterhält auf örtlicher Ebene Zentren, 
die auf Probleme im Zusammenhang mit häuslicher Gewalt spezialisiert 
sind (VIF). Diese Zentren haben multidisziplinäre Teams (Rechtsanwälte, 
Psychologen, Sozialarbeiter und Sozialpädagogen), die Frauen aller Al-
tersgruppen, die Opfer häuslicher Gewalt wurden, Informationen sowie 
soziale, rechtliche und psychologische Betreuung anbieten. Das Angebot 
gilt entweder nur für die Opfer (meist Frauen) oder für die ganze Familie 
(Paare und/oder Kinder). Grundsätzlich wird angestrebt, dass die gesamte 
Familie diese Zentren aufsucht und nicht nur das Opfer.
Gegenwärtig gibt es in Chile 25 Zentren, die 18.750 Personen erreichen 
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und 167.500 Nutznießer von präventiven Maßnahmen in den Gemein-
den, Schulen, der Gesundheitsberatung und der Rechtsberatung.

Die Zentren arbeiten ebenfalls mit dem Netzwerk gegen häusliche Ge-
walt und Kindesmisshandlung, auch «Schutz-Netzwerk” genannt, zusam-
men. Dieses Netzwerk steht unter der Leitung von SERNAM in enger 
Verbindung zu Fachverbänden wie den Akademien für Anwälte, Psycho-
logen, Sozialarbeitern und manchmal sogar für Lehrer sowie Ärzte. Ziel 
des Netzwerks ist die Koordination der Maßnahmen öffentlicher und 
privater Träger sowie ziviler Vereinigungen durch die Beteiligung in Ar-
beitsgruppen auf nationaler und regionaler Ebene. Auf diese Art hofft 
man, ein fachübergreifendes Vorgehen zu entwickeln, das alle Präventi-
ons- und Beobachtungsmaßnahmen in diesem Bereich bündelt. Insbeson-
dere die oben genannten Berufsverbände ermöglichen eine ungebunde-
ne Zusammenarbeit der Fachkräfte in Fällen der häuslichen Gewalt.
Zu den Angeboten des Netzwerks gehören Workshops, Videos, Foren 
und Fortbildungen, die einerseits pädagogischen Fachkräften und sozia-
len Organisationen und andererseits Eltern in der Erziehung ihrer Kinder 
Informationen und Orientierung bieten. Bis heute wurden damit unge-
fähr 25.000 Menschen erreicht.

b) Die Nationale Kampagne für einen guten Umgang mit Kindern
Es wird angenommen, dass für die Verhinderung von Kindesmisshand-
lung eine Veränderung der sozialen Wahrnehmung dieses Themas in der 
Gesellschaft notwendig ist. Deshalb wurden seit 1997 intensive öffentli-
che Kampagnen entwickelt, mit denen die Wahrnehmung sensibilisiert 
werden soll. Die Kampagnen wurden vom Justizministerium durch den 
Interministeriellen Rat zur Prävention von Kindesmisshandlung, unter 
Beteiligung der Ministerien für Bildung und Gesundheit, der Polizei, der 
INTEGRA-Stiftung, von Sename und dem Nationalen Frauenbüro auf den 
Weg gebracht.
Die Kampagnen sollen die soziale Verantwortung fördern und die Idee 
eines »guten Umgangs« etablieren, d.h. aus erzieherischer und präventi-
ver Perspektive betonen sie die Reduzierung von Angst und/oder den 
Rückgang von Misstrauen zwischen Kindern und Erwachsenen. Zudem 
sorgen sie dafür, dass die nötigen Instrumente zur Erkennung von Miss-
brauch, für die Unterstützung der Opfer und das Grundwissen für den 
Umgang mit solchen Situationen angeboten werden. Die Kampagnen 
werden landesweit durchgeführt und haben alle bereichsübergreifenden 
Charakter, sie sind regional und lokal präsent und umfassen alle Arbeits-
bereiche, die das Nationale Komitee für die Prävention von Kindesmiss-
handlung abdeckt. So wurde z. B. im Jahr 2001 für einen Monat die 
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fünfte Version der »Nationalen Kampagne für einen guten Umgang mit 
Kindern« entwickelt, in deren Rahmen öffentlichkeitswirksames Material 
verteilt und im öffentlichen Verkehrssystem, im Rundfunk sowie über die 
Homepage der Regierung Werbung gemacht wurde.

3.4 Verminderung von Gewalt in der Schule

Im Rahmen der Bildungsreform, die die Regierung derzeit durchführt, 
werden Gewaltlosigkeit und friedliche Konfliktlösung in Bildungseinrich-
tungen als notwendig für das Erreichen hoher Bildungsstandards bei 
Schülern angesehen. Auch wenn man annimmt, dass die Gewalt in den 
Einrichtungen mit den soziokulturellen Bedingungen und dem Umfeld 
der Kinder zusammenhängt, wurden Bildungseinrichtungen aufgerufen, 
einen Part in der Gewaltprävention zu übernehmen, weil die Schule als 
Sozialisationsinstanz große Bedeutung hat.

Aufgrund des dezentralen chilenischen Schulsystems liegt die Hauptstra-
tegie im Umgang mit diesem Problem derzeit in der Entwicklung und 
Verbreitung von Arbeitsmethoden und in der Qualifikation der Direktoren 
und der Lehrer. Weiter gehören dazu die Evaluation neuer Initiativen und 
die Verbreitung »guter Praxis«, die Entwicklung interdisziplinärer Ansätze 
auf lokaler Ebene und die Verbesserung des Schulklimas. Auf demselben 
Weg werden Methoden zur Diagnose entwickelt, die eine Messung der 
Verbreitung von Gewalt auf nationaler Ebene ermöglicht.

Schaut man sich die Entwicklung der Ansätze und die Verbreitung »guter 
Praxis« genauer an, dann gibt es einen Mangel an systematischen Unter-
suchungen zu Häufigkeit, Ernsthaftigkeit und möglichen Gründen (z. B. 
die Rolle der Familie und des Umfelds). Die Entwicklung einer angemes-
senen Politik hängt aber in hohem Maße von den Ergebnissen solcher 
Untersuchungen ab.

2001 hat das Ministerium für Bildung die Leitlinien «Die Koexistenz von 
Schulen” veröffentlicht, die den Rahmen für alle Maßnahmen des Minis-
teriums mit dem Ziel der Koexistenz darstellen sollen. Diese Leitlinien 
bieten für das Handeln der Beteiligten eine Art Orientierungs- und Ver-
bindungsfunktion, für Werte, die ein friedliches »Zusammenleben« er-
möglichen, wie Respekt für Vielfalt, gewaltfreie Konfliktlösung, aktive 
Beteiligung in der Gemeinschaft, Mitarbeit, Autonomie und Solidarität. 
Die Leitlinien sollen ebenfalls dazu anregen, zielgerichtete Maßnahmen 
an unterschiedlichen Orten einzusetzen.
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Das Ministerium für Bildung entwickelt Initiativen, mit denen Schüler 
gewaltfreie Konfliktlösung lernen sollen. Die Programme richten sich an 
verschiedene Altersgruppen, von den Vorschulen bis zu den Oberschulen, 
und enthalten spezifische didaktische Materialien. Das Ministerium koor-
diniert und überwacht durch regionale Büros die Umsetzung der Pro-
gramme, die während des Unterrichts durchgeführt werden. Im Folgen-
den sollen zwei von der Politik geförderte Initiativen vorgestellt werden:

a) Demokratischer Ausschuss für friedliches Zusammenleben in der  
Schule
Der Ausschuss gehört zur fachlichen Entwicklung in der Erziehung zur 
gewaltfreien Konfliktlösung. Er bietet fachübergreifende Projekte bei 
Problemen mit Gewalt und Diskriminierungen in den Schulen an wie 
Kurse, in denen Lehrer über Gewalt an der Schule diskutieren und nach 
Lösungen suchen können. Außerdem versucht er, die Eltern einzubezie-
hen und Programme für Kinder mit speziellen Bedürfnissen anzubieten.

b) Leitfäden und Anleitungen für die Umsetzung der Politik an den Schu-
len 
Ein weiterer gut entwickelter Aspekt ist die Erarbeitung standardisierter 
Programme für die Einführung präventiver Strategien. Dazu gehören 
Leitlinien für Lehrer, mit Ideen z. B. für verbesserte Schulregeln, für die 
Schülerbeteiligung bei der Entwicklung dieser Regeln und für den Um-
gang mit Kindesmisshandlung sowie schließlich auch noch Leitlinien für 
die Entwicklung von Programmen zur friedlichen Konfliktlösung von der 
Vorschule bis zur Oberschule. 

3.5 Bekämpfung der Armut

Weil Armut ein Risikofaktor in der Entwicklung von Kindern ist, sollen 
einige Programme zur Bekämpfung der Armut erwähnt werden, die 
einen Zusammenhang zur frühen Prävention haben. So hat die Regierung 
versucht, die Ressourcen der Familien zu stärken, damit sie Zugang zu 
umfassenden Hilfen haben. Dazu wurde das Programm »Solidarisches 
Chile« entwickelt, das bedürftigen Familien leichteren Zugang zu den 
staatlichen Schutz-Netzwerken und zu Programmen ermöglicht, die 
direkt oder indirekt eine Verbesserung der Lebensqualität der Kinder 
bewirken. Auch wenn dieses Programm erst am Anfang ist, zeigt sich 
bereits jetzt, dass es die Wirkungsweise des Systems wesentlich verbes-
sert hat (MIDEPLAN 2003). Von der Gesamtzahl der Personen, die bis 
2003 von diesem System profitiert haben, sind 43,4 % unter 18 Jahre alt, 
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besonders groß ist die Gruppe der Kinder von null bis sechs Jahren.
Die Auswahl der besonders armen Familien erfolgt auf der Grundlage der 
vom Sozial-Survey (CAS II) gesammelten Daten, die in den Kommunen 
erhoben werden. Diese Familien werden eingeladen, das soziale Schutz-
System in Anspruch zu nehmen.
Erklären sich die Familien bereit, am Programm «Solidarisches Chile« 
teilzunehmen, wird mit ihnen in drei Schritten gearbeitet:

a) Das Programm »Brücke« und der Solidaritätsbeitrag
Das Programm »Brücke« bietet psychosoziale Unterstützung für das 
gesamte Familiensystem und verbindet sie mit den staatlichen sozialen 
Schutz-Netzwerken. Die Familien beteiligen und verpflichten sich, mit 
einem »Familienhelfer« zu kooperieren. Diese Fachkraft arbeitet 24 Mo-
nate mit der Familie und unterstützt den Erwerb von Fähigkeiten, damit 
sie einen eigenen Weg aus der Armut finden können. Dabei erhalten die 
Familien in diesem Stadium einen Solidaritätsbeitrag als Bonus, der den 
Frauen oder dem Familienoberhaupt ausbezahlt wird.

b) Finanzielle Unterstützung
Ähnlich wie beim Programm »Brücke« können die Familien bevorzugt 
verschiedene finanzielle Hilfen durch den Staat in Anspruch nehmen. 
Darunter gibt es eine Einmal-Zahlung an Familien mit Kindern unter 18 
Jahren.

c) Bevorzugter Zugang zu sozialen Programmen
Schließlich haben Familien ebenfalls bevorzugten Zugang zu öffentlichen 
oder privaten Sozialprogrammen. Dafür haben sich verschiedene Instituti-
onen und Organisationen aus den Bereichen Gesundheit, Bildung, Arbeit, 
Wohnungswesen, Justiz u.a. gegenüber MIDEPLAN verpflichtet, den 
Zielgruppen von »Solidarisches Chile« Vorrang einzuräumen. Dies bietet 
Kindern in Risikosituationen privilegierten Zugang zu unterschiedlichen 
Hilfsangeboten.
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4 Abschließende Bemerkungen

Es ist schwierig, in einem so kurzen Beitrag alle Maßnahmen und Aktio-
nen, die es in Chile zum Thema »Frühe Prävention« gibt, darzustellen. 
Manche Initiativen konnten nicht erwähnt werden. Allgemein gilt, dass in 
den letzten zehn Jahren innovative Programme entwickelt wurden, die in 
der einen oder anderen Weise mit dem Thema »Frühe Prävention« für 
Kinder verknüpft sind.

Für alle Programme gilt, dass sie sich grundsätzlich an den Kinderrechten 
ausrichten und dass sie versuchen, die Stigmatisierung von Kindern mit 
großen Benachteiligungen zu überwinden. Außerdem haben die Initiati-
ven eine überzeugende und systematische Sicht der Probleme, weshalb 
sie ganzheitliche Lösungen anstreben, die unter anderem sozioökonomi-
sche, Familien-, Erziehungs- und Bildungsfaktoren berücksichtigen. Kin-
der sollen alle ihre Möglichkeiten gut entwickeln können und nicht nur 
ihre jeweiligen Probleme bewältigen.
Angesichts der vorhandenen Probleme muss erwähnt werden, dass sich 
viele der beschriebenen Initiativen noch im Aufbau befinden. Durch die 
Vielfalt der verfügbaren Initiativen haben die Anstrengungen der letzten 
Jahre die Entwicklung von Koordinationsstellen zwischen den Maßnah-
men der verschiedenen Institutionen als vorrangig erscheinen lassen. 
Eines der häufigsten Probleme hängt mit der mangelnden Koordination 
zwischen den sozialen Behörden zusammen, die zu einer unnötigen 
Doppelung der Arbeit führt. Dies bedeutet nicht nur einen Verlust von 
Ressourcen, sondern kann auch unerwünschte Auswirkungen auf die 
Kinder haben, denen sie eigentlich helfen wollen. In der Lösung dieses 
Problems liegt eine der größten Herausforderungen in der Zukunft.

Eine zweite wichtige Herausforderung verbindet sich mit den Wirkungs-
evaluationen, mit denen die Effekte von Politik und Praxis nachgewiesen 
werden können. Viele der gegenwärtigen Programme laufen erst seit 
kurzem, sodass die Wirkungen noch nicht evaluiert werden können. 
Trotzdem ist es möglich, einige Beispiele »guter Praxis« hervorzuheben, 
wie das »Life skills Training« von JUNAEB, für das eine positive Auswir-
kung auf die Reduzierung von psychischen Störungen nachgewiesen wer-
den konnte.
Interessant ist ein Blick auf den Haushalt, der zeigt, dass in der Politik der 
Kriminalitätsprävention und Kontrolle die Ausgaben für Kontrollmaßnah-
men etwa sechs- bis achtmal höher sind als die für Prävention. Ein mögli-
cher Grund dafür könnte sein, dass Präventionsprogramme meistens die 
Wirkung ihrer Ansätze nicht durch Wirkungsevaluationen demonstrieren 
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können. Vor diesem Hintergrund ist es »leichter« mehr Geld für Justiz 
und Polizei auszugeben als für präventive Ansätze. Mehr finanzielle Mit-
tel für die Initiativen, die sich gezielt mit früher Prävention beschäftigen, 
wären ein wichtiges Ziel für die Zukunft.

Und schließlich ist die Vorstellung, dass die Prävention von Gewalt und 
Delinquenz bereits in der Kindheit ansetzen soll, in Chile ziemlich neu. 
Deshalb kann man in den kommenden Jahren größere Entwicklungen in 
diesem Feld erwarten.
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China

Ju Qing

Erziehung von Kindern und die Prävention von Delinquenz in China

Wenn in China derzeit von Jugenddelinquenz gesprochen wird, bezieht 
sich dies auf junge Menschen im Alter von 14 bis 25 Jahren. Daraus 
folgt, dass sich präventive Strategien in diesem Kontext mit Jugendlichen 
zu Beginn und während der Adoleszenz beschäftigen. Jüngere Kinder 
werden also nur selten mit einem Bezug zu Delinquenz und Delinquenz-
prävention betrachtet. Stattdessen denkt man in China mehr darüber 
nach, wie Kinder geschützt und erzogen, wie die Umstände und Bedin-
gungen für eine gesunde Entwicklung gesichert werden können. Wie 
können Kinder angeleitet werden, einen richtigen Blick auf das Leben, 
die Welt und die Werte zu entwickeln und soziales Verhalten auszubil-
den?

Die wichtigsten Institutionen für Kinder unter zehn Jahren sind in China 
die Familie, der Kindergarten und die Grundschule. Zuallererst sind die 
Eltern für die Förderung und Erziehung der Kinder verantwortlich. Mit 
der Entstehung kleiner Kernfamilien hat sich deren Verantwortung ver-
größert, auch wenn der Einfluss der Großfamilien nicht komplett ver-
schwunden ist und Großeltern sowie selbst Onkel und Tanten weiterhin 
eine wichtige Rolle spielen.

Im Kontext der Einführung der offiziellen Ein-Kind-Politik geriet das einzi-
ge Kind in die Rolle eines Hoffnungsträgers für die ganze Familie. So wird 
oft ein Vermögen in dieses eine Kind investiert und in China sind im  
Bereich früher Bildung und Bildungsberatung viele kommerzielle Unter-
nehmen entstanden. Sie bieten ihre Ideen und Dienstleistungen auf dem 
freien Markt an und dieser wird von Zeitschriften und Büchern, die sich 
alle mit den Themen Familie und Erziehung befassen, geradezu über-
schwemmt.

Eigentlich werden Unabhängigkeit und Privatsphäre der Familie in der 
traditionellen chinesischen Kultur hoch bewertet und gewahrt und im 
Allgemeinen greift niemand in Familienangelegenheiten ein. China befin-
det sich aber heute in diesem Bereich in einem starken Wandel. Es gibt 
immer mehr Familien in Risikolagen und die Nation kann dieser Entwick-
lung nicht einfach tatenlos zusehen, sodass die Funktion der Familie 
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mehr als je zuvor in Frage gestellt wird. Deswegen sind immer mehr 
Gesetze und Verfahren entwickelt und verabschiedet worden, mit denen 
staatliche Institutionen in Familien eingreifen können. Gleichzeitig wer-
den in diesem Kontext auch Massenorganisationen und bürgerliche 
Zusammenschlüsse aktiver. Inzwischen muss jedes chinesische Kind einen 
Kindergarten und die Grundschule besuchen.

Traditionell wurde in der Konfuzianischen Lehre viel Wert auf die Bildung 
des moralischen Charakters gelegt. Dieser Gedanke wurde bewahrt, er 
gilt bis in die Gegenwart. Schon im Kindergarten wird ein umfassender 
Bildungsansatz für Moral, Intelligenz, Körper und Kunst verfolgt, ein 
wichtiges Prinzip ist die Verknüpfung von Betreuung, Erziehung und 
Bildung. Dies gilt auch in der Grundschulerziehung, in der die Entwick-
lung einer Einstellung zur Arbeit hinzukommt. Aber auch in der Grund-
schule steht die Entwicklung der Moral an erster Stelle. Die Idee, Men-
schen durch Bildung und Moral zu kultivieren, ist in China nach wie vor 
fest verwurzelt.

1 Eltern

Struktur und Werte der Großfamilie haben in der chinesischen Geschich-
te einen signifikanten Wandel durchlaufen. In der traditionellen ländli-
chen Gesellschaft Chinas war es die Verwandtschaft, von der die Indivi-
duen abhängig waren. Allein das Familienoberhaupt galt als unabhängige 
Persönlichkeit, alle anderen mussten gehorsam sein. In der Großfamilie 
wurden die Pflichten der Kinder gegenüber den Eltern, der Kernfamilie 
und der Großfamilie betont. Die Eltern waren der Autorität des Familien-
oberhauptes unterstellt, sie durften die elterliche Gewalt nicht allein 
ausüben. Die Großfamilie bot Schutz sowie Versorgung mit Essen, Klei-
dung, Wohnung und anderem Nützlichen, sie war aber auch zuständig 
für die Sozialisation und die Erziehung. Und sie übernahm Aufgaben in 
der Gemeinschaft, in der Religion und für die Gesundheit der Mitglieder.

Zu Beginn des letzten Jahrhunderts begann der Verfall der traditionellen 
Großfamilien und in den letzten Jahren hat die rasche Modernisierung 
Chinas das Verschwinden traditioneller sozialer Strukturen beschleunigt. 
Die häufigste Form der chinesischen Familie heute ist die Kernfamilie, die 
allein aus Eltern und Kind besteht. Damit hat einerseits die Pflicht der 
Kinder zum Gehorsam gegenüber den Eltern abgenommen, gewachsen 
ist andererseits die Verantwortung dieser für den Schutz der Kinder. Die 
Eltern bestehen in diesen Familien nicht länger auf ihrer Autorität und es 
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herrscht Gleichberechtigung zwischen ihnen und den Kindern. Sie üben 
ihre elterliche Gewalt nun unabhängig und ohne Einmischung anderer 
aus. Parallel mit den Strukturen der Familien haben sich auch deren 
Aufgaben geändert. Sie haben die Zuständigkeiten für wichtige Teile der 
Erziehung, der Religion und der Gesundheit abgegeben. Auch wenn ihre 
Aufgaben damit reduziert wurden, gehören die Förderung und Anleitung 
der Kinder nach wie vor zu den Grundaufgaben und können nicht an 
andere soziale Einrichtungen delegiert werden.

Es ist gesetzlich festgelegt, dass Eltern die Vertreter ihrer Kinder und für 
deren Unterstützung und Erziehung zuständig sind. Dies gilt besonders 
für die Prävention von Delinquenz. Das Chinesische Kinderschutzgesetz 
regelt in § 8 die Verantwortung der Eltern oder anderer gesetzlicher 
Vertreter von Minderjährigen. Sie sind für den Schutz der Kinder verant-
wortlich, dürfen sie nicht misshandeln oder verlassen und Mädchen oder 
behinderte Kinder nicht diskriminieren. Die Tötung oder Aussetzung von 
Kindern sind verboten. § 9 dieses Gesetzes regelt, dass Eltern oder ge-
setzliche Vertreter die Rechte der Minderjährigen auf Erziehung und 
Bildung respektieren sowie sicherstellen müssen, dass Kinder und Ju-
gendliche der Schulpflicht nachkommen und Schulverweigern oder 
Schulabbrechen verhindert wird.

§ 16 des Gesetzes der Volksrepublik China zur Prävention von Kinder- 
und Jugenddelinquenz verpflichtet Eltern oder gesetzliche Vertreter, 
sofort nach ihren minderjährigen Kindern zu suchen, wenn sie ohne 
Erlaubnis weggehen und über Nacht nicht heimkommen, oder sich direkt 
an die Polizei zu wenden. Die Eltern dürfen ihren Kindern erst ab 16 
Jahren erlauben, allein zu leben (§ 19) und dürfen sie nicht zwingen, das 
Elternhaus zu verlassen. Die Aufsichtspflicht der Eltern kann nicht abge-
geben werden (§ 20).

Nach § 10 des Chinesischen Kinderschutzgesetzes müssen Eltern oder 
gesetzliche Vertreter die Kinder mit einer »gesunden Ideologie« fördern 
und mit angemessenen Methoden führen. Die Kinder sollen zu Aktivitä-
ten angeleitet werden, die ihrer geistigen und körperlichen Entwicklung 
nützen. Sie sollen nicht rauchen, trinken oder auf der Straße leben. 
Glücksspiel, Drogenkonsum und Prostitution sollen sie meiden. Und 
Eltern und gesetzliche Vertreter sind nach § 10 des Gesetzes der Volksre-
publik China zur Prävention von Kinder- und Jugenddelinquenz für die 
Rechtserziehung verantwortlich.
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2 Großeltern

Mit den Veränderungen der Lebensbedingungen in der modernen Gesell-
schaft ist die traditionelle ländliche Lebensform nach und nach ver-
schwunden, der Einfluss der Großfamilie hat abgenommen. Auch wenn 
ein neues soziales System entstanden ist, haben sich aber nicht alle tradi-
tionellen Gedanken und Vorstellungen im realen Leben aufgelöst. Der 
traditionelle Lebensstil ist noch immer lebendig, in vielen Köpfen und in 
Aspekten des sozialen Lebens vorhanden. Weil weder Gesetzgebung 
noch Rechtssprechung ihn komplett eindämmen können, folgen sie 
diesen traditionellen Vorstellungen menschlicher Beziehungen, z. B. bei 
den Regelungen zur Elternschaft.

Es ist in China weit verbreitet, vielleicht sogar vorherrschend, dass Eltern 
ihre Verantwortung über die eigenen Kinder hinaus auch auf die Enkel-
kinder ausweiten. Und wenn viele junge Menschen in den Städten eher 
allein leben und ihre Eltern gerne Raum und Zeit für sich haben wollen, 
sind beide interessiert, nicht zu weit entfernt voneinander zu wohnen. In 
China haben Nähe und Zuwendung unter Familienmitgliedern einen 
hohen Stellenwert und Eltern kümmern sich um ihre Kinder auch dann 
noch, wenn diese erwachsen sind. In Peking kursiert der Spruch: »Die 
Entfernung zwischen den Wohnungen von Eltern und Kindern ist ideal, 
wenn eine Schale Reis beim anderen ankommen kann, bevor sie kalt 
wird.«

Sobald Enkel da sind, ist es für Großeltern normal, den Eltern zu helfen: 
von der Geburt über den Kindergarten bis zur Grundschule, manchmal 
auch darüber hinaus. Die meisten jungen Eltern verlassen sich bei der 
Erziehung auf die Anleitung und Ratschläge ihrer Eltern. Sie haben be-
sonders in der Säuglingspflege keinerlei Erfahrungen, sodass sie auf Hilfe 
angewiesen sind. Darüber hinaus sind sie beruflich häufig stark bean-
sprucht. Und nicht zuletzt achten sie auch auf die Kosten, denn die 
eigenen Eltern helfen umsonst.

Auch wenn die Eltern den guten Willen der Großeltern akzeptieren, geht 
es nicht immer harmonisch zu, wenn drei Generationen miteinander 
auszukommen versuchen. Zwischen den Generationen gibt es verbreitet 
Differenzen und Widersprüche in Erziehungsfragen. So meinen z. B. noch 
immer viele Großeltern, dass Erziehung ohne körperliche Bestrafung 
(Schlagen) erfolglos bleibt oder dass ein Stock einen gehorsamen Sohn 
macht. Junge Eltern dagegen wollen ihre Kinder meist nicht schlagen 
und deren Interessen und Rechte respektieren. Vor dem Hintergrund 
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solcher Differenzen und der Suche nach Kompromissen wachsen Kinder 
heute auf.

In den letzten Jahren sind aufgrund der Nachfrage viele Angebote und 
Kurse für Eltern entstanden. Neben kostenlosen Angeboten der Regie-
rung gibt es zahlreiche teure kommerzielle Angebote. So gibt es u.a. 
speziell ausgebildete Frauen, die Mutter und Neugeborenes im ersten 
Monat nach der Geburt versorgen oder es werden Kurse und Beratungen 
vor und nach der Geburt angeboten.

3 Staatliche Hilfen

Es hat Vorteile für den Staat, wenn die Familie die Verantwortung für die 
Förderung und Erziehung der Kinder übernimmt. Weil jedoch viele Famili-
en dies aus unterschiedlichen Gründen nicht können, sind die Interessen 
und Rechte der Kinder nicht gesichert und Schwierigkeiten sind die Folge.

Es gibt erstens Familien, die zwar bereit, aber nicht in der Lage sind, ihre 
Kinder zu erziehen. Hintergrund dieser Hilflosigkeit sind existenzielle 
Probleme. Entweder haben die Eltern zu wenig Zeit oder sie verdienen 
nicht genug zum Leben, manche sind auch im Gefängnis. Die Kinder 
haben dann häufig nicht genug zum Essen und keine ausreichende Klei-
dung, sie werden nicht angehalten zur Schule zu gehen oder schwänzen 
diese.

Zweitens gibt es Familien, die fähig sind und erziehen wollen, aber sie 
haben keine angemessenen Erziehungsmethoden. Mit ihrer Betreuung 
und Erziehung erzeugen sie geradezu Tragödien und dies ist derzeit das 
Hauptproblem in China. Manche Eltern verziehen und verwöhnen die 
Kinder, sodass diese zu Selbstsucht neigen und Schwierigkeiten bereiten. 
Andere Eltern erziehen zu streng, beschneiden die Freiheit der Kinder zu 
sehr und engen so deren Kreativität ein. Die Kinder wehren sich und 
verstoßen gegen die Anweisungen der Eltern. Wieder andere Elternteile 
benutzen ihre Kinder nach der Scheidung oft als Mittel gegen die Partne-
rin oder den Partner, so werden die Kinder Opfer der eigenen Eltern.

Drittens gibt es Eltern, die zwar erziehen könnten, die aber nicht wollen. 
Bei ihnen erleben die Kinder statt Geborgenheit Leid. Einige Familien 
setzen ihre Kinder aus, verletzen oder töten sie grausam. Opfer sind 
besonders behinderte Kinder oder Mädchen. Manche Kinder werden 
durch psychisch gestörte Eltern über Jahre hinweg körperlich und seelisch 
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misshandelt. Andere Eltern zwingen die Kinder zur Arbeit und schicken 
sie nicht zur Schule. Diese Eltern haben keinen Respekt vor den Interes-
sen und Rechten ihrer Kinder, kaum Gespür für Liebe, Fürsorge und 
Verantwortung. Ihnen fehlt ein ausreichendes Bewusstsein für Moral und 
Recht.

Diese Probleme sind öffentlich geworden und es wird wahrgenommen, 
dass das Leben nicht unter jedem Dach »warm und süß« ist. Deshalb 
werden Interventionen in Familien mit Problemen als notwendig aner-
kannt, sie sollen intensiviert werden. Verglichen mit westlichen Ländern 
sind Schutz und Respekt für die Rechte und die Privatheit der Familie in 
China größer. Insgesamt betrachtet wird z. B. in den USA oder Deutsch-
land mehr in Familien eingegriffen. 

3.1  Die Grundsicherung für bedürftige Familien durch das Ministerium für Verwaltung

Die finanzielle Grundsicherung bedürftiger Familien wurde 1999 vom 
Staatsrat der Volksrepublik China beschlossen. Sinkt das Einkommen in 
Familien, die aus ländlichen Regionen kommen und eine begrenzte Auf-
enthaltsgenehmigung für die Stadt haben, pro Kopf unter die örtliche 
Grundsicherung für die Stadtbewohner, dann können sie finanzielle 
Hilfen des Staates beantragen.1 Für die Höhe der Hilfen gibt es keinen 
einheitlichen Standard. Zum einen sind die Differenzen zwischen den 
östlichen und den westlichen Landesteilen erheblich, zum anderen gibt 
es Unterschiede zwischen den großen, den mittleren und den kleinen 
Städten. So wird die Höhe der Grundsicherung lokal durch die als not-
wendig angesehenen Ausgaben für Kleidung, Lebensmittel und Miete, 
eine ausreichende Versorgung mit Wasser, Strom und Kohle oder Gas 
sowie die Kosten für die Schulbildung der Kinder berechnet. Der Betrag 
der Grundsicherung ist in den großen Städten höher als in den kleineren. 
Zusätzlich zur Grundsicherung gibt es manchmal auch materielle Hilfen. 
So steht z. B. in Peking jedem Berechtigten neben der Grundsicherung 
monatlich ein Extra-Bezugsschein für Lebensmittel (Getreide und Öl) im 
Wert von 40 Yuan (das entspricht derzeit etwa 4,20 €) zu, der in be-
stimmten Läden eingelöst werden kann. Inzwischen versucht der Staat 
auch für bedürftige Familien auf dem Land ein Grundsicherungssystem 

1  In China haben registrierte und zugelassene Stadtbewohner Rechte, auch finanzielle 

Ansprüche z. B. an das Gesundheitswesen oder an das Bildungssystem, die der zugewanderten 

Bevölkerung nicht zustehen. Diese haben vergleichbare Rechte nur in dem Ort, aus dem sie 

kommen.
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zu etablieren. Für die Ausbildung der Kinder aus solchen Familien sind 
bereits Hilfen entwickelt worden. Verglichen mit der städtischen Grundsi-
cherung gibt es auf dem Land jedoch noch viele Probleme zu lösen.

3.2  Familienbildung als Kooperation zwischen Frauenverband und Bildungsministerium

Bereits 1981 schlug die Zentralregierung vor, den Eltern zu helfen, die 
Ausbildung ihrer Kinder zu intensivieren und zu fördern. Leitung, Organi-
sation und Koordination dieser Förderung wurden dem Frauenverband 
übertragen. 20 Jahre später formulierten die Generalsekretariate der 
Kommunistischen Partei Chinas und des Staatsrats den Auftrag, die 
moralische Erziehung in den Schulen zu fördern und zu stärken und sie 
an die neuen Verhältnisse anzupassen. Wieder wurde dem Frauenver-
band und diesmal zusätzlich dem Bildungsministerium die Hauptverant-
wortung übertragen.

Aktuell ist Familienbildung in China für folgende Zielgruppen konzipiert: 
  für die frisch verheirateten Paare,
  für die schwangeren Frauen und ihre Ehemänner sowie
  für die Eltern von Kindern bis zum Alter von 18 Jahren.

Das Gesundheitsamt ist für Maßnahmen zuständig, die sich an frisch 
verheiratete Paare und an Schwangere richten. Der Frauenverband leitet 
und verantwortet Maßnahmen für die Eltern von Kindern unter drei 
Jahren, die ohne Familie und ohne Verwandte aufwachsen. Bildungsmi-
nisterium und Gesundheitsamt sind gemeinsam für Maßnahmen zustän-
dig, die sich an Eltern von Kindern richten, die Kinderkrippen, Kindergär-
ten oder Schulen besuchen. Die Gewerkschaft kümmert sich um die 
berufstätigen Eltern. Und schließlich verantworten der Frauenverband, 
die kommunale Verwaltung und die Jugendschutz-Kommission zusam-
men Angebote für Großeltern und Eltern aus Familien, denen nicht alle 
lokalen Angebote offenstehen2. Die örtlichen Verwaltungen in den Vier-
teln größerer Städte, in kleineren Städten und Dörfern sollen sich darum 
kümmern, dass Familienbildung vor Ort als allgemeine Aufgabe aner-

2  In China haben nicht alle Bürger an allen Orten die gleichen Rechte. Sie haben z. B. nur 

in der Gemeinde oder Stadt kostenlosen Zugang zum Gesundheitswesen, in der sie sich 

gemeldet haben und »anerkannt« sind. Sie können also in Peking leben und arbeiten, aber 

dort keinen kostenlosen Zugang zu Diensten haben, zu denen die »Gemeldeten« Zugang 

haben. Das heißt aber nicht, dass sie diese Dienste nicht in Anspruch nehmen können, aller-

dings müssen sie dafür bezahlen. 
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kannt wird. Es finden regelmäßig runde Tische statt, an denen die Fami-
lienbildung koordiniert und verbessert wird. In China wurde seit der 
Einführung der Familienbildung vor 20 Jahren immer die Auffassung 
vertreten, dass es nicht nur ein einziges Modell der Familienbildung 
geben sollte. Bis heute hat sich eine Vielfalt von Ansätzen entwickelt, zu 
denen u. a. Eltern-Treffen, Vorträge für Eltern, Eltern-Schulen, Eltern-
Diskussionen gehören. Neben den Gruppenangeboten gibt es auch viele 
Modelle der Einzelfallhilfe, so werden z. B. Familien aufgesucht, Eltern-
sprechstunden in den Schulen durchgeführt und einzelne Familien bera-
ten.

Seit Anfang der 80er Jahre des letzten Jahrhunderts haben sich unter-
schiedliche Formen von Elternschulen entwickelt. Die Statistiken sind 
unvollständig, aber vermutlich gibt es derzeit insgesamt ca. 300.000 
Eltern-Schulen in China. Denn inzwischen werden als »Elternschule« 
Einrichtungen bezeichnet, die sich an Väter und Mütter, nur an Mütter, 
an Großmütter, an frisch Verheiratete und an Schwangere wenden. Es 
gibt u.a. Elternbildung in Fernsehen und Internet, Fernkurse für Eltern 
oder Programme, die einen besseren Zusammenhalt der Familien errei-
chen wollen. Auch andere Institutionen haben inzwischen Aufgaben der 
Elternschulen übernommen: die Bildungsverwaltung im Kindergarten 
oder an Schulen, der Frauenverband in den Bürgerbüros.

3.3  Moralische Erziehung im Kindergarten und der Grundschule durch das Bildungs-
ministerium

Bildungsverwaltung und Frauenverband definieren gemeinsam die Richtli-
nien für die Erziehungsmethoden und entwickeln Trainings für Eltern. Die 
moralische Erziehung der Kinder in Kindergärten und Grundschulen ist 
eine weitere wichtige Aufgabe der Bildungsverwaltung. Die Konfuziani-
sche Philosophie misst ethischen Normen große Bedeutung bei. Die 
moralische Erziehung hilft Menschen, Schamgefühl im Fall von Fehlver-
halten zu entwickeln und darüber hinaus Gutem nachzueifern. Moraler-
ziehung dient der Aufrechterhaltung der sozialen Ordnung und führt 
schließlich, so die Erwartung der Konfuzianischen Philosophie, zu einer 
idealen Gesellschaft.

Moral und Ethik sind in der chinesischen Kultur tief verwurzelt. Diesen 
Prinzipien ist die chinesische Erziehung verpflichtet. Besonders die Vor-
stellung, dass das Land mit moralischen Prinzipien regiert wird, ist zu 
einer Norm geworden. Dafür tritt die Regierung ein. Und so sind die 



55 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

China

Programme »Bildung der Ideologie und Moral der Bürger« sowie »Bil-
dung der Ideologie und Moral von Minderjährigen« in den letzten Jahren 
entwickelt worden. Die moralische Erziehung hat somit innerhalb der 
Kindererziehung an Bedeutung gewonnen. Die moralische Erziehung der 
Schülerinnen und Schüler bezieht sich auf Politik, Ideologie und Psycholo-
gie. Die frühe moralische Erziehung soll Schülerinnen und Schülern bei-
bringen, als Bürgerinnen und Bürger ihr Vaterland zu lieben, soziale 
Werte zu entwickeln und zivilisiertes Verhalten zu zeigen. Den Regeln 
und Gesetzen sollen sie folgen, darauf aufbauend eine korrekte Weltan-
schauung, Philosophie und Werte entwickeln. Sie sollen ihre sozialistische 
Ideologie verbessern und Teil einer neuen Generation mit hohen Idealen, 
moralischer Integrität, guten Begabungen und einem Sinn für Disziplin 
werden. Grundlage dieser Entwicklungen sind die Regeln für die morali-
sche Erziehung, die in allen Schulen gelten sowie ein Lehrplan an den 
Grundschulen.

Der Unterricht in Moral und Ideologie besteht aus verschiedenen Aktivi-
täten und Regelungen in den Klassen bzw. der Schule und aus dem 
sozialen Handeln außerhalb der Schule. Beteiligt sind neben der Schule 
auch Verbände wie z. B. die Kommunistische Jugendliga, die Jungen 
Pioniere oder die Studenten-Union. Mittlerweile gehört dazu, dass die 
Schule eng mit der Familie und der Gesellschaft als Ganzes zusammenar-
beitet, damit ein gutes soziales Umfeld für die Entwicklung, Erziehung 
und Bildung von Kindern geschaffen werden kann. Das Bildungsministeri-
um hat Vorschriften für das Verhalten von Schülerinnen und Schülern 
erlassen, die für deren Ideologie und Moral grundlegend sowie Standards 
für deren Verhalten sind. Zur moralischen Erziehung gehört auch die 
Rechtserziehung, die in der Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention 
obligatorisch ist. Verantwortlich für deren Realisierung ist vor allem die 
Schule. Um diese zu ermöglichen, benennen das Bildungs- und das Jus-
tizministerium gemeinsam an den einzelnen Schulen eine/n stellvertreten-
de/n Leiter/in und Rechtsberater/in. Diese kommen aus den Justizverwal-
tungen, bieten Schulungen in Recht und Gesetz an und organisieren die 
Rechtserziehung. Daneben fördert das Justizministerium die Berufung 
speziell ausgebildeter psychologischer Lehrkräfte für die Beratung in den 
Schulen.
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3.4  Kommunale Prävention unter Führung des Komitees für öffentliche  
Sicherheit

Das Komitee für öffentliche Sicherheit hat im Jahr 2000 ein Büro für die 
Prävention von Jugenddelinquenz eingerichtet. Zwei Jahre später hat das 
Büro ein Programm zur kommunalen Jugenddelinquenzprävention ver-
fasst. Mit dessen Hilfe sollen die kommunale Prävention von Jugenddelin-
quenz und ein Netzwerk von Organisationen eingerichtet, Arbeitsplätze 
geschaffen sowie die Ressourcen der Kommune einbezogen und gestei-
gert werden. Hauptziel ist es, die Prävention an den Wurzeln der Gesell-
schaft wieder stark zu machen. Das Programm soll Individuen mobilisie-
ren, Ressourcen der Gemeinden einbinden, Minderjährige in den 
Mittelpunkt stellen, Erziehung und Bildung intensivieren, zum Umgang 
mit Jugendlichen qualifizieren sowie die Rahmenbedingungen für das 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen insgesamt verbessern. Inner-
halb von drei Jahren soll das Programm in 80 % der Bürgerbüros und 
Kommunen, in fünf Jahren in ganz China realisiert sein. Erreicht werden 
soll, dass in den Organisationen und an den Arbeitsplätzen Bedingungen 
geschaffen werden, die die Prävention von Jugenddelinquenz ermögli-
chen. Und Jugendliche sollen in betreuten Arbeitsgruppen organisiert 
werden. Prävention soll verbessert werden, indem Partei-Komitees die 
Führung insgesamt und jede Abteilung im eigenen Zuständigkeitsbereich 
Verantwortung übernehmen, die Einzelnen sollen maßgeblich beteiligt 
werden. Schließlich sollen alle für eine effektive Prävention und Kontrolle 
der Delinquenz Jugendlicher und für ein angemessenes Aufwachsen 
zusammenarbeiten.

Hauptinhalte des Programms sind:
Erstens sollen die Gemeinschaftserziehung ausgebaut und die Bedingun-
gen für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen verbessert wer-
den. Erziehung und Bildung von Ideologie, Moral und Rechtsbewusstsein 
sollen gestärkt werden. Erziehung in der Familie, Schulbildung und Sozi-
alerziehung sollen gemeinschaftlich gefördert werden.
Zweitens sollen die Bedeutung von Jugendfragen gestärkt und angemes-
senes Aufwachsen möglich werden. Dazu soll ein Verfahren entwickelt 
werden, das regelt, wie relevante Entwicklungen in den Jugendfragen 
erkannt und angegangen werden können, wie ein direkter Zugang zu 
den Problemen möglich ist, wie der Umgang mit besonderen Jugend-
gruppen verbessert und eine Art Frühwarnsystem geschaffen werden 
können. Und schließlich sollen Begeisterung und Beteiligung der Jugend-
lichen an Gemeinschaftsaufgaben gestärkt werden.
Drittens sollen die öffentlichen Angebote für die Jugendlichen verbessert 
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werden, sie sollen sich an deren Bedürfnissen orientieren. Die Qualität 
von Bildung und Erziehung soll verbessert, Erziehungsprogramme in den 
Kommunen gefördert, öffentliche Kulturangebote ausgebaut und 
schließlich Jugend-Kultur-Freizeitaktivitäten vermehrt werden. Angebote 
zur Entwicklung und Förderung der psychischen Gesundheit sollen bereit-
gestellt und »Beauftragte für die Einhaltung der Jugendrechte« einge-
setzt werden. Sie sollen helfen, die gesetzlichen Rechte und Interessen 
der Minderjährigen zu schützen.
Viertens sollen schließlich die Rahmenbedingungen für das Aufwachsen 
von Kindern und Jugendlichen insgesamt dadurch verbessert werden, 
dass Anreize für die Delinquenz Jugendlicher beseitigt werden. Der Auf-
trag richtet sich auf die Stärkung eines Gesamtkonzeptes öffentlicher 
Sicherheit, die Beseitigung schädlicher Einflüsse innerhalb der Kommu-
nen auf Jugendliche und die Errichtung eines differenzierten Frühwarn-
systems im Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen.

Obwohl sich das Programm im Titel an Jugendlichen ausrichtet, können 
alle Kinder und jungen Menschen bis zu 25 Jahren davon profitieren. Vor 
allem Kinder und Jugendliche aus benachteiligten Familien, z. B. aus 
armen Familien, Ein-Eltern-Familien und Familien, in denen die Beziehun-
gen zwischen den Eltern stark angespannt sind, sollen von spezieller 
Betreuung und Aufmerksamkeit profitieren können.

3.5 Interventionen in Familien

Die Entwicklung in China zeigt, dass es mehr und mehr Familien mit 
Benachteiligungen gibt und dass in sie inzwischen häufiger eingegriffen 
wird. Dass dies dennoch weniger als in westlichen Ländern geschieht, 
liegt vor allem an der noch zögerlichen Haltung des Justizministeriums. 
Durchaus geeignete Maßnahmen, Gesetze und Richtlinien haben jeden-
falls bisher nur wenige Einflüsse auf die Praxis. Das liegt im Wesentlichen 
daran, dass es keine Spezialisten oder Institutionen gibt, die sich für die 
Durchsetzung verantwortlich fühlen. Für Berichterstattung und Kontrol-
len gibt es bisher keine gültigen Verfahren, die gesetzlichen Regelungen 
sind uneindeutig, einige sogar widersprüchlich. 
Im weitesten Sinne resultiert diese Zurückhaltung aus der chinesischen 
Tradition. Die Menschen sind nach wie vor nicht gewillt, sich in die Bezie-
hungen von Eltern und Kindern einzumischen. Dies gilt um so mehr, 
wenn ein rechtlicher Eingriff droht. Trotz vorhandener gesetzlicher Be-
stimmungen wurde bisher nur in wenigen Fällen Eltern das Sorgerecht 
für die Kinder durch ein Urteil entzogen.
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Ju Qing

4 Nichtregierungsinitiativen

Nachdem sich die Marktwirtschaft in China seit einigen Jahren immer 
weiter entwickelt hat, sind kommerzielle Einrichtungen entstanden, die 
neue Zugänge zu Bildung und Erziehung ermöglichen und Kurse für 
Eltern und Kinder anbieten. Diese, meist für eine Klientel mit mittleren 
bis hohen Einkommen, werden vorwiegend in den großen Städten ange-
boten. Sie fördern einerseits gute Erziehungsansätze für junge Eltern, 
sodass sie ihre Kinder vernünftig begleiten und erziehen können, und 
machen andererseits hohe Gewinne. Daneben haben sich auch Nonpro-
fit- und Nichtregierungsorganisationen3 engagiert, die sich eher an die 
weniger privilegierten Gruppen richten und diesen helfen wollen. So will 
z. B. der United Nations Children’s Fund vorhandene wissenschaftliche 
Erkenntnisse in den Kommunen stärker in der Kinderbetreuung etablie-
ren. Andere Initiativen verteilen Arzneimittel an psychisch oder im Verhal-
ten auffällige Kinder.

5 Schlussfolgerung

Der Blick auf China und seine Entwicklung der letzten Jahre zeigt eine  
rasante Modernisierung. Die großen gesellschaftlichen Veränderungen 
bedeuten für die Familien große Herausforderungen. Großeltern auf der 
einen und staatliche oder nichtstaatliche Organisationen und Fachkräfte 
auf der anderen Seite werden für die Betreuung und Erziehung der Kin-
der immer bedeutsamer. Gleichzeitig differenziert sich die Gesellschaft 
immer stärker aus und die Menschen entdecken viele mögliche Arbeits- 
und Lebensformen. Es ist schwer zu prognostizieren, wie ein angemesse-
nes und an der Zukunft orientiertes System des Kinderschutzes aussehen 
müsste.

 

3 Diese NGOs entsprechen etwa den freien oder privaten Trägern. 
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China

 Die Autorin

Ju Qing studierte an der Pekinger Universität Politik und Recht mit 
Schwerpunkt Kriminalrecht und Kriminologie und ist seit ihrem Abschluss 
im Jahr 2000 am Kinder- und Jugendforschungsinstitut Chinas beschäf-
tigt. Seit 2003 leitet sie die Abteilung Rechtsforschung. Die Schwerpunk-
te ihrer Tätigkeit am Institut sind Untersuchungen zum Kinderschutz und 
zur Kriminalitätsprävention bei Kindern und Jugendlichen. Die Forschun-
gen von Frau Ju Qing und ihrer Abteilung konzentrieren sich vor allem 
auf neue Wege in der Kriminalprävention unter Einbeziehung vorhande-
ner Traditionen der chinesischen Gesellschaftspolitik und auf eine ver-
stärkte internationale Kooperation. 
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Deutschland

Beate Galm, Susanna Lillig, Heiner Schäfer, Manuela Stötzel

Gewalt vermeiden – Prävention im deutschen Kinderschutz

Kinder und Jugendliche haben wie alle Menschen ein Recht auf freie 
Entfaltung ihrer Persönlichkeit sowie Leben und körperliche Unversehrt-
heit, dies formuliert das Grundgesetz in Artikel 2. Auch im Übereinkom-
men über die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention) von 1989 
sind zahlreiche Bedürfnisse und Rechte von Kindern beschrieben, zu 
deren Sicherstellung sich die Bundesrepublik Deutschland durch die 
Ratifizierung im April 1992 völkerrechtlich verpflichtet hat. Artikel 19 des 
internationalen Übereinkommens legt fest, dass »das Kind vor jeder Form 
körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, Schadenszufügung oder 
Misshandlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor schlechter 
Behandlung oder Ausbeutung einschließlich des sexuellen Missbrauchs 
zu schützen« ist. 

Mit Blick auf Deutschland werden im Folgenden zunächst die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen des Kinderschutzes benannt. Im Hauptteil 
werden Strategien der Gewaltprävention vorgestellt sowie Anforderun-
gen an den Kinderschutz erörtert. 

1  Gesetzliche Rahmenbedingungen

Der Gesetzgeber hat die Bedeutung früher Prävention von Gewalt gegen 
Kinder erkannt und dieser mit dem »Gesetz zur Ächtung der Gewalt  
in der Erziehung und zur Änderung des Kindesunterhaltsrechts« vom  
2. November 2000 Rechnung getragen. Der dadurch neu gefasste  
§ 1631 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) formuliert,  
dass Kinder ein Recht auf gewaltfreie Erziehung haben und körperliche 
Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende Maß-
nahmen unzulässig sind.
Das dort zum Ausdruck gebrachte Gebot zur gewaltfreien Erziehung 
appelliert an die Verständigkeit und Verantwortung derjenigen, die mit 
der Betreuung des Kindes befasst sind. Nun hat ein Vergehen gegen 
dieses Gebot allerdings keine unmittelbaren – etwa strafrechtlichen – 
Konsequenzen, ein Missachten des Gebots ist jedoch als Ausdruck man-
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gelnder Erziehungskompetenz1 zu verstehen und kann im Rahmen  
familiengerichtlicher Verfahren, die die elterliche Sorge betreffen2,  
berücksichtigt werden.

Strafrechtliche Grundlage für Gewalt gegen Kinder ist die in § 225 des 
Strafgesetzbuches (StGB) formulierte Vorschrift zur »Misshandlung von 
Schutzbefohlenen«, die Misshandlung und Vernachlässigung als Straftat-
bestand benennt, jedoch als strafrechtliche Regelung ebenso wenig der 
Prävention zuzuordnen ist, wie die §§ 176, 176a und 176b StGB, welche 
die strafrechtlichen Vorschriften zu »Sexuellem Missbrauch von Kindern« 
regeln. 

Im Vorfeld und bei drohender oder bereits eingetretener Gefahr für das 
Kindeswohl stellt das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG / SGB VIII) ein 
Angebot zum Schutz von Kindern und Jugendlichen bereit3. Die öffent-
liche Jugendhilfe bietet Eltern, sofern sich diese bei der Wahrnehmung 
ihrer Elternverantwortung am Kindeswohl orientieren, zur Förderung der 
Entwicklung des Kindes auf deren Wunsch Regelangebote zur Förderung 
der Erziehung gemäß § 11 bis 26 SGB VII an. Damit soll das Kind vor 
Gefahren für sein Wohl geschützt werden.
Ist »eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen entsprechende 
Erziehung nicht gewährleistet« (§ 27 Abs. 1 SGB VIII), die Grenze für eine 
Gefährdung des Kindeswohls aber noch nicht überschritten, haben die 
Personensorgeberechtigten einen Anspruch auf Hilfen zur Erziehung 
nach §§ 27 bis 35 SGB VIII. Erzieherische Hilfen sollen also die Verfesti-
gung von nicht kindeswohlförderlichen Erziehungsbedingungen aufhal-
ten. 

Die am 1. Oktober 2005 durch das Kinder- und Jugendhilfeweiterent-
wicklungsgesetz (KICK) in Kraft getretene Neuregelung des § 8a SGB VIII 
(»Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung«) befasst sich hingegen mit 
der Ausgestaltung des Verfahrens zur Abwendung einer unmittelbar 
drohenden Kindeswohlgefährdung. Für diese müssen bereits »gewichtige 
Anhaltspunkte« (§ 8a Abs. 1 SBG VIII) bestehen; die Regelung bezieht 
sich damit nicht mehr auf die frühzeitige Erkennung von Risikofaktoren 
und Gefährdungen. Im Vordergrund steht nun ein Zusammenwirken der 

Beate Galm / Susanna Lillig / Heiner Schäfer / Manuela Stötzel

1 Zur genaueren Bestimmung siehe Dettenborn/Walter 2002

2  Zu denken ist hier beispielsweise an die Regelung der elterlichen Sorge nach Trennung der 

Eltern gem. §§ 1671f. BGB oder gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls 

gem. §§ 1666, 1666a BGB.

3 Vgl. den Abschnitt »Regelangebote der Kinder- und Jugendhilfe«
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Fachkräfte insbesondere freier Träger und des Jugendamtes für ein besse-
res Handeln zum Schutz von Kindern. Ziel muss es sein, einheitliche 
Qualitätsanforderungen für eine Ausgestaltung des Schutzauftrages zu 
formulieren.4 

In dieser Vorschrift ist auch die Anrufung des Gerichts vorgesehen, wenn 
das Jugendamt dies für erforderlich hält oder »wenn die Personensorge-
berechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der 
Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken«  
(§ 8a Abs. 3 SGB VIII). Grundlage und Maßstab für das familiengerichtli-
che Handeln ist § 1666 BGB, der bei einer Gefährdung des Kindeswohls 
durch missbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge, durch Vernachläs-
sigung des Kindes, durch unverschuldetes Versagen der Eltern oder durch 
das Verhalten eines Dritten bestimmt, dass »das Familiengericht, wenn 
die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage sind, die Gefahr abzuwen-
den, die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu tref-
fen« hat (§ 1666 Abs. 1 BGB). Diese Maßnahmen haben jedoch einen 
deutlich intervenierenden Charakter. 

In den Zusammenhang primärer Prävention ist hingegen der Entwurf 
eines Präventionsgesetzes5 einzuordnen, das vom Gesetzgeber erneut in 
die Diskussion gebracht und in der Koalitionsvereinbarung als Ziel be-
nannt ist. Der Entwurf bezieht sich in erster Linie auf die Gesundheitsför-
derung, welcher auch bei der Prävention von Gewalt gegen Kinder eine 
Bedeutung zukommt. Der so wichtigen Verzahnung der verschiedenen 
Präventionsbereiche wird zudem mit dem aktuellen familienpolitischen 
Schwerpunkt Früher Hilfen für gefährdete Kinder Rechnung getragen.6 

Gesetzliche Rahmenbedingungen wie die Anwendung des Polizeigesetzes 
der Bundesländer zur Wegweisung beziehungsweise zum Platzverweis 
der gewalttätigen Person (PolG), das Gewaltschutzgesetz (GewSchG), das 
Recht auf gewaltfreie Erziehung (§ 1631 BGB), das Kinderrechteverbesse-
rungsgesetz (§ 1666 BGB) und der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefähr-
dung (§ 8a SGB VIII) erweitern die Schutzmöglichkeiten und setzen Sig-

4 Siehe beispielsweise die »Empfehlungen des Deutschen Kinderschutzbundes zur fach-

gerechten Handhabung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung nach den Vorschriften 

des SGB VIII, insbesondere nach § 8a SGB VIII (Arbeitshilfen)«

5 Deutscher Bundestag (2005). Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und Bündnis 90/ 

Die Grünen. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der gesundheitlichen Prävention  

vom 15.2.2005, BT-Drucksache 15/4833

6 Vgl. den Abschnitt »Übergreifende politische Strategien«

Deutschland
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nale bezüglich sich verändernder gesellschaftlicher Normen. Dies ist 
zudem von gesetzlichen Änderungen zur Bekämpfung von ›Stalking‹ und 
Zwangsheirat zu erwarten.

2  Präventionsstrategien der Fachpraxis 

Auf der Grundlage der gesetzlichen Rahmenbedingungen hat sich in 
Deutschland eine vielseitige Praxis entwickelt, aus deren Spektrum im 
Folgenden wesentliche Präventionsstrategien im Gesundheitswesen und 
in der Kinder- und Jugendhilfe aufgezeigt werden. Zur Veranschaulichung 
werden Möglichkeiten der Risikoerkennung sowie Hilfeformen exempla-
risch für die zahlreichen Initiativen vorgestellt, die vielerorts engagierte 
und wertvolle Arbeit leisten. Die meisten der beschriebenen Angebote 
möchten Eltern allgemein in ihrer Fürsorge- und Erziehungsfähigkeit 
stärken und Kindern ein positives, gewaltfreies Aufwachsen ermöglichen. 
Einige Ansätze verfolgen vorrangig das Ziel, Gewalt gegen Kinder, aber 
auch ausgehend von Kindern zu vermeiden. 

2.1  Prävention im Gesundheitswesen

2.1.1  Hebammen

Bevor ein Kind geboren wird, zählen Hebammen zu den ersten Professio-
nellen, die mit der Mutter und dem Ungeborenen in Kontakt kommen 
und einen Einblick in deren Lebensbedingungen erhalten. Bei den ersten 
Vorsorgeuntersuchungen mit Schwangeren empfiehlt der Bund Deut-
scher Hebammen beispielsweise besondere Aufmerksamkeit gegenüber 
Anzeichen möglicher häuslicher Gewalteinwirkung, insbesondere auch 
sexuellen Missbrauchs (Bund Deutscher Hebammen o.J.). Hebammen 
sollen in Erfahrung bringen, ob spezielle Risiken für Mutter und Kind 
durch Drogen, Genussmittel oder Selbstmedikation bestehen. Eine sen-
sible Wahrnehmung von Problemen, welche die Gesundheit und die 
Entwicklung eines Kindes beeinträchtigen können, bietet die Chance, die 
Familie frühzeitig zu unterstützen.

In Deutschland finden die zahlreichen Hebammenprojekte aufgrund der 
politischen Aktualität Früher Hilfen zunehmend Beachtung.
Ein aktuelles Beispiel ist das Modellprojekt Aufsuchende Familienhilfe für 
junge Mütter – Netzwerk Familienhebammen, das niedrigschwellig an-
setzt und präventiv den Zugang zu Müttern sucht, die über Jugendbehör-
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7  Die Sensivität, d. h. die Erkennungsrate bei tatsächlich vorliegender Störung, der Vorsor-

geuntersuchungen in ihrer bisherigen Form scheint im Hinblick auf Entwicklungsrückstände, 

Verhaltensauffälligkeiten oder Beziehungsanomalien eher gering (Forschungsübersicht in 

Suchodoletz 2005). Selbst bei akutmedizinischen Befunden, etwa Verletzungen oder behand-

lungsbedürftigen Beeinträchtigungen der körperlichen Entwicklung (z .B. Untergewicht) war 

die Ätiologie mit medizinischen Mitteln in vielen Fällen nicht weiter aufklärbar.

8 Vgl. den Abschnitt »Soziale Frühwarnsysteme«

den nicht erreicht werden. Staatlich examinierte Hebammen mit Zusatz-
qualifikation unterstützen die Gesunderhaltung von Mutter und Kind. Sie 
beraten und betreuen vor allem junge Frauen mit psychosozialen, aber 
auch medizinischen Risiken während der Schwangerschaft und im Jahr 
nach der Geburt. (Eine Chance für Kinder o. J.)

2.1.2  Pädiatrie

Seit 1971 gibt es in Deutschland ein bundesweites Früherkennungspro-
gramm der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), um Entwicklungs- 
und Gesundheitsstörungen frühzeitig zu entdecken. Das Programm um-
fasst neun Untersuchungen (U1 bis U9) durch Kinderärztinnen und 
Kinderärzte, die auf wichtige Entwicklungsetappen des Kindes abgestimmt 
sind. Die erste Untersuchung (U1) wird sofort nach der Geburt, die zweite 
(U2) bis zum zehnten Lebenstag durchgeführt. Diese beiden Untersuchun-
gen erfolgen vorwiegend stationär. Die anschließenden Untersuchungen 
(U3 bis U6) werden in jeweils dreimonatigen Abständen im ersten Lebens-
jahr vorgenommen. Die U7 findet am Ende des zweiten und die U8 am 
Ende des vierten Lebensjahres statt, die U9 bei Fünfjährigen. Die Teilnahme 
ist freiwillig. Über dieses Angebot werden in Deutschland über 90 % der 
Kinder während der ersten beiden Lebensjahre (U1 – U7) erreicht, danach 
sinkt der Prozentsatz (Robert-Koch-Institut 2004). Das Früherkennungspro-
gramm für Kinder findet in der Bevölkerung hohe Akzeptanz, auch wenn 
es von sozial benachteiligten und ausländischen Familien seltener genutzt 
wird (Mersmann 1998). Derzeit wird auf politischer Ebene diskutiert, ob 
und wie eine Pflicht zur Teilnahme an den Untersuchungen zum Schutz 
von Kindern beitragen kann. Für sich genommen versprechen jedoch 
Vorsorgeuntersuchungen kaum wirksamen Schutz vor Misshandlung, 
Missbrauch und Vernachlässigung. Neben gesetzlichen Hürden müssen 
zahlreiche weitere Aspekte bedacht werden, etwa die Fragen nach der 
sicheren Problemerkennung7, nach systematischen Vernetzungsstrukturen 
und wirksamen Folgehilfen. Erste Ansätze im Bereich der Frühwarnsysteme 
verbinden systematisch Module der Früherkennung von Risiken und Ge-
fährdungen, der Hilfen und der kontinuierlichen, längerfristigen Begleitung.8 

Deutschland
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2.2  Fachpraktische Präventionsstrategien in der Kinder- und Jugendhilfe

2.2.1  Regelangebote der Kinder- und Jugendhilfe

Gewaltpräventive Maßnahmen innerhalb der Familie umfassen in erster 
Linie Hilfeleistungen für Eltern und Kinder, besitzen Angebotscharakter 
und basieren auf der freiwilligen Hilfeakzeptanz betroffener Eltern. Die 
Hilfen zur Erziehung (§§ 27-35 SGB VIII) wollen Eltern in geeigneter 
Weise in ihrer Erziehungsaufgabe unterstützen. Dies findet beispielsweise 
im Rahmen von Erziehungs- und Familienberatung oder Sozialpädagogi-
scher Familienhilfe statt. In der Erziehungs- und Familienberatung werden 
mit den Eltern oder der gesamten Familie Konflikte besprochen und 
konstruktive Lösungswege erarbeitet. Sozialpädagogische Familienhilfe 
sucht die Familien zu Hause auf, geht auf erzieherische Fragen ein und 
hilft bei der Bewältigung alltagspraktischer Probleme.
Kindbezogene Hilfen orientieren sich am individuellen Förder- und/oder 
Behandlungsbedarf eines Kindes oder Jugendlichen und sollen Entwick-
lungsbeeinträchtigungen ausgleichen sowie psychosoziale und kognitive 
Kompetenzen stärken. Dazu zählen therapeutische sowie heilpädagogi-
sche Angebote, etwa Heilpädagogische Tagesstätten (HPT), in denen 
Kinder in Kleingruppen und Einzelarbeit heil-, sozial- und sonderpädago-
gisch betreut und gefördert werden. Die Auswahl und Durchführung der 
Hilfen ist möglichst gemeinsam mit Eltern und dem/der Minderjährigen 
zu gestalten und sollte an deren Ressourcen und Lebenswelt anknüpfen. 

Wenn Eltern nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos mitzuwirken, Gefahren für das Wohl ihres Kindes 
abzuwenden, angebotene Hilfen zu akzeptieren oder ihr Er- und Be-
ziehungsverhalten zu verändern, können Fachkräfte der Kinder- und 
Jugendhilfe familiengerichtliche Schritte einleiten. Damit können Maß-
nahmen getroffen werden, welche die Sicherheit und das Wohl des 
Kindes gewährleisten (vgl. § 8a Abs. 3 Satz 1 SGB VIII). 
Leistungen nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz werden von öffent-
lichen und freien Trägern der Jugendhilfe in den Kommunen erbracht. 
Vom Gesetzgeber gewünscht ist eine Vielfalt von Trägern unterschied-
licher Wertorientierungen sowie eine Pluralität von Inhalten, Methoden 
und Arbeitsformen (vgl. § 3 Abs. 1 und 2 SGB VIII).
Kritisch ist anzumerken, dass die Wirksamkeit der eingesetzten Hilfen bei 
Verdacht auf oder Bestehen von innerfamiliärer Gewalt gegen Kinder im 
deutschen Jugendhilfesystem bislang nicht systematisch evaluiert worden 
ist. Die Evaluation der Wirksamkeit des vorhandenen Hilfeinstrumentari-
ums wäre jedoch für eine spezifische und ressourcensensible Hilfegestal-
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9 Im Rahmen einer Untersuchung von Lösel (2006) konnten nur 27 kontrollierte Evaluati-

onsstudien gefunden werden.

10 Das Programm wurde in Australien von Sanders et al. an der Universität Queensland 

entwickelt.

11 Eine Darstellung beider Programme findet sich in den IKK-Nachrichten 1-2/2003. Einen 

Überblick über eine Reihe von Elternbriefen, Elternratgebern und Elternkursen bieten Tschöpe-

Scheffler/Deegener (2005).

tung für die betroffenen Kinder, deren Familien, aber auch für die Fach-
kräfte und nicht zuletzt für die wirtschaftliche Steuerung der Kinder- und 
Jugendhilfe von Bedeutung. 

2.2.2  Spezifische Strategien präventiver Hilfe 

2.2.2.1  Hilfen für Familien

Neben den Regelangeboten werden in Deutschland eine Reihe von Pro-
grammen offeriert, welche die elterlichen Erziehungskompetenzen und 
die Eltern-Kind-Interaktionen stärken oder das Kind fördern wollen. 
Darunter zählen etwa Elternbriefe, Elternratgeber, Elternkurse, Eltern-
schulen bzw. Elterntrainings, die Informationen vermitteln und Erzie-
hungsthemen passiv (z. B. in Elternbriefen) oder aktiv (z. B. in Elternkur-
sen) aufgreifen. Trotz einer Vielzahl an Maßnahmen der Elternbildung 
liegen nur vereinzelt kontrollierte Evaluationsstudien vor.9 Zu den bundes-
weit verbreiteten, evaluierten Programmen zählen Starke Eltern – Starke 
Kinder und Triple P (Positive Parenting Program). Thematisiert werden 
unter anderem Erziehungs- und Kommunikationsstile, Bedürfnisse, Wer 
te, der Umgang mit Konflikten, Problemlösestrategien und das adäquate, 
gewaltfreie Setzen von Grenzen. Die Programme gründen auf unter-
schiedlichen theoretischen Ansätzen und methodischen Herangehenswei-
sen. Starke Eltern – Starke Kinder, ein Elternkurs, der vom Deutschen 
Kinderschutzbund e.V. angeboten wird, vereint mehrere Theoriepositio-
nen: systemtheoretische Ansätze, welche die Familie als System mit sei-
nen familiären Subsystemen betrachten, kommunikationstheoretische, 
verhaltens- und gesprächstherapeutische Ansätze sowie individualpsy-
chologische Elemente. Dagegen arbeitet Triple P, in Deutschland im Jahr 
1999 vom Institut für Psychologie AG eingeführt10, ausschließlich mit 
Methoden aus dem verhaltenstherapeutischen Spektrum.11

In den letzten Jahren wurden zudem Programme entwickelt, die sich 
ausschließlich an spezifische Zielgruppen richten. Darunter zählen Frühe 
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Hilfen für Risikogruppen und sozial Benachteiligte, die auf den Ergebnis-
sen der Bindungs- und Resilienzforschung basieren und eine positive 
Interaktion zwischen den Eltern und ihrem Säugling bzw. Kleinkind för-
dern. Die Eltern werden unterstützt, die Bedürfnisse und Signale ihres 
Kindes besser zu verstehen, den Entwicklungsstand realistischer einzu-
schätzen und angemessener auf ihr Kind einzugehen. Dieser Prozess 
kann z. B. über videogestützte Beratung und Anregung zur feinfühligen 
Interaktion beim Füttern, Wickeln oder Spielen gefördert werden. Be-
günstigt wird der Aufbau von Schutzmechanismen, etwa einer sicheren 
Bindung des Kindes zu mindestens einer primären Bezugsperson (Eltern-
teil oder andere zentrale Bezugsperson).12 Beispiel für ein bindungstheo-
retisch fundiertes Programm zur Förderung der Resilienz ist das Frühinter-
ventionsprogramm STEEPTM, das an der University of Minnesota von 
Byron Egeland und Martha F. Erickson entwickelt und evaluiert wurde. 
In modifizierter Form wird das Programm zurzeit im deutschsprachigen 
Raum implementiert und in drei Metropolregionen (Minneapolis, Ham-
burg sowie Potsdam/Berlin) auf seine Wirksamkeit hin überprüft. STEEPTM 
arbeitet mit Hausbesuchen sowie Gruppenterminen und beginnt mög-
lichst in der Schwangerschaft. (Suess 2005)
Die Entwicklungspsychologische Beratung für Eltern mit Säuglingen und 
Kleinkindern, konzipiert am Universitätsklinikum Ulm, zielt ebenfalls 
auf die Stärkung der frühen Eltern-Kind-Beziehung ab. Das evaluierte 
Programm setzt niedrigschwellig an und wird in verschiedenen Einrich-
tungen (Erziehungsberatungsstellen, Mutter-Vater-Kind-Einrichtungen, 
Frühförderstellen, Sozialpädiatrischen Zentren, Kinder- und Jugendam-
bulanzen etc.) angeboten. (Ziegenhain u.a. 2004)

Die Qualität der Eltern-Kind-Interaktion beeinflusst sämtliche Entwick-
lungsbereiche des Kindes. Wird ein Kind vernachlässigt, unterliegt dauer-
hafter Reizmonotonie oder ist einer Überflutung durch unangemessene 
Reize ausgesetzt, dann leidet nicht nur seine emotionale und eventuell 
körperliche, sondern auch seine kognitive Entwicklung. Eine altersgemä-
ße Beschäftigung mit dem Kind und dessen Förderung bleiben dabei aus. 
Entwicklung von Intelligenz und Interessen jedoch sind in der frühen 
Kindheit von entscheidender Bedeutung. 
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Hier setzen Programme zur frühen Förderung wie Schritt für Schritt - 
opstapje an, die Kleinkinder in ihrer kognitiven, motorischen und sozio-
emotionalen Entwicklung unterstützen. Opstapje richtet sich an sozial 
benachteiligte Familien, die wöchentlich zu Hause besucht werden und 
sich alle 14 Tage in Gruppen treffen. Anhand von gezielt eingesetzten 
Spielmaterialien und Arbeitsblättern werden die Eltern zu einer adäqua-
ten Kommunikation mit ihrem Kind angeleitet. (Sann/Thrum 2002) 

Kinder mit Regulationsstörungen, etwa exzessiv schreiende Säuglinge, 
stellen hohe Anforderungen an die Interaktionskompetenz ihrer Eltern.  
In Deutschland gibt es mittlerweile eine Vielzahl an Beratungsangeboten 
für Eltern mit sogenannten Schreibabys. 
Ein interdisziplinäres, interaktionszentriertes Behandlungsmodell bietet 
die Münchner Sprechstunde für Schreibabys. In der Arbeit mit den Eltern 
liegt ein wichtiger Schritt zu deren psychischer und physischer Entlastung. 
Der jeweiligen individuellen Situation angemessen reicht das Interventi-
onsspektrum von entwicklungspsychologisch fundierter Beratung bis zu 
psychodynamischer Therapie. (Wollwerth de Chuquisengo/Papoušek 
2004) 
Schreibabys sind vor allem von Misshandlung und Vernachlässigung 
bedroht, wenn sie in psychosozial hochbelasteten Familien aufwachsen. 
Doch die Kontaktaufnahme zu Schreibabyambulanzen stellt für diese 
Familien oftmals eine zu hohe Hürde dar.

2.2.2.2  Präventionsprogramme in Kindertageseinrichtungen und Schulen

Insbesondere zur Prävention von sexuellem Missbrauch führen Fachstellen 
Projekte in Kindertagesstätten und Schulen durch. Ob solche Projekte 
angeboten werden können, hängt vom Engagement der jeweiligen Fach- 
und Lehrkräfte sowie von den personellen, zeitlichen und finanziellen 
Ressourcen der Einrichtung ab. Viele Konzepte basieren auf mehreren 
Modulen, etwa der Fortbildung für Lehrkräfte bzw. Sozialpädagoginnen 
und -pädagogen, der Elternarbeit und der Arbeit mit den Kindern. Zen-
trale Inhalte sind die Vermittlung von Informationen und Handlungsmög-
lichkeiten. 
In Deutschland wurden in den letzten Jahren in vielen Orten Vereine mit 
dem Ziel gegründet, sexuellen Missbrauch zu bekämpfen.

Vor dem Hintergrund der Debatten um eine stärkere Gewaltbereitschaft 
von Kindern und Jugendlichen haben sich in Kindertagesstätten und 
Schulen inzwischen viele gewaltpräventive Projekte und Programme 
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etabliert. Teilweise sind es standardisierte Programme wie Faustlos, teil-
weise Programme wie »KBS – Konfliktbehandlung an Schulen«, das stark 
auf die Bedürfnisse und Erwartungen vor Ort, auch bei den Kindern und 
Jugendlichen, eingeht. Beide Angebote richten sich an die Klasse als 
Gemeinschaft, nicht an einzelne verhaltensauffällige Jungen oder Mäd-
chen. In dieser Arbeit ist die Gruppe das pädagogische Lernfeld, in dem 
die Schülerinnen und Schüler voneinander lernen. Der Ansatz akzeptiert, 
dass in diesem Alter körperliche Auseinandersetzungen zum Alltag gehö-
ren. An diesen Erfahrungen der Kinder und Jugendlichen werden Regu-
lierungen von und das Erlernen des Umgangs mit Konflikten angeknüpft. 
Häufig ist der schulische Kontext einbezogen, Gewalterfahrungen, auch 
die von Lehrkräften ausgeübte oder die institutionelle, sind wichtige 
Bezugspunkte. Noch weiter gehen Projekte, die sich an Schulen als Gan-
zes richten und so auch die Lehrkräfte, die Schulleitung und den Haus-
meister einbeziehen. 

Vorrangig in sozialen Brennpunkten stehen punktuell sozialraumorientier-
te Hilfen zur Verfügung, etwa das Projekt zur Gewalt- und Deliktpräven-
tion. Das Angebot richtet sich an psychosozial hochbelastete Familien mit 
aggressiven, devianten Kindern, die größtenteils in Unterkünften auf-
wachsen. Um den Kreislauf von Gewalt und Delinquenz frühzeitig zu 
durchbrechen, werden in einer Kindertageseinrichtung Schüler und Schü-
lerinnen in den ersten beiden Schuljahren betreut. Der Ansatz ist vielsei-
tig: Die Kinder werden in ihrer sozial-emotionalen und schulischen Ent-
wicklung gefördert, Interessen werden aufgebaut, und die Eltern werden 
flexibel in die Projektarbeit einbezogen. (Galm/Schäfer 2000)

2.2.2.3  Soziale Frühwarnsysteme

Eine systematische Verknüpfung der Früherkennung von Risikokonstella-
tionen bzw. Gefährdungslagen einerseits sowie der darauf folgenden 
Unterstützung der Familie andererseits kennzeichnet sogenannte soziale 
Frühwarnsysteme. Zu den bislang wenigen Projekten zählen insbesondere 
die Sozialen Frühwarnsysteme in Nordrhein-Westfalen. An sechs Standor-
ten wurden Kriterien in den drei Gegenstandsbereichen Wahrnehmen, 
Warnen und Handeln (Basiselemente) sowie eine verbindliche Reaktions-
kette entwickelt (Hensen 2005). Auf der Grundlage dieser systematisch 
verknüpften Basiselemente erarbeiteten die beteiligten Einrichtungen und 
Institutionen der Kinder- und Jugendhilfe sowie des Bildungs- und Ge-
sundheitswesens individuelle, dem jeweiligen Anwendungsfeld angemes-
sene Indikatoren für Problemlagen, Schwellenwerte, Warnhinweise sowie 
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Handlungsformen. Der Aufbau des Modellprojekts und seine wissen-
schaftliche Begleitung durch das Institut für soziale Arbeit e. V. erfolgte in 
den Jahren 2001 bis 2004.

Einen umfassenden Ansatz bietet das Modellprojekt Zukunft für Kinder in 
Düsseldorf. Mit dem Ziel, Kinder in Risiko- und Gefährdungslagen bereits 
in den ersten Lebensphasen zu erkennen und zu unterstützen, wurde ein 
breites Netzwerk aus Einrichtungen des Gesundheitswesens und der 
Kinder- und Jugendhilfe gebildet. Beteiligt sind Geburts- und Kinderklini-
ken, Nachsorge- und Familienhebammen, niedergelassene Kinder- und 
Frauenärztinnen und -ärzte, sozialpädiatrische Zentren, Einrichtungen der 
Frühförderung und zur Förderung der Motorik, Gesundheitsamt, Jugend-
amt sowie Wohlfahrtsverbände. Werden Risikokonstellationen erkannt, 
die zu Defiziten in der kindlichen Entwicklung führen können, wird der 
Familie die Projektteilnahme angeboten. Entscheiden sich die Eltern da-
für, besprechen sie mit der Clearingstelle, ob, wann und welche Unter-
stützung hilfreich ist. Das Projekt beschränkt sich nicht auf das Erkennen 
von medizinischen sowie psychosozialen Risiken und das Einleiten einer 
Hilfe; die Clearingstelle ermöglicht als zentrales Steuerungselement eine 
laufende Begleitung und Prozesskontrolle. 

3  Übergreifende politische Strategien 

Auf Bundesebene erfolgt zurzeit die Umsetzung des Nationalen Aktions-
plans »Für ein kindergerechtes Deutschland 2005-2010«, der von der 
Bundesregierung im Jahr 2005 im Rahmen der Umsetzung der UN-Kin-
derrechtskonventionen verabschiedet wurde. Das Thema »Aufwachsen 
ohne Gewalt« nimmt einen Schwerpunkt des Aktionsplans ein.  
Viele der beschriebenen Maßnahmen verfolgen präventive Ziele, etwa
  die flächendeckende Einführung von Familienbildungsprogrammen zur 

Förderung einer gewaltfreien Erziehung, 
  die Förderung und Evaluation frühpräventiver Hilfen, 
  die Entwicklung zielgruppenspezifischer Hilfen z. B. für mehrfachbelas-

tete Familien und Familien mit Migrationshintergrund, 
  die Qualifizierung von Professionellen zu den Themen Früherkennung 

und -prävention, 
  die Entwicklung von Unterrichtsmodulen für Schülerinnen und Schüler 

zu den Themen Fürsorge und Erziehung von Säuglingen und Kleinkindern 
und 
  die Entwicklung von Schulungsprogrammen für werdende Eltern. 
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Erfreulich ist die explizite Verankerung des Themas Kindesvernachlässi-
gung z. B. mit der Formulierung von Forschungsbedarf. Damit geht der 
Aktionsplan einen wichtigen Schritt in die Richtung, der vernachlässigten 
Vernachlässigung (Deegener/Körner 2005) zu mehr Beachtung zu ver-
helfen, die dem Ausmaß und den oftmals gravierenden Folgen von Ver-
nachlässigung gerechter wird. Wenn die formulierten Maßnahmen auch 
positiv zu bewerten sind, darf der Aktionsplan nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass viele Bereiche des Kinderschutzes derzeit mit einschneiden-
den finanziellen Einbußen leben müssen.

Auch im Koalitionsvertrag von November 2005 haben die die Bundesre-
gierung tragenden Parteien die frühe Förderung gefährdeter Kinder 
thematisiert. Im Rahmen des Schwerpunkts »Frühe Hilfen für Eltern und 
Kinder und soziale Frühwarnsysteme« sollen mit der Verzahnung von 
gesundheitsbezogenen Leistungen und Leistungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe sowie zivilgesellschaftlichem Engagement soziale Frühwarnsys-
teme und Frühe Hilfen entwickelt werden. Mittels sogenannter »Geh-
Strukturen” zielen die Ansätze darauf ab, aufsuchend und aktiv auf 
besonders belastete Familien und ihre Kinder zuzugehen, und nicht zu 
erwarten, dass die betroffenen Familien von sich aus kommen (»Komm-
Struktur«). Dabei werden insbesondere die Schwangerschaft und die Zeit 
rund um die Geburt in den Blick genommen, da junge Frauen in dieser 
Lebensphase in der Regel medizinische Versorgung in Anspruch nehmen 
und gegenüber sozialen Beratungsangeboten zugänglich sind. So sollen 
der staatliche Schutzauftrag und die Erziehungsverantwortung der Eltern 
gestärkt werden. Für die Umsetzung dieses Programms stellt der Bund bis 
zum Jahr 2010 zehn Millionen Euro bereit. Er wird bundesweit Modell-
programme initiieren, fördern, begleiten und evaluieren und ein Service-
büro zur Begleitung der Aktivitäten in den Ländern und Kommunen 
sowie zur Sicherstellung des Erfahrungstransfers einrichten.13 

4  Bedarf an Weiterentwicklung und Ausbau im Kinderschutz –
 Schlussfolgerungen

Vor dem Hintergrund des Beschriebenen können zunächst generelle 
Anforderungen an die deutsche Kinderschutzpraxis formuliert werden, 
damit der Gewalt gegen Kinder in allen Bevölkerungsgruppen effektiver 
begegnet werden kann. Um bestimmte Zielgruppen nachhaltig zu errei-
chen, sind zusätzlich spezifische Voraussetzungen nötig, die im Anschluss 
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thematisiert werden. Abschließend wird auf die Notwendigkeit einer 
Forschungskultur im deutschen Kinderschutz hingewiesen und konkrete 
Forschungsaufgaben werden benannt.

4.1  Bedarfslagen der Praxis

4.1.1  Generelle Bedarfslagen

Die Handlungsfelder, die der Koalitionsvertrag von November 2005 und 
der Nationale Aktionsplan »Für ein kindergerechtes Deutschland 2005-
2010«, Schwerpunkt »Aufwachsen ohne Gewalt«, zum Schutz und zur 
Förderung gefährdeter Kinder beschreiben, zielen auf wichtige Bedarfe 
ab: Früherkennung von Risiko- und Gefährdungslagen, Entwicklung und 
Ausbau Früher Hilfen, systematische Verzahnung des Gesundheitswesens 
und der Kinder- und Jugendhilfe, Qualifizierung der Professionellen etc. 

Verantwortungsvolles, fundiertes Handeln von Professionellen hängt von 
ihrer fachlichen und persönlichen Qualifikation ab. Eine Grundlage hier-
für bildet entsprechendes Fachwissen zu den verschiedenen Formen der 
Kindeswohlgefährdung, für eine fundierte Risiko- und Gefährdungsein-
schätzung sowie zur Wirksamkeit von Hilfen. Vor dem Hintergrund der 
Gesetzesnovellierung des SGB VIII, insbesondere der Konkretisierung des 
Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung (§ 8a), steigt derzeit die Ein-
sicht in die Notwendigkeit entsprechenden Fachwissens und somit das 
Interesse an einem qualifizierten Angebot im Bereich der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung. Das darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Wis-
sensstand in manchen Einrichtungen noch gering ist, nicht jede Wissens-
vermittlung fachgerecht verläuft und sich mancherorts »Halbwissen« 
ausbreitet, das im Einzelfall schaden kann. Beispielsweise kann unqualifi-
ziertes Vorgehen bei einer frühzeitigen Gefährdungseinschätzung den 
Zugang zur Familie verbauen und geeignete Hilfen verhindern. Eine  
regelhafte und angemessene Qualifizierung in allen entsprechenden 
Berufsgruppen im (sozial-)pädagogischen, psychologischen, therapeuti-
schen, medizinischen, polizeilichen und juristischen Bereich ist deshalb 
dringend erforderlich.  (Ulmer Aufruf zum Kinderschutz 2006) 

Die fachliche wie persönliche Qualifizierung und der Einsatz zuverlässiger, 
praktikabler14 Einschätzverfahren gehen Hand in Hand. Deegener und 
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Körner weisen auf die Notwendigkeit standardisierter Instrumente zur 
Gefährdungsabschätzung hin (Deegener/Körner 2005). Erforderlich ist 
die (Weiter-)Entwicklung und Verbreitung valider Einschätzverfahren, die 
den jeweiligen Berufsgruppen und Arbeitsfeldern angemessen sind. 

Das Einschätzen von Gefährdungslagen oder die Früherkennung von 
Risikokonstellationen für Vernachlässigung und Misshandlung, um Ge-
walt gegen Kinder bereits im Vorfeld abzuwenden, ist nur hilfreich, wenn 
im Anschluss zahlreiche weitere Aspekte beachtet werden: qualifizierte 
Fachleute, die einen vertrauensvollen Zugang zu den betroffenen Famili-
en finden und sie für den Wert fachlicher Unterstützung sensibilisieren; 
adäquate Hilfeformen; interdisziplinäre Kooperationen und Vereinbarun-
gen zwischen Einrichtungen bzw. Institutionen etc. 
In Deutschland entstehen vermehrt Frühwarnsysteme, um risikobelastete 
Familien zu identifizieren und zu unterstützen. Diese sollten eine syste-
matische Verzahnung von Modulen in folgenden Bereichen umfassen: 
Früherkennung, Hilfemaßnahmen, kontinuierliche Begleitung und Pro-
zesskontrolle.

Eine systematische Verzahnung von Modulen sollte Grundlage für alle Hilfe-
verläufe sein und setzt verbindliche mono- und multiprofessionelle Richtli-
nien zur Kooperation (Fürniss 2005), eindeutig geregelte Informationswege 
und Zuständigkeiten (Ulmer Aufruf zum Kinderschutz 2006) sowie systema-
tische Vernetzungsstrukturen in Praxis und Politik zwischen der Kinder- 
und Jugendhilfe, dem Gesundheits- und dem Bildungswesen voraus. 

Bei der Frage nach den Hilfeformen brauchen die Fachkräfte, die mit den 
Familien Entscheidungen über die Art der Unterstützung treffen, nicht 
nur Wissen über die Wirksamkeit von Hilfen, sondern auch adäquate 
Angebote, die zur Verfügung stehen. Fehlen diese oder werden aus 
Kostengründen oder aufgrund mangelnder Kenntnis ungeeignete Maß-
nahmen eingesetzt, reiht sich in Folge möglicherweise eine ineffektive 
Hilfe an die andere. Die negativen Auswirkungen belasten die Familien 
und in der Summe auch die finanziellen Ressourcen der Kommunen. 
Insbesondere finanzielle Kürzungen bei den Regelhilfen könnten sich auf 
Dauer als kostspielig erweisen und sind mit einigen (Modell-)Projekten 
nicht auszugleichen. 
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4.1.2  Besondere Anforderungen in der Zusammenarbeit mit psychosozial 
 hochbelasteten Familien mit Vernachlässigungs- bzw. Gewaltproblematik

Besondere Anforderungen an die Prävention werden gestellt, wenn Kin-
der in psychosozial hochbelasteten Familien15 aufwachsen (Forschungs-
übersicht siehe Snell-Johns u. a. 2004) und sich Strukturen der Gewalt 
und Vernachlässigung schon seit mehreren Generationen durch die Fami-
lie ziehen. Konfliktträchtige Interaktionsmuster, instabile Beziehungen 
und häufige Beziehungsabbrüche wiederholen sich (Fonagy u. a. 1991, 
1995, 2003). Diese Erfahrungen können sich auch im Kontext des Hilfe-
systems reinszenieren und verfestigen, wenn es an geeigneten Interventi-
onsformen mangelt, inadäquate Hilfeformen scheitern und Fachkräfte 
unzureichend qualifiziert sind. Helfen wird zur Herausforderung, wenn 
Eltern kein adäquates Wahrnehmungs- und Reflexionsvermögen bezüg-
lich der prekären Situation ihres Kindes zeigen, keinen Hilfebedarf erken-
nen oder diesen leugnen (Zenz 2002). Zudem können deren ambivalente 
Gefühle gegenüber sozialen Institutionen den Zugang zur Familie er-
schweren, wenn diese einerseits immer wieder oder dauerhaft auf soziale 
Unterstützung angewiesen ist und Abhängigkeiten bestehen, anderer-
seits jeder diesbezügliche Kontakt auch Misstrauen und Angst vor Kon-
trolle weckt (Schone 2002). Seitens des Hilfesystems können Überlastun-
gen der Institutionen, ungeklärte Verantwortlichkeiten sowie mangelnde 
Kommunikation und Kooperation eine nachhaltige Erreichbarkeit verhin-
dern (Kinderschutz-Zentrum Berlin 2000). Auch werden die Auswirkun-
gen weniger offensichtlicher Formen der Gewalt gegen Kinder, etwa der 
emotionalen und kognitiven Vernachlässigung, oftmals unterschätzt. 
Interveniert wird erst, wenn Kinder aufgrund von Folgeproblemen auffäl-
lig werden. 

Die Kinderschutz-Zentren (2006) kritisieren zu Recht, dass in der öffentli-
chen Debatte nicht genügend berücksichtigt wird, wie sehr Familien 
belastet sind, in denen das Wohl des Kindes gefährdet ist.16 Kurzfristige, 
punktuelle Hilfen reichen nicht aus. Psychosozial hochbelastete Familien 
benötigen längerfristige, kontinuierliche und intensive Begleitung (Bi-

15  Familien, die zahlreichen Belastungen ausgesetzt sind, darunter zählen chronische 

Partnerschaftsprobleme, psychiatrisch auffällige Familienmitglieder, ablehnende inkonsistente 

Beziehungsmuster, ausgeprägte Gefühle der Belastung, finanzielle Probleme, ungünstige 

Wohnverhältnisse etc. 

16 Stellungnahme der Kinderschutz-Zentren »Fachleute melden sich zu Wort« infolge des 

Fachkongresses »Hilfeprozess im Konflikt / Handlungskompetenz der Jugendhilfe bei Kindes-

wohlgefährdung«, Pressemitteilung vom 22.02.2006. 
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lukha u.a. 2005), die unter Berücksichtigung der jeweils aktuellen Be-
darfs- und Ressourcenlage positive Entwicklungsprozesse fördert und 
stabilisiert (Crittenden 2004, 2005). Dabei erscheint eine reine Krisenori-
entierung nicht ausreichend aufgrund der eingeschränkten Fähigkeit der 
Eltern, Krisen und ihr Ausmaß entsprechend einzuschätzen. Insbesondere 
für Säuglinge und Kleinkinder können eventuell lebensbedrohliche Situa-
tionen entstehen, die von den Eltern nicht rechtzeitig als solche erkannt 
werden, und langfristige Effekte der Hilfen bleiben aus (Crittenden 2004, 
2005). Da Kinder oftmals von Geburt an vernachlässigt bzw. misshandelt 
werden, gilt es, sowohl den Bereich der Früherkennung als auch der 
Frühen Hilfen auszubauen, die sich an den speziellen Bedürfnissen der 
Zielgruppe orientieren. Für die Zusammenarbeit mit psychosozial hochbe-
lasteten Familien eignen sich aufsuchende, sozialraumorientierte Hilfefor-
men (Schefold 2004), vor allem wenn sie Bestandteil eines mehrdimensi-
onalen, passgenauen, flexiblen und gut koordinierten Hilfearrangements 
sind (Bilukha u.a. 2005). Zentraler Bestandteil sollte die Förderung einer 
positiven Eltern-Kind-Interaktion und der elterlichen Fürsorge- und Erzie-
hungsfähigkeit sein (Spangler 2003; Kindler 2006), ergänzen kann je 
nach Bedarf etwa alltagspraktische Unterstützung. 

Erste Konzepte im Bereich der Frühwarnsysteme verbinden systematisch 
Module der Früherkennung von Risiken und Gefährdungen, der Hilfen 
und der kontinuierlichen, längerfristigen Begleitung. Damit berücksichti-
gen sie auch den Bedarf psychosozial hochbelasteter Familien. Ein Blick 
auf die Gesamtsituation in Deutschland zeigt jedoch, dass bislang kaum 
spezifische, umfassendere Ansätze vorliegen, die den Bedürfnissen der 
Zielgruppe gerecht werden. 

Zudem wird in der Praxis – aufgrund fehlender Kenntnis und des Mangels 
an entsprechenden Angeboten sowie finanziellen Ressourcen – des Öfte-
ren nicht beachtet, dass die nachhaltige Erreichbarkeit von Familien mit 
Risikokonstellationen hohe Fachlichkeit voraussetzt. Die Professionellen 
müssen nicht nur methodisch fundiert und persönlich qualifiziert sein, sie 
sollten zudem mit der speziellen Lebenswelt und den Beziehungsdynami-
ken der Familie vertraut sein (Zenz 2002). Eine längerfristige Zusammen-
arbeit mit den Eltern hängt davon ab, ob es gelingt, trotz aller Rückschlä-
ge und Brüche eine tragfähige, vertrauensvolle Beziehungsebene zur 
Familie aufzubauen (Henseler 2002). Hierbei ist zu bedenken, dass für 
eine langfristige intensive Begleitung der Familie entsprechende personel-
le, zeitliche und somit finanzielle Ressourcen notwendig sind. 

Beate Galm / Susanna Lillig / Heiner Schäfer / Manuela Stötzel



77 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

4.1.3  Besondere Anforderungen in der Zusammenarbeit mit Familien mit 
 Migrationshintergrund

Verschiedene Ansätze zielen auf Gewaltprävention in Familien mit Migra-
tionshintergrund ab. Hier sind Programme, etwa kulturspezifische Eltern-
kurse oder Angebote der frühen Förderung, zu entwickeln und auszu-
bauen. In der Aus-, Weiter- und Fortbildung (sozial-)pädagogischer, 
psychologischer, therapeutischer, medizinischer und juristischer Berufs-
gruppen sollten Migration und die damit zusammenhängenden Anforde-
rungen an die Zusammenarbeit in den Curricula verankert werden. Ne-
ben Sprachkenntnissen benötigen Professionelle spezifisches Wissen und 
Verständnis für kulturelle und religiöse Unterschiede, Kenntnisse der 
Merkmale fachlich qualifizierter Zusammenarbeit mit den Familien sowie 
spezielle Handlungskompetenzen (Wendler 2005). Wünschenswert ist 
zudem ein verstärkter Einsatz von Professionellen mit Migrationshinter-
grund.

4.2  Notwendigkeit von Forschung

Der Ulmer Aufruf zum Kinderschutz (2006) bemängelt das Fehlen einer 
Forschungskultur jenseits einzelner Initiativen und Modellprojekte im 
deutschen Kinderschutz. Dementsprechend ist der Bedarf breit und wird 
im Folgenden exemplarisch und stichpunktartig formuliert:
  (Grundlagen-)Forschung, insbesondere Längsschnitte und interdiszipli-

när angelegte Studien, zu allen Formen der Gewalt gegen Kinder, insbe-
sondere zur Kindesvernachlässigung (Nationaler Aktionsplan »Für ein 
kindergerechtes Deutschland 2005 - 2010«) und psychischen Kindesmiss-
handlung;
  Entwicklung und Evaluierung standardisierter Instrumente zur Gefähr-

dungseinschätzung; 
  Untersuchungen, mit welcher Zuverlässigkeit Gefährdungsfälle be-

kannt werden, Vernachlässigungen und Misshandlungen verhindert 
werden und eine positive Entwicklung betroffener Kinder gefördert wer-
den kann;
  Vergleichbare Statistiken über Kinderschutzfälle sowie systematische 

fallbezogene Analysen von institutionellen Fehlern im Kinderschutz; 
  Forschung zur Güte des staatlich organisierten Kinderschutzsystems 

sowie zur Wirksamkeit von Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe;
  Untersuchungen zur Erreichbarkeit psychosozial hochbelasteter Familien.
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4.3  Resümee 

In Deutschland hat sich eine vielfältige Kinderschutzpraxis entwickelt, die 
gegenwärtig mit einschneidenden finanziellen Kürzungen konfrontiert 
ist. Im konkreten Fall ist es oftmals dem Engagement qualifizierter Fach-
kräfte zu verdanken, dass die Familie kompetent unterstützt werden 
kann. Bedarf liegt in der Regelmäßigkeit einer angemessenen Qualifizie-
rung Professioneller sowie in der Standardisierung von Handlungsabläu-
fen, etwa der Verzahnung verschiedener Module der Gefährdungsein-
schätzung, Hilfemaßnahmen sowie kontinuierlichen Begleitung und 
Prozesskontrolle. Zugrunde liegen sollten mono- und multiprofessionelle 
Richtlinien zur Kooperation. 
Insbesondere psychosozial hochbelastete Familien mit Vernachlässigungs- 
und Gewaltproblematik benötigen systematisierte, kontinuierliche Beglei-
tung und passgenaue Hilfearrangements. Im Rahmen dessen sollten 
adäquate (Frühe) Hilfen angeboten werden, die jedoch selten zur Verfü-
gung stehen. Scheitern ungeeignete Hilfen, belasten die negativen Aus-
wirkungen die Familien und in der Summe die finanziellen Mittel der 
Kommunen. Schon im Hinblick darauf ist der Aufbau einer Forschungs-
kultur dringend notwendig, um knappe Ressourcen wirkungsorientiert 
einsetzen zu können, insbesondere aber, um Familien effektiv zu unter-
stützen.
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Finnland

Kaija Kemppainen

Prävention von Gewalt gegen Kinder in Finnland

Eine internationale Untersuchung zu Gesundheit, Wohlbefinden, Zufrie-
denheit und Lernerfolg von Kindern sah die Kinder aus den nordischen 
Ländern auf den ersten Plätzen. Verantwortlich dafür war das hohe Ni-
veau der Angebote, die für die Kinder von ihrer Geburt bis zur eigenen 
Elternschaft entwickelt worden sind. Diese Förderung von Kindern und 
Jugendlichen ist eine »nordische« Erfolgsgeschichte, Familien stehen seit 
Mitte der 70er-Jahre im Zentrum der Politik.

Im Wohlfahrtsstaat Finnland geboren zu werden, bedeutet aber nicht für 
alle Kinder automatisch »Wohlstand«. Vielen geht es schlecht und sie 
sind dem Risiko der Misshandlung1 ausgesetzt. Es wird angenommen, 
dass bis zu einem Viertel der Kinder schlechte Erfahrungen z. B. durch 
Mängel in der Erziehung, durch körperliche, emotionale oder gar sexuelle 
Misshandlungen gemacht haben. Die Armut vieler Familien ist immer 
noch ein wesentlicher Faktor für die missliche Situation von Kindern und 
Jugendlichen. Es häufen sich aber auch die Fälle, in denen vernachlässig-
te Kinder aus scheinbar »ordentlichem« Umfeld kommen. Dies scheint 
auch am hektischen Lebensstil zu liegen, der für Kinder und Jugendliche 
neue Risiken mit sich bringt. Die Zahl der Not leidenden Kinder scheint 
anzusteigen, Gründe dafür liegen vermutlich im sozioökonomischen 
Umfeld der Familien sowie in der Veränderung ihrer Lebensumstände. 

In diesem Beitrag werden zunächst die Entwicklung Finnlands zu einem 
Wohlfahrtsstaat und die Angebote beschrieben, die den Kindern Wohl-
stand und gleiche Chancen ermöglicht haben. Danach werden die gesell-
schaftlichen Veränderungen geschildert, die in den letzten Jahren zu 
einer Verschlechterung der Familienverhältnisse und zu mehr Kindern in 
Not geführt haben. Und schließlich wird über Not und Misshandlungen 
von Kindern und über Präventionsstrategien berichtet.

1 Die Autorin benennt, dass in Finnland die Begriffe »Gewalt gegen Kinder«, »Kindesmiss-

brauch« und »Kindesvernachlässigung« häufig gleichbedeutend verwendet werden. In der 

redaktionellen Bearbeitung des Textes wurde seitens der HerausgeberInnen versucht, die 

Terminologie so anzugleichen, dass sie für Leser und Leserinnen in Deutschland verständlich 

ist. (Anm. d. Red.)



84 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

Kaija Kemppainen

Der Beitrag ist ähnlich wie das finnische Präventionssystem dreiteilig 
aufgebaut. Zunächst wird die »primäre Prävention« beschrieben. Diese 
Maßnahmen richten sich an alle Familien und Kinder und sollen ein zu-
friedenes Leben ohne Gewalt ermöglichen. Danach folgt die »sekundäre 
Prävention«, die sich an Kinder, Familien und Gruppen richtet, wenn 
schwierige Lebenssituationen für Kinder zur Gefahr werden können. Im 
Grunde beginnt Prävention heute erst damit, denn primäre Prävention ist 
eigentlich Teil der Sozialpolitik. Und schließlich greift die »tertiäre Präven-
tion« gezielt ein, wenn es bereits Missstände gibt. 

1  Förderung des Wohlbefindens und Ausbau der Bedingungen für ein  
glückliches Leben ohne Gewalt für alle Kinder (Primäre Prävention)

Primäre Prävention will alle Kinder vor Mängeln in der Erziehung und vor 
Misshandlungen schützen, ihnen eine angemessene psychische, physi-
sche und emotionale Entwicklung garantieren und Gesundheitsvorsorge, 
Ausbildung, Pflege und Sicherheit bereitstellen. Prävention ist langfristig 
angelegt, will optimale Rahmenbedingungen für Kinder und Familien 
schaffen und setzt auf nationaler und auf lokaler Ebene an. Gesetze 
schaffen den allgemeinen Rahmen für die Prävention und in Finnland ist 
der Kinder- und Jugendschutz umfangreich und fortschrittlich geregelt. 
So regelt z. B. das Gesetz »Fürsorge und Besuchsrecht des Kindes« inner-
halb des Kinder- und Jugendschutzrechts die Pflichten der Eltern, damit 
die Bedürfnisse der Kinder befriedigt werden. Eltern müssen danach eine 
harmonische Entwicklung und das Wohlbefinden des Kindes sicherstellen 
und ihm Kontakte zu anderen Personen, gute Pflege und Erziehung 
ermöglichen. Das Kind muss in einem für seine Entwicklung angemesse-
nen Umfeld aufwachsen und gute Ausbildungsmöglichkeiten haben. Ihm 
müssen Verständnis, Zärtlichkeit und Schutz entgegengebracht werden. 
Es darf weder unterdrückt noch körperlich gezüchtigt werden und das 
Zufügen psychischer Schmerzen ist gesetzlich verboten. Das Gesetz setzt, 
wie man sieht, anspruchsvolle Ziele.

1.1  Entstehung der Angebotsstruktur im finnischen Wohlfahrtsstaat und Förderung 
der Entwicklung von Kindern

Um 1970 wurden in Finnland ein fortschrittliches Sozial- und Gesund-
heitswesen geschaffen, Kindertagesbetreuung, gute Ausbildungs- sowie 
Kultur- und Freizeitangebote entwickelt. Das Gesundheitswesen konzent-
rierte seine Angebote in kommunalen Gesundheitszentren, in denen 
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Finnland

Mutterschutz, Familientraining und Kinderberatung für alle Familien mit 
Kindern kostenlos zugänglich waren. Eltern sollten besser und direkter 
unterstützt, das Wachstum und die Entwicklung der Kinder genauer 
beobachtet werden. Für Schulkinder war der Schulgesundheitsdienst 
zuständig. Für Vorschulkinder und deren Eltern wurden Einrichtungen 
geschaffen, die präventive Maßnahmen einleiten und psychologische 
Beratung, Schulungen und Basisuntersuchungen bereitstellen sollten. 
Sprach- und Bewegungstherapien gab es ebenfalls. In den Einrichtungen 
arbeiteten Fachkräfte aus der Sozialarbeit und psychologisch geschultes 
Personal, um den sich ändernden Bedürfnissen der Kinder und Jugendli-
chen gerecht werden zu können.

Kindertagesstätten, Vorschulen und familienähnliche Betreuung wurden  
im Sozialamt konzentriert. Eltern sollten berufstätig sein können, Kinder 
optimal auf die Schule vorbereitet und Lernschwierigkeiten schon früh 
entgegengewirkt werden. Für alle Kinder wurde die einjährige Vorschule 
eingeführt. Zur Vorbeugung und Rehabilitation wurden Einrichtungen mit 
speziell ausgebildeten Fachkräften aus Erziehung und Sprachtherapie ge-
gründet, sie sollten die Kindertagesbetreuung unterstützen. Dort waren 
Psychologinnen und Psychologen für die ganztägige Kinderbetreuung und 
Fachkräfte aus der Familienarbeit tätig. Es wurden spezielle Gruppen für 
entwicklungsgestörte Kinder und solche mit besonderen Bedürfnissen 
gegründet. Für Kinder von Eltern mit unregelmäßigen Arbeitszeiten wurden 
Wochenbetreuungsplätze geschaffen, für Kleinkinder familienähnliche 
Betreuungen. Die Gemeinden organisierten Tagesgruppen für die zu Hause 
betreuten Kinder, um diese in der Bildung nicht zu benachteiligen. Die Aus-
bildung der Erzieherinnen und Erzieher wurde an die Universitäten verlegt.

In der finnischen Volksschule erhalten alle Kinder bis zur 9. Klasse eine 
gleichwertige Schulbildung. Danach wechseln sie aufs Gymnasium oder 
beginnen eine Berufsausbildung. Kinder mit Lernschwierigkeiten oder 
Verhaltensstörungen werden in Sonderklassen optimal gefördert. Beson-
dere Betreuungsgruppen, Sozial- und Gesundheitsdienste sowie der 
Schulpsychologische Dienst kümmern sich um die Kinder. Das Mittages-
sen in der Schule ist seit 1950 kostenlos. Die Ausbildung der Lehrerinnen 
und Lehrer erfolgt ebenfalls an der Universität.

Bis dahin unabhängige Beratungsstellen wurden dem Sozialamt einge-
gliedert, verstaatlicht und vereinheitlicht und als »Familien- und Erzie-
hungsberatungsstellen« landesweit etabliert. Die Beschäftigten müssen 
ein einheitliches Fortbildungsjahr absolvieren. Die Beratungsstellen wollen 
unbürokratisch präventive Hilfe für Familien mit Kindern anbieten.
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Ein Netz psychologischer Beratungsstellen für Erwachsene mit Drogen- 
und Alkoholproblemen ergänzt diese Erziehungsberatungsstellen. In 
jedem Ort wurden Bibliotheken eröffnet, Musik-, Tanz- und Bewegungs-
zentren gegründet und sportliche Angebote von Kommunen und Verei-
nen entwickelt.
Beratung und Tagesbetreuung haben tatsächlich alle Familien mit Kin-
dern erreicht und das staatliche Ziel, die Entwicklung der Kinder von der 
Schwangerschaft bis ins Erwachsenenalter zu begleiten, war erfüllt. Zwar 
war eigentlich die Prävention das Hauptziel der Angebote, aber einige 
griffen auch gezielt ein.
In den 70er- und 80er-Jahren wurden das Angebotsnetz und dessen 
Aktivitäten weiterentwickelt. Bei den Erwachsenen war die Prävention 
von Selbstmorden besonders wichtig, bei Kindern und Jugendlichen die 
Förderung bei Lernstörungen. Sie wurden jahrgangsweise auf Lern-
schwierigkeiten untersucht. Die Kommunen arbeiteten zusammen und 
gründeten Angebote für Rehabilitation und Beratung, mit besonderem 
Blick auf Probleme der Entwurzelung und des Zerbrechens von Großfami-
lien. Dieses Vorgehen wurde von den Medien unterstützt. 

In Finnland ist die Haupterwerbsquelle die Landwirtschaft und die Nähe 
zur Natur selbstverständlich. Viele Menschen haben sie inzwischen durch 
die Abwanderung in Städte und Ballungsräume ebenso verloren wie den 
Kontakt zu ihrer Großfamilie. Die alten Lebensgewohnheiten sind weitge-
hend verschwunden und sie leben als Kernfamilien in den Wohnvierteln 
großer Städte. Der Aufwand, die verschwindende traditionelle »finnische 
Familie« zu retten, war enorm. Statt auf die Individualität setzte die 
Politik nach angelsächsischem Vorbild stärker auf familienfreundliche 
Aktivitäten, die präventiv eingesetzt und mit Familienberatung und Erzie-
hungshilfe auch therapeutisch gefördert wurden.

Die straffe zentrale Verwaltung wurde in den 80er-Jahren gelockert, die 
Kommunen bekamen größere Spielräume, damit sie ihre Angebote bes-
ser auf die örtlichen Gegebenheiten ausrichten konnten. In den 80er- 
und 90er-Jahren wurden dann die Sozial- und Gesundheitsämter erst 
administrativ, dann auch räumlich zusammengelegt. Nur Helsinki behielt 
ein eigenständiges Sozial- und ein Gesundheitsamt. Zu dieser Zeit lag das 
Hauptaugenmerk der Politik auf der Angebotsoptimierung. Eine Fach-
kraft, nicht wie bisher mehrere aus den unterschiedlichen Ämtern, sollte 
für eine Familie, von den Kindern bis zu den Großeltern, zuständig sein. 
Mit dem 1993 gegründeten Forschungs- und Entwicklungszentrum für 
Wohlfahrt und Gesundheit, STAKES,2 sollte die Entwicklung effizient 
vorangetrieben werden.

Kaija Kemppainen
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Ende der 80er-Jahre endete der wirtschaftliche Aufschwung in einer Krise 
mit hoher Arbeitslosigkeit, von der Familien mit Kindern besonders be-
troffen waren. Depressionen, Alkohol- und Drogenmissbrauch, Gewalt 
und Scheidungen nahmen zu. Die Sozialbehörden waren überlastet, ihre 
Finanzierung gefährdet. Hilfeleistungen mussten gekürzt werden, teilwei-
se brach das System sogar zusammen. Nach dem Ende der Wirtschafts-
krise schien eine Rückkehr zum alten System nicht mehr möglich. Es kam 
zu Konflikten in den Behörden und Einsparungen wurden willkürlich und 
pauschal vorgenommen. Angebote wurden rationalisiert, Stellen gestri-
chen, Gruppen zusammengelegt, Angebote auf regionaler Ebene wieder 
zentralisiert. Von kunden- und familienfreundlichen Angeboten konnte 
zu diesem Zeitpunkt nicht mehr die Rede sein.

1.2 Einflüsse der Wirtschaftskrise auf die Entwicklung von Kindern

Die Wirtschaftskrise hatte große Auswirkungen auf die Entwicklung der 
finnischen Gesellschaft. Die Ämter berichteten über psychische Störun-
gen bei Kindern und die Zahl der Not leidenden Minderjährigen stieg 
deutlich an. Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung verbesserte sich die 
finanzielle Lage der Familien mit Kindern, anders als die der restlichen 
Bevölkerung, aber nicht. Arbeitslosigkeit und unsichere Beschäftigungs-
verhältnisse waren die Ursache. Im Jahr 2000 lebte etwa jedes sechste 
Kind unter drei Jahren unterhalb der Armutsgrenze. Die Zahl hatte sich 
seit 1990 verdreifacht. Ihre Familien brauchten dringend finanzielle Un-
terstützung, denn die Kürzungen bei Kindergeld, Elternzuschuss und 
Kinderbetreuung zu Hause hatten ihre finanzielle Lage weiter verschärft. 
Armut und Arbeitslosigkeit prägen die Atmosphäre in den Familien und 
Unsicherheit und Existenzangst der Eltern bleiben auch dann, wenn sie 
wieder Arbeit gefunden haben. Sie brauchen ihre Energie zur Überwin-
dung der Existenzängste, für ihre Kinder bleibt wenig übrig. So sind 
Kinder aus armen Verhältnissen häufiger krank als andere, erhalten weni-
ger Unterstützung, haben oft schlechtere Noten in der Schule und leiden 
häufiger unter Mobbing. 

Wohlstand ist heute in Finnland kein Garant mehr für gute Entwicklungs-
chancen der Kinder. Hohe Familieneinkommen sind nur mit großem 
beruflichem Engagement und Stress möglich. Zeit für Kinder und Familie 
fehlt. Hohe Lebenshaltungskosten, flexible Arbeitszeiten und Arbeits-
platzunsicherheit haben vor allem für jüngere Beschäftigte und für Frau-

Finnland
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en zugenommen. Jede dritte Mutter mit Kindern unter drei Jahren arbei-
tet außer Haus, für ältere Kinder wächst die Zahl auf 70 %. Weil dies der 
Frühentwicklung der Kinder schaden könnte, wurde die bezahlte Eltern-
zeit geschaffen, Eltern können so bis zum Schuleintritt des Kindes zu 
Hause bleiben. Dieses Angebot wurde von vielen Müttern genutzt. Die 
Finanzexperten der Weltbank aber warnten vor zu hohen Kosten und 
empfahlen, die Zuschüsse für die Betreuung der Kinder zu kürzen und 
die Mütter früher ins Berufsleben zurückzuholen.

Mit den wachsenden Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt gestaltet sich 
die Bewältigung von Arbeit und Familie so kraft- und zeitraubend, dass 
gemeinsame Familienaktivitäten eher selten geworden sind.

1.3 Die Veränderungen in der Kindertagesbetreuung und in den Schulen

Wenn die Eltern arbeiten, verbringen die Kinder einen großen Teil des 
Tages in den Kindertageseinrichtungen. Damit diese gleiche Entwick-
lungschancen wie die häusliche Betreuung garantieren können, muss ihr 
Standard hoch sein. Dies ist, so zeigen Langzeituntersuchungen in Kin-
dertagesstätten und Vorschulen, der Fall. Je früher Kinder in qualitativ 
gute Tagesbetreuungen kommen, desto besser wird später ihr schulischer 
und beruflicher Erfolg. Eine gute Betreuung bietet eine sichere Umge-
bung mit geistiger und körperlicher Förderung durch Fachpersonal. Die 
Kontinuität in der Betreuung ist aber unterschiedlich. In den Ballungsräu-
men wechseln die betreuenden Personen häufiger als auf dem Land. 
Nach Schätzungen fehlt etwa in zwei Dritteln der Kommunen ausrei-
chend Personal für die Betreuung. Die Klassen sind größer geworden und 
der Betreuungsschlüssel hat sich seit den 90er-Jahren verschlechtert. 
Kleinere Schulen wurden zusammengelegt und das Lernangebot hat sich 
verbessert. Aber dauerhafte Kontakte sind dort nur schwer möglich, weil 
die Klassenzusammensetzung wegen freier Klassenwahl ständig wechselt 
und weil die Lehrkräfte immer weniger Verantwortung für ihre Klassen 
übernehmen.

Die Schulen sind zu leistungsorientierten »Kaderschmieden« geworden, 
die zwar im internationalen Vergleich hervorragende Resultate aufwei-
sen, aber im Atmosphärischen durch den Leistungsdruck stark gelitten 
haben. Wegen der internationalen PISA-Studie ist das finnische Schulsys-
tem zum Vorbild für viele Länder geworden, auch wenn sich die Kinder 
im Vergleich zu anderen europäischen Schülerinnen und Schülern in der 
Schule nicht wohlfühlen. Sie fühlen sich nicht immer gerecht behandelt 
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und sind unsicher, sie halten die Unterstützung durch Lehrkräfte und 
Freunde für ungenügend. Dies zeigt eine Untersuchung der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) aus dem Jahr 2002. 
Im Vergleich der nordeuropäischen Länder sind finnische Kinder häufiger 
emotional unzufrieden als Kinder z. B. in Schweden oder Norwegen. Dort 
ließ sich das Unwohlsein anders als in Finnland an bestimmten Fakten 
festmachen. In Finnland traten die Probleme in wohlhabenden Gegenden 
häufiger auf als in sozial schwachen Gebieten. Dies liegt nicht nur an den 
Schulen, sondern auch an der finnischen Kultur und der gesellschaftli-
chen Entwicklung. Es scheint, als würden sich die steigenden Anforde-
rungen der Arbeitswelt und der dort herrschende autoritäre Führungsstil 
auch auf die sogenannten »guten Familien«, die keine sozialen Probleme 
haben, übertragen und sogar vor Kinderbetreuungseinrichtungen nicht 
Halt machen. Hektik, Unbehagen und zu wenig Zeit für soziale Kontakte 
sind die Folgen. Genügend Aufmerksamkeit für Kinder scheint weder zu 
Hause noch in den Schulen, Vorschulen oder in der Tagesbetreuung 
vorhanden zu sein. 

Neue Untersuchungen zu Kinderspielen zeigen, dass Kinder wenig Mög-
lichkeiten zum gemeinsamen Spiel haben. Ihr »Freizeitprogramm« wird 
meist von Erwachsenen geplant. Das freie Spielen, bei dem soziale Kon-
takte und Hierarchien natürlich gelernt werden, findet zu selten statt. 
Heute verbringen die Kinder viel Zeit außer Haus in pädagogisch an-
spruchsvoller Umgebung und Betreuung, es fehlen aber Platz und Zeit, 
um vertrauensvolle soziale Kontakte aufbauen zu können. Programme, 
von Erwachsenen geschaffen und häufig voller »Bildung«, mit Anspruch 
und zielorientiert, bestimmen den Alltag der Kinder. Eigene Wünsche 
oder enge Kontakte zu anderen sind so nicht möglich. Zu Hause wird die 
Zeit durch Hausaufgaben strukturiert und weil die Eltern ebenfalls keine 
Zeit haben, ist das Zuhause eher einer Tankstelle vergleichbar. Dort sind 
Sauberkeit, Kleidung, Nahrung und Ruhe verfügbar. Das Wochenende 
und die Ferien sind ebenfalls »durchgeplant«, ein Familienleben sowie 
ein Gefühl des Zusammengehörens können so nicht entstehen. Entfrem-
dung von sich selbst, den eigenen Bedürfnissen und Wünschen ist die Folge. 

1.4 Möglichkeiten der primären Prävention in Finnland

Die Grundlage für die primäre Prävention von Kindesmissbrauch und 
Kindesmisshandlung ist in den 70er-Jahren geschaffen worden. Das 
Angebot hat sich bewährt und eine gute Balance zwischen Hilfe und 
Kontrolle entstand. Erst mit der Krise in den 90er-Jahren gerieten die 
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Angebote wegen fehlender Mittel in Gefahr, der Wohlfahrtsstaat wurde 
in Frage gestellt. Als Lösung wurde eine Privatisierung der öffentlichen 
Hilfen gesehen, mehr Wahlmöglichkeiten und Wettbewerb sollten die 
Kosten senken. Mittelkürzungen haben viele Angebote unbezahlbar 
gemacht, nur die Pflichtangebote blieben noch übrig. 
Kritisch wurde angemerkt, dass diese Prävention nicht zielgerichtet und 
kaum zu messen sei. Es ist aber grundsätzlich schwierig, Veränderungen 
im Verhalten eindeutig auf einzelne Maßnahmen zurückzuführen. Und es 
ist nicht einfach, den Planungsrhythmus der Verwaltung mit den gesell-
schaftlichen Entwicklungen zu koordinieren, gemeinsam Ziele und Me-
thoden zu definieren oder gar finanzielle Mittel festzulegen. Primäre 
Prävention wird vermieden, stattdessen rückt sekundäre Prävention ins 
Zentrum. 
Als ein Beispiel für primäre Prävention soll hier das Projekt Sicherheits-
kunst erwähnt werden. Ämter und Einrichtungen haben ein Projekt im 
Bereich sexueller Kindesmisshandlung gegründet, mit dem Kinder und 
Familien erreicht und herausgefunden werden soll, welche Hilfen not-
wendig sind. Dieses Projekt setzt vor allem auf Aufklärung und Präventi-
on. In allen pädagogischen Einrichtungen wurde ein entwickeltes Lern- 
und Informationsprogramm für Kinder eingeführt. Die Kinder wurden 
sensibilisiert, Gefahren und Risiken zu erkennen und sollten darauf rea-
gieren können. Das auf dem englischen »Kidscape« basierende Pro-
gramm wurde Mitte der 90er-Jahre weiterentwickelt und schließlich 
wurde mit der Unterstützung von STAKES ein eigenes Projekt gegründet. 
Dieses lokale Projekt wurde inzwischen auf ganz Finnland ausgeweitet 
und bietet Schutz vor sexuellem Missbrauch. 

2 Das frühe Eingreifen (Sekundäre Prävention)

Sekundäre Prävention wendet sich bei erhöhtem Risiko für Misshandlung 
und Missbrauch an Gruppen, Familien und deren Umfeld. Nachdem 
lange Zeit die gesamte Bevölkerung Ziel der Prävention war, wurde die 
Aufmerksamkeit wegen knapper Finanzen und zunehmender Probleme 
nun gezielter auf die Risikogruppen gelenkt. Risiken von Misshandlung 
und Missbrauch gibt es in allen Gesellschaftsschichten, deshalb müssen 
Verhalten, Erziehung und Lebensumstände von Eltern untersucht werden, 
soll die Gefahr erkannt werden. Die Verletzlichkeit von Familien ist groß 
und ihre Grundlagen können sich schnell ändern, darum müssen die 
Behörden aufmerksam sein und Mittel haben, damit sie das Wohlergehen 
der Kinder gewährleisten können.
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2.1 Häufigkeit von Kindesmisshandlung in Finnland

Es gibt in Finnland kaum verlässliche Zahlen über Kinder als Opfer von 
Misshandlung oder Vernachlässigung, Erfahrungen aus der sozialen 
Arbeit weisen aber auf hohe Zahlen hin. Jede Misshandlung verletzt 
Kinder in ihren Rechten auf ein behütetes, anregendes Umfeld und auf 
gleichberechtigte, vielseitige Entwicklung. Dies wird im Kinder- und Ju-
gendschutzrecht garantiert. Vernachlässigungen und Misshandlungen 
wirken sich nicht nur negativ auf das Wachstum der Kinder aus, sondern 
auch auf deren Fähigkeiten als zukünftige Eltern. Erfahrungen mit Ge-
walt können in die Isolation führen und werden häufig von einer auf die 
nächste Generation übertragen. Kindesmisshandlung ist somit eine kom-
plexe sozialpolitische Herausforderung.

Die WHO zählte 1999 zu Kindesmisshandlung die psychische und physi-
sche Misshandlung, den sexuellen Missbrauch sowie die Vernachlässi-
gung und kommerzielle Ausbeutung von Kindern, die deren Gesundheit, 
Leben, Entwicklung oder Menschenwürde gefährden. Einen Teil der so 
misshandelten Kinder findet man in den Statistiken von STAKES wieder. 
Die Zahl ist in den letzten Jahren gestiegen. 2004 erhielten ca. 60.000 
Kinder Hilfen durch den Kinderschutz, im Jahr davor waren es 8.000 
weniger. 8.673 Kinder wurden sofort in Heimen untergebracht, 4 % 
mehr als im Vorjahr, und 14.204 Kinder wurden in Familien unterge-
bracht. 2004 waren 5,4 % der Sozialhilfeempfänger minderjährig. 
Als Konsequenz aus der internationalen Debatte über Kinder- und Ju-
gendrechte wuchs die Sensibilisierung gegenüber der Gewalt gegen 
Kinder. Die UN-Kinderrechtskonvention wurde 1991 von Finnland unter-
zeichnet, aber schon zu Beginn der 80er-Jahre machten Kampagnen wie 
»Schlage Dein Kind nicht« auf die Problematik aufmerksam und das 
Verbot körperlicher Züchtigung wurde 1984 gesetzlich festgeschrieben. 
Dies war lange umstritten, denn körperliche Züchtigung war weit verbrei-
tet und akzeptiert und es gab viele Verstöße. Die Kontrolle ist nach wie 
vor schwierig und Verurteilungen gibt es nur wenige. 

Sexueller Missbrauch wurde in Finnland erst Ende der 80er-Jahre breit 
diskutiert, auch wenn es in Fachkreisen schon früher thematisiert worden 
war. Die zentrale Verwaltung versuchte die öffentliche Diskussion zu 
bremsen, um Zeit für die Weiterbildung der zuständigen Berufsgruppen 
gewinnen und angemessene Maßnahmen entwickeln zu können. Mit 
einer landesweiten Untersuchung wurde das Thema in den 90er-Jahren 
aber so dominant, dass es sogar andere Formen der Kindesmisshandlung 
in den Hintergrund drängte. 

Finnland
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Vernachlässigung in der Erziehung ist die häufigste, aber auch am 
schwierigsten zu erkennende Form der Kindesmisshandlung. Statistiken 
dazu liegen nicht vor. Es wird angenommen, dass die Situation etwa der 
in Dänemark gleicht, denn Gesellschaftsstruktur und gesetzliche Regelun-
gen sind ähnlich. 1999 bekamen in Dänemark etwa 10 % der Kinder 
unter einem Jahr aus sozialen Gründen Hilfen vom Jugendamt. Mindes-
tens 4 % der Kinder unter vier Jahren waren Opfer schwerer Vernachläs-
sigung oder von Missbrauch. Emotionale Vernachlässigungen sind statis-
tisch nur schwer zu erfassen, da sie meist mit anderen Misshandlungen 
gekoppelt sind. Emotionale Vernachlässigung könnte man schon den in 
Finnland weit verbreiteten »normalen« Umgang mit Kindern nennen. 

Die Auswirkungen körperlicher Misshandlung sind zwar sichtbarer, aber 
auch hier lassen sich kaum korrekte Zahlen finden. Gewalttaten mit 
Todesfolge sind bei Kindern stark zurückgegangen, von 149 im Jahre 
1950 auf 16 im Jahr 1990. Ende 2001 gab es in Finnland 914.000 Kinder 
unter 15 Jahren3, von denen vier nach Misshandlungen starben, drei 
Jungen und ein Mädchen. Häufig sind die Eltern die Täter, meist die 
Mütter. Auch wenn diese Taten weniger geworden sind, zeigen Befra-
gungen, dass körperliche Züchtigungen und grobe Gewalt in den Famili-
en noch weit verbreitet sind. Von den befragten Jugendlichen zwischen 
15 und 16 Jahren räumten 72 % ein, dass sie zumindest leichte Gewalt 
wie z. B. an den Haaren ziehen oder Schläge erlebt haben. 7 % sagen, so 
etwas häufig zu erfahren. 8 % der Kinder berichten über schwere Gewalt 
wie Faustschläge, Schlagen mit Gegenständen, Fußtritte oder Bedrohung 
mit Waffen. Jedes hundertste Kind oder Jugendliche erlebt solche massi-
ven Misshandlungen häufig. Täter sind Väter und Mütter, jedoch sind die 
Väter meist brutaler. 

Der sexuelle Missbrauch ist in etwa so hoch wie der internationale Durch-
schnitt. 7 % der Mädchen und 3 % der Jungen sind irgendwann einmal 
Opfer geworden. Die Täter sind überwiegend männlich und Familienan-
gehörige. 1994 wurden in Finnland 132 bewiesene Fälle von Missbrauch 
registriert sowie 222 nicht sicher bewiesene. Die Gesetzesänderungen 
haben in Finnland dazu beigetragen, dass mehr Fälle gemeldet werden, 
seit 2000 hat sich deren Zahl auf 850 verdoppelt. 
Bei Gewalt gegen Kinder in Familien gibt es kaum Informationen. Ge-
schätzt wird, dass etwa 17 % der unter 18-Jährigen dort Gewalt ausge-
setzt sind und dass Ältere stärker gefährdet sind als Jüngere. 

Kaija Kemppainen
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2.2  Selektive Präventionsmaßnahmen gegen Kindesmisshandlung 

Finnland hat ein breites System von Angeboten für Familien entwickelt. 
Trotz vieler Probleme und finanzieller Einschränkungen kann Misshand-
lungsgefahr effektiv festgestellt werden. Es sind neue, den gesellschaftli-
chen Veränderungen angepasste Methoden entwickelt worden. Auf 
lokaler Ebene gab es schon lange Arbeitsgruppen, in denen Erfahrungen 
und Informationen zusammengeführt werden. Sie setzen sich aus Fach-
kräften aus Kinderschutz, Tagesbetreuung, Schulwesen, Gesundheitswe-
sen, Suchtberatung, Familienberatungsstellen, Polizei usw. zusammen.  
So gibt es z. B. in Helsinkis Stadtteilen Gruppen für Familien mit Gewalt- 
bzw. Alkoholproblemen oder Nachhilfegruppen. Dort werden Erfahrun-
gen ausgetauscht, Arbeit koordiniert und Weiterbildungen organisiert. Es 
werden neue Kooperationsformen und Notfallpläne ausgearbeitet, aber 
auch Einzelfälle besprochen oder genau definierte Problemgruppen ge-
gründet. In diesen Netzwerken werden Grundlagen zur Vorbeugung von 
Kindesmisshandlung gelegt, denn so fällt Gewalt früher oder später auf, 
Spuren werden jedenfalls sichtbar. Am besten ist es, bereits dann helfend 
einzugreifen, wenn noch nichts Schwerwiegendes vorgefallen ist, und 
dafür ist professionelle Zusammenarbeit wichtig. Weil hier falsche oder 
nicht weitergegebene Informationen massive Folgen für Kinder haben 
können, wurden in den letzten Jahren viele Weiterbildungen durchge-
führt. 

Die Mütterberatungsstellen erreichen die werdenden Eltern. Die Frauen 
müssen direkt auf eventuelle Probleme angesprochen werden und des-
halb gibt es in Finnland vielerorts eine »Familienausbildung«. Dort wer-
den Eltern auf die Geburt vorbereitet, es gibt Ehe- bzw. Partnerschaftsbe-
ratung, Familien mit Problemen bekommen tägliche Hilfe und Kinder 
werden betreut. 

Die Kinderberatungsstellen unterstützen die Vorschulkinder und errei-
chen fast alle Familien. Die Eltern haben Vertrauen und wollen Hilfe. Das 
Projekt STAKES wird genutzt, um die Beziehung zwischen Mutter und 
Kind zu stärken. Die Eltern kommen im ersten Lebensjahr des Kindes 
häufig, später seltener. Regelmäßige Kontrollen durch Kinderärzte und –
ärztinnen oder Krankenschwestern helfen, Probleme zu erkennen und bei 
Bedarf werden psychologische Fachkräfte hinzugezogen. Die Entwicklung 
der Kinder wird im dritten, vierten und fünften Lebensjahr sowie bei den 
Schulkindern kontrolliert und bei Verdacht auf Misshandlungen oder 
Vernachlässigung gibt es eine Untersuchung. Bestätigt sich der Verdacht, 
wird eine Meldung gemacht. 

Finnland
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Weil die Kindertagesstätten die meisten Kinder im Vorschulalter erreichen 
können, werden Probleme der Kinder dort schnell erkannt und sofort mit 
den Eltern besprochen. Reicht dies nicht, können die Kinderhilfe oder 
eine psychologische Beratung eingeschaltet werden. Die Kindertagesstät-
ten arbeiten in der Betreuung von Kindern mit besonderen Problemen in 
kleineren Gruppen, für Eltern werden Kurse oder es wird Gruppenarbeit 
gemeinsam für Eltern und Kinder angeboten. 

Seit 2005 gibt es besondere Gruppen für die Förderung von Kindern, 
damit sie ihre Rückstände aufholen können. Gemeinsam mit den Eltern 
werden die Entwicklung des Kindes besprochen und Ziele festgelegt. 
Elternabende, Einzelgespräche und Hausbesuche, die in den letzten 
Jahren an Bedeutung gewonnen haben, werden eingesetzt. Mit den 
Eltern kann ein Pflegeplan für die Betreuung erarbeitet werden.

Bei der Betreuung von Schulkindern wird die Beratung fortgeführt. Auch 
hier sollen Wohlbefinden und Gesundheit der Kinder gefördert und das 
Schulklima zusammen mit den Lehrkräften verbessert werden. So sollen 
gute Voraussetzungen für das Lernen geschaffen und psychischen Stö-
rungen und Fehlverhalten wie z. B. Mobbing vorgebeugt werden. Wäh-
rend der Grundschulzeit sollen sich die Kinder im Beisein der Eltern drei-
mal schulärztlich untersuchen lassen. Gleichzeitig berichten die 
Lehrkräfte u. a. über die Schulleistungen und das Verhalten der Kinder. 
Mit den Eltern werden familieninterne Themen wie Scheidung, Besuchs-
regelung mit dem getrennten Elternteil, Todesfälle, Drogen- und Alkohol-
probleme besprochen. Die Kinder können jederzeit mit den Fachkräften 
aus der Schulsozialarbeit sprechen, die mit jedem Kind ein jährliches 
Gespräch führen. Diese können bei Misshandlung Vertrauensperson sein 
und an Beratungseinrichtungen und Kliniken weitervermitteln. Anlässe 
dafür sind meist unspezifische Sorgen um das Kind oder häufig wieder-
kehrende Symptome wie z. B. Schulversagen. In ernsten Fällen greifen 
auch Sozialamt und Kinder- bzw. Jugendschutz ein. 

Der Kinderschutz muss alle angezeigten Fälle untersuchen. Ist das Kin-
deswohl nicht akut gefährdet, kann die offene Pflege, die finanzielle 
Hilfen und Betreuung anbietet, in den Familien arbeiten. Kinder, Mütter 
und Väter kommen mehrmals wöchentlich in Gruppen zusammen, um 
gemeinsam etwas zu unternehmen. Für behinderte Kinder wurde ein 
adäquates Programm entwickelt. Für schwerwiegende Probleme, bei 
denen es auch zu Gewaltanwendungen kommt, wurde in Helsinki das 
Veturi-Projekt eingerichtet. Dort wird die Familie länger von einem Bera-
ter oder einer Beraterin intensiv betreut. Außerdem hat das Sozialamt 
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Projekte für einen besseren Zusammenhalt der Bewohner und Bewohne-
rinnen in problematischen Wohngebieten entwickelt. 

Selbst gute Netzwerke erreichen die Kinder meist spät und vieles hat sich 
dann bereits verfestigt. Deshalb ist die frühe Prävention derzeit ein 
Hauptthema von Fortbildung und Entwicklung. Und es gibt viele neue 
Modelle und Methoden der Risikoeinschätzung. Eines ist das VAVU-
Projekt, in dem psychische Störungen in Problemfamilien früh erkannt 
und Eltern gezielt unterstützt werden sollen, um gute Kontakte zu ihren 
Kindern aufbauen zu können. Für den Umgang mit diesen sensiblen 
Themen gibt es gezielte Weiterbildungsprogramme. 

Die Mannerheim-Kinderschutzorganisation (MML) hat eine videogestütz-
te Ausbildung in der Familienarbeit entwickelt. Mit Unterstützung von 
Videoaufnahmen sollen Familien analysiert und Lösungen für deren Pro-
bleme gefunden werden. 

Die vielen nichtstaatlichen Einrichtungen, Vereine und Initiativen entwi-
ckeln sich nur unstrukturiert. Die Arbeit öffentlicher Stellen dagegen ist 
zwar strukturiert und flächendeckend, aber die Gefahr der Arbeitsüber-
lastung steigert das Risiko der Vernachlässigung von Prävention. Leider 
haben Einsparungen in der Kinderberatung zu einem Abbau regionaler 
Netzwerke und zur Zusammenfassung in großen Einheiten geführt. 
Auch der Leistungsdruck, der z. B. auf den einzelnen Fachkräften lastet, 
ist größer geworden und der Kontakt zu Kindern und Familien bleibt 
dann auf der Strecke. Wurden z. B. früher noch die Väter intensiv in die 
Geburtsvorbereitung und Pflege der Babys einbezogen, rückt heute das 
Mutter-Kind-Verhältnis ins Zentrum der Arbeit der Kinderschwestern und 
die Väter werden vernachlässigt. Dies wird kritisiert. 

Die Einsparungen führen bei den Kindertagesstätten in den Städten zu 
immer größeren Kindergruppen, in denen es zunehmend unruhiger 
zugeht. Die Fluktuation der Beschäftigten ist hoch, die Kommunikation 
gering. Weil die Kinderpsychiatrie kein hohes Ansehen hat, besteht das 
Risiko, dass Psychiatriefälle zu lange in der Tagesbetreuung bleiben. Und 
häufig kommen Kinder aus der Kinderpsychiatrie wieder in ihre alten 
Gruppen zurück und es wird erwartet, dass sie trotz knapper werdender 
Ressourcen dort gefördert werden.

Finnland



96 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

3  Veränderung der Lebenssituation bereits misshandelter Kinder  
(Tertiäre Prävention)

Die tertiäre Prävention will Kinder nach bereits erlebter Gewalt vor erneu-
ter Misshandlung schützen und nimmt sie dann auch aus ihren Familien 
heraus. Dafür müssen aber in Schulen oder Tagesbetreuung wiederholt 
Probleme aufgetaucht sein, die mit den Eltern und der Betreuung, gege-
benenfalls auch mit anderen Einrichtungen, diskutiert worden sind. 
Wenn diese Gespräche ohne Wirkung geblieben sind und das Risiko von 
Misshandlung nach wie vor besteht, muss eine Kinderschutzmeldung 
eingereicht werden. Diese veranlasst den Kinderschutz zum raschen 
Handeln und bei Gefahr von körperlicher oder sexueller Misshandlung 
wird die Polizei eingeschaltet. Kinder aus den Familien herauszunehmen, 
ist ein weitreichender Schritt und so wird zunächst nach Alternativen 
gesucht.

Diese sind beispielsweise Heime zur kurzfristigen Unterbringung, Notfall-
beratung und Arbeitsgruppen für Männer, die in der Familie gewalttätig 
geworden sind. Gruppen- und Einzelhilfe für sie sind in Planung. 
Gruppen für Gewaltopfer gibt es schon in mehreren Orten. In Helsinki 
wurden Gruppen gegründet, die Formen der Fremdpflege (Heim oder 
Pflegeeltern) festlegen und eine sinnvolle Verlegung der Kinder organisie-
ren sollen. Der Kinderschutz ist in die großen Familienzentren integriert 
und arbeitet eng mit der Familienhilfe zusammen. 

Probleme über Zuständigkeiten bei der Untersuchung, der Pflege und der 
Verlegung gibt es derzeit zwischen Kinderpsychiatrie, Pflegekinderwesen 
und Kinderschutz. Zentral zuständig ist eigentlich die Kinderpsychiatrie. 
Fehlt dort das Fachpersonal, funktioniert das Netzwerk nur schleppend 
und unvollkommen. Die Kinder warten zu lange auf einen Untersu-
chungstermin und danach vergeht noch einmal viel Zeit bis zur Hilfe. 
Auch die Regelung der Kostenübername ist arbeitsintensiv und dauert. 

Zusammenfassend gilt, dass die Zusammenarbeit der für den Kinder-
schutz zuständigen Organisationen gut funktioniert, dass es aber den-
noch Vorschläge für Verbesserungen gibt. Weil Organisationen mit unter-
schiedlichen Arbeitsweisen und Arbeitsgeschwindigkeiten bei der 
Prävention von Misshandlung zusammenarbeiten und viele Gesetze und 
Verordnungen beachten müssen, ist es sinnvoll, dass die Kommunen 
einen Handlungsleitfaden erstellen. STAKES hat bereits allgemeine Stan-
dards verfasst, die den lokalen und regionalen Bedürfnissen angepasst 
werden sollten.
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Die Mannerheim-Kinderschutzorganisation (MLL) hat ihr vielseitiges 
Familienberatungskonzept schon an viele Kommunen verkauft. Hierzu 
gehören die phasenweise Familienbetreuung in Gruppen, unregelmäßige 
Stichproben und die Übergabe der Betreuung zurück in die Kommunen, 
z. B. an den Familienberatungsservice. 

4  Zum Schluss

Grundsätzlich hat sich die Prävention von Gewalt gegen Kinder in Finn-
land bewährt. Der Staat kümmert sich um die Kinder und sorgt für opti-
male und gleiche Entwicklungschancen für alle. Dennoch haben gesell-
schaftliche Entwicklungen dazu geführt, dass Familien mit Kindern immer 
ärmer geworden sind und wegen der Belastungen durch Arbeit und 
Familie weniger Zeit für Kinder haben. Darunter leidet die Betreuung 
durch die Eltern. Anlass zur Sorge bieten die Vereinheitlichungen des 
Sozial- und Gesundheitswesens nach den Richtlinien der EU und die 
Globalisierung. So wird die Frage immer lauter, ob Finnland noch der nor-
dische Wohlfahrtsstaat ist wie zuvor. Denn Sozial- und Gesundheitswesen 
haben sich bereits dem kontinentaleuropäischen Modell angepasst, viele 
Mittel gehen in die Ganztagesbetreuung und fehlen anderen Gruppen, 
z. B. den Behinderten und Rentnern und Rentnerinnen. 

Eine ganz besondere Gefahr für das Wohlbefinden der Kinder ergibt sich 
aus den Veränderungen in der Arbeitswelt. Angst um den Arbeitsplatz, 
Konkurrenz, Leistungsdruck und autoritärer Führungsstil sind die beherr-
schenden Faktoren. Der steigende Leistungsdruck lässt keine Zeit mehr 
für Pausen und Austausch unter Arbeitskollegen und -kolleginnen. Stress 
und Isolation behindern Gefühle. Diese wären aber für Kreativität und 
Freude an der Arbeit dringend notwendig. Gestresst kommen die Eltern 
nach Hause und prägen ihre Kinder in den ersten für die Entwicklung von 
Empathie und Kreativität so wichtigen Lebensjahren. 

In der Schule, die Schulpflicht beginnt in Finnland mit sieben Jahren, 
werden die Kinder ebenfalls mit Stress und Leistungsdruck konfrontiert 
und es wachsen psychisch instabile und unzufriedene Kinder heran. Vor 
der Schule besuchen die meisten Kinder Vorschulen oder Kindertages-
stätten, die ihre Arbeit noch immer gut machen. Die Früherziehung 
Finnlands wird von der OECD gelobt, denn sie schafft optimale Voraus-
setzungen für ein gleichberechtigtes Heranwachsen. Ihre pädagogischen 
Ziele weichen von denen der Schule ab. Charakterbildung, Lernen und 
Erfahren durch Spielen dominieren und die Kinder lernen gesellschaftli-
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che Regeln und Verhaltensweisen spielerisch. Die soziale und emotionale 
Entwicklung der Kinder sowie deren allgemeine Lernfähigkeit werden 
gefördert und beim Schulbeginn beherrschen sie im Allgemeinen schon 
viele Grundvoraussetzungen für das schulische Lernen und die dort not-
wendige Zusammenarbeit. 

Die finnischen Schulen tragen ihren Teil dazu eher schlecht als recht bei. 
Die Atmosphäre ist dort meist von Leistungsdruck und Konkurrenz ge-
prägt. Viele Kinder fühlen sich nicht wohl und entwickeln Minderwertig-
keitskomplexe gegenüber den Gleichaltrigen und den Lehrkräften.
Seit 2005 versucht ein finnisches Modellprogramm, das Schulklima zu 
verbessern. Es wurde eine Unterrichtsstunde eingeführt, in der die 
»Kunst, Gefühle zu zeigen« geübt wird. Die Sensibilität der Kinder soll 
geschult, Gefühle sollen gezeigt und gedeutet werden können. Die Kin-
der befassen sich mit ihrem Verhalten untereinander, aber auch mit dem 
zu Lehrern bzw. Lehrerinnen und Eltern. So sollen die Bedeutung der 
Gefühle und deren Wechselwirkungen erkannt werden. 
Statt einen Unterricht nach starren Mustern anzubieten, sollen die Kinder 
in die Gestaltung des Unterrichtes einbezogen werden. Die psychologi-
sche Allgemeinbildung der Bevölkerung soll verbessert und mit der Zeit 
sollen auch andere Strukturen beeinflusst werden können. 

Zur Überwindung des Unwohlseins der Kinder in den Schulen soll auch 
die Ganztagsschule beitragen. Allerdings wird diese noch immer mit dem 
Argument abgelehnt, dass ein längerer Verbleib im unangenehmen 
Schulalltag wohl kaum förderlich sein kann. Dieser Einwand wäre jedoch 
hinfällig, wenn gleichzeitig der Schulalltag verändert würde. 

Wichtig ist auch die Öffnung der Schule im Rahmen von Kooperations-
projekten z. B. mit Unternehmen, Kultur- und Umweltschutzvereinen. 
Dies würde Möglichkeiten schaffen, vom Leistungsdruck wegzukommen 
und zum lebendigen Teil der Umgebung zu werden. 

Kinder haben auch keinen Einfluss auf ihre Umgebung, denn in die Pla-
nung von Kindertagesbetreuung, Schulen oder Kinderschutz sind sie 
nicht einbezogen. Erwachsene planen und setzen Ziele, ohne die Kinder 
anzuhören. Die finnischen Kinder haben den Eindruck, dass sich Erwach-
sene nicht für ihre Meinung interessieren und dass sie ihre Interessen 
nicht durchsetzen können. Kinder müssen aber in die Entscheidungen 
einbezogen werden, wenn sich ihr Wohlbefinden in Schule und Freizeit 
verbessern soll. 
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Gehört zu werden, ist laut UN-Kinderrechtskonvention und finnischer 
Verfassung eines der wichtigsten Rechte von Kindern. Sie müssen gleich-
berechtigt behandelt werden und, ihrem Entwicklungsstand entspre-
chend, Einfluss auf ihr Leben nehmen können. Das Gesetz verpflichtet die 
Erwachsenen zum Zuhören und zur Integration der Kinder. Um die Mei-
nung der Kinder zu stärken, hat STAKES verschiedene Projekte entwi-
ckelt.

Typisch für das nordische Wohlfahrtsdenken ist, dass für alle alles glei-
chermaßen verfügbar sein muss. Deshalb sind die unterschiedlichen 
Bedürfnisse von Männern und Frauen, Mädchen und Jungen, Großmüt-
tern und Großvätern im finnischen Denken unzureichend verankert. Die 
Unterschiede z. B. bei Krankheiten und deren Verläufen zwischen den 
Geschlechtern sind gerade erst thematisiert worden.

In den nordischen Ländern haben die finnischen Mädchen die kürzeste 
Kindheit, denn sie sollen frühzeitig selbstständig werden. Sie sollen schon 
früh vernünftig und erwachsen werden, Jungen dürfen länger kindisch 
sein. Keine Sechstklässlerin (zwölf Jahre) wird angeben, dass sie noch 
täglich spielt, für finnische Jungen oder Mädchen aus anderen Ländern 
ist das normales Verhalten. Je höher das Einkommen des Vaters, desto 
früher hören die Mädchen mit dem Spielen auf. Schon mit etwa neun 
Jahren beobachten sie ihr Aussehen und drei viertel von ihnen sind damit 
unzufrieden, den gleichaltrigen Jungen ist das noch egal. Die durch die 
Medien verbreiteten Schönheitsideale beeinflussen die Mädchen so weit, 
dass ca. 15 % an Essstörungen leiden. Eine Neunjährige mit Anorexie ist 
kein Einzelfall mehr. Die negative Einstellung zum eigenen Aussehen 
steht in direktem Zusammenhang mit Selbsthass, Minderwertigkeitsge-
fühl, Einsamkeit, Müdigkeit und schlechten Schulleistungen. Neun von 
zehn Mädchen aus den sechsten Klassen glauben, dass ihr Aussehen 
problematisch sei, knapp die Hälfte hält sich für hässlich. Etwa ein Drittel 
der Mädchen soll unter Depressionssymptomen leiden. 
Die Mädchen haben meist Depressionen, Essstörungen und sind ängst-
lich, dies kann aber auch in Aggressivität umschlagen. Die Gewalt von 
Mädchen nimmt stark zu. Die Probleme treten meist mit der Pubertät 
auf, da die biologische Pubertät heute früher beginnt und die psychische 
Entwicklung der Mädchen es noch nicht zulässt, die Reize von außen und 
innen zu verarbeiten. Man vermutet, dass der zunehmende Konkurrenz-
druck dazu beiträgt, dass die Mädchen sich so schlecht fühlen. Jungen 
scheinen besser auf die harten Anforderungen des Lebens vorbereitet zu 
sein als Mädchen. Sie stellen sich nach der Grundschule als kleine Gewin-
ner dar, Mädchen berichten eher von ihren Problemen mit Leistung und 
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Selbstbewusstsein. Sie sind mit wachsenden Anforderungen konfrontiert: 
Sie sollen aufmerksam sein und Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Sie 
sollen sexy, aber kein Luder sein. Sie sollen eine gute Mutter und gleich-
zeitig Karrierefrau werden. So sind sie Gefühlen von Chaos, Unsicherheit 
und Erschöpfung ausgesetzt. Nach der Pubertät verschärfen sich die 
Probleme der Mädchen. Sie können nicht in Ruhe heranwachsen und sich 
ihrer selbst bewusst werden. 

Ähnlich wie die unterschiedlichen Bedürfnisse und Erfordernisse zwischen 
den Geschlechtern werden in Finnland z. B. auch die der Migranten und 
Migrantinnen behandelt. Deren besondere Bedürfnisse z. B. aufgrund 
kultureller oder religiöser Unterschiede bleiben unbeachtet.

Vor diesem Hintergrund zeichnet sich ab, dass gesellschaftlicher und 
politischer Handlungsbedarf auf vielen Ebenen besteht. Es müssen u. a. 
sowohl kultur- als auch geschlechtsspezifische Aspekte berücksichtigt 
werden, um Kindern und Jugendlichen in Finnland ein Aufwachsen ohne 
jegliche Form von Gewalt zu ermöglichen und ihnen beste Chancen für 
ihre Entwicklung zu geben.

 Die Autorin

Kaija Kemppainen ist leitende Psychologin in der nordöstlichen Fami-
lienberatungsstelle der Stadt Helsinki.
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Großbritannien

Dr. Paul Naylor

Kinderschutz: Aktuelle Politik und Praxis in Großbritannien

Im Mittelpunkt dieses Beitrags stehen die aktuellen Entwicklungen in 
Politik und Praxis in Großbritannien, die den Schutz und die Hilfen für 
Kinder und deren Interessen betreffen. Mit Blick auf die Regierungspolitik 
und deren Initiativen liegt der Fokus jedoch der Einfachheit halber eher 
auf England als auf Großbritannien insgesamt, das auch Wales und 
Schottland umfasst. Die Verantwortung für die Erziehung und die Hilfen 
für Kinder wurden in diesen Ländern auf die dortigen politischen Institu-
tionen übertragen. Man kann allerdings festhalten, dass Politik und Praxis 
in allen Ländern im Großen und Ganzen ähnlich sind.
Auch wenn streng betrachtet Kinder in England und dem Rest Großbri-
tanniens als junge Menschen unter 18 Jahren definiert sind, stehen, dem 
Fokus dieses Buches entsprechend, hauptsächlich Kinder im Alter von 
null bis zehn Jahren im Zentrum.

Im Folgenden werden zunächst die englischen Regierungsinitiativen der 
letzten Jahre präsentiert, danach die freiwilligen Maßnahmen und 
schließlich die Prioritäten in der Forschung für Großbritannien insgesamt.

1 Regierungspolitik und Initiativen

Es gibt drei Hauptstränge in den aktuellen Initiativen der Regierung, mit 
denen der Schutz und die Hilfen für Kinder verbessert werden sollen. 
Diese sind: Das Sure Start-Programm1; das aktuelle Green Paper2 Every 
Child Matters (Department for Education and Skills (DfES) 2003) und das 
darauf folgende Kindergesetz von 2004 (Children Act 2004) sowie die 
Reaktionen auf diese Dokumente; die Einführung des Gemeinschafts-
kunde-Unterrichts als Pflichtfach 2002 an allen staatlichen Schulen.3

1 Internet-Adressen aller Programme und Organisationen im Anhang

2 Green Paper ist in England ein Regierungsbericht.

3 Department for Education and Employment (DfEE), 2000
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1.1  Sicherer Start (Sure Start)

Die erste Welle der Sure Start-Programme der Regierung begann gegen 
Ende des Jahres 1999. Das Programm will bessere Ergebnisse für Kinder, 
Eltern und die Gesellschaft insgesamt erreichen, indem die Hilfen für 
Kinder zunehmen sowie die gesundheitliche und die emotionale Entwick-
lung von kleinen Kindern verbessert werden sollen. Zudem sollen Eltern 
in der Familie und im Arbeitsleben unterstützt werden. Diese Ziele sollen 
durch die Entwicklung von Angeboten in benachteiligten Regionen er-
reicht werden, wobei Eltern finanziell unterstützt werden. 
Ein Hauptelement von Sure Start ist das angegliederte Nachbarschafts-
kindertagesstätten-Programm. Mit dieser Initiative wird versucht, Ant-
worten auf die lokalen Anforderungen und Wünsche zu geben; sie ist 
aus Regierungssicht zuständig für das Angebot von qualitativ hochwerti-
gen Kinderbetreuungsplätzen und ein integraler Bestandteil der Program-
me für die Wiederherstellung von Nachbarschaften. Die Kindertagesstät-
ten arbeiten eng mit anderen lokalen Trägern zusammen, um eine 
Vielfalt innovativer Dienste anzubieten, zu denen auch Kurse für Familien 
gehören. Bis 2004 sollten mit dieser Initiative 45.000 neue Kinderbetreu-
ungsplätze geschaffen werden (das entspricht 900 neuen Einrichtungen 
mit jeweils 50 Plätzen), dann weitere 200.000 bis März 2006, einschließ-
lich der Anfangsfinanzierungen für Tagespflege, Kindertagesstätten und 
nachschulische Aktivitäten. Diese Kindertagesstätten unterstützen Famili-
en in den am stärksten benachteiligten Regionen Englands und schließen 
dort die Lücken in der Kinderbetreuung, die die Menschen in diesen 
Regionen oft vom Arbeiten abhält. Dadurch nimmt die Regierung zur 
Kenntnis, welche Diskrepanz für die Eltern zwischen der Verantwortung 
für die Betreuung ihrer Vorschulkinder einerseits und ihrer Arbeit ande-
rerseits liegt, und ist bemüht, Kinderbetreuung erreichbarer und er-
schwinglicher zu machen.

Ein weiteres Hauptelement von Sure Start ist die Bereitstellung kostenlo-
ser Teilzeit-Betreuungsplätze für alle Drei- bis Vierjährigen. Die dortige 
Erziehung ist sowohl im Hinblick auf die Lehrinhalte als auch die Lehrme-
thoden in den Grundlagen des National Curriculum genau festgelegt. 
Wie alle staatlichen Bildungsmaßnahmen in England für Kinder im Alter 
von drei bis 19 Jahren unterliegt auch diese Vorschulbildung der Kontrol-
le durch OFSTED, einem unabhängigen Regierungsbüro für Erziehungs-
standards.

Ebenfalls mit Sure Start verbunden sind die Kinderzentren. Wie die Nach-
barschaftskindertagesstätten sind auch diese Zentren in den benachteilig-

Paul Naylor



103 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

testen Regionen des Landes angesiedelt. Das Programm der Kinder-
Zentren basiert auf dem Konzept der Bereitstellung von ganzheitlicher 
Erziehung, Tagespflege, Familienhilfe und Gesundheitsberatung. Die 
Regierung hilft den Eltern durch örtliche und kommunale Informations-
zentren, solche Angebote vor Ort ausfindig zu machen. So ist zum Bei-
spiel die Job-Beratung mit der Information über Kinderbetreuung ver-
knüpft. Ebenso wie die Sure Start-Frühförder-Programme liegt auch die 
Registrierung und Kontrolle der Tagespflege und der Tagesmütter in der 
Hand von OFSTED. 

Eine weitere Facette von Sure Start sind die1997 eingerichteten Early 
Excellence Centre-Programme4, mit denen Modelle guter Praxis vernetz-
ter Angebote für Kinder und Familien entwickelt werden sollten.

Early Excellence Centres bieten ganzheitliche Erziehung und Tagespflege 
für kleine Kinder, dazu Hilfen und Angebote für Eltern, Pflegepersonen, 
Familien und deren Umfeld aus einer Hand. Dies wird direkt und in Zu-
sammenarbeit mit anderen Trägern angeboten. Mittlerweile gibt es 107 
solcher Zentren in ganz England mit einer großen Spannbreite an Früh-
förderung auf dem Land und in der Stadt.

Zusätzlich zum OFSTED-Monitoring-Programm gibt es das National Evalu-
ation of Sure Start (NESS), das die Forschungsprogramme des DfES und 
Department for Work and Pensions (DWP) ergänzt. NESS arbeitet auf 
lokaler und nationaler Ebene und untersucht die Langzeitwirkungen und 
die Kosteneffektivität der Sure Start-Initiative. Die erste Phase des For-
schungsprogramms begann 2001 und soll im Jahr 2008 enden.

Sieben Sure Start-Pilotprojekte wurden von März 2002 bis März 2004  
in Birmingham, Leicester, Manchester, North Tyneside, Rochdale, 
Southampton und Sunderland etabliert. Der Report wurde im Januar 
2005 veröffentlicht. Darin kommt man zu dem Schluss, dass aus diesen 
Pilotprojekten verschiedene Lehren gezogen werden können, die für  
die Entwicklung von Kinderzentren durchaus relevant sind. Diese schlie-
ßen ein:

Großbritannien 

4 In Early Excellence Centres sollen Eltern »unter einem Dach« alles an Unterstützung 

finden, was sie brauchen, angefangen von Bildung und Betreuung ihrer Kinder über Informati-

onen und Beratung bis hin zu eigenen Qualifizierungsmöglichkeiten. Eltern werden dabei als 

Experten und Expertinnen für die Entwicklung ihrer Kinder ernst genommen und eng in die 

Beobachtungs- und Auswertungsprozesse miteingebunden.
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  Übereinstimmung von Zielen und Strategien bei den Partnern in der 
Entwicklung von Kinderzentren;
  Sichern der Beteiligung aller Dienstleister auf allen Ebenen;
  Förderung der gemeinsamen Ziele für die Entwicklung der Kinderzent-

ren durch die Leitung, indem sie Unterstützung bietet und eine angemes-
sene Versorgung mit Ressourcen sichert;
  Schutz und Unterstützung der Beschäftigten und Sicherung der perso-

nellen und professionellen Weiterentwicklung;
  Einrichtung von Kontrollsystemen und Programmen zur evaluativen 

Forschung.

1.2 Jedes Kind zählt (Every Child Matters)

In den letzten Jahren gab es in England eine kleine Zahl von Fällen, bei 
denen öffentliche Einrichtungen (vor allem die Polizei und die sozialen 
Dienste) in der Verantwortung für die Kinder versagt haben. Ein Fall ist 
der von Victoria Climbié. Im Vorwort des aktuellen Green Paper Every 
Child Matters der Regierung erklärt Premierminister Toni Blair, dass Victo-
ria Climbié eines der Kinder war, deren 
».... Leben voller Risiko, Angst und Gefahren sind: Und diese wurden von 
Personen verursacht, von denen sich die meisten dies nicht vorstellen 
könnten - nämlich von Menschen aus ihrer nächsten Umgebung ... Durch 
die Hände derer, denen ihr Schutz anvertraut war, litt sie entsetzlich und 
starb schließlich. Ihr Fall war ein schockierendes Beispiel einer ganzen 
Liste von Kindern, die schrecklich misshandelt und missbraucht wurden. 
Die Namen dieser Kinder, die über Jahre widerhallen werden, sind eine 
bleibende Schande für uns alle.
... Jede Untersuchung hat Vorschläge zur Änderung und Verbesserung 
des Kinderschutzsystems ergeben. Und es gab Reformen. Für viele gab es 
Verbesserungen. Doch dass ein Kind wie Victoria Climbié noch immer 
fast unvorstellbare Grausamkeiten bis hin zum Tod erleiden kann, zeigt, 
dass wir noch weit vom Ziel entfernt sind. Es muss und kann mehr getan 
werden.
.... In Anknüpfung an den Untersuchungsbericht, der unter dem Vorsitz 
von Lord Laming zu Victorias Tod vorgelegt wurde, schlagen wir hiermit 
eine Reihe von Maßnahmen vor, um den Kinderschutz entscheidend zu 
reformieren und zu verbessern. - Der springende Punkt ist, dass zum 
ersten Mal die Zuständigen vor Ort die Angebote für Kinder an einem Ort 
und bei einer Person zusammenführen sollen, und gleichzeitig schlagen 
wir denen echte Veränderungen vor, die diese Arbeit in unserem Auftrag 
und zum Wohle unserer Kinder wahrnehmen. 

Paul Naylor
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Für die Kinder, deren Risiken durch das Handeln der Verantwortlichen 
reduziert worden sind, wollen wir mehr: Wir wollen die ihnen offen- 
stehenden Möglichkeiten vermehren, um ihre Lebenslagen zu verbessern 
und die Chancen in ihrem Sinne zu erhöhen. So bringt dieses Green 
Paper zusätzlich auch Ideen für verwandte Themen voran, Elternschaft, 
Pflegschaft, das Handeln junger Menschen und Jugendrecht eingeschlos-
sen. All diese Vorschläge sind für die Gesundheit und Sicherheit der 
Kinder wichtig.
... Leider kann nichts jemals absolut garantieren, dass kein Kind mehr der 
Gefahr von Missbrauch und Gewalt in der eigenen Familie ausgesetzt ist. 
Aber wir alle wollen unbedingt Menschen, Praxis und Politik am richtigen 
Platz sehen, um sichergehen zu können, dass dieses Risiko so klein wie 
nur menschenmöglich ist. Ich glaube, dass die Vorschläge, die wir hier 
vorbringen, einen entscheidenden Schritt in Richtung dieses Ziels bedeu-
ten.« (Department of Education and Skills (DfES) 2003, S. 1f.)

Als Reaktion darauf und auf andere Bedenken des Laming Reports (HM 
Government 2003) über die Arbeitsweise der öffentlichen Dienste in 
Victorias Fall, in Übereinstimmung mit den 54 Artikeln der UN-Kinder-
rechtskonvention und aufbauend auf das Sure Start-Programm, hat die 
Regierung ein eindrucksvolles Veränderungs- und Modernisierungspro-
gramm zur Qualitätssicherung der öffentlichen Dienste begonnen. Am 8. 
September 2003 hat die Regierung ihre Pläne in Every Child Matters 
(Department of Education and Skills (DfES) 2003) angekündigt. Dieses 
Dokument schlägt wichtige Verfahrensänderungen dafür vor, wie Ange-
bote für Kinder, junge Menschen und Familien in Auftrag gegeben und 
erbracht werden sollen. In diesem Papier erklärt die Regierung, dass  
»... Kinderschutz nicht von politischen Maßnahmen getrennt werden 
kann, die das Leben der Kinder im Ganzen verbessern. Wir müssen bei-
des beachten, die allgemeinen Angebote ... und die mehr zielgerichteten 
Hilfen für diejenigen mit zusätzlichen Bedürfnissen.... Das Green Paper 
bildet einen Rahmen für Angebote, die sich an Kinder und Jugendliche 
von null bis 19 Jahren in England richten.« (Department of Education and 
Skills 2003, S. 5)

Wie Toni Blair in seinem Vorwort von Every Child Matters und in dem 
Folge-Dokument Every Child Matters: Next Steps (Department of Educati-
on and Skills (DfES) 2004e) ankündigt, hat die Regierung erkannt, dass 
verbesserte Ergebnisse für Kinder »... einen radikalen Wechsel im gesam-
ten System der Angebote für Kinder verlangen. 

Großbritannien
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Das schließt ein:
  die Verbesserung und Integration der allgemeinen Angebote in den 

Einrichtungen der frühen Kindheit, in der Schule und im Gesundheits-
wesen;
  spezialisiertere Hilfen, um Chancen zu fördern, Probleme zu verhin-

dern und früh und effektiv zu handeln, wenn Probleme aufkommen;
  die Neugestaltung der Hilfen rund um Kinder und Familien an einem 

Ort, z. B. in Kinderzentren und erweiterten Schulen, sowie die Einführung 
von multidisziplinären Teams;
  einen engagierten Führungsstil auf allen Ebenen des Systems; 
  die Entwicklung eines gemeinsamen Verantwortungsgefühles quer 

durch alle Einrichtungen im Interesse der Kinder und ihrem Schutz;
  die Einbeziehung von Kindern, jungen Menschen und deren Familien 

sowohl bei der Einschätzung und Planung von Angeboten wie auch bei 
deren unmittelbarer Umsetzung.« (Department of Education and Skills 
(DfES) 2004e, S. 4)

Durch eine Reihe von Maßnahmen, alle geleitet vom Prinzip der Integrati-
on von Angeboten der lokalen Verwaltung sowie der freiwilligen und 
kommunalen Hilfen, legt das Green Paper fest, dass die Regierungspolitik 
die Zahl der Kinder und Jugendlichen verringern will, die:
  mangelhaft erzogen werden;
  an Gesetzesverstößen oder unsozialem Verhalten (anti-social beha-

viour) beteiligt sind;
  an Krankheiten leiden;
  im Teenage-Alter Eltern werden;
  Drogen missbrauchen;
  misshandelt oder vernachlässigt werden.

Da Every Child Matters den Status eines Green Paper hatte, wurde es drei 
Monate lang bis zum 01.12.2003 ausgiebig diskutiert und kommentiert. 
In dem Konsultationsprozess zu diesem Green Paper gab es mehr als 
4.500 Stellungnahmen, darunter über 3.000 von Kindern und Jugendli-
chen. Eine Auswertung dieser Stellungnahmen wurde 2004 veröffentlicht 
(Department of Education and Skills (DfES) 2004b, 2004c und 2004d) 
und ein Ergebnis war das Kindergesetz, das 2004 verabschiedet wurde.

Paul Naylor
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1.3  Das Kindergesetz (Children Act)

Das Kindergesetz führt in England neu ein:
  »einen Kinder-Beauftragten, der die Sichtweisen und Interessen von 

Kindern und Jugendlichen schützt;
  die Pflicht für lokale Behörden, die Kooperation zwischen den Dienst-

stellen und anderen zuständigen Einrichtungen (wie freiwillige und öf-
fentliche Organisationen) zu fördern, um das Wohl der Kinder zu verbes-
sern, wobei das Wohl in Bezug zu den fünf Zielen definiert wird; (siehe 
Tabelle 1)
  die Verpflichtung für die wichtigsten Behörden, das Wohl der Kinder 

zu sichern und zu fördern;
  eine Verpflichtung für die örtlichen Behörden, lokale Kinderschutz-

Kommissionen einzurichten und für die wichtigsten Partner, sich daran zu 
beteiligen;
  die Einrichtung von Datenbanken, in denen Grunddaten zu Kindern 

und Jugendlichen für den besseren Austausch von Informationen gespei-
chert werden;
  die Forderung nach Einführung eines Hilfeplans für einzelne Kinder 

und Jugendliche durch die lokalen Behörden;
  die Auflage an die Behörden, einen Leiter der Kinderhilfe und ein 

Leitungsmitglied zu benennen;
  die Einrichtung eines umfassenden Kontrollsystems und die Erstellung 

von Arbeitsfeld übergreifenden Berichten, um die Fortschritte der einzel-
nen Gemeinden bei der Verbesserung der Arbeit zu bewerten;
  Maßnahmen bezüglich der Pflegschaft, privater Pflege und der Erzie-

hung von Kindern unter Obhut«. (Department of Education and Skills 
(DfES) 2004, S. 5)

Das Kindergesetz richtet den Blick auf die Kinderhilfe und verschafft ihr 
neue Bedeutung innerhalb des nationalen Systems. Das System selbst 
basiert auf fünf zentralen Zielen für das Wohl der Kinder, jetzt oder spä-
ter, die in der folgenden Tabelle beschrieben werden. Der Nationale 
Rahmenplan für Kinder, Jugendliche, Schwangere und junge Mütter ist 
zentral zuständig für Programmänderungen. Er stellt ein Zehn-Jahres-
Programm auf, das langfristig die Gesundheit und das Wohl von Kindern 
verbessern soll. Es soll durch Einrichtungen für frühe Hilfen, lokale Behör-
den und andere Partner einschließlich anderer Gesundheitsorganisatio-
nen implementiert werden. Es wird erwartet, dass es zur Erreichung der 
Ziele in der Tabelle beiträgt.

Großbritannien
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Ziele Bedeutung und Zuständigkeiten

Gesund sein   Körperlich gesund
   Geistig und emotional gesund
   Gesunde Sexualentwicklung
   Gesunde Lebensführung
   Kein Drogenmissbrauch 
 
  Eltern, Erziehungsberechtigte und Familien fördern die Gesundheit

Geschützt sein    Geschützt vor Misshandlung, Vernachlässigung, Gewalt und sexueller 
Ausbeutung

    Geschützt vor Verletzungen und Tod durch Unfälle
    Geschützt vor Mobbing und Diskriminierung
    Geschützt vor Kriminalität und unsozialem Verhalten (anti-social 

behaviour) innerhalb und außerhalb der Schule 
   Sicherheit, Stabilität und Geborgenheit erfahren

  Eltern, Erziehungsberechtigte und Familien sorgen für ein sicheres  
Zuhause und Stabilität 

Spaß haben    Bereit für die Schule
Ziele erreichen    Die Schule gern besuchen
    Umfassende nationale Bildungsstandards an den Grundschulen  

(primary school) erreichen
    Persönliche und soziale Entwicklung erreichen und Freizeit genießen
    Umfassende nationale Bildungsstandards an den Hauptschulen  

(secondary school) erreichen
 
  Eltern, Erziehungsberechtigte und Familien unterstützen Lernen

Einen Beitrag leisten    Sich an Entscheidungsprozessen beteiligen und für die Gemeinschaft 
und die Umwelt engagieren

    Gesetze einhalten und sich in und außerhalb der Schule positiv  
verhalten

    Positive Beziehungen aufbauen und sich gegen Mobbing und  
Diskriminierung wenden

    Selbstvertrauen entwickeln und erfolgreich wichtige Änderungen  
und Herausforderungen des Lebens bewältigen

   Kreatives Verhalten entwickeln

  Eltern, Erziehungsberechtigte und Familien fördern positives Verhalten

Wohlstand erreichen    Fördern von Weiterbildung, Beschäftigung oder Ausbildung nach  
Verlassen der Schule

   Bereit für den Job
   Ein anständiges Zuhause haben und in stabilen Gemeinschaften leben
   Mobil sein und die Grundbedürfnisse sichern können
   In Haushalten ohne Armut leben

  Eltern, Erziehungsberechtigte und Familien werden unterstützt, wirt-
schaftlich handeln zu können

angelehnt an Department of Education and Skills 2004a, S. 9
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Andere Regierungsstellen, die auf Every Child Matters und das Kinderge-
setz reagiert haben, sind die Gesundheitsdienste, das Bildungswesen, die 
Sozialbehörden und das Justizsystem, einschließlich Polizei, Bewährungs-
hilfe und Strafvollzug. Deren Anmerkungen bewegen sich im Kontext der 
Aufgaben, für die sie im Hinblick auf die in der Tabelle dargestellten Ziele 
für Kinder und Jugendliche zuständig sind. In diesem Sinne präsentieren 
sie eine koordinierte und integrierte Stellungnahme zu Schutz und Erzie-
hung aller Kinder und Jugendlichen in England. Somit stellt dies eine 
deutliche Veränderung zum vorherigen System des isolierten Handelns 
dar, das ein Kind wie Victoria Climbié durch das Netz fallen ließ.

Seit der Veröffentlichung von Every Child Matters hat sich die Regierung 
mit den Anbietern von Dienstleistungen beraten, wie die Veränderungen 
am effektivsten umzusetzen sind und dabei realisiert, dass Führung auf 
lokaler Ebene, Dynamik und Besitzstand von grundlegender Bedeutung 
sind, wenn Veränderungen Erfolg haben sollen. Abmachungen vor Ort 
(Erprobungsphase 2005 bis 2006) werden dazu beitragen, einen neuen 
Ansatz für alle Kinder und Jugendlichen zu unterstützen. Bessere Ergeb-
nisse für alle Kinder und Jugendlichen hängen von den Maßnahmen in 
den 150 lokalen Änderungsprogrammen ab. Diese gehen von einer Ana-
lyse der örtlichen Prioritäten aus und werden durch besser abgestimmte 
Angebote, Prozesse, Strategien und Kontrolle an Ort und Stelle abgesi-
chert. Mit diesem Wechsel im Gesamtsystem entsteht ein »Bündnis für 
Kinder«.

Die Regierung erwartet, dass die meisten Regionen bis 2006 »Bündnisse 
für Kinder« haben werden. Neben den Kindern, den Familien und den 
Schulen sind auch die Gesundheitsdienste für Kinder eingeschlossen. Die  
Hauptangebote, die im Bündnis vorhanden sein sollen, sind:
  alle Aufgaben der örtlichen Erziehungs- und Bildungsverwaltung, 

einschließlich des Wohlfahrtssystems für Erziehung und Bildung, der 
Jugendhilfe, des besonderen erzieherischen Bedarfs und der Erziehungs-
psychologie, der Kinderhilfe, der frühkindlichen Erziehung sowie Schul-
entwicklung;
  soziale Hilfen für Kinder, einschließlich Einschätzung von Risiken und 

Entwicklung von Angeboten für bedürftige Kinder wie Familienhilfen, 
Pflegewesen und Heimunterbringung, Adoptionen, Rechtsvertretung und 
Kinderschutz sowie Nachbetreuung;
  Bürgerhilfen und Notfalldienste, z. B. Pädiatrie, Drogenhilfe, Sozialar-

beit für schwangere Teenager sowie örtlich verwaltete und bereitgestellte 
psychologische Beratungsstellen für Kinder und Erwachsene. Enthalten 
sein können ebenfalls Sprech- und Sprachtherapien, medizinische Haus-
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besuche und Beschäftigungstherapien für Kinder und Familien. Bündnisse 
für frühe Hilfen (Primary Care Trusts) können Aufgaben auf die Bündnisse 
für Kinder übertragen und gemeinsam mit der örtlichen Verwaltung 
Finanzen bündeln.

Andere Angebote, die bereitgestellt werden können, beinhalten: Teams 
für jugendliche Straftäter (d.h. multidisziplinäre Teams, die mit Kindern 
und Jugendlichen sowie deren Familien arbeiten, um Gesetzesverletzun-
gen zu verhindern); Anschluss-Hilfen (d.h. einrichtungsübergreifende 
Informationen, Ratschläge und Beratungsdienste für 13- bis 19-Jährige); 
örtliche Sure Start–Programme; andere örtliche Partner wie Wohnungs-
baugesellschaften, Freizeiteinrichtungen, Polizei, Justiz, unabhängige 
Organisationen wie z. B. Freiwilligendienste und Einrichtungen auf Ebene 
der Gemeinden wie z. B. Kirchen.

Jedes »Bündnis für Kinder« hat folgende Hauptaufgaben:
  klare kurzfristige und langfristige Perspektiven, die sich auf die fünf 

Ziele aus der Tabelle beziehen;
  normalerweise sind die Bündnisse bei der örtlichen Verwaltung ange-

siedelt und berichten dem Leiter der Kinderhilfe;
  eine hervorgehobene Planungs- und Vergabefunktion abgesichert 

durch zusammengeführte Budgets. Es wird erwartet, auf diese Weise ein 
Gesamtbild der Bedürfnisse von Kindern einer Region zu erhalten und so 
Maßnahmen öffentlicher, privater, freiwilliger und kommunaler Anbieter 
entwickeln zu können, die gezielt reagieren. Das Bündnis sollte Kinder 
und Familien bei der Erfassung ihrer Bedürfnisse und der Gestaltung 
passender Angebote mit einbeziehen.

Die Zusammenführung der Ziele, der Planungen und der Vergabe durch 
das »Bündnis für Kinder« wurde entwickelt, um die Maßnahmen der 
Vorort-Anbieter zu stärken. Dies soll beinhalten:
  Angebote an einem Ort, wie z. B. Kinderzentren und weiterführende 

Schulen; multidisziplinäre Teams und ein System der wichtigsten Zustän-
digkeiten;
  einen gemeinsamen Bewertungsrahmen für alle Beteiligten;
  einen organisierten Informationsaustausch unter allen Beteiligten, 

damit Warnsignale gesammelt und die Entwicklung eines Kindes langfris-
tig gemessen werden kann;
  gemeinsame Fortbildung mit identischen Modulen, damit die Beteilig-

ten gemeinsame Vorstellungen über die Zielsetzungen und Verfahren, 
wie z. B. zum Kinderschutz, haben und Wissen über die Aufgaben und 
Zuständigkeiten der anderen erwerben können;
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  effektive Absprachen zum Schutz der Kinder;
  Absprachen, wie an Nahtstellen mit anderen Einrichtungen verfahren 

wird, wie z. B. bei Angeboten für Eltern mit psychischen Problemen.

Wenn neue Initiativen oder Angebote eingeführt werden, werden diese 
normalerweise von der Regierung modellhaft erprobt. So wurden am 10. 
Juli 2003 vom Gesundheits- und Erziehungsministerium 35 beispielhafte 
»Bündnisse für Kinder« eingerichtet, die so schnell wie möglich die bes-
ten Modelle und Methoden zur Integration der Kinderbetreuung, zur 
Verbreitung von Unterrichtsinhalten und zur Verbesserung der nationalen 
Ergebnisse für Kinder und ihre Familien entwickeln und testen sollten.

1.4  Die Nationalen Curricula für staatsbürgerliche Erziehung

Die erste Regierung unter Toni Blair rief unter der Leitung von Sir Bernard 
Crick, emeritierter Professor der Politikwissenschaften an der University 
of London, eine Beratergruppe für Staatsbürgerschaft ins Leben. Diese 
Gruppe veröffentlichte im September 1998 ihren Report mit dem Titel 
»Bildung für Staatsbürgerschaft und die Erziehung zur Demokratie in den 
Schulen« (Crick Report; Qualifications and Curriculum Authority 
(QCA)1998). Die Regierung akzeptierte fast die gesamten Empfehlungen 
des Reports und forderte, dass alle staatlichen Schulen (für Schüler von 
fünf bis 16 Jahren) ab September 2002 entsprechend dem Bericht ein 
»Curriculum Staatsbürgerliche Erziehung« einführen sollten. Auch hier 
unterliegen Einführung und Erfüllung der Auflagen für das Curriculum 
der Kontrolle und Berichterstattung auf der jeweiligen Schulebene durch 
OFSTED. Dieses Curriculum besteht aus drei Hauptelementen: soziale und 
moralische Verantwortung, Eingebundenheit in eine Gemeinschaft und 
politische Bildung. Soziale und moralische Verantwortung wird wie folgt 
definiert: Schüler lernen von Anfang an inner- und außerhalb des Klas-
senzimmers gegenüber Autoritätspersonen und Gleichaltrigen, selbstbe-
wusst, sozial und moralisch verantwortlich zu sein. Für Crick bedeutet 
Eingebundenheit in eine Gemeinschaft: Schüler lernen, sich um ihr Le-
ben, ihre Nachbarschaften und Gemeinschaften zu kümmern. Unter 
politischer Bildung versteht Crick, dass Schüler über Institutionen, Proble-
me und Praxis der Demokratie etwas lernen und darüber, wie sie ihre 
Fähigkeiten, Werte und ihr Wissen lokal, regional und national wirksam 
machen können.

Viele Inhalte des Curriculums befassen sich mit der Betreuung und dem 
Schutz von Kindern durch eigene Aktivitäten und eigenes Verhalten. Um 
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dies zu verdeutlichen, werden zwei exemplarische Aussagen des Curricu-
lums für staatsbürgerliche Erziehung näher vorgestellt.

Im Zusammenhang mit der »Vorbereitung auf eine aktive Rolle als Bür-
ger« wird beschrieben, dass »Schüler lernen sollen:
  sich an Diskussionen mit Einzelnen und der gesamten Klasse zu beteili-

gen;
  sich an einem einfachen Gespräch über inhaltliche Fragen zu beteili-

gen;
  Wahlmöglichkeiten und Differenzierungen zwischen wahr und falsch 

zu erkennen;
  Regeln für die Gruppe und die Klasse anzuerkennen, zu befolgen und 

zu verstehen, wie hilfreich diese sein können;
  zu erkennen, dass Menschen und andere Lebewesen Bedürfnisse ha-

ben und dass sie mit diesen verantwortungsvoll umgehen müssen;
  dass sie verschiedenen Gruppen und Gemeinschaften, wie Familie und 

Schule, angehören;
  was ihre örtliche, natürliche oder künstliche Umwelt verbessert oder 

schädigt und einige Möglichkeiten, wie sich Menschen darum kümmern;
  zum Leben der Klasse und der Schule etwas beizutragen;
  zu erkennen, dass Geld aus verschiedenen Quellen kommt und für 

unterschiedliche Zwecke eingesetzt werden kann.«

An gleicher Stelle und unter der Überschrift »Gute Beziehungen entwi-
ckeln und die Unterschiede der Menschen respektieren« ist in den Aus-
führungsbestimmungen festgehalten, dass »Schüler lernen sollen:
  die Auswirkungen ihres eigenen Verhaltens auf andere Menschen zu 

erkennen;
  anderen Menschen zuzuhören sowie gemeinsam zu spielen und zu 

arbeiten;
  die Unterschiede und Ähnlichkeiten zwischen Menschen zu erkennen 

und zu respektieren;
  dass man in einer Familie und unter Freunden füreinander sorgen 

sollte;
  dass es verschiedene Möglichkeiten gibt, jemanden zu schikanieren 

und zu hänseln, dass dies falsch ist und wie man damit zurechtkommen 
kann.«

In beiden anschaulichen Beispielen gibt es klare Aussagen zu Werten und 
Erwartungen, wie Schüler sich gegenseitig respektieren, füreinander 
sorgen und sich gegenseitig behandeln sollen.
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2   Freiwillige Maßnahmen in Großbritannien für den Schutz und die Betreu-
ung von Kindern und Jugendlichen

Neben den Regierungsinitiativen gibt es einige Möglichkeiten, in denen 
mit freiwilligen Angeboten und Aktivitäten versucht wird, den Kinder-
schutz zu unterstützen. Im Folgenden werden Hilfesysteme für Gleichalt-
rige in den Schulen und die Arbeit einiger Kinderhilfsorganisationen 
vorgestellt.

2.1  Hilfen durch Gleichaltrige in Schulen: Kinder helfen Kindern

Als eine Reaktion auf die Ausführungsbestimmungen des Nationalen 
Curriculums zur staatsbürgerlichen Erziehung und als eine der Strategien 
gegen Mobbing und für gutes Lernklima haben viele Schulen in England 
Hilfesysteme entwickelt. (Cowie u.a. 2004; Cowie u.a. 2002; Cowie/
Wallace 2000; Naylor 2000; Naylor/Cowie 2000a; Naylor/Cowie 2000b; 
Naylor/Cowie 1999; Smith u.a. 2004)

Hilfe durch Gleichaltrige ist eine Möglichkeit, die zur Verbesserung der 
zwischenmenschlichen Beziehungen in Schulen, in der Jugendarbeit und 
anderen Handlungsfeldern geschaffen wurde. Die Hilfe wird durch 
Gleichaltrige mit gleichem Status und einer speziellen Ausbildung durch-
geführt, um anderen z. B. bei Mobbing zu helfen. Solche Ansätze sind an 
kanadischen, australischen und neuseeländischen Schulen bereits ein 
fester Bestandteil bei der Vermittlung sozialer Werte und um aggressi-
vem, unsozialem Verhalten gegenüber Gleichaltrigen entgegenzuwirken. 
(Carr 1994; Cowie/Sharp 1996)

Diese Hilfesysteme sind vielseitig, schließen Patenschaften, Freundschaf-
ten, Unterstützung bei Konfliktlösung, Anwaltschaften und Beratungen 
ein. Üblicherweise werden die Helfer ausgebildet und erwerben Grundfä-
higkeiten im Zuhören, in Empathie, in Problemlösung und Unterstützung. 
Die Systeme haben in allen ihren Ausprägungen folgende Qualitäten:

»Erstens bieten sie direkte Antworten auf Bitten um Hilfe... Zweitens 
bieten sie den Helfern Fähigkeiten und Strategien an, mit denen junge 
Menschen eine Lösung des Problems finden können. Drittens bleiben die 
Erwachsenen in einer unterstützenden und beratenden Rolle, auch wenn 
die direkte Arbeit von den Helfern durchgeführt wird... Viertens sind es 
nichtstrafende Interventionen, die klare Möglichkeiten für Kommunikati-
on zwischen den Beteiligten anbieten. Alle Interventionen setzen voraus, 
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dass die Schüler selbst die Kompetenzen haben, eine hilfreiche Rolle in 
Beziehung zu Gleichaltrigen in Not einzunehmen... Alles spielt sich au-
ßerhalb des Klassenzimmers ... ab und ist also abhängig davon, dass die 
Schule die Ressourcen hat und die Verpflichtung übernimmt, ein Hilfesys-
tem für Gleichaltrige zu fördern«. (Sharp/Cowie 1998, S. 81f.)

2.2  Kinderhilfsorganisationen (Children’s charities)

Es gibt zahlreiche Kinderhilfsorganisationen in Großbritannien, die alle-
samt das Leben der Kinder zu verbessern versuchen. Es gibt drei verschie-
dene Arten solcher Organisationen: Zum ersten solche wie Barnado’s, 
The Children’s Society, die National Children’s Homes und das National 
Children’s Bureau, die mit sozial und ökonomisch gefährdeten Kindern 
arbeiten. Zweitens solche, die sich mit den Bedürfnissen aller misshandel-
ten Kinder befassen, wie ChildLine und die National Society for the Pre-
vention of Cruelty to Children (NSPCC). Und drittens gibt es das National 
Council of Voluntary Child Care Organisations (NCVCCO) als Dachorga-
nisation aller Stiftungen, einschließlich der oben genannten, die mit 
Kindern, jungen Menschen und deren Familien arbeiten. Die Aufgabe des 
NCVCCO ist es, das Wohl und den Schutz aller Kinder und Familien 
durch einen größeren Beitrag des freiwilligen Sektors für die Maßnahmen 
der Behörden zu sichern.

Andere Hilfsorganisationen, wie z. B. die Mental Health Foundation 
(MHF), befassen sich mit Menschen aller Altersgruppen, einschließlich 
Kindern. Die MHF ist die führende Hilfsorganisation in Großbritannien, 
die im Bereich »Psychische Gesundheit und Lernschwächen« arbeitet. Ein 
Beispiel aus der aktuellen Arbeit ist Bright Futures, das sich vor allem mit 
der Verletzlichkeit und Widerstandsfähigkeit (Resilienz) von Kindern und 
jungen Menschen auseinandersetzt und ihnen helfen will, ihre psychische 
Gesundheit zu schützen oder Hilfen zu suchen, wenn Probleme auf-
kommen.

3  Das Forschungsprogramm zu Problemen von Kindern und Jugendlichen

In Großbritannien gibt es zahlreiche öffentlich geförderte Forschungs-
einrichtungen, die zusammen alle human- und naturwissenschaftlichen 
Disziplinen abdecken. Eine dieser Einrichtungen ist das Economic and 
Social Sciences Research Council (ESRC), das sich seit dem Jahr 2000  
mit vielen Fragestellungen befasst hat, die direkt oder indirekt mit dem  
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Kindeswohl verknüpft sind. Dazu gehörten Fragen wie:
  Wer wird ausgeschlossen und wie wirkt sich dies auf die Betroffenen 

und die Gesellschaft aus?
  Wie weit lassen sich Kriminalität und anti-soziales Verhalten mit  

sozialer Ausgrenzung erklären?
  Was sind Stärken und Schwächen der politischen Maßnahmen  

innerhalb des sozialen Systems?
  Wie beeinflussen frühe Erfahrungen lebenslang die sozialen und  

kognitiven Fähigkeiten, Gesundheit und Verhalten? 

Ähnlich beschreibt die Joseph Rowntree Foundation, eine private Stif-
tung, ihre aktuellen Prioritäten. Sie will
»...das Verständnis für Unterschiede in der Kindererziehung verbessern 
und Konsequenzen daraus ziehen, um zu sehen, wie Erziehung durch 
Politik und Praxis unterstützt und beeinflusst wird ... weiteres Ziel ist es, 
die Auswirkungen unterschiedlicher Einstellungen und Praktiken von 
Eltern für die ungleichen Entwicklungen von Kindern zu bedenken.«

Seit 1994 gibt es in Großbritannien die National Lottery, die durch ihren 
Community Fund Forschung fördert, die sich mit »sozialer Einbindung 
von farbigen Kindern, von Kindern aus ethnischen Minderheiten und 
Kindern mit Lernschwierigkeiten« befasst.

Schließlich wurde im Jahr 2003 an der Universität von Surrey durch Pro-
fessor Helen Cowie das UK Observatory for the Promotion of Non-vio-
lence eingerichtet. Dies ist eine nationale Initiative, die sich mit den The-
men Aggression, Mobbing, unsoziales Verhalten und Gewalt unter 
Kindern und Jugendlichen befasst. Sie fördert durch gemeinsame An-
strengungen einer einzigartigen Kombination aus Experten und Expertin-
nen verschiedener Disziplinen Forschung und engagiert sich in Praxis und 
Ausbildung.

Das im Jahr 2004 gegründete Sheffield Bullying Observatory arbeitet mit 
dem UK Observatory for the Promotion of Non-violence zusammen. 
Beide sind auch Teil eines wachsenden internationalen Netzwerks von 
Beobachtungszentren, die sich mit Mobbing, zwischenmenschlicher 
Gewalt, Konflikten und Versöhnung sowie psychischer Gesundheit befas-
sen. Das erste Zentrum dieser Art, das International Observatory of Vio-
lence in Schools wurde 1998 an der Universität von Bordeaux in Frank-
reich gegründet. Neben den Zentren in Großbritannien hat das 
französische internationale Zentrum noch weitere internationale Partner: 
Das 2003 gegründete Canadian Network for the Prevention of School 
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Violence und das 2003 gegründete Brasilian Observatory of School Vio-
lence in Brazil.

Zusammen repräsentieren diese Zentren eine weltweite Verbindung von 
Forschung und Praxis in allen Fachgebieten (u.a. in Soziologie, Kriminolo-
gie, Pädagogik, Psychologie, Psychotherapie, Sozialpolitik und Politik), in 
denen daran gearbeitet wird, das Leben von Kindern positiv zu verän-
dern.

4  Schlussfolgerung

In den letzten Jahren wurden Regierungsinitiativen zur Verbesserung des 
Schutzes von und Hilfen für Kinder und Jugendliche eingeführt. Dazu 
zählen das 1999 begonnene Sure-Start-Programm, die Einführung des 
Gemeinschaftskunde-Unterrichts als Pflichtfach im Jahre 2002 an allen 
staatlichen Schulen und das Kindergesetz aus dem Jahre 2004. Zusätzlich 
und parallel zu diesen Maßnahmen gab es eine kontinuierliche Entwick-
lung freiwilliger Initiativen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen. 
Dazu zählen insbesondere die Hilfen durch Gleichaltrige in Schulen, die 
Arbeit von Stiftungen sowie öffentlich und privat geförderte Forschungs-
programme.

Mit der gezielten Zusammenführung der Strategien und Praxisansätze 
aller öffentlichen und karitativen Anbieter, die sich mit Kinderschutz 
befassen (aus den Bereichen Bildung, Erziehung, Gesundheit, Sozialbe-
hörden, Polizei und Gesetzgebung), die in diesem Beitrag vorgestellt 
wurden, wird der Hoffnung Ausdruck verliehen, dass sich Tragödien wie 
die von Victoria Climbié und anderen Kindern vor ihr nie mehr wiederho-
len. Auch wenn es noch einige Zeit in Anspruch nehmen wird, bevor 
Ergebnisse der Evaluationen dieser Initiativen vorliegen, ist zu hoffen, 
dass diese deutliche Verbesserungen für alle Kinder und Jugendlichen 
hervorbingen werden.
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 Anhang

1. Sure Start-Programm:www.surestart.gov.uk
2. National Curriculum Online:  
www.nc.uk.net/nc_resources/html/about_NC.shtml
3. The Governments independent Office for Standards in Education 
OFSTED: www.ofsted.gov.uk
4. The Qualifications and Curriculum Authority [QCA]: 
www.qca.org.uk/2926.html
5. Barnado’s: www.barnardos.org.uk
6. The Children’s Society: www.the-childrens-society.org.uk
7. National Children’s Homes: www.nch.org.uk
8. National Children’s Bureau (NCB): www.ncb.org.uk
9. ChildLine: www.childline.org.uk
10. National Society for the Prevention of Cruelty to Children (NSPCC): 
www.nspcc.org.uk/html/home/home.htm
11. National Council of Voluntary Child Care Organisations (NCVCCO): 
www.ncvcco.org/index.asp
12. Mental Health Foundation (MHF): www.mentalhealth.org.uk
13. Economic and Social Sciences Research Council (ESRC): 
www.esrc.ac.uk
14. Joseph Rowntree Foundation: www.jrf.org.uk
15. Community Fund: www.community-fund.org.uk
16. UK Observatory for the Promotion of Non-violence: 
www.ukobservatory.com
17. Sheffield Bullying Observatory: www.shef.ac.uk
18. International Observatory of Violence in School: 
www.obsviolence.com/english/presentation
19. Canadian Network for the Prevention of School Violence: 
www.preventionviolence.ca/html/mission.html
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Italien

Gaetano De Leo, Chiara Pecorari, Laura Volpini

Das Sozialsystem Italiens und die Prävention von Gewalt gegen Minderjährige 

Die Aufmerksamkeit, die die Misshandlung1 Minderjähriger in den letzten 
Jahren in den zuständigen Einrichtungen gefunden hat, macht deutlich, 
wie dringend die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kommunal zustän-
digen Fachdienste mit innovativen »Werkzeugen« ausgestattet werden 
müssen, um Fälle aufdecken und angemessen dagegen vorgehen zu 
können.
Auch der Gesetzgeber hat reagiert und die Mittel für Weiterbildungen 
erhöht sowie Gremien eingerichtet, die den kommunalen Fachdiensten in 
ihrer Arbeit vor Ort helfen sollen.

In der Fachliteratur lässt sich eine Vielzahl von Präventionsmaßnahmen 
gegen die Misshandlung Minderjähriger finden. Dabei wird inzwischen 
Prävention als Weg definiert, auf dem ein Veränderungsprozess in Gang 
gebracht werden kann; Prävention wird nicht nur im Sinne von Früher-
kennung sozialer Missstände, sondern auch als Erkennen und Beseitigen 
von Risikofaktoren verstanden (Caffo 1986).

Man spricht von einer »Vorstellung« von Risiken und Ressourcen. Das 
Problem ist eingegliedert in die Prozesse der Schaffung einer mikrosozia-
len Realität, in die persönlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse. Das 
Ziel ist, Kompetenzen und Fähigkeiten auszubauen. Unter diesem Ge-
sichtspunkt müssen die Risikofaktoren als Teil des realen Lebens der 
Betroffenen betrachtet und die Prävention mit Hilfe von Fachpersonal 
angegangen werden (Capuzzi/Gross 1996).

1 Gewöhnlich spricht man von »CHILD ABUSE« und versteht darunter alle Formen von 

Misshandlung und Gewalt, so wie sie der Europarat 1978 als »Missbrauch in der Jugend« 

definiert hat. Hiernach ist Missbrauch »die Tat oder das Unterlassen, die Kinder stark belasten, 

ihr körperliches Wohl oder das körperliche, geistige und moralische Wachstum einschränken; 

Vernachlässigung, psychischer und sexueller Missbrauch durch Familienmitglieder oder Dritte«. 

(Im Text wird der Begriff »Missbrauch« verwendet, wenn sexueller Missbrauch gemeint ist. – 

Anm. d. Red.)
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1 Die Entwicklung der staatlichen Maßnahmen

In Italien ist gerade ein Jahrzehnt mit wichtigen Änderungen und Versu-
chen zu Ende gegangen, initiiert durch die Einführung des neuen Jugend-
strafrechts 1988/89. 
In den 90er-Jahren wurde eine ganze Reihe von Gesetzen (L.216/91 bis 
285/97) in bisher noch nicht da gewesenem Ausmaß und Beschaffenheit 
verabschiedet; darunter umfassende Projekte und Maßnahmen zur Prä-
vention und zum Schutz Minderjähriger. Diese Projekte und Maßnahmen 
konnten bis heute noch nicht ausreichend analysiert und bewertet wer-
den. Allerdings könnten schon kleinste Änderungen in der Anwendung 
der Präventionsmaßnahmen enorme Auswirkungen haben, politische Ent-
scheidungen und die Art der Interventionen beeinflussen. 

Auch der große Einfluss des Straf- und Zivilrechts darf nicht vergessen 
werden: Hierdurch werden sowohl das Jugendstrafrecht als auch die 
Versorgung und Pflege der Minderjährigen geregelt. Das Rechtssystem 
kann als eine Art soziale und institutionelle »Überagentur« betrachtet 
werden. Es ist permanent in Bewegung, wählt aus, klassifiziert, interpre-
tiert und greift in alle erdenklichen Unterschiede, Lebenslagen und Hand-
lungen von Minderjährigen und ihrem sozialen Umfeld (Familie, Schule, 
öffentliche Institutionen) ein.

Dieses Rechtssystem setzt die Rahmenbedingungen der Präventionspoli-
tik, fordert und fördert Reformen gemäß dem sozialen Wandel.

Der Erfolg der Präventionen hängt stark von den öffentlichen Diensten 
ab, sie wenden die Gesetze an, sorgen dafür, dass der Schutz von Min-
derjährigen ausgebaut wird und immer auf dem neuesten Stand ist. Wie 
aus der Fachliteratur bekannt, spielen Familie und Schule als »Sozialisati-
onsagenturen« eine zentrale Rolle. Sie bieten als »beratende Vermittler« 
Hilfe bei Bedürfnissen, Problemen oder Risiken der Heranwachsenden an 
(Pedrocco Biancardi 2001).

In Italien bietet das Gesetz »L 285/97 zum Schutz und zur Förderung der 
Rechte von Kindern und Jugendlichen« die rechtliche und finanzielle 
Grundlage und die Rahmenbedingungen der Präventionspolitik. Das 
Gesetz richtet sich an Kinder und Jugendliche, generelle Aufklärung hat 
Vorrang vor gezielter Prävention.

Gaetano De Leo / Chiara Pecorari / Laura Volpini
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Deshalb werden 50 % der Gelder für Kinder und Jugendliche ausgege-
ben, die sich nicht direkt in akuten, problematischen Lebenssituationen 
befinden, nur die andere Hälfte geht an Minderjährige in Risikosituatio-
nen (DeLeo/Petruccelli 1999).
Es ist das erste Gesetz in Italien, das generelle Aufklärung vor gezielte 
Prävention stellt. Dadurch sollen eine allgemeine Verbesserung der Ent-
wicklungsbedingungen für Kinder und Jugendliche geschaffen und quali-
fizierte Fachkräfte sowie Mittel zur Prävention bereitgestellt werden.

2  Das Servicenetz zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

Das Vorgehen bei Kindern in schwierigen Lebenslagen ist ein komplexer 
Vorgang. Verschiedene Institutionen und diverse Fachleute sind nötig, um 
gezielt und maßgeschneidert helfen zu können.
Misshandelte Kinder und Jugendliche können unterschiedlichste Schäden 
davontragen. Dies können seelische Schmerzen, körperliche Verletzungen 
oder organische Veränderungen sein. Erforderlich sind dann spezifische 
medizinische oder psychologische Behandlungen, darüber hinaus häufig 
auch soziale Hilfen.
Die Misshandlung kann das zwischenmenschliche Gleichgewicht von 
Kindern und Jugendlichen stören, z. B. bei sexuellem Missbrauch in der 
Familie oder bei besonders tragischen Trauerfällen (Dèttore/Fuligni 2000). 
Dann muss außerfamiliäre Hilfe gewährleistet sein, die den Bedürfnissen 
der Kinder entsprechen muss.
Eine andere Ebene ist das rechtliche Vorgehen. Hierbei muss der Status 
»Opfer« deutlich vom »Zeugen« abgegrenzt werden.
Als Opfer sind die Minderjährigen zivil- und strafrechtlich durch ein kom-
plexes Rechtssystem geschützt (L 66/96), als Zeugen weniger. Trotzdem 
sollen zusätzlicher Stress vermieden und die Befragung dem geistigen 
und emotionalen Entwicklungsstand der Minderjährigen angepasst wer-
den. Die unterschiedlichen Ebenen des offiziellen Eingreifens, z. B. in 
Kliniken, sozialen Einrichtungen oder vor Gericht, eventuell auch bei 
anderen Fachleuten, erfordern dringend eine synergetische Zusammenar-
beit der Beteiligten.

Italien



124 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

Gaetano De Leo / Chiara Pecorari / Laura Volpini

Aus folgenden Elementen setzt sich das Servicenetz zum psychischen und sozialen Schutz Minder-
jähriger zusammen: 

Quelle: Generaldirektion des öffentlichen Dienstes

Institutionen der 
öffentlichen Sicherheit

Die unterschiedlichen Einrichtun-
gen der italienischen Polizei 

Versorgung der minderjährigen 
Opfer und Schutz vor weiterer 
Gefahr

Gemeinden Sozialdienste 
Notaufnahmen

Kümmern sich um gefährdete Minderjährige 
oder Minderjährige in Notsituationen, die 
in ihr gewohntes Umfeld zurückgebracht 
wurden. Die Notaufnahme nimmt die 
Kinder auf Anweisung der Notdienste auf 
und entwickelt Projekte zur Unterstützung 
und Betreuung. Die Gemeinden realisieren 
die Vorsorgeprogramme gegen Misshand-
lung.

Aziende Sanitarie Lokale 
(ASL) 

Erste Hilfe und Notrufnummer 118
Praxen für Pädiatrie 
und Gynäkologie
Familien und Jugendberatungs-
stellen

Bieten erste medizinische Hilfe an und 
diagnostizieren Missbrauch/Misshandlung. 
Die sozio-sanitären Hilfsstellen bieten sozia-
le und therapeutische Unterstützung in der 
Nachbehandlung.

Schule Die Klasse 
Pädagogische Beratungsstelle

In der Schule ist es einfach, das Verhalten 
Minderjähriger zu beobachten und sowohl  
Anzeichen einer Notsituation als auch 
bereits zurückliegende Misshandlungen zu 
erkennen. Die Schule hat eine Schlüsselrolle 
in der primären Prävention.

Familie und Gemeinschaft Familiäres Vertrauen
Anderweitige solidarische Unter-
stützung 

Die Familie wird als wichtigste Quelle zur 
Unterstützung und Pflege des Kindes be-
trachtet.

Zentrum für Jugendrecht Sozialdienste Widmet sich minderjährigen Straftätern, 
veranlasst erzieherische Maßnahmen wäh-
rend des Aufenthalts in der Jugendhaft-
anstalt.

Italienische  
Staatsanwaltschaft

Am Jugendgericht 
Am normalen Gericht

Ist die Verbindungsstelle aller anderen Agen-
turen. Geben die Vorgaben zur Versorgung 
der Jugendlichen und veranlassen Gegen-
maßnahmen zu den begangenen Straftaten. 

Ehrenamtliche Verbände Ehrenamtliche Organisationen Leisten ergänzende Pflege- und Versor-
gungsaufgaben zu öffentlichen Diensten. 

Kategorie  Name der Agentur Kompetenzen zum Jugendschutz 
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Im Servicenetz müssen verschiedene Organisationen mit unterschiedlichs-
ten Strukturen zusammenarbeiten. Jede hat ihre eigene Sprache, eigene 
Gebräuche, Gewohnheiten und Arbeitszeiten.
Die Unterschiede können ein Vorteil für die Zusammenarbeit sein, wenn 
die Strategien und Ressourcen zusammengeführt werden, um gegen 
Kindesmisshandlung vorzugehen. Allerdings können die Unterschiede 
auch hinderlich sein, wenn sie Kommunikation und Zusammenarbeit 
erschweren. Über die traditionellen Fachkenntnisse hinaus ist es wichtig, 
dass die Beteiligten neues und aktuelles Fachwissen haben, um Missstän-
de und Risiken rechtzeitig erkennen zu können. 

Kinder von null bis 14 Jahren können in Italien zu folgenden Spezial-
einrichtungen Kontakt haben:
  Kinderärztliche Praxis
  Kinder- und Jugendpsychiatrie
  Psychologische Dienste
  Sozialdienst

Was der elterlichen und ärztlichen Beobachtung entgeht, kann nach der 
Einschulung in der Schule beobachtet werden. Dort kann ein Eindruck 
über das Wohlbefinden der Kinder und Jugendlichen erworben werden. 
Lehrkräfte haben die Möglichkeit, mit Hilfe von Erzählungen Informatio-
nen über traumatische Ereignisse, Verhaltensstörungen und Anzeichen 
von Misshandlung zu bekommen.
Um eine Kultur für den Schutz Minderjähriger entwickeln zu können, 
müssen die Institutionen erst lernen, eine gemeinsame Sprache zu spre-
chen.
In Italien kommen die genauen Vorgaben zum Thema Kindesmisshand-
lung von der »Nationalen Kommission zur Koordinierung von Vorfällen 
im Bereich Misshandlung und sexueller Missbrauch Minderjähriger«2. Sie 
wurde vom Präsidenten des Ministerrates per Dekret vom 26. Februar 
1998 ins Leben gerufen. Die Kommission zeigt in ihrem Schriftstück 
»Vorschläge zur Prävention und Aufklärung des Phänomens der Kindes-
misshandlung« auf, wie Misshandlung einerseits aktiv – als Schläge, 
Verletzungen, sexuelle Übergriffe, Überbehütung – oder andererseits 
passiv durch Vernachlässigung, Verwahrlosung und Verlassen geschehen 
kann und dass das Fehlen von sichtbaren Verletzungen noch kein sicheres 
Indiz dafür ist, dass keine Misshandlung stattgefunden hat.

Italien

2 Commissione Nazionale per il coordinamento degli eventi in materia di maltrattamento, 

abusi e sfruttamento sessuale dei minori.
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Darüber hinaus kann man in diesem Schriftstück lesen, dass »sich die 
Gewalt, in welcher Form sie auch auftritt, immer verwirrend und destabi-
lisierend auf die Persönlichkeit und Entwicklung eines Kindes auswirkt 
und somit sowohl kurz-, mittel- als auch langfristig schwerwiegende 
Auswirkungen auf das Wachstum hat. Das Trauma kann, wenn es nicht 
erkannt und behandelt wurde, zu psychischen Schäden und abnormem 
Verhalten im Erwachsenenalter führen«.

3  Vorgehen im Fall sexuellen Missbrauchs

Eine genaue Aussage über sexuellen Missbrauch in Italien zu machen, ist 
schwierig und komplex. Das Thema ist diffizil und spezifische Forschun-
gen sind Mangelware.
Die offiziellen Statistiken der Kriminalpolizei zeigen eine unvollständige 
Kasuistik des sexuellen Missbrauchs von Kindern und Jugendlichen. Die 
Daten lassen keine Stabilität des Phänomens erkennen. 

Um Krisensituationen von Kindern und Jugendlichen vorzubeugen, muss 
gehandelt werden, bevor die Probleme unüberwindbar werden und bei 
den Minderjährigen Schäden anrichten, die hätten vermieden werden 
können. Dies fordert die Miteinbeziehung der Erwachsenen, aber mit 
Blick auf die Möglichkeiten, Bedürfnisse und Nöte der Minderjährigen 
(Foti/Roccia 1998; Foti u. a. 2000). Von den Eltern bis zu den Fachkräften 
der Jugendarbeit müssen alle Erwachsenen an ihre Verantwortung erin-
nert werden. Sie müssen das eigene Verhalten überdenken und sich 
selbst in Frage stellen.

Ein wichtiges Werkzeug, um die Beziehungs- und Kommunikationsfähig-
keit sowie das Verantwortungsgefühl der Erwachsenen langsam zu stär-
ken, ist das Zusammenkommen in kleinen Gruppen. In diesen kann ge-
meinsam über Sorgen und Schwierigkeiten der Einzelnen im Umgang mit 
Kindern gesprochen und diskutiert werden.

Aufgabe der öffentlichen Institutionen ist es, primäre Prävention zu be-
treiben, d.h. sich um die Bürgerinnen und Bürger zu kümmern und nicht 
abzuwarten, bis die innerfamiliären Probleme so groß werden, dass Pfle-
ge, Rehabilitation oder eine bereits risikospezifische (sekundäre) Präventi-
on notwendig wird.

Gaetano De Leo / Chiara Pecorari / Laura Volpini
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Deshalb ist es die Aufgabe der öffentlichen Stellen, soziale und kulturelle 
Kräfte zu aktivieren, um das kollektive Bewusstsein für die Notsituation 
von Kindern zu sensibilisieren und ein spezielles Augenmerk auf die 
Beziehung zwischen Erwachsenen und Kindern zu richten.

Italien

Traumatisches Ereignis (Missbrauch)

Verleugnung des traumatischen 
Ereignisses

Von Familienmitgliedern erfahren Zeichen von Unbehagen des 
Jugendlichen

Weder gemeldet noch angezeigt

Nicht zur Anzeige gebracht

Von den Nachbarn aufgedeckt Von der Schule aufgedeckt

den Jugendschutzorganisationen 
gemeldet

Familiengeheimnis

den Sozialdiensten gemeldet

An Polizei / Jugendgericht gemeldet
(verlässliche Beurteilung) 

Vor Gericht gebracht
(verlässliche Beurteilung) 

Anklage abgelehnt

Falsche AnzeigeBestrafung

Freispruch Haftstrafe

Vom traumatischen Ereignis bis zur Ermittlung des Falles



128 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

4  Risikofaktoren

Die Risikofaktoren lassen sich anhand sozialer »Warnsignale« oder »Ge-
fahrenhinweise« erkennen. So lassen sich Risikofamilien ermitteln und 
eine Diagnose bei mutmaßlicher Misshandlung ist möglich. Diese ist 
zunächst aber nur ein Verdacht und muss erst noch von einem berufs-
übergreifenden Team bestätigt werden (Montecchi 1991, 1998a, 1998b, 
1998c).
Unterschieden wird in:
  soziale Faktoren;
  Beziehungsfaktoren auf Seiten der Eltern;
  Pathologie der Eltern;
  Pathologie des Kindes;
  Beziehungsfaktoren auf Seiten des Kindes.

Die Entscheidung zur Anzeige sollte auf einem fundierten Verdacht basie-
ren. Ist dieser unklar, sind die Lebensumstände von Kind oder Eltern 
ungenügend beschrieben, sind die Fakten ungenau, dann ist eine erste 
Beurteilung sinnvoll, die nicht nur eventuell sichtbare Anzeichen am Kind 
(körperliche Symptome und Verhalten), sondern auch das Umfeld des 
Kindes (z. B. mögliche Quellen in der Familie, Verwicklung des Kindes in 
innerfamiliäre und externe Konflikte, Gefahr für die körperliche und 
geistige Gesundheit des Kindes) berücksichtigen. 

Die Fähigkeit und die Sensibilität der Fachkräfte aus der Sozialarbeit ist 
wichtig. Sie müssen die Notsituationen der Kinder erkennen und aufklä-
ren, was viel Fachkenntnis erfordert, und, wie vom Gesetzgeber vorge-
schrieben, diese an die zuständigen öffentlichen Stellen weiterleiten. 

Das Vorgehen ist in drei Phasen unterteilt: 
1. Erkennen / Aufdecken 
2. Diagnose 
3. Behandlung (Pflege / Therapie) 

Alle Beschäftigten im Erziehungssystem, in Krippen und Kindergärten 
sowie an Grund- und Oberschulen, haben die Möglichkeit, schon im 
frühesten Entwicklungsalter täglich mehrere Stunden mit den Kindern zu 
verbringen und sie zu beobachten. Sie müssen eine Sensibilität entwi-
ckeln, mit der sie in der Lage sind, Risikosituationen zu erkennen, dafür 
angemessene Wege einzuschlagen und das Kind an die zuständigen 
Stellen zu melden (Castellani 1995).

Gaetano De Leo / Chiara Pecorari / Laura Volpini
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Für den angemessenen Umgang mit Kindern und die fachgerechte 
Diagnose ist es wichtig, dass Pädagoginnen und Pädagogen sich regel-
mäßig untereinander und mit anderen Spezialistinnen und Spezialisten 
austauschen.
In der primären Prävention sind auch die Kinderärztinnen und Kinderärz-
te wichtig, denn sie haben spezifische Fachkenntnisse und sind vor allem 
erster Anlaufpunkt für gesundheitliche Untersuchungen der Kinder. Und 
für die Eltern sind sie erste Ansprechstation bei Sorgen, Ängsten und 
Unsicherheiten in der Entwicklung des Kindes. Die Kinderärztinnen und 
Kinderärzte können von den ersten Lebensmonaten an ein Verhältnis 
zum Kind aufbauen und Veränderungen, die die normale körperliche und 
geistige Entwicklung des Kindes beeinträchtigen, erkennen. Sie können 
Misshandlung erkennen durch Aussagen des Kindes, durch indirekte 
Mitteilungen oder versteckte Hinweise.
Die erste Schutzmaßnahme ist die Aufnahme der Tatsachen in einen 
Bericht. Er kann nicht die Glaubwürdigkeit beurteilen, aber es werden 
notwendige Fakten gesammelt, um einen »ausreichend begründeten 
Verdacht« äußern zu können.

5  Erfahrungspanorama

In Italien gibt es auf nationaler Ebene viele Zentren, die sich um sexuellen 
Missbrauch Minderjähriger kümmern. Im Jahr 2000 wurde eine »Gesell-
schaft zur Koordinierung der Einrichtungen gegen Misshandlung und 
Missbrauch von Kindern« (CISMAI)3 gegründet. In CISMAI sind 60 Zen-
tren zusammengeschlossen, die sich alle mit Misshandlung und Miss-
brauch von Kindern beschäftigen. CISMAI schließt private Gesellschaften 
und öffentliche Stellen zusammen und soll eine dauerhafte Einrichtung 
mit kulturellem und weiterbildendem Charakter im Bereich Bekämpfung 
von Gewalt gegen Kinder und Jugendliche sein.
Die Koordination dieser Zentren verfolgt ein doppeltes Ziel: zum einen 
sollen bessere Vergleichsmöglichkeiten und ein vereinfachter Wissensaus-
tausch unter den verschiedenen Fachleuten möglich sein, zum anderen 
ein Forschungs- und Vergleichszentrum auf wissenschaftlich-operativer 
Ebene eingerichtet werden.

In Rom gibt es zwei wichtige Zentren, die sich mit Misshandlung und 
Missbrauch beschäftigen: das Krankenhaus »Bambino Gesú« und das 
Provinzzentrum »Tetto Azzurro, G. Fregosi«. Dort werden Fälle diagnosti-

Italien

3 Coordinamento italiano dei servizi contro il maltrattamento e l’abuso all’infanzia (CISMAI)
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ziert und Behandlungen durchgeführt. Sie sind auch eine erste Anlauf-
stelle für misshandelte Kinder. 

Das Krankenhaus »Bambino Gesú«
Die Abteilung Kinderpsychiatrie beschäftigt sich schon länger mit Miss-
handlung und Missbrauch im Kindes- und Jugendalter und hat deshalb 
auf Anfrage Weiterbildungskurse organisiert, um vorhandene Kenntnisse 
in die Sozialarbeit weiterzugeben. 1999 ist das klinisch-weiterbildende 
Projekt »Girasole, Missbrauchte und Misshandelte Kinder« entstanden. 
Zielgruppen dieses Projektes sind Eltern und Verwandte der Kinder, Fach-
leute aus dem medizinischen, sozialen und psychologischen Fachbereich 
und Lehrkräfte. So soll ein nationales Hilfsnetz zum Schutz der Kinder 
aufgebaut werden. Das Projekt bietet telefonische Beratung, dazu diag-
nostische Beurteilungen des Kindes und seiner Familie. Es veranlasst 
gegebenenfalls das Eingreifen von sozialen Institutionen und der Justiz 
und bietet darüber hinaus noch viele Weiterbildungsprojekte für Lehr-
kräfte an.

»Tetto Azzurro« ist ein Zentrum für die Provinz Rom und in Zusammenar-
beit mit Expertinnen und Experten der Universität »La Sapienza« in Rom 
mit der Leitung des Sorgentelefons »Telefono Azzurro” betraut. Darüber 
hinaus bietet das Zentrum in Rom und in der Provinz Rom einen Service 
auf sekundärer Ebene für Fachleute und Institutionen an, die mit Kindern 
und Jugendlichen arbeiten. Hauptziel ist es, vernetztes Eingreifen von 
Institutionen und anderen Serviceeinrichtungen zu fördern und mit einer 
qualitativen als auch quantitativen Analyse der Fälle das Phänomen der 
Misshandlung aufzuzeigen. Aufgrund dieser Vorgaben wurde folgendes 
Serviceangebot entwickelt und angeboten: 
Sie sind Ansprechpartner, Beratungsstelle und Orientierungshilfe für die 
Betroffenen (Lehrkräfte, Eltern, Kinder), die direkt oder indirekt von 
Misshandlung und Missbrauch betroffen sind. Es gibt sowohl eine direk-
te, persönliche Beratung als auch einen telefonischen Beratungsdienst. 
Kinder von null bis zwölf Jahren können sofort aufgenommen werden. 
Das Zentrum bietet die Möglichkeit, Diagnosen durchzuführen, sich über 
Einzel- und Familientherapien bei bereits durch die Behörden gemelde-
tem Missbrauch oder Misshandlungen zu informieren. Es wird ein neutra-
ler Raum für geschützte Treffen misshandelter und missbrauchter Kinder 
mit vertrauten Bezugspersonen und geschützte Anhörungen gemäß dem 
Gesetz 66/96 bereitgestellt. Außerdem werden Sozialarbeitern der Pro-
vinz Rom Weiterbildungsmöglichkeiten angeboten.

Gaetano De Leo / Chiara Pecorari / Laura Volpini
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6  Zukunftsperspektiven

Die Umsetzungen der Präventionspolitik der letzten zehn Jahre sowie 
weitere Planungen haben in Italien große Fortschritte gemacht, auch 
wenn sie nicht hundertprozentig die Ergebnisse aus der Forschung be-
rücksichtigt haben. Diese hatte auf eine erkennbare Differenz zwischen 
wissenschaftlichem Modell und Anwendbarkeit hingewiesen, was sich 
auf die Effizienz der Präventionsmaßnahmen auswirkt. Diese Differenz 
kann durch eine engere Zusammenarbeit zwischen denen, die die Präven-
tionsziele auf politisch-institutioneller Ebene bestimmen, denen, die die 
Maßnahmen durchführen und denen, die forschen, verbessert werden. 

Die Kultur des respektvollen Umgangs mit Kindern und deren Rechten 
muss weltweit noch wachsen und reifen. Das beginnt in den Familien 
und muss sich durch die gesamte Gesellschaft ziehen. Die Schulen in 
ihrer privilegierten Position sind aufgerufen, diese Kultur zu fördern und 
dem übergeordneten Interesse der Kinder zugute kommen zu lassen. 

Die Verhinderung von nicht kindgerechten Lebensumständen muss in der 
Familie beginnen, wichtig ist die zwischenmenschliche Beziehungsfähig-
keit. Das Wissen über den Stellenwert emotionaler Erziehung ist eine 
Grundvoraussetzung für eine gesunde geistige und körperliche Entwick-
lung des Kindes. 

Ein anderer wichtiger Aspekt primärer Vorsorge ist es, dem Kind Möglich-
keiten zu geben, Regeln und deren Sinn verstehen und verinnerlichen zu 
können. Die Schule ist der erste Ort, an dem das soziale Verhalten der 
Kinder außerhalb der Familie beobachtet werden kann. Je nach Art der 
Schule ist der Beobachtungsschwerpunkt von Lehrkräften und Erzieherin-
nen und Erziehern unterschiedlich gelagert. In den Kinderkrippen (Besuch 
von drei Monaten bis zu drei Jahren) werden erste Anzeichen eher an-
hand von körperlichen Merkmalen und weniger durch verbale Äußerun-
gen des Kindes entdeckt. Im Kindergartenalter (von drei bis sechs Jahren) 
aber können die Kinder mit einer gewissen Bestimmtheit beschreiben, 
was zu Hause vorfällt. 

Die Lehrkräfte müssen sich also mit ihrem Fachwissen in ein Netzwerk 
verschiedener sozialer Berufe und Einrichtungen eingliedern, um differen-
ziert und koordiniert Kindern in Notsituationen Hilfestellung leisten und 
Schutz bieten zu können. Eine besondere Rolle bei der Koordination und 
Leitung von Hilfen innerhalb dieses Netzwerks spielen die Sozialdienste, 
die vor allen Dingen bei Jugendfragen besonders kompetent und sensibel 

Italien
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sind. Eine konstante Zusammenarbeit zwischen Sozialdiensten und Schu-
len muss entwickelt, berufliche Weiterbildung und Erfahrungsaustausch 
organisiert werden, um gar nicht erst solche Missverständnisse aufkom-
men zu lassen, die Kinder und Jugendliche in schwierige Lebenslagen 
bringen können. Lehrkräfte und Schulleitungen haben in der primären 
Prävention eine besondere Zuständigkeit. Unabhängig von der Aufde-
ckung der Anzeichen von Notsituationen und Misshandlung oder Miss-
brauch ist es die Aufgabe der Lehrkräfte, ein kommunikatives und part-
nerschaftliches Klima innerhalb der Klasse aufzubauen. So wird es 
möglich, schwierige Lebenslagen wahrzunehmen und darüber zu spre-
chen. Auch die korrekte Ausarbeitung von bestimmten Erwachsenenpro-
blemen durch die Schülerinnen und Schüler ist einbezogen. 

In Notsituationen und bei Misshandlungen von Schülerinnen und Schü-
lern muss die Schule in erster Linie die Interessen der Kinder vertreten. 
Lehrkräfte müssen Methoden entwickeln, die das Kind in seiner Persön-
lichkeit und in seinen sozialen und familiären Verhältnissen unterstützen. 
Darüber hinaus müssen sie sicherstellen, dass die verfügbaren Ressourcen 
genutzt werden und, falls möglich, Hilfe aus dem Familienkreis aktiviert 
wird. Dazu ist es notwendig, dass Lehrkräfte eine angemessene Sensibili-
tät entwickeln, um erste Risiken und Anzeichen von Misshandlungen 
erkennen zu können, und die verschiedenen Interventionsmöglichkeiten 
kennen. Dieses Fachwissen dient hauptsächlich dazu, die zuständigen 
lokalen Stellen kompetent informieren und schwerwiegende Fehler ver-
meiden zu können, damit kein »sozialer Alarm« ausgelöst wird und die 
Kinder und deren Familien stark gefährdet werden. 
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Japan

Minoru Yokoyama

Frühe Hilfen, Schutz und Intervention für Kinder in Japan

Die UN-Kinderrechtskonvention von 1989 schreibt fest, dass Kinder Rech-
te haben, wie das Recht auf Leben, auf Entwicklung und auf Schutz vor 
schädigenden Einflüssen, Misshandlung und Ausbeutung, ein Recht auf 
Familie sowie Teilnahme am kulturellen und sozialen Leben. Weil Japan 
diese Konvention ratifiziert hat, muss es diese Rechte auch garantieren.

Normalerweise werden Kinder im Hinblick auf die volle Entwicklung ihrer 
Fähigkeiten durch Erfahrungen in ihrer Familie, Nachbarschaft, Schule, 
Gleichaltrigen-Gruppe oder Arbeitswelt sozialisiert. Jedoch gibt es einige 
Kinder, die von einer normalen Sozialisation ausgeschlossen bleiben und 
die deshalb so früh wie möglich unterstützt und durch Interventionen 
geschützt werden sollen.
Die Erziehung in einer Familie ist für das Kind schon bald nach der Ge-
burt besonders wichtig. Normalerweise wird die Kindererziehung von den 
Eltern übernommen. Bei vielen Familien in schwierigen Lebenslagen 
werden die Kinder aber von anderen Personen wie den Großeltern oder 
Verwandten erzogen. Wenn Eltern oder andere Bezugspersonen in der 
Betreuung eines in ihrer Obhut befindlichen Kindes aber versagen, ist der 
japanische Staat verpflichtet, im Rahmen des Gesetzes für das Kindes-
wohl einzugreifen. Im Extremfall muss der Staat in die Familie eingreifen, 
um ein Kind zu schützen. Zum Beispiel sollten Kinder, die von einem 
Elternteil oder einer Bezugsperson misshandelt werden, auch ohne deren 
Einverständnis getrennt und in einer Schutzeinrichtung für vernachlässig-
te und misshandelte Kinder untergebracht werden.
Solche Zwangsmaßnahmen haben ihren Ursprung in der Vorstellung 
eines paternalistischen Staates, der sich in schwierigen Situationen quasi 
»väterlich« um seine Untertanen kümmert, auch mit einer gewissen 
Strenge. Weil aber solche Bevormundung in der demokratisierten Gesell-
schaft Japans abgelehnt und die Rechtsstaatlichkeit respektiert wird, 
haben sich in diesem Rahmen frühe Hilfen, Schutz und Interventionen 
neu entwickelt.



136 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

1   Die Entwicklung von frühen Hilfen, Schutz und Interventionen für Kinder 
seit dem Zweiten Weltkrieg

Frühe Hilfen und Interventionen für eine normale Sozialisation und zum 
Schutz der Kinder haben sich seit dem Zweiten Weltkrieg schrittweise 
entwickelt.
Direkt nach dem Krieg wurde Japan unter Anleitung der Alliierten, von 
denen die USA die Initiative ergriffen, demokratisiert. In der neuen Ver-
fassung von 1946 wurden Erziehung und Wohl für die Kinder besonders 
betont, weil man erwartete, dass sich diese für die Demokratie und ge-
gen den Krieg zu Wort melden würden.1

Artikel 25 der Verfassung schreibt das Recht auf Mindeststandards für 
gesundes und kulturelles Leben sowie die Verpflichtung des Staates für 
die Verbreitung sozialer Hilfen, sozialer Sicherheit und öffentlicher Ge-
sundheit, auch für die Kinder, fest. Um diese Verpflichtungen konkret zu 
realisieren, wurde 1947 das Gesetz für das Kindeswohl verabschiedet, 
das für alle Kinder unter 18 Jahren gilt. Zusätzlich ist in Artikel 26 der 
Verfassung das Recht der Kinder auf eine den Fähigkeiten angemessene 
Ausbildung und eine kostenfreie Schulpflicht verankert.

Im gleichen Jahr trat auch das grundlegende Bildungsgesetz in Kraft.  
In diesem neuen System verlängerte sich die Schulpflicht bis zur Mittel-
schule. Alle Kinder müssen sechs Jahre eine Grundschule und weitere 
drei Jahre eine Mittelschule besuchen.2 In diesen neun Jahren wird von 
den Lehrkräften erwartet, den Kindern so früh wie möglich bei der Ent-
wicklung ihrer Fähigkeiten zu helfen. Sie vermitteln den Kindern nicht 
nur die grundlegende Allgemeinbildung, sondern geben auch Anleitun-
gen, um abweichendes Verhalten, besonders Delinquenz, zu verhindern 
(Yokoyama 2000a, S. 295ff.).

Obwohl die neue Verfassung die Vorstellung und Möglichkeit von frühen 
Hilfen, Schutz und Intervention wesentlich erleichterte, war es direkt 
nach dem Krieg nicht möglich, Kinder ausreichend zu unterstützen oder 
zu schützen. Die Hauptgründe waren der drastische Anstieg der Gebur-
tenrate und der Mangel an Ressourcen. Denn mit dem Ende des Zweiten 

Minoru Yokoyama

1 Mit der neuen Verfassung will Japan eine ehrenhafte Stellung innerhalb der internationa-

len Gemeinschaft beim Bemühen um den Erhalt des Friedens einnehmen. Japan verzichtet auf 

kriegerische Handlungen und auf den Einsatz seiner bewaffneten Kräfte in der Regelung 

internationaler Streitigkeiten. Deshalb erklärt Japan in der Verfassung seinen Verzicht auf 

Militär.

2  97 % aller Jugendlichen besuchten im Jahr 2002 anschließend die Oberschule.   
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Japan

Weltkriegs kam der Baby-Boom. 1947 stieg die Geburtenrate in einer 
Population von 1.000 auf 34,3 % (General Affairs Agency 2000, S. 23). 
Und weil gegen Ende des Krieges zahlreiche Großstädte wahllos durch 
Bombenangriffe zerstört und viele Kinder zu Waisen wurden sowie die 
meisten Menschen damals in absoluter Armut lebten, wurden viele Kin-
der verlassen oder vernachlässigt. Diese begingen häufig kleine Diebstäh-
le oder bettelten (Yokoyama 2002, S. 329) und es gab nicht genug Res-
sourcen, um frühe Hilfen, Schutz und Interventionen bereitstellen zu 
können. Alle Einrichtungen für Kinder, wie Grundschulen, Mittelschulen, 
Heime für vernachlässigte und misshandelte Kinder, Reformschulen3 und 
die Jugendtrainingsschulen waren überfüllt 4 und Hilfen, Schutz und 
Interventionen nur unzureichend möglich. In den überfüllten Jugendtrai-
ningsschulen verstärkte sich bei vielen Insassen negatives Verhalten, weil 
sie von den Lehrkräften nicht ausreichend angeleitet wurden.

Diese Situation verbesserte sich jedoch nach und nach. Die Wirtschaft 
erholte sich nach dem Korea-Krieg 1950 und schließlich kam nach der 
Ölkrise von 1973 der enorme wirtschaftliche Aufschwung. Nun konnte 
Japan mehr Ressourcen in die frühen Hilfen, den Schutz und die Interven-
tionen für Kinder investieren.
Die Ausgaben pro Kind wuchsen auch deshalb, weil die Anzahl der Kin-
der insgesamt abnahm. Von 34,3 % in 1947 sank die Geburtenrate dras-
tisch auf 16,9 % im Jahre 1961. Während des zweiten Baby-Booms von 
1971-1973 stieg die Geburtenrate wieder ein wenig auf 19,3 %. Aber 
von da an sank sie kontinuierlich bis auf 9,2 % im Jahre 2002, sodass 
noch mehr Mittel pro Kind in Bildung, Kindeswohlfahrt und Jugendge-
richtsbarkeit investiert werden konnten.

Vor dem Zweiten Weltkrieg herrschte in unserem Land ein durch den 
Konfuzianismus begründetes patriarchales System, in dem das Familien-

3  Die Reformschule wurde bei der Reform des Gesetzes für das Kindeswohl 1998 umbe-

nannt in Heim zur Unterstützung der Unabhängigkeit von Kindern (Yokoyama 2002,  

S. 344). In diesen Heimen werden nicht nur delinquente Kinder, sondern auch solche, die 

misshandelt wurden, untergebracht.

4  Das Jugendgesetz von 1948 sah drei erzieherische und schützende Maßnahmen vor: 

Bewährung, Jugendtrainingsschulen oder Heimunterbringung. In den Jugendtrainingsschu-

len können durch Entscheidung des Familiengerichts straffällige Jugendliche über 13 Jahren 

untergebracht werden. 2004 gab es 53 Jugendtrainingsschulen, in denen Jugendliche 

üblicherweise für zwei Jahre Schutz und Hilfen bekamen, bei schwereren Straftaten auch 

länger als zwei Jahre. In Kurzzeit-Schulen dauert die Unterbringung bei leichteren Delikten 

vier bis sechs Monate.
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oberhaupt über die Kinder bestimmte und sie beschützte. Auch wenn 
dieses System mit der Revision des Zivilrechts im Jahre 1947 zusammen-
brach, teilten viele Menschen diese Idee auch weiterhin. In den Zeiten 
des Wirtschaftsbooms übernahm Japan das Modell des Wohlfahrtsstaates 
aus England und den skandinavischen Ländern und förderte nun die 
Entwicklung von frühen Hilfen, Schutz und Interventionen für Kinder.
1989 wurde die Kinderrechtskonvention auf der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen angenommen. Japan ratifizierte diese 1994 und 
erkannte damit an, dass Kinder Rechte, wie die bereits beschriebenen, 
haben. Dies bedeutet für Japan, dass Kinderrechte durch Standards in 
den Bereichen Gesundheit und Bildung sowie im Rechtssystem, in den 
öffentlichen Diensten und den Sozialsystemen gewährleistet sein müssen. 
Japan ist weiterhin zur Durchführung von frühen Hilfen, Schutz und 
Interventionen im Rahmen der Rechtsstaatlichkeit und im besten Interes-
se der Kinder verpflichtet. Und Japan ist, obwohl es seit 1990 eine lang 
anhaltende wirtschaftliche Depression erlebt, bestrebt, diese Entwicklung 
voranzutreiben.

2  Frühe Hilfen und Schutz für Kinder am Beginn der Sozialisation

Im Verlauf der Urbanisierung während des schnellen Wirtschaftswachs-
tums veränderte sich der Familientypus in Japan rasant von der Großfa-
milie hin zur Kernfamilie. In dieser Zeit zogen viele Paare aus ländlichen 
Gegenden in Städte oder in Vororte von Großstädten. Bekamen sie ein 
Kind, dann waren weder Verwandte noch gute Freunde in der Nähe, die 
ihnen Ratschläge zum Umgang mit dem Baby geben konnten. Die Män-
ner gingen oft bis spät in die Nacht arbeiten, sodass die Frauen auch von 
ihnen keine ausreichende Unterstützung bekamen. In dieser Situation 
litten einige Frauen, die sich um das Aufwachsen ihrer Kinder sorgten, an 
Neurosen.5 Dies konnte sogar dazu führen, dass Babys verletzt oder 
umgebracht wurden (Yokoyama 1978, S. 48f.). Um solche Tragödien zu 
vermeiden und die Gesundheit von Müttern und Kindern zu verbessern, 
wurde ein Hilfsprogramm für Mütter im Rahmen des Gesetzes zur Ge-
sundheit von Mutter und Kind entwickelt, das 1965 in Kraft trat und 
zwischen 1994 und 2003 mehrfach reformiert wurde, um den weiteren 
Rückgang der Kinderzahl aufzuhalten. 

Minoru Yokoyama

5  David Riesman wies darauf hin, dass Eltern, die unter diesen neuen Bedingungen Kinder 

aufziehen müssen, verunsichert waren (Riesmann u. a. 1973, S. 47). Um Sicherheit zu 

bekommen, suchten sie bei anderen Eltern oder in den Medien nach Anleitungen. Damit 

breiteten sich die diffusen Ängste unter ihnen weiter aus.
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Staat und Kommunen sind zur Umsetzung des Hilfsprogramms verpflich-
tet. Die Kommunen müssen Informationen zu Schwangerschaft, Geburt 
und Kinderbetreuung verbreiten und Gesundheitsberatung für Mütter, 
Väter oder andere Personen, die Kinder betreuen, anbieten. Bei Bedarf 
bieten sie ärztliche Untersuchungen für schwangere Frauen, Babys und 
Kinder an. Zwei Untersuchungen sind für alle Kinder verpflichtend, ein-
mal zwischen dem 18. und dem 24. Monat, zum anderen während des 
vierten Lebensjahres.6 Wenn es notwendig ist, stellt die Gemeinde ein 
Team aus Arzt/Ärztin, Zahnarzt/Zahnärztin, Hebamme und Kranken-
schwester zusammen, das den Prozess von Schwangerschaft, Geburt und 
Kinderbetreuung begleitet und Hausbesuche macht.
Das Gesetz verpflichtet Frauen auch, ihre Schwangerschaft direkt bei der 
Kommune oder bei einem Gesundheitszentrum anzumelden. Dafür stellt 
die Gemeinde einen Mutterpass aus, durch den die Mutter die Informati-
onen über Schwangerschaft, Geburt und Kinderbetreuung erhält. In 
diesem Pass werden auch alle Entwicklungsdaten des Babys festgehalten, 
die hauptsächlich bei den ärztlichen Untersuchungen oder der Gesund-
heitsberatung erfasst werden. Durch die Entwicklung dieser frühen Hilfen 
wachsen Babys und Kinder gesünder auf und die Sterblichkeit der Kinder 
unter einem Jahr ist drastisch von 39,8 % (1955) über 18,5 % (1965), 
10,0 % (1975), 5,5 % (1985), 4,6 % (1990) schließlich auf 3,0 % (jeweils 
bezogen auf 1000 Kinder derselben Altersgruppe) im Jahr 2002 gesun-
ken (Cabinet Administration 2004, S. 5).

Zusätzlich zu den frühen Hilfen für eine bessere Gesundheit von Mutter 
und Kind bietet die japanische Regierung mehrere Programme für Kinder 
unter sieben Jahren an. Sie will beiden Elternteilen die Kinderbetreuung 
ermöglichen, und so wird z. B. der Arbeitgeber mit dem Gesetz zur Beur-
laubung für Kindererziehung und Pflege eines Familienmitglieds ermutigt, 
ausreichende Elternzeit zu gewähren oder die Arbeitszeiten zugunsten 
der Kinderbetreuung zu verkürzen. Außerdem werden Eltern, wenn sie 
ihre Arbeit aufgegeben haben, um ein Kind zu erziehen, bei der Suche 
nach einem Arbeitsplatz unterstützt.

Ein weiteres Programm dient der Verbesserung des Beratungssystems für 
Kinderbetreuung. Die Regierung plant, etwa 3000 Hilfezentren für Kin-
derbetreuung einzurichten, die Informationen und Beratung anbieten 
und Netzwerke für Kinderbetreuung in den Gemeinden ausweiten sollen 

Japan

6 Die Untersuchungen werden kostenlos angeboten.
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(Cabinet Administration 2004, S. 63). Die Netzwerkarbeit ist deshalb so 
wichtig, weil die Urbanisierung den natürlichen Zusammenhalt in den 
Kommunen geschwächt hat.7

3 Betreuung, Erziehung und Bildung in den Kindertagesstätten

Mütter können die Elternzeit im ersten Lebensjahr des Kindes in An-
spruch nehmen. Wollen sie danach wieder arbeiten, brauchen sie einen 
Betreuungsplatz in einer Kinderbetreuungseinrichtung. Diese unterliegen 
Artikel 39 des Gesetzes für das Kindeswohl. In ihnen werden Kinder vor 
dem Besuch der Grundschule bis zu acht Stunden täglich betreut. Die 
Zahl der anerkannten Kinderbetreuungseinrichtungen ist gering. Zudem 
wollen diese Einrichtungen aus Kostengründen meist nur Kinder ab vier 
Jahren betreuen, obwohl sie kommunale Einrichtungen sind oder vor 
allem von den Kommunen finanziert werden.8 Aufgrund der großen 
Nachfrage der Eltern nach Betreuungsplätzen für unter Vierjährige gibt 
es viele private Kinderkrippen, die bei Bedarf bis Mitternacht geöffnet 
haben. Diese Einrichtungen bieten oft nur niedrige Qualität in der Be-
treuung. Deswegen sind sie seit 2001 verpflichtet, sich bei den Gemein-
den registrieren zu lassen. Mit der Einführung dieser Registrierung haben 
die Gemeinden die Begleitung und Anleitung dieser Einrichtungen ver-
stärkt.
Nach im Jahr 2003 durchgeführten Untersuchungen durch das Ministeri-
um für Arbeit und Wohlfahrt werden 2.048.324 Kinder in Kinderkrippen 
betreut. Das ist die höchste Zahl in der Geschichte Japans (Ministry of 
Labor and Welfare 2004). Auf Veranlassung der Regierung sind deren 
Öffnungszeiten verlängert worden. Die genannte Untersuchung hat auch 
ergeben, dass die Anzahl der staatlichen Kinderkrippen, die mehr als elf 
Stunden täglich geöffnet haben, von 16,9 % im Jahr 1999 auf 34,6 % im 
Jahr 2003 angestiegen ist. Bei den privaten Einrichtungen stieg diese Zahl 
von 56,2 % auf 77,0 %. Es lässt sich also eine Entwicklung der Betreu-
ungsmöglichkeiten in den Kinderkrippen beobachten, vor allem in den 

Minoru Yokoyama

7 Durch die Urbanisierung kam es zu einem drastischen Rückgang der Geburtenrate in 

ländlichen Regionen, in denen heute nur noch alte Menschen leben, die in der Landwirtschaft 

arbeiten.

8  In Tokio lebende Eltern zahlen monatlich ca. 30.000 Yen (=US$260) an Gebühren für 

einen Platz in der Kindertagesstätte (Stand Februar 2005). Gleichzeitig stiegen die Kosten pro 

Kind in einer staatlichen Einrichtung auf ca. 190.000 Yen monatlich, in privaten Einrichtungen 

auf ca. 130.000 Yen. Die Zahlen deuten darauf hin, dass die Qualität der Betreuung in staatli-

chen Einrichtungen besser ist als in privaten.
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nicht-staatlichen, und dies wird von der Regierung gefördert. Sie legt 
Wert darauf, Frauen mehr Möglichkeiten zur Berufstätigkeit außer  
Haus zu bieten, ohne dass sie sich um die Betreuung ihrer Kinder  
sorgen müssen.
Kindergärten unterliegen dem Schulgesetz von 1947. Sie kümmern sich 
um die Allgemeinbildung bei Kindern im Alter von drei bis sechs Jahren, 
bevor diese in die Grundschule wechseln. Der Anteil der Kinder, die einen 
Kindergarten besucht haben, bevor sie in die Grundschule kommen, stieg 
von 7,3 % im Jahr 1948 auf über 50 % im Jahr 1964 bis auf 64,4 % in 
1979 (Cabinet Administration 2004, S. 20).9

Die Mehrzahl der über dreijährigen Kinder wird in Kinderkrippen10 oder 
Kindergärten betreut. Auch wenn diese Einrichtungen unterschiedlichen 
Gesetzen unterliegen, sind beide wegen der Nachfrage nach Kinderbe-
treuung seit Kurzem dazu angehalten zu kooperieren.

Kinderkrippen und Kindergärten bieten für die Kinder auch eine Sicher-
heitsausbildung. In Zusammenarbeit mit der Polizei lernen sie die grund-
legenden Verkehrsregeln. Durch die Motorisierung nahmen die Verkehr-
unfälle bis zum Jahr 1970 drastisch zu (Yokoyama 1990, S. 65) und viele 
Kinder wurden verletzt oder getötet. Um solche Tragödien zu vermeiden, 
wurde die Verkehrserziehung in den Kindertagesstätten, Kindergärten 
und Grundschulen verstärkt. Zusätzlich werden Kinder auch darin unter-
richtet, wie man mit Feuer umgeht und wie man sich bei Unfällen oder 
Katastrophen verhält. Ein Ergebnis dieser frühen Erziehung und der Ent-
wicklung präventiver Maßnahmen ist, dass Kinder sicherer leben. Der 
Anteil der Todesfälle durch Verkehrsunfälle bei Kindern zwischen fünf 
und neun Jahren stieg von 3,8 % (jeweils bezogen auf 100.000 Kinder 
der gleichen Altersgruppe) im Jahr 1950 auf 10,6 % im Jahr 1970 und 
sank dann wieder auf 2,3 % in 2001 (Yokoyama 1978, S. 25; Cabinet 
Administration 2003, S. 11). Beim Tod durch Ertrinken sank die Rate bei 
Kindern drastisch von 21,0 % im Jahr 1950 auf 5,8 % im Jahr 1970 bis 
schließlich 0,9 % in 2001.
Zusätzlich zu den allgemeinen Kindertagesstätten gibt es verschiedene 
Spezialeinrichtungen, so z. B. für Kinder mit geistiger oder körperlicher 
Behinderung. Diese unterliegen ebenfalls dem Gesetz für das Kindeswohl.

Japan

9 1979 gab es die höchste Rate in der Geschichte. Diese nahm seit 1993 geringfügig ab, 

weil mehr Kinder kontinuierlich in Kinderkrippen betreut wurden, bis sie in die Grundschule 

eintraten.

10  In Japan können in Kinderkrippen auch drei- bis unter sechsjährige Kinder betreut 

werden. Während die Kindergärten bei dieser Altersgruppe mehr auf die kognitive Förderung 

spezialisiert sind, legen die Kinderkrippen eher Wert auf Betreuung und Schutz.
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4  Früher Schutz in Kinder- und Säuglingsheimen

Das Gesetz für das Kindeswohl sichert jedem Kind einen Anspruch auf 
Schutz und Gleichbehandlung zu. Paragraf 25 dieses Gesetzes verpflich-
tet alle Personen, die Kontakt mit Kindern haben, die nicht angemessen 
gepflegt oder betreut werden, dies dem Sozialamt oder dem Kinderbera-
tungszentrum zu melden. Wenn erforderlich, kann die jeweilige Leitung 
einem Kind zeitweilig Schutz anbieten und es in einer Einrichtung des 
Kindeswohls unterbringen, im Prinzip allerdings mit Einverständnis der 
Erziehungsberechtigten.
Kinder- und Säuglingsheime sind Einrichtungen, die Babys, die von ihren 
Eltern oder Pflegepersonen verlassen, vernachlässigt oder missbraucht 
wurden, bis zum Alter von zwei Jahren aufnehmen. Nach der Reform des 
Gesetzes für das Kindeswohl von 1998 können jedoch auch Kinder, die 
über zwei Jahre alt sind, aufgenommen werden, wenn das Kinderbera-
tungszentrum dies für notwendig erachtet.11 Diese Heime bieten nicht 
nur Betreuung durch Kinderschwestern, sondern auch medizinische 
Versorgung durch Ärzte und Ärztinnen.
Zu Beginn des Jahres 2003 lag die Anzahl der Babys und Kleinkinder, die 
in 115 Kinderheimen untergebracht waren, bei 3.014 (National Council 
of Social Welfare for Babies and Infants 2005). Davon waren im Jahr 
2002 bei der Aufnahme 4,9 % im Alter von unter drei Monaten, 27,8 % 
zwischen drei Monaten und einem Jahr, 42,7 % zwischen ein und zwei 
Jahren, 22,5 % zwischen zwei und drei Jahren und 2,0 % über drei Jahre 
alt. Die Hauptgründe für die Aufnahme der Kinder waren Krankheit der 
Mutter (27,2 %), Verlassenwerden von den Eltern (12,6 %), Missbrauch 
oder Vernachlässigung durch die Eltern (11,1 %), Geburt durch eine 
alleinstehende Mutter (10,4 %) und Arbeitsüberlastung der Eltern als 
Folge von Schulden oder Armut (10,4 %). Der typische Fall eines über 
einjährigen Kindes, das in einem Kinderheim untergebracht wird, ist: Die 
Mutter kann das Kind nicht betreuen, weil sie ein krankes Familienmit-
glied pflegen oder sich auf die Geburt eines weiteren Kindes vorbereiten 
muss. Normalerweise wird ein Kind in diesem Fall nur kurzzeitig aufge-
nommen.
Man geht davon aus, dass solche Babys und Kleinkinder vor ihrem zwei-
ten Geburtstag wieder in ihre Familien zurückkehren können. Trotzdem 
konnten im Jahr 2002 nur 56,7 % zu Eltern oder Verwandten zurück.  
Auf der anderen Seite stieg die Anzahl der Kinder, die an Pflegefamilien 
vermittelt wurden, auf 8 %, die von einer Familie adoptiert wurden auf 

Minoru Yokoyama

11 Deshalb stieg die Anzahl von Babys und Kleinkindern, die in Kinderheimen untergebracht 

wurden, von 2.566 im Jahr 1995 auf 2.840 in 2003 (Ministry of Labor and Welfare 2004)
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1 % und die in eine soziale Einrichtung, hauptsächlich Schutzeinrichtun-
gen für vernachlässigte und misshandelte Kinder, eingewiesen wurden, 
auf 33,1 %. Viele Babys und Kleinkinder, vor allem Kleinkinder aus  
Schutzeinrichtungen für vernachlässigte und missbrauchte Kinder, leiden 
unter der schweren Situation nach der Entlassung, weil sie nicht genü-
gend Aufmerksamkeit durch die Sorgeberechtigten erfahren.

5  Schutzeinrichtungen für vernachlässigte und missbrauchte Kinder

Die Schutzeinrichtungen unterliegen Artikel 41 des Gesetzes für das 
Kindeswohl. Wie schon erwähnt, gab es nach dem Zweiten Weltkrieg 
viele Waisenkinder. Da viele von ihnen und andere arme Kinder unterge-
bracht werden mussten, waren die schlecht ausgestatteten Heime über-
füllt. Gewöhnlich blieben die Kinder in dem Heim bis zum Abschluss der 
Junior-High-School (Mittelschule), danach wurden sie entlassen und 
mussten Arbeit suchen wie Kinder aus armen Familien auch. Während 
des Wirtschaftswachstums wechselten jedoch mehr und mehr von ihnen 
in die Senior-High-School (Oberschule) und sie bekamen die Möglichkeit, 
bis zum Ende der Schulzeit im Heim zu bleiben. Die Anzahl der Heimkin-
der, die direkt nach der Junior-High-School in die Senior-High-School 
eintraten, erhöhte sich von 19,5 % im Jahr 1974 auf 35,3 % im Jahr 
1982, 49,5 % im Jahr 1990 auf 65,5 % in 1996 (Oshima 2001, S. 56). 
Allerdings ist diese Rate immer noch niedriger als die Übertritte von der 
Junior-High-School insgesamt.12 In jüngster Zeit hat die Regierung die 
Einrichtung kleinerer Heime unterstützt, weil dort die Bedürfnisse der 
Kinder individueller berücksichtigt und sie in einer emotionaleren Atmos-
phäre betreut werden können. Die Gesamtzahl der Einrichtungen stieg 
von 528 im Jahr 1995 auf 554 im Jahr 2003 (Ministry of Labor and Wel-
fare 2004). Die durchschnittliche Anzahl der untergebrachten Kinder 
sank geringfügig von 62,2 im Jahr 1995 auf 60,4 in 2003. Dieser Durch-
schnitt könnte durch die Einrichtung kleinerer Heime noch weiter redu-
ziert werden. 
In den späten 90er-Jahren rückte das Thema der Kindesmisshandlung in 
den Vordergrund, weil es von den Massenmedien als großes soziales 
Problem dargestellt wurde. Im Jahr 2000 wurde das Gesetz zur Präventi-
on von Kindesmisshandlung verabschiedet. Dadurch wurden misshandel-
te Kinder häufiger in Schutzeinrichtungen untergebracht, ihre Anzahl 
stieg von 25.741 (1995) auf 30.014 (2003). Die Betreuung und der 
Schutz misshandelter Kinder gewinnt in den Einrichtungen an Bedeu-

Japan

12 Seit 1974 stieg die Zahl aller Schulabgänger auf über 90 %. 



144 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

tung. Da diese Kinder psychisch und physisch verletzt wurden, brauchen 
sie eine spezielle Behandlung. Deshalb werden von den Angestellten in 
diesen Einrichtungen professionelles Wissen und Sachkenntnis in medizi-
nischer und psychologischer Behandlung von Kindern mit Schwierigkei-
ten verlangt. 

6 Die Entwicklung früher Intervention zum Schutz misshandelter Kinder

Das Gesetz zur Prävention von Kindesmisshandlung definiert vier Typen 
der Misshandlung: physische Gewalt, sexuelle Gewalt, vorsätzliches 
Verlassen und psychische Gewalt, die Eltern oder andere Bezugspersonen 
gegenüber Kindern in ihrer Obhut ausüben. Jegliche Art der Misshand-
lung ist grundsätzlich verboten und der Staat ist verpflichtet, alle Maß-
nahmen zu ergreifen, um Misshandlung vorzubeugen. Menschen, die mit 
Kindern arbeiten, sollten sich bemühen, Kindesmisshandlung so früh wie 
möglich aufzudecken. Wenn einer Person ein Fall von Kindesmisshand-
lung bekannt wird, muss sie dem Sozialamt oder dem Kinderberatungs-
zentrum Meldung erstatten. Wenn der Leitung des Kinderberatungszent-
rums direkt oder durch das Sozialamt von einem misshandelten Kind 
berichtet wird, muss sie dessen Sicherheit so schnell wie möglich gewähr-
leisten. Wenn notwendig, kann sie nach § 33 des Gesetzes für das Kin-
deswohl die zeitweilige Unterbringung des Kindes in einer Einrichtung 
veranlassen. Wenn eine Regierungsbehörde urteilt, dass ein gemeldetes 
Kind möglicherweise misshandelt wird, kann sie ein Team oder eine 
freiwillige Fachkraft der Kindeswohlfahrt zur Untersuchung vor Ort ent-
senden.13

Sollte es notwendig sein, die weiter oben beschriebenen Maßnahmen 
einzuleiten, können die Beteiligten Mitarbeiter der Polizei einschalten. 
Dies wurde eingeführt, weil die Fachkräfte des Sozialamtes keine Befug-
nisse haben, die vorgeschriebene Intervention durchzuführen.
Ein Elternteil oder eine andere Bezugsperson, das oder die ein Kind in 
ihrer Obhut misshandelt, ist verpflichtet, sich unter die Aufsicht eines 
Teams des Sozialamtes zu begeben. Wenn nötig, kann ein misshandeltes 
Kind in eine Einrichtung der Kindeswohlfahrt oder eine Schutzeinrichtung 
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13 Durch § 12 des Gesetzes für das Kindeswohl wurden einige Ehrenamtliche als freiwillige 

Kinderschutz-Beauftragte ernannt. Sie sind bestrebt, Kinder und Eltern zu finden und zu 

unterstützen, die auf Hilfen im Rahmen des Gesetzes für das Kindeswohl oder anderer Sozial-

gesetze angewiesen sind. In großen Städten sind freiwillige Beauftragte innerhalb ihres Bezirks 

für 220 bis 440 Haushalte zuständig. Die Gesamtzahl der Freiwilligen stieg in ganz Japan auf 

220.000.
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für vernachlässigte und misshandelte Kinder eingewiesen werden. Dies 
geschieht entweder mit Zustimmung der Eltern oder der Bezugsperson 
beziehungsweise nach § 28 des Gesetzes für das Kindeswohl und auf 
Beschluss eines Familiengerichtes auch ohne deren Einwilligung. Dies  
ist ein zwingender Bestandteil der frühen Interventionen in Familien zum 
Schutz misshandelter Kinder.
Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Prävention von Kindesmisshandlung 
im Jahr 2000 wurde mehr Aufmerksamkeit auf das Thema gerichtet. 
Deshalb stieg die Anzahl der bekannt gewordenen Fälle von Kindesmiss-
handlung drastisch an. Die Zahl der bei der Polizei gemachten Anzeigen 
nahm von 178 in 1995 auf 1.574 im Jahr 2000 zu und verringerte sich 
dann ein wenig auf 1.271 im Jahr 2003. (National Police Agency 2004,  
S. 116)14 Die absoluten Zahlen gemeldeter Fälle von Kindesmisshandlung 
bei den Kinderberatungszentren stiegen von 1.101 im Jahr 1990 auf 
2.722 im Jahr 1995, 17.725 im Jahr 2000 auf 23.738 im Jahr 2002 (Ca-
binet Administration 2004, S. 17).15

Der drastische Anstieg seit 1995 scheint nicht dem realen Anstieg von 
Kindesmisshandlung zu entsprechen.16 Gewöhnlich ist die Misshandlung 
eines Kindes in der Familie unsichtbar, in den späten 90er-Jahren haben 
jedoch die Massenmedien über viele Fälle von Misshandlung groß berich-
tet. In der Folge war ein Aufschrei in der Öffentlichkeit bei allen Fällen 
von Kindesmisshandlung zu beobachten.

Japan

14 Wenn die Gemeindepolizei aktiv und effektiv arbeitet, sind die Menschen bereit, der 

Polizei über einen Fall von Kindesmisshandlung zu berichten (Yokoyama 2001, S. 201-202). 

Nach Überprüfung der gemeldeten Fälle untersucht die Polizei in ernsten Fällen auf Straftatbe-

stände. Im Jahr 2003 nahm die Polizei 183 Personen fest, durch die 166 Kinder zum Opfer 

wurden, 42 davon waren Todesfälle.

15 Von all diesen Fällen wurden im Jahr 2002 46,1 % wegen physischer Gewalt, 37,7 % 

wegen Verlassen und Vernachlässigung, 3,5 % wegen sexueller Gewalt und 12,8 % wegen 

psychischer Misshandlung angezeigt. Von allen misshandelten Kindern, die durch das Kinder-

beratungszentrum beraten wurden, waren 20,8 % unter drei Jahren alt, 29,2 % zwischen drei 

Jahren und Beginn der Grundschule, 35,3 % Grundschulkinder, 10,5 % Schüler einer Junior-

High-School und 4,2 % Schüler einer Senior-High-School oder in entsprechendem Alter.

16 Früher war körperliche Strafe in Familien und Schulen gebräuchlich als Strafe für Kinder, 

die irgendeine Art von deviantem Verhalten zeigten. Um das Jahr 1965 erregten Straftaten 

Jugendlicher die Aufmerksamkeit und Japan startete eine Bewegung gegen Gewalt. In diesem 

Prozess wurde auch die körperliche Bestrafung in Familie und Schule stärker kritisiert. In der 

Folge scheint die Anzahl der Fälle von Kindesmisshandlung abgenommen zu haben. Dadurch, 

dass die Menschen gegenüber gewalttätigem Verhalten sensibler werden, scheinen sie öfter 

Fälle von Misshandlung anzuzeigen. 
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7   Schutz von misshandelten Kindern nach der Reform des Gesetzes zur 
Prävention von Kindesmisshandlung von 2004

Als Reaktion auf diesen Aufschrei wurde das Gesetz zur Prävention von 
Kindesmisshandlung im Jahr 2004 reformiert. In § 1, der das Ziel dieses 
Gesetzes beschreibt, wurde Kindesmisshandlung neu definiert als ein 
ernsthafter Eingriff in die Menschenrechte der Kinder und als schlechte 
Ausgangslage für die Zukunft der nächsten Generation. Neben der Prä-
vention von Kindesmisshandlung wurde zusätzlich das frühe Aufdecken 
von Fällen als Ziel betont. Die Unterstützung eines misshandelten Kindes 
bei der Entwicklung seiner Autonomie wurde ebenfalls als Ziel aufge-
nommen.

Mit dieser Reform wurde die Definition von Kindesmisshandlung erwei-
tert. Zum Beispiel machen sich Eltern oder Bezugspersonen auch dann 
strafbar, wenn sie ein Kind in der Obhut einer Person belassen, die dem 
Kind sexuelle, physische oder psychische Gewalt antut. Der typische Fall 
ist eine Mutter, die es zulässt, dass ihr Lebenspartner ihr Kind sexuell 
misshandelt. In diesem Fall wird die Mutter selbst als Misshandlerin be-
trachtet. Ein anderer Fall von Misshandlung, der in die erweiterte Definiti-
on aufgenommen wurde, ist Elterngewalt, die dem Kind ernsthafte psy-
chische Schäden zufügt.

In Ergänzung wurde in der Reform von § 6 die Pflicht, über ein »misshan-
deltes Kind« bei der Kindeswohlfahrt oder dem Kinderberatungszentrum 
zu berichten, erweitert auf die Formulierung, »ein Kind, das möglicher-
weise misshandelt wird«. Dies soll so früh wie möglich geschehen.
Die Auflagen für den Staat und die Kommunen werden strenger. Zum 
Beispiel sind sie neuerdings dazu angehalten, einen Elternteil oder eine 
andere Bezugsperson, die ein Kind misshandelt hat, bei der »Wiederher-
stellung« der Familie zu unterstützen, nachdem die Misshandlung ge-
stoppt wurde. Zusätzlich sollen sie Untersuchungen über die Wirksamkeit 
von Maßnahmen wie Prävention von Kindesmisshandlung und das frühe 
Erkennen solcher Fälle durchführen. Seit Japan beginnt, seine Politik 
stärker auf Forschung zu stützen, ist dies vorgeschrieben.
Dieses System der vorgeschriebenen Hilfen wurde durch die Gesetzesre-
form gestärkt. Wenn es bei Maßnahmen zum Schutz eines misshandelten 
Kindes notwendig erscheint, können das Kinderberatungszentrum, die 
Kindeswohlfahrt und Einrichtungen für ehrenamtliche Helfer die Polizei 
um Hilfe bitten. Dies ist im reformierten § 10 geregelt. Die Leitung des 
Kinderberatungszentrums ist dazu verpflichtet, wenn die gründliche 
Prüfung notwendig erscheint, um die Sicherheit eines Kindes zu bestäti-

Minoru Yokoyama
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gen oder zu gewährleisten. Wenn eine solche Anfrage bei der Polizei 
eingeht, müssen Maßnahmen eingeleitet werden, die das Polizeigesetz 
vorschreibt.

Durch das reformierte Gesetz für das Kindeswohl von 2004 wurde das 
System des frühen Schutzes und des frühen Eingreifens für ein misshan-
deltes Kind verbessert. Um es umzusetzen, sind mehr Ressourcen erfor-
derlich.

Paragraf 11 des Gesetzes für das Kindeswohl verpflichtet die Regierungs-
behörde, die Stellen für Beauftragte für das Kindeswohl bei den Kinder-
beratungszentren einzurichten. Bis Juni 2004 stieg die Anzahl dieser 
Beauftragten auf ca. 1.800. Von ihnen wird erwartet, spezialisierte Fach-
kräfte der Sozialarbeit mit breitem Wissen im Bereich der Verhaltenswis-
senschaft zu sein. Die in § 11 beschriebenen Anforderungen in den 
Verhaltenswissenschaften sind für diese Beauftragten niedriger als für 
vergleichbare Fachkräfte am Familiengericht oder in der Bewährungshilfe. 
Deshalb werden von den Regierungsbehörden viele Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die weder Erfahrungen noch Fähigkeiten in den Verhaltens-
wissenschaften zum Schutz eines Kindes mitbringen, für ein paar Jahre 
als Beauftragte bei den Kinderberatungszentren eingestellt. Weil sie 
jedoch für viele misshandelte Kinder mit ernsthaften Schwierigkeiten 
verantwortlich sind, sollten die Qualifikationen der Beauftragten durch 
eine Reform des Systems verbessert werden. Außerdem sind mehr Beauf-
tragte erforderlich, um mit der zunehmenden Zahl von gemeldeten Miss-
handlungsfällen zurechtzukommen.
Das Ministerium für Arbeit und Wohlfahrt hat Anfang 2005 beschlossen, 
die Einstellungsrichtlinien von Kindeswohl-Beauftragten zu verändern. 
Nach geltenden Regeln muss die Regierungsbehörde einen Kindeswohl-
Beauftragten für eine Bevölkerungsanzahl von 100.000-130.000 einstel-
len. Das Ministerium plant diese Standards anzuheben auf einen Beauf-
tragten pro 50.000-80.000 Einwohner. Allerdings befürchtet man eine 
Minderung der Qualität durch die hohe Anzahl von nicht qualifizierten 
Beauftragten, die in relativ kurzer Zeit eingestellt werden. Das Ministeri-
um möchte deshalb veranlassen, dass z. B. Krankenschwestern, die be-
reits über drei Jahre Erfahrung in der Arbeit für die Kindeswohlfahrt 
haben, in einem dreimonatigen Training zu Kindeswohl-Beauftragten 
ausgebildet werden.

Japan
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8  Schlussfolgerung

In Japan scheint die Bedeutung der Familie für das Aufziehen von Kin-
dern abzunehmen. Einer der Gründe ist, dass besonders die Menschen, 
die in den großen Städten arbeiten, immer beschäftigter sind. Ein ande-
rer Hauptgrund liegt in der Veränderung des Verhaltens junger Men-
schen. Sie wollen nicht mehr heiraten, Kinder bekommen und diese 
großziehen, sondern ihr Leben genießen.17

In Japan ist die Geburtenrate drastisch zurückgegangen.18  In einer sol-
chen Situation muss die Regierung Frauen motivieren, Kinder zu bekom-
men, weil vorhersehbar ist, dass das vorhandene System in Zukunft nicht 
aufrechterhalten werden kann. Aus der Perspektive der Bevölkerungspoli-
tik hat die Regierung die Maßnahmen für die frühen Hilfen, den Schutz 
und die Intervention für Kinder verbessert.
Zudem teilt Japan die Ideen, die in der UN-Kinderrechtskonvention ver-
treten werden. Dadurch entsteht mehr Aufmerksamkeit für Verletzungen 
der Kinderrechte. So wurde das Gesetz zur Prävention von Kindesmiss-
handlung verabschiedet und hinsichtlich des frühen Schutzes und der 
Intervention überarbeitet. 

Neuerdings können wir die Überbehütung von einigen Kindern beobach-
ten, die in Kernfamilien aufwachsen. Eltern sind geneigt, ihre Kinder 
durch überhöhte Aufmerksamkeit zu verwöhnen. Die Kinder wachsen 

Minoru Yokoyama

17  Nach Untersuchungen der Zeitung Nihon-keizai gaben 65,5 % der unverheirateten 

Befragten zwischen 25 und 35 Jahren an, dass sie nicht heiraten wollen oder keine Eile haben 

zu heiraten (Stand Februar 2005). Der Hauptgrund dafür ist, dass es bequemer ist, ohne die 

Einschränkungen eines Ehepartners zu leben. Ein anderer Grund ist das zu niedrige Einkom-

men, obwohl das Durchschnittseinkommen von jungen Menschen höher ist als in früheren 

Zeiten.

18  Im Jahre 2004 fragte die Stiftung für die Zukunft des Kindes nach den Gründen, warum 

Menschen nicht mehr viele Kinder haben wollen. 73,3 % der verheirateten Befragten ohne 

Kind gaben als Hauptgrund an, dass die Kinderbetreuung zu teuer sei, gefolgt von der 

unzureichenden Versorgung mit Kinderbetreuungsmöglichkeiten während der Arbeit (39,8 %) 

und dem Verlust von Freizeit durch ein Kind (35,5 %).

19 Kinderkrippen und Kindergärten tendieren dazu, Kindern Abenteuerspiele zu verbieten, 

weil sie, wenn ein Kind in ihrer Aufsicht durch einen Unfall verletzt wird oder gar stirbt, 

haftbar gemacht werden können.

20 Viele Eltern können aufgrund ihrer emotionalen Bindung an ein oder zwei Kinder in der 

Kernfamilie sich nicht rechtzeitig lösen. Die, die ein ausreichendes Einkommen vor ihrem 

Ruhestand haben, erlauben ihren verwöhnten Kindern weder zu heiraten, noch nach 

Abschluss von Schule oder Universität zu arbeiten, um ein festes Einkommen zu haben.
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auch in Kinderkrippen und Kindergärten, in denen es am wichtigsten ist, 
die Sicherheit der Kinder zu gewährleisten, in einer Atmosphäre von 
Überbehütung auf.19  Junge Menschen, die so aufwachsen, haben selbst 
bis zu ihrem zwanzigsten Lebensjahr keine Möglichkeit, Autonomie und 
Unabhängigkeit zu erreichen. Solche jungen Leute wollen nach Abschluss 
der Schule oder der Universität keine dauerhaften Anstellungen anneh-
men.20 Die Regierung muss Maßnahmen ergreifen, um junge Menschen 
unter dreißig durch eine stabile Anstellung in Autonomie und Unabhän-
gigkeit zu bringen. Dies wurde in der Agenda der Regierung im Jahr 
2003 zur Politik der Kinder- und Jugenderziehung deutlich erklärt.
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Niederlande

Harrie Jonkman

Gewaltprävention in den Niederlanden: Auf dem Weg zu einer Politik 
effektiver Prävention 

Gewalt, Delinquenz und sozial unerwünschtes Verhalten bei Jugendlichen 
sind in den Niederlanden ein ernsthaftes soziales Problem. Daraus erge-
ben sich aktuell und in Zukunft finanzielle Folgekosten für die Allgemein-
heit und für jeden Einzelnen auch persönliche Konsequenzen. 
Im Folgenden werden einige Hintergründe dieses unerwünschten Verhal-
tens geschildert und mögliche Antworten darauf vorgestellt. Besondere 
Bedeutung wird dabei einer effektiveren Präventionspolitik eingeräumt, 
die sich auf eine ganzheitliche Sicht der Entwicklung von Gewalt, Delin-
quenz und sozial unerwünschtem Verhalten stützen kann. Will Präventi-
onspolitik nämlich wirksam sein, muss sie sich auf die Erkenntnisse der 
Forschung stützen und vorhandene Methoden und Strategien optimal 
nutzen. Obwohl inzwischen viel im Umgang mit Gewalt, Delinquenz und 
sozial unerwünschtem Verhalten ausprobiert wurde, ist eine wirklich 
erfolgreiche Prävention bisher nicht in Sicht - wenigstens nicht in den 
Niederlanden.

Der Beitrag befasst sich zunächst mit den Entwicklungen von Gewalt, 
Delinquenz und sozial unerwünschten Verhaltensweisen in den Nieder-
landen. Danach wird eine möglichst ganzheitliche Perspektive auf das 
Problem vorgestellt und schließlich werden Aussagen über präventive 
Interventionen gemacht. Bevor einige Schlussfolgerungen gezogen wer-
den, erfolgt die Darstellung von zwei Beispielen wirkungsvoller Ansätze 
aus den Niederlanden.

1  Entwicklungen

Unter Gewalt werden in den Niederlanden alle Handlungen verstanden, 
die körperliche Verletzungen zur Folge haben können. Auch Androhun-
gen von körperlicher Gewalt fallen unter diese Definition. Der Anteil 
Jugendlicher, die mit Gewalttaten in einen Zusammenhang gebracht 
werden, hat in der zweiten Hälfte der 90er-Jahre des letzten Jahrhun-
derts um etwa 50 % (knapp 10 Prozent der Tatverdächtigen) zugenom-
men, und in den letzten Jahren wird immer noch ein Anstieg von Gewalt-
straftaten registriert. 
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Gewalt wird in den Niederlanden unterschieden in: 
  Mord und vorsätzliche Körperverletzung, die über die Jahre einen 

geringen, aber relativ stabilen Anteil an den Gewaltdelikten haben. 
  Verbrechen gegen das Leben sind in den Anteilen höher, aber immer 

noch relativ gering, obwohl es einen leichten Anstieg gibt.
  Misshandlungen, Bedrohungen, Überfälle und Erpressungen, die den 

größten Anteil der Gewaltdelikte stellen. Vor allem diese Delikte haben in 
den letzten Jahren anteilsmäßig zugenommen.
  Sexualstraftaten, wobei innerhalb der letzten zehn Jahre eine steigen-

de Tendenz beobachtet wird. (Jonkman/Schnijders 2005) 

Jugenddelinquenz ist ein Sammelbegriff, bei dem es um das Übertreten 
von Normen und Regeln sowie um strafbare Handlungen von Jugendli-
chen in der Altersgruppe der bis zu 24-Jährigen geht. Zur Delinquenz 
gehören neben der Gewalt auch Eigentumsdelikte und Vandalismus, und 
die Delinquenz hat im letzten Jahrzehnt bei den niederländischen Ju-
gendlichen ebenfalls zugenommen. So hatten z. B. 1980 nur 2,8 % der 
strafmündigen Minderjährigen Kontakte zur Polizei, heute liegt der Anteil 
bei etwa 4,2 %. Darunter sind übrigens auch die Minderjährigen, die in 
einem Jahr mehrmals Kontakte zur Polizei hatten (Laan 2004).

Die Zunahme der Jugenddelinquenz wirft die Frage auf, ob es tatsächlich 
einen Anstieg gegeben hat oder ob diese einer intensiveren Aufmerksam-
keit von Polizei und Justiz geschuldet ist. Darüber gehen die Meinungen 
auseinander. Unabhängig von der Beantwortung der Frage wird aber 
deutlich, dass sich der Charakter der Jugenddelinquenz im Laufe der Zeit 
geändert hat. Am weitesten verbreitet sind nach wie vor die Eigentums-
delikte, wobei der Anteil der Gewaltdelikte in den letzten Jahren stark 
zugenommen hat. In diesem Sinne kann für die Niederlande von einer 
»Verrohung« innerhalb der Jugenddelinquenz gesprochen werden. 

Bei den jugendlichen Straftätern ist die Überrepräsentanz jugendlicher 
Migranten (allochtoner Jugendlicher) auffallend. Der Anteil Jugendlicher 
aus Marokko und von den Antillen in dieser Gruppe ist am größten, 
etwas geringer ist der Anteil Jugendlicher aus Surinam. Türkische Jugend-
liche dagegen unterscheiden sich in ihrem delinquenten Verhalten nicht 
von den niederländischen Jugendlichen (autochtone Jugendliche) (Laan 
2004).

Wenn man bei Kindern und Jugendlichen unsoziales Verhalten und Ver-
haltensstörungen betrachtet und bei der Beurteilung der Trends eine eher 
psychiatrische Perspektive einnimmt, kann man feststellen, dass solche 
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Störungen relativ häufig vorkommen. Legt man die Definitionen der 
DSM IV (American Psychiatric Association 1994) in Untersuchungen der 
niederländischen Bevölkerung zwischen 13 und 18 Jahren an, so zeigt 
sich bei 7,9 % eine Prävalenz zu zerstörerischen Verhaltensweisen, zu 
Aufmerksamkeitsstörungen, zu Hyperaktivitäts- sowie zu Verhaltenspro-
blemen insgesamt. Solche auffälligen Störungen bereits in der Kindheit 
oder Jugend können langfristige Folgen haben. Diese Menschen haben 
im Erwachsenenalter ein größeres Risiko Entwicklungsprobleme zu be-
kommen als andere. Sie werden eher wegen Gewaltstraftaten verurteilt, 
Schulverweigerungen kommen bei ihnen häufiger vor und sie sind öfter 
drogenabhängig. Außerdem haben sie häufiger psychiatrische Störungen 
und der Anteil an Arbeitslosen in dieser Gruppe ist größer. Die totalen 
Kosten im Umgang mit Kriminalität werden in den Niederlanden auf 
etwa zehn Milliarden Euro geschätzt. Ungefähr 18 % der Kriminalität 
wird von Kindern und Jugendlichen verursacht (Lier/Crijnen 2004).

2  Theorie

Viele Faktoren sind an der Entwicklung von Gewalt, Delinquenz und 
unsozialem Verhalten beteiligt. Wenn früh eingegriffen werden soll, muss 
bekannt sein, wo und wann angesetzt werden kann. Dafür ist eine kom-
plexe Theorie erforderlich. In diesem Beitrag wird eine ganzheitliche 
Perspektive vorgestellt, die Grundlage erfolgreicher Prävention sein kann. 
In den Niederlanden wird diese ganzheitliche Perspektive als »Forschung 
der drei O’s« bezeichnet. Gemeint sind die Untersuchung des Umfeldes 
(Omgevingen), der Entwicklung (Ontwikkeling) und der zugrunde liegen-
den Faktoren (Onderliggende factoren) (Jonkman u. a. 2005; Jonkman 
2004).

Zur Entstehung und Entwicklung problematischen Verhaltens und gesell-
schaftlicher Desintegration können verschiedene Umgebungen beitragen. 
Ganz allgemein entwickeln sich Kinder und Jugendliche in vier typischen 
Kontexten/Umgebungen zu Erwachsenen: in der Familie, in der Schule, in 
der Gleichaltrigengruppe und in der Nachbarschaft. Diese beeinflussen 
das Verhalten der Kinder und stecken den Rahmen für unterschiedliche 
Alternativen ab.

Meist werden die Kinder in Familien hineingeboren, die erste Umgebung 
für das Aufwachsen. Für die Entwicklung der Kinder sind die Beziehun-
gen in der Familie und die steuernde und kontrollierende Rolle der Eltern, 
auch während der Adoleszenz, von großer Bedeutung (Elder/Conger 

Niederlande
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2000; Furstenberg 1999). Die Welt aller Kinder erweitert sich, sobald sie 
ab dem vierten Lebensjahr die Schulen besuchen (Schulpflicht). Viele 
Kinder besuchen in den Niederlanden vorher aber schon die Vorschulen, 
sie haben so schon vor dem vierten Lebensjahr Kontakte zur Welt außer-
halb der Familie. 

Im Laufe von Kindheit und Jugend vergrößert sich die wahrgenommene 
Welt für die Minderjährigen zunehmend. Freunde und Freizeit erhalten 
neue Bedeutungen und werden für die persönliche und soziale Entwick-
lung der Kinder und Jugendlichen wichtiger. Gleichaltrige gewinnen an 
Bedeutung und tragen zur Entwicklung der Persönlichkeit ihrer Freunde 
bei.

Die Nachbarschaft mit ihren vielfältigen Beziehungen prägt die soziale 
und physische Umgebung der Kinder und Jugendlichen. In die Nachbar-
schaften werden sie hineingeboren, dort gehen sie zur Schule und spie-
len auf der Straße. Hier findet das alltägliche Leben statt. Der Einfluss der 
Nachbarschaft auf die Entwicklung der Minderjährigen ist komplex. Auf 
der einen Seite wird der Einfluss auf die Kinder durch die Familien, die 
Schule und die Freizeitangebote geprägt und modifiziert. Aber der Ein-
fluss kann auch durch die sozialökonomische Struktur des Stadtviertels 
(die Positionen der Bewohner im sozialen Gefüge), durch eine hohe 
Mobilität der Bewohner (Zu- und Wegzüge) oder durch einen schwachen 
Zusammenhalt der Nachbarschaft geprägt sein.

Gewalt und Delinquenz entstehen nicht ad hoc aus unsozialen Verhal-
tensweisen. Der Zeitfaktor darf bei der Entwicklung von problematischem 
Verhalten nicht übersehen werden. Konstitutionelle und physiologische 
Faktoren werden dem Kind genetisch mitgegeben oder können unter 
anderem durch Frühgeburt, geringes Geburtsgewicht, Probleme bei  
der Geburt oder durch Drogen- und Alkoholmissbrauch der Mutter ent-
stehen. 
Von solchen individuellen Faktoren kann es abhängen, wie Erwachsene 
mit den Kindern umgehen. Die soziale Entwicklung beginnt sofort dann, 
wenn Mutter oder Vater Kontakt zum Kind aufnehmen, es z. B. berühren 
und mit ihm kommunizieren. Durch die vielen Interaktionen, die auf diese 
ersten Kontakte folgen, entwickelt sich das Kind in vielen Phasen weiter 
(so z. B. in der Vorschulzeit, der Kindheit und der Pubertät). Für die Ent-
wicklung von jüngeren Kindern ist es wichtig, wie die Eltern mit ihnen 
umgehen: wie Konflikte und Aggressionen bearbeitet werden, wie die 
Familie gestaltet ist, wie Verhalten beeinflusst und / oder korrigiert wird. 
Ausprägung und Qualität des Umgangs in der Familie können z. B. durch 
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Drogenmissbrauch oder kriminelles Verhalten der Eltern negativ beein-
flusst werden.

Nach der Familie ist die Schule in der Kindheit die wichtigste Erziehungs-
institution. In ihr können sich Kinder kognitiv, sozial und emotional ent-
wickeln. Auch hier ist die Frage des pädagogischen Umgangs sehr wich-
tig. Wie gehen Lehrkräfte mit Kindern um, wie bringen sie ihnen Wissen 
und Geschicklichkeit bei? Ebenso wichtig sind Fragen nach dem ethi-
schen Standpunkt der Schule und ihrer Akteure, nach der Vermittlung 
der Normen und Werte sowie dem Setzen von Grenzen. Fühlen sich 
Kinder beachtet und anerkannt oder missachtet und vernachlässigt?

Neben dem Unterricht sind es in der Pubertät vor allem die Gleichaltri-
gen, die Einfluss auf die Entwicklung haben. Immer öfter und wahrnehm-
barer treten Jugendliche gemeinsam auf, ihre Welt wird größer und 
öffnet sich. Sie haben einerseits mehr Möglichkeiten, sich zu entwickeln, 
auf der anderen Seite warten aber auch mehr Gefährdungen auf sie. 
(Furstenberg 1999; Damon 1999)

Meistens resultieren problematische Verhaltensweisen nicht nur aus 
einem Faktor. Verschiedene Faktoren sind dabei gewöhnlich über eine 
längere Zeit beteiligt und so sind Gewalt, Delinquenz und unsoziales 
Verhalten in den Niederlanden im letzten Jahrzehnt vor allem mit spezifi-
schen Risiko- und Schutzfaktoren in Zusammenhang gebracht worden. 
Risikofaktoren beeinflussen das Verhalten negativ und sind aus epidemio-
logischen, ätiologischen und Längsschnitt-Untersuchungen herausgear-
beitet worden. Verschiedene sozialwissenschaftliche Untersuchungen 
lieferten ebenfalls Hinweise auf Risikofaktoren (Loeber u. a. 2001; Loe-
ber/Farrington 2001; Loeber/Farrington 1998; Keating/Hertzman 1999; 
Junger-Tas 1997; Junger-Tas 1996).

Im Allgemeinen wird zwischen Risikofaktoren beim Kind, relationalen 
Risikofaktoren, Risikofaktoren im direkten Lebensumfeld und Risikofakto-
ren der Gesellschaft unterschieden (Bronfenbrenner 1979).
  Im Kontext von Risikofaktoren beim Kind kann an Faktoren, die einen 

biologischen oder physiologischen Ursprung haben, gedacht werden. 
Diese Faktoren sind zum Beispiel bei Jugendlichen zu finden, die Sensati-
onen suchen, Gefahren nicht aus dem Weg gehen und Affekte schlecht 
kontrollieren können. Durch diese Risikofaktoren geraten die Jugendli-
chen zum Beispiel öfter in Gefahr, gewalttätig oder delinquent zu werden 
oder sich unsozial zu verhalten (Moffit 1997; Tremblay 1999).
  Die relationalen Risikofaktoren können in der Familie oder in der 
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Freundesgruppe liegen. Hier wird die Qualität des Umgangs zwischen 
den Familienmitgliedern für die Entwicklung problematischen Verhaltens 
hoch eingeschätzt, höher beispielsweise als die Zusammensetzung der 
Familie (Familienkonstellationen). Wie Eltern ihre Kinder beaufsichtigen, 
wie in der Familie auf Konflikte reagiert wird, die Geschichte des proble-
matischen Verhaltens in der Familie und wie die Eltern reagieren, wenn 
sich die Kinder problematisch verhalten, sind wichtige Fragen. Wichtige 
relationale Risikofaktoren kann man auch in den Gleichaltrigengruppen 
der Jugendlichen sehen, vor allen Dingen während der Adoleszenz. In 
diesem Kontext spielen mehrere Risikofaktoren eine Rolle: Wie reagieren 
Jugendliche darauf, wenn sich Freunde problematisch verhalten und fühlt 
sich der Freundeskreis fremd in der Gesellschaft? (Furstenberg 1999)
  Risikofaktoren gibt es auch in der direkten Lebensumgebung, so z. B. 

in der Schule und im Stadtteil. Wie geht Schule mit Kindern um, wie 
reagiert sie auf problematisches Verhalten? Fühlen sich Kinder dort zu-
hause, werden sie schon früh gut bei Lernproblemen unterstützt? Klassi-
sche Studien haben deutlich gemacht, dass Armut und große Mobilität 
von Bewohnern und Bewohnerinnen in einer Lebensumwelt die normale 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen in Gefahr bringen können 
(Shaw/MacKay 1969). Vor allem, wenn Kriminalität und Drogenmiss-
brauch häufig vorkommen, kann die Entwicklung stark beeinträchtigt 
werden.
  Zum Schluss entstehen Risikofaktoren auch im gesellschaftlichen Zu-

sammenleben. Faktoren, die Gesundheit, Entwicklung und soziales Wohl 
von Kindern und Jugendlichen beeinflussen, können schließlich auch zu 
problematischen Verhaltensweisen führen. Beispiele für solche Risikofak-
toren sind schlechte ökonomische Bedingungen, häufige Diskriminierun-
gen und soziale Ungleichheit, die sich auf Kinder und Jugendliche aus-
wirken.

Neben den Risikofaktoren gibt es auch Schutzfaktoren. Diese sind positiv 
und schützen Kinder und Jugendliche vor den Risiken. Erkenntnisse über 
diese Faktoren sind noch in der Entwicklung. Unterschieden werden sie 
ebenfalls nach den Kategorien individuell, relationell, kontextuell und 
strukturell. Es geht dann um Faktoren wie Widerstandsfähigkeit, soziale 
Bindung und Kontrolle, Chancen, Anerkennung und Fertigkeiten von 
Kindern, soziales Kapital und konsistente Auffassungen und Normen 
(Elder/Conger 2000; Jonkman u. a. 2005).
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3  Prävention

Präventive Maßnahmen sind – ideal betrachtet – auf ein oder mehrere 
Ziele gerichtete Ansätze, um Probleme zu verhindern oder einzuschrän-
ken. In diesem Fall handelt es sich um Gewalt, Delinquenz und unsoziales 
Verhalten bei Jugendlichen, die verhindert oder reduziert werden sollen. 
Das Interesse an präventiven Programmen hat in den letzten zehn Jahren 
stark zugenommen. Das ergibt sich aus den erwarteten Vorteilen, die sich 
mit dem Einsatz solcher Programme verbinden. Solange sich das proble-
matische Verhalten noch entwickelt, kann mehr daran geändert werden, 
als wenn es bereits verfestigt ist. Auch Erfolg versprechende Interventio-
nen sind inzwischen besser möglich, denn es ist mehr Wissen über mögli-
che Ursachen problematischer Verhaltensweisen vorhanden. Und präven-
tives Eingreifen kann kostensparend sein, während die Behandlung 
bereits entwickelten problematischen Verhaltens häufig teuer ist und in 
vielen Fällen nur eingeschränkte Resultate bringt (Offord/Bennett 2002).

Im Ausland wie in den Niederlanden sind in den letzten Jahrzehnten viele 
Präventionsprogramme entwickelt worden. Zum einen richteten sich 
diese an bestimmte Altersgruppen, meist mit einem spezifischen oder mit 
einem allgemeinen Thema. Zum anderen richteten sie sich an ein be-
stimmtes Handlungsfeld wie z. B. die Familie, die Schule oder die Nach-
barschaft. Damit verbunden sind häufig Schwierigkeiten mit klaren Ab-
grenzungen, die notwendig sind.

Aber Präventionsprogramme sind nicht die einzigen Ansätze zur Ein-
schränkung problematischen Verhaltens. Gute Erziehung innerhalb der 
Familie und ein starker sozialer Zusammenhang in der Nachbarschaft 
tragen zum allgemeinen Wohlbefinden im Stadtteil bei (Furstenberg 
1999; Damon 1999). Die Bedeutung einer guten Grundversorgung mit 
Schulen, kulturellen Einrichtungen und Sportvereinen in Städten und 
Nachbarschaften und die Art und Weise, wie Erwachsene mit Kindern 
und Jugendlichen umgehen, können wegen der Zunahme problemati-
schen Verhaltens nicht hoch genug eingeschätzt werden. Auf lokaler 
Ebene wird immer wieder versucht, die Qualität der Grundversorgung zu 
verbessern und deren Entwicklung zu unterstützen und abzusichern. 
Allerdings: wie gut die Grundversorgung und die finanzielle Förderung 
von Prävention auch sein mögen, es werden immer Hilfen erforderlich 
sein, um problematisches Verhalten zu bekämpfen. Prävention kann 
zwischen Grundversorgung und Hilfe platziert werden. Aber Grenzen, die 
den Beginn und das Ende von Prävention festlegen, sind nicht immer 
deutlich zu ziehen.
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Präventionsprogramme werden hier unterteilt in universelle und zielge-
richtete Programme. Universelle Programme richten sich an alle Kinder 
und Jugendlichen, während die zielgerichteten eine bestimmte Zielgrup-
pe vor Augen haben. Sie richten sich zum Beispiel an Minderjährige mit 
erhöhten Risiken beim Aufwachsen und in der Entwicklung. Diese Risiken 
können im Kind selbst liegen oder im Umfeld, in dem es aufwächst. Es 
gibt aber noch spezifischere Präventionsprogramme, die sich an Minder-
jährige wenden, die Anzeichen und Symptome von Problemen erkennen 
lassen, ohne dass diese bereits in vollem Umfang auftreten. Diese Kinder 
und Jugendlichen werden nach den individuellen Risikomerkmalen aus-
gesucht und gescreent, in den Programmen geht es dann darum, die 
Symptome des problematischen Verhaltens zurückzudrängen und zu 
verhindern, dass sie sich zu starken Störungen entwickeln.

4  Beispiele

Im Folgenden werden zwei Beispiele früher Prävention aus den Nieder-
landen vorgestellt. Die Programme beginnen bereits in einem frühen 
Lebensalter. So kann das »Aufgabenspiel« (Taakspeel) schon in der 
Grundschule eingesetzt werden. Communities that Care (CtC) ist eher 
eine Strategie als ein Programm und kann in Gemeinden durchgeführt 
werden. »Aufgabenspiel« und CtC werden in diesem Beitrag jeweils kurz 
mit ihren Zielen, Zielgruppen, theoretischen Bezügen, Methoden und mit 
den Untersuchungen über ihre Wirkungen vorgestellt. Beide können als 
Beispiele möglicher effektiver Interventionen angesehen werden.

4.1  Das »Aufgabenspiel«

Das »Aufgabenspiel« (entwickelt nach der Idee des amerikanischen Good 
Behavior Game) ist ein für die Schule entwickeltes Programm, das sich an 
Schülerinnen und Schüler der Klassen vier und fünf richtet (Altersgruppe 
sieben bis neun Jahre). Es wird ein spezieller Unterricht für solche Kinder 
angeboten, die sich aggressiv verhalten und die schulische Ordnung 
stören. Auch wenn sich das Programm speziell an Kinder mit frühen 
Anzeichen von anti-sozialem Verhalten richtet, nehmen alle Kinder der 
Klasse an dem Spiel teil. »Aufgabenspiel« ist eine universelle, auf Schul-
klassen zentrierte Methode, und will destruktives Verhalten von Kindern 
reduzieren. Es richtet sich an Kinder mit Aufmerksamkeitsdefiziten, Hy-
peraktivität und Problemen im Verhalten. Angeboten werden die Unter-
stützung von an Aufgaben orientiertem Verhalten und die Entwicklung 
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eines positiven Lernklimas. Für andere Lebensaltersgruppen und Schular-
ten wird das Spiel derzeit noch entwickelt.

a) Methodik
Das »Aufgabenspiel« wird in der Klasse eingesetzt und während des 
Unterrichts gespielt. Das Verhalten der Kinder wird so während der regu-
lären Unterrichtsstunden beeinflusst, auch wenn die Dozenten während 
der Durchführung eine wichtige Rolle haben. So wird das frühe unsoziale 
Verhalten einzelner Kinder mit der gesamten Klasse angegangen, ohne 
dass diese Kinder isoliert werden. 

Einige Hinweise zum Ablauf: Nach einer Beobachtungsphase wird die 
Klasse durch die Lehrkraft in Gruppen aufgeteilt. Diese Gruppen sind 
heterogen, denn sowohl die auffälligen Schülerinnen und Schüler, die 
häufiger die Regeln verletzen, wie auch diejenigen, die sich meist kon-
form verhalten, werden möglichst gleichmäßig über die Gruppen verteilt. 
Dies gilt auch für die schüchternen und zurückhaltenden Kinder. So 
entstehen Gruppen, die im Regel übertretenden Verhalten vergleichbare 
Ausprägungen haben. In den Gruppen stimulieren und unterstützen sich 
die Kinder dann gegenseitig dazu, die Regeln einzuhalten. In den Grup-
pen wird mit Belohnungen positiven Verhaltens gearbeitet. Strafen, 
bisher eine Alltagserfahrung der Kinder, spielen keine oder nur eine 
geringe Rolle. 

»Aufgabenspiel« kann an unterschiedliche Situationen angepasst werden 
und mit mehr oder weniger Regeln arbeiten. So kann das Spiel, abhängig 
von der jeweiligen Gruppensituation, länger oder kürzer dauern und die 
Belohnung kann sofort oder später erfolgen. Mit »Aufgabenspiel« lernt 
die Lehrkraft gewünschtes Verhalten zu verstärken und die Schülerinnen 
und Schüler lernen, dass sie (positive) Aufmerksamkeit bekommen, wenn 
sie gewünschtes Verhalten zeigen.

»Aufgabenspiel« wird in drei Phasen durchgeführt. 
  Einführungsphase

Während der etwa zweimonatigen Einführungsphase wird »Aufgaben-
spiel« dreimal wöchentlich kurz gespielt. Kinder und Lehrkräfte machen 
Erfahrungen mit dem Spiel.
  Ausbreitungsphase

In dieser etwa sechs Monate dauernden Phase werden die Lehrkräfte 
ermutigt, das Spiel zunehmend mehr im Unterricht auszuprobieren und 
die Erwartungen an das Verhalten der Kinder zu steigern. Und die Beloh-
nungen werden immer weiter hinausgeschoben.

Niederlande



160 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

  Durchführungsphase
Während dieser Phase werden soziale Verhaltensweisen auch außerhalb 
des »Aufgabenspiels« gefördert, die Kinder werden zu sozialem Verhal-
ten ermutigt.

Vor der Einführung von »Aufgabenspiel« werden die Lehrkräfte in das 
Programm eingeführt und im Umgang mit ihm ausgebildet. 
Als wichtiger Teil von »Aufgabenspiel« wurde ein Spielkoffer entwickelt, 
der die für das Programm erforderlichen Materialien enthält. 

b) Begleitung und Durchführung
Die Lizenz für das »Aufgabenspiel« hat das Pedologisch Institut des 
Centrums Educatieve Dienstverlening Rotterdam (PI der CED-Gruppe in 
Rotterdam, ein pädagogisches Institut). Hier wird die Lizenz nach einer 
Probezeit an Schulen vergeben und das Programm kann dauerhaft über-
nommen werden, wenn durch Evaluationen nachgewiesen wird, dass das 
Spiel qualifiziert durchgeführt worden ist. Die Lizenz ist an Personen 
gebunden, z. B. einen pädagogischen Schulbegleiter oder eine Schulbe-
gleiterin, die die Schulen in den pädagogischen Prozessen begleiten. 
Diese Person hat im Rahmen von »Aufgabenspiel« drei Aufgaben: Sie 
muss das Spiel während des Ablaufs durchgehend kontrollieren und die 
Ergebnisse dokumentieren; sie muss den zeitlichen Ablauf beobachten 
und sie muss die Lehrkraft kritisch unterstützen und mit ihr gemeinsam 
nach Lösungen suchen.

Die Schulbegleiterinnen oder Schulbegleiter werden in den Niederlanden 
durch die landesweiten Projektleitungen für das »Aufgabenspiel« ausge-
bildet. Ein Informationsdienst hält sie durchgehend über neueste Ent-
wicklungen auf dem Laufenden. Supervisionen bekommen sie über E-
Mail durch die Landesleitung. Die Schulbegleitungen selbst wiederum 
bilden die schulinternen Begleiterinnen und Begleiter zu »Aufgaben-
spiel«-Begleitungen aus.

In der ersten Phase des Programms soll durch ein einheitliches Verfahren 
sichergestellt werden, dass »Aufgabenspiel« korrekt und einheitlich 
durchgeführt wird. In der zweiten Phase soll die jeweilige Klassensituati-
on handlungsleitend sein und in der dritten Phase sollen die Lehrkräfte 
schließlich in die Lage versetzt werden, das in »Aufgabenspiel« Erlernte 
auch in anderen Unterrichtssituationen anzuwenden.

c) Grundlagen
»Aufgabenspiel« will bereits im frühen Lebensalter auffälliges Verhalten 
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von Kindern reduzieren und angemessenes Verhalten unterstützen. Es 
nutzt das Wissen über die Entwicklung aggressiven Verhaltens (in Kind-
heit, Jugend und bei jungen Erwachsenen), um diesem schon frühzeitig 
entgegenzuwirken. Auf dieser Grundlage werden die Kinder mit ihren 
unterschiedlichen auffälligen Verhaltensweisen auf die Gruppen verteilt. 
Gerade in den Gruppen, in denen Kinder verschiedene Verhaltensauffäl-
ligkeiten zeigen, werden positive Veränderungen im Sozialverhalten 
erreicht.

Die Methode basiert auf der Lerntheorie, von der für »Aufgabenspiel« 
besonders wichtig sind: 
  Verhaltensanleitungen, d.h. Verdeutlichung des erwünschten Verhal-

tens
  Modelle, d.h. Schüler lernen voneinander
  positive Rückmeldungen auf erwünschtes Verhalten, wie z. B. Belobi-

gungen
  Reduzieren von unerwünschten Verhaltensweisen durch Sanktionen
  Verdeutlichung der Erfolge z. B. durch Visualisierung

Durch ein konstantes, positives und sicheres Klima in der Klasse – Kinder 
arbeiten in Gruppen zusammen und in diesen Gruppen wird dazu ange-
regt, sich an die Regeln der Klasse zu halten – wird die Entwicklung 
auffälliger Verhaltensweisen bei den Kindern angehalten.

d) Untersuchung
In den letzten Jahren sind von der Erasmus Universität Rotterdam aus-
führliche Studien zu den Effekten von »Aufgabenspiel« durchgeführt 
worden (Lier 2002). Die Wirkung des Programms auf die Entwicklung von 
auffälligem Verhalten wurde bei Kindern in Grundschulen (Klassen drei 
bis fünf) untersucht. Die Wirkungen wurden im Hinblick auf die Kategori-
en Defizite in der Aufmerksamkeit, Probleme mit Hyperaktivität, Aufsäs-
sigkeit und Probleme mit dem Verhalten untersucht.

Die Entwicklungen von Kindern, die an »Aufgabenspiel« teilgenommen 
haben, wurden mit denen einer Kontrollgruppe, die nicht teilgenommen 
hatte, verglichen. Die Untersuchungen wurden zwischen 1998 und 2001 
an 13 Grundschulen in Amsterdam und in Rotterdam durchgeführt, 
teilgenommen haben 644 Schüler und Schülerinnen. Ausgewertet wur-
den 644 Berichte von Lehrkräften und 623 von Eltern. In den Klassen drei 
wurde 1998 und 1999 zweimal gemessen (Ausgangsdaten). 
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Anschließend wurden zwei Gruppen randomisiert: die »Aufgabenspiel«-
Gruppe und die Kontrollgruppe. Die Kinder wurden mehrfach untersucht 
und seither sind erste Follow-Up-Ergebnisse veröffentlicht worden. 

Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass auffälliges Verhalten von 
Kindern im Grundschulalter mit »Aufgabenspiel« erfolgreich behandelt 
werden konnte. Allerdings – dies eine Einschränkung - reagierten Kinder 
mit stark auffälligem Verhalten nur teilweise. Dies macht die Einführung 
intensiverer Interventionen, die sich zielgerichtet an spezifische Risikofak-
toren der Kinder richten, erforderlich. 

Bei den anderen Kindern wurden auch ein Jahr nach der Beendigung von 
»Aufgabenspiel« noch positive Effekte wahrgenommen. So hat z. B. 
körperliche Gewalt abgenommen und Verhalten wie Lästern oder gegen-
seitiges Ausschließen ist gesunken. Zugenommen hat dagegen das pro-
soziale Verhalten in den Klassen. Diese positiven Entwicklungen werden 
vor allem bei den Kindern beobachtet, die hyperaktiv, aufsässig und 
aggressiv waren. Sie zeigten auch nach einem Jahr im Follow-Up noch 
immer ein positiveres Verhalten. Kinder, die zuvor nur aggressiv waren, 
reagierten ein Jahr nach dem Ende der Intervention weniger aggressiv als 
die Kontrollkinder. Unauffällige Kinder profitierten von »Aufgabenspiel«, 
weil sie seltener Opfer körperlicher Aggressionen wurden.

Auch in den kommenden Jahren sollen die Kinder mit Blick auf ihr Pro-
blemverhalten beobachtet werden. Es wird untersucht werden, ob »Auf-
gabenspiel« sich positiv auf das Ausprobieren von Nikotin, Alkohol oder 
Haschisch auswirkt.

4.2  Communities that Care

Communities that Care (CtC) (Hawkins/Catalano 1992) ist ein Präventi-
onsprogramm, das in Städten oder Stadtvierteln mit Problemen oder in 
denen es Probleme mit Jugendlichen gibt, eingeführt wurde. CtC wird zu 
den allgemeinen Präventionsprogrammen gezählt und ist universell, weil 
die sich daraus entwickelnden Aktivitäten im Prinzip alle Jugendlichen 
erreichen wollen. Das Programm richtet sich deshalb an alle Jugendlichen 
im Stadtteil zwischen null und 18 Jahren. Die Jugendlichen werden direkt 
oder indirekt (zum Beispiel über Pädagoginnen und Pädagogen) erreicht. 
CtC ist präventiv, weil es Probleme reduzieren und gesellschaftliche Des-
integration verhindern will. Um dies zu erreichen, wird über einen länge-
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ren Zeitraum (Minimum: drei Jahre) konsistent an der Verbesserung des 
Lebensumfeldes der Jugendlichen gearbeitet.

CtC ist in den Niederlanden eine anerkannte Präventionsstrategie. Das 
Nederlands Instituut voor Zorg en Welzijn (NIZW) achtet darauf, dass 
verschiedene Aspekte des Programms eingehalten werden. Dies bedeutet 
aber nicht, dass CtC überall auf gleiche Weise eingesetzt wird. Die Kom-
munen sollen einen eigenen Weg auswählen und die Unterschiede zwi-
schen den Standorten bleiben deshalb in einem gewissen Umfang beste-
hen.

a) Methode
Die Methode ist klar definiert. Einige Aspekte müssen während des über 
mehrere Jahre laufenden Vertrages in jedem Fall in CtC enthalten sein, 
sonst kann das Programm in den Niederlanden nicht als CtC bezeichnet 
werden. Dazu gehören u. a. spezifische Untersuchungen, erprobte Pro-
gramme, ausgearbeitete Innovationsstrategien sowie das Monitoring und 
die Evaluationen von Entwicklung und Nutzen.

b) Spezifische Untersuchungen
CtC setzt an den existierenden Problemen in einem Lebensumfeld an: 
dazu gehören vor allem Gewalt, Delinquenz, problematischer Gebrauch 
von Alkohol und Drogen, Schulschwänzen und Teenager-Schwanger-
schaften. Dies sind oft nicht die Probleme, die von den Menschen zu-
nächst an der Oberfläche beschrieben werden. Deshalb werden zuerst 
Schülerinnen und Schüler befragt, welches für sie die relevanten Proble-
me im Umfeld sind. Die Untersuchung wird in einer repräsentativen 
Gruppe Jugendlicher zwischen 12 und 18 Jahren im Umfeld durchge-
führt. Mit den Ergebnissen gibt es eine erste Beschreibung der existieren-
den Probleme und Informationen über die zugrunde liegenden Faktoren. 
Nun wird das Quellenbuch, ein Buch mit objektiven Daten über Problem-
verhalten und Risikofaktoren, eingesetzt, um den Suchprozess nach 
Problemen und Ursachen auf lokaler Ebene weiter voranzubringen.

An die Problemanalyse anknüpfend wird an ausgewählten Fragestellun-
gen weitergearbeitet. Auf der Basis dieser lokalen Suchprozesse werden 
Schlussfolgerungen zur Bedeutung des Problemverhaltens gezogen, und 
schließlich werden Faktoren (gemeint sind die wichtigsten Risiko- und 
Schutzfaktoren) ausgewählt. CtC richtet sich mit seiner Präventionsstra-
tegie für Jugendliche in dem Viertel in den kommenden Jahren an diesen 
Faktoren aus.
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c) Erprobte Programme
Wenn die Probleme und die zugrunde liegenden Faktoren ausgewählt 
sind, müssen diese mit erprobten Programmen bearbeitet werden. CtC 
bietet deshalb zunächst einen Überblick über präventive Programme, die 
sich in den Niederlanden in Familien, Schulen, Gleichaltrigen-Gruppen 
und in der Nachbarschaft als brauchbar erwiesen haben. CtC bietet klare 
Kriterien an, die Aussagen zur Effektivität der Programme ermöglichen 
(Welche sind – jeweils vor einem konkreten Hintergrund – vielverspre-
chend und welche nicht?) Die dazu erforderlichen Kriterien und die er-
probten Programme sind mit niederländischen Expertinnen und Experten 
im Bereich von Prävention im Aufwachsen abgeklärt. Dies sichert Quali-
tät. Auf lokaler Ebene sollen solch effektive und vielversprechende Pro-
gramme soviel wie möglich eingesetzt werden.

d) Arbeitsweise und Innovation
Für eine gute Einführung von CtC auf örtlicher Ebene sind Bedingungen 
zu erfüllen. Vor Ort sind mehrere Akteure beteiligt, mindestens jedoch 
eine Steuerungsgruppe und ein Präventionsteam. Zur Steuerungsgruppe 
gehören Personen, die für die Jugendpolitik und für CtC verantwortlich 
sind. Zum Präventionsteam gehören Fachleute, die täglich mit der Erzie-
hung von Kindern und Jugendlichen zu tun haben. Jedes Team hat seine 
eigene Aufgabe und Verantwortung. 

CtC läuft in fünf Phasen ab: 
Nach einer Orientierungsphase (erster Schritt) wird CtC auf verschiede-
nen Ebenen eingeführt (zweiter Schritt). Informationen über die Durch-
führung von CtC werden an lokal zuständige Personen verteilt, es wird 
festgelegt, was von den Einzelnen erwartet wird und wer in den kom-
menden Jahren am Prozess teilnehmen wird.

Danach wird ein Profil des Stadtteils erstellt (dritter Schritt). Es wird erho-
ben, welche Entwicklungen es im Stadtteil gibt, welches die zugrunde 
liegenden Faktoren sind und woran zukünftig gearbeitet werden soll. Bei 
der Problemfestlegung werden die Schüleruntersuchung und das Quel-
lenbuch verwendet. Gleichzeitig wird erhoben, was im Stadtteil gegen 
die Probleme und deren Ursachen bereits getan wurde. Anschließend 
wird ein Präventionsplan aufgestellt (vierter Schritt). In diesem werden 
weitreichende Ziele aufgestellt, ein koordiniertes Programmangebot 
beschrieben und Absprachen über die Evaluation getroffen. Schließlich 
wird der Plan in der Kommune eingeführt (fünfter Schritt).
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Die Pilotgemeinden bekommen bei der Einführung von CtC Unterstüt-
zung durch das NIZW. Speziell eingestellte und ausgebildete Begleitun-
gen bieten Fortbildung, Unterstützung und Begleitung auf lokaler Ebene 
an. Jede Gemeinde stellt eine örtliche Projektbegleitung an. Für CtC sind 
alle verantwortlich, aber die lokalen Projektbegleitungen haben die Pro-
zesssteuerung, machen inhaltliche Vorgaben und kontrollieren. Sie sind 
das Bindeglied zwischen den landesweiten Entwicklungen von CtC und 
den Entwicklungen vor Ort.

e) Evaluationen und Monitoring
Langzeiteffekte präventiver Investitionen müssen in der Entwicklung von 
Jugendlichen in bestimmten Bereichen sichtbar gemacht werden, auch 
auf lokaler Ebene. Zentrales Instrument dafür ist die CtC-Schüleruntersu-
chung. Dieses Instrument ist ein immer wiederkehrender Teil der Strate-
gie. Es ist eine Evaluation auf lokaler Ebene, in der die Entwicklung pro-
blematischer Verhaltensweisen sowie die zugrunde liegenden Faktoren 
festgestellt werden. Zusätzliche Mittel (Quellenbuch, spezifische lokale 
Untersuchungen) können ebenfalls eingesetzt werden. Diese Evaluations 
untersuchungen müssen in jedem Umfeld mehrfach durchgeführt wer-
den.

f) Begleitung und Durchführung
Für CtC liegt die Lizenz für das niederländische Sprachgebiet beim NIZW, 
Abteilung Jugend. Das Institut sorgt für die Organisation und den Aus-
tausch von Informationen über das Programm. Es organisiert regelmäßig 
Zusammenkünfte von unterschiedlichen CtC-Gemeinden und Fachleuten.

Das Institut unterstützt die lokale Einführung von CtC. So ein Einfüh-
rungsprozess mit Begleitung dauert in der Regel drei Jahre. Während der 
ersten anderthalb Jahre (einschließlich des Aufstellens des Präventions-
plans) ist die Begleitung intensiver als in der zweiten Hälfte (Implementa-
tion des Präventionsplans). Während dieser drei Jahre kümmert sich das 
Institut um die Professionalisierung auf lokaler Ebene, berät und gibt 
Anweisungen zu den Präventionsstrategien. 

In den Trainingseinheiten durch besonders ausgebildete Trainerinnen und 
Trainer, die sich an die Leiter der Steuerungsgruppe und vor allen Dingen 
das Präventionsteam richten, werden systematisch Kenntnisse vermittelt. 
Dies soll sicherstellen, dass die Kommunen nach einer Phase externer 
Unterstützung mit dem Programm selbstständig arbeiten können. 
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g) Theoretische Grundlage 
Grundlage von Communities that Care ist das Soziale Entwicklungsmo-
dell (SOM). SOM bietet einen Einblick in die Entstehung und Entwicklung 
von problematischem Verhalten von Jugendlichen in bestimmten Umge-
bungen (Herrenkohl u. a. 2001). SOM ermöglicht Aussagen über die 
verschiedenen und häufig interagierenden Faktoren, denen verschiedene 
Formen von Problemverhalten zugrunde liegen. Diese Erkenntnis (diesel-
ben Risiko- und Schutzfaktoren für unterschiedliche Verhaltensprobleme) 
macht Prävention möglich. SOM will normales soziales und problemati-
sches Verhalten von Jugendlichen in den Blick nehmen, denn beides steht 
im Verhältnis zueinander. SOM erlaubt einen Blick auf beide Seiten der 
Medaille.

SOM nimmt alle Bedingungen des Aufwachsens in den Blick: die Familie, 
die Schule, die Freunde und die Nachbarschaft. Die Entwicklung der 
Minderjährigen wird bis zur Volljährigkeit betrachtet. SOM als Theorie 
hinter CtC bietet eine entwicklungsgerichtete Perspektive auf das Entste-
hen von Problemverhalten Jugendlicher.

SOM ist eine Theorie, aufgebaut auf verschiedenen Theorien. Die wich-
tigsten davon sind die Strukturelle Theorie, die Theorie sozialer Kontrolle, 
die Lerntheorie und entwicklungsgerichtete Theorien.

h) Untersuchung
In den USA wurde CtC seit Beginn der neunziger Jahre in Hunderten von 
Kommunen eingeführt. Evaluationen in verschiedenen Kommunen führ-
ten zu hoffnungsvollen Resultaten: die Qualität der Planung und Ent-
scheidungen nahm zu und es wurden positive Effekte der Reduktion von 
Problemen in Gesundheit und Verhalten Jugendlicher wahrnehmbar. So 
deuteten erste lokale Daten in den USA auf die Reduzierung von Risiko-
faktoren und die Stärkung von Schutzfaktoren hin. Das amerikanische 
Ministerium für Jugend, Justiz, Delinquenz und Prävention (OJJDP) fasste 
diese Ergebnisse 1996 in seinem jährlichen Bericht an den Kongress wie 
folgt zusammen: Verglichen mit der Lage zu Beginn von CtC gibt es mehr 
institutionelle Zusammenarbeit; weniger Überschneidungen bei den 
Angeboten; eine bessere Koordination bei der Finanzierung; eine Zunah-
me der Abstimmung von Ressourcen bei der Planung präventiver Ange-
bote; Präventionsangebote sind stärker auf Risikofaktoren und Schutz-
faktoren ausgerichtet, was zu einer strategischeren Ausrichtung führt; 
effektive und vielversprechende Ansätze werden mehr genutzt; Fachkräf-
te, Jugendliche und Bürger werden stärker von Prävention erreicht (Office 
of Juvenile Justice and Delinquency Prevention 1996).
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In den letzten Jahren sind groß angelegte Evaluationen durchgeführt 
worden. Im Staat Pennsylvania hat das Prevention Research Center (Penn-
sylvania State University) (Feinberg u. a. 2002) die Effekte von CtC unter-
sucht. Als für eine erfolgreiche Einführung wichtig wurden ermittelt: die 
»Bereitschaft« der Kommune, die strukturierte Ausbildung und Beglei-
tung und die Integrität von CtC. Pennsylvania ist der amerikanische 
Staat, in dem CtC am häufigsten durchgeführt worden ist (in etwa hun-
dert Kommunen). Die Prozessuntersuchung unterstreicht die Bedeutung 
des systematischen Gebrauchs von Forschung, Training und technischen 
Hilfen, den Einsatz effektiver und vielversprechender Programme. Auf-
merksamkeit verdienen zukünftig vor allem dauerhafte technische Unter-
stützung, auf die Zukunft gerichtete Planung, das Training von neuen 
Präventionsangeboten in Steuerungsgruppen, worin der Staat Pennsylva-
nia übrigens zukünftig investieren will. Auch sind Daten zur Wirkung bei 
Jugendlichen notwendig, um CtC vollständig evaluieren zu können. 
Jedoch scheinen die ersten Wirkungsdaten gut zu sein, unter anderem 
gemessen an einem Rückgang der Jugenddelinquenz von 6 %. Diese 
Ergebnisse wurden als ermutigend bewertet, doch müssen Follow-Up-
Ergebnisse vorgelegt werden, um die tatsächlichen Wirkungen nachwei-
sen zu können.

Auch in Großbritannien wurde CtC in den letzten Jahren implementiert 
und auf Wirksamkeit untersucht (France/Crow 2001, Crow u. a. 2004). 
Diese Untersuchung soll zu einer breiteren und weiterführenden interna-
tionalen Evaluation zu CtC beitragen. Die Forscher kommen zu dem 
Schluss, dass CtC in den Kommunen Möglichkeiten schafft, Risikofakto-
ren zu identifizieren. Auf der lokalen Ebene schaffen die CtC-Projekte 
den Fachkräften und Bürgern Möglichkeiten, zu Änderungsprozessen 
beizutragen. Gemeinsam können Probleme definiert und bekämpft wer-
den. Für die Bürger wird in den Kommunen durch CtC deutlicher, warum 
Entscheidungen getroffen werden (France/Crow 2001). Die englischen 
Evaluationen bauen auf Vergleichsuntersuchungen in drei Pilot-Kommu-
nen auf. Auf der Grundlage der Gegebenheiten in den drei Pilot-Orten 
und wegen einer relativ kurzen Untersuchungszeit kann nichts zur Wirk-
samkeit von CtC gesagt werden. Aber auch wenn noch nichts über die 
»Outcomes« gesagt werden kann, liegen grundlegende Ergebnisse über 
die Einführungsphase vor. Schlussfolgerungen werden bisher nur für die 
Wirksamkeit in der Entwicklungs- und Auslieferungsphase gemacht, 
darunter die Bedeutung der Bereitschaft der Kommunen, über die Koo-
peration zwischen verschiedenen Ebenen, über Projektmanagement und 
Kooperation, um von der Planung zur Handlung (Umsetzung) zu kom-
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men und die Bedeutung von Risiko- und Schutzfaktoren in der Prävention 
(Crow u. a. 2004).

In den Niederlanden hat 2004 eine Evaluation von CtC begonnen (DSP-
Groep 2004). Zusammenfassende Folgerungen aus dem Zwischenbericht 
zeigen, dass die Implementation in Städten und Nachbarschaften einfa-
cher verläuft, wenn an vorhandene Strukturen angeknüpft werden kann 
(DSP-Groep 2002). Im Allgemeinen ist die Zustimmung zu CtC im Präven-
tionsteam und in der Steuerungsgruppe hoch. In der Einführungsphase 
dauert der CtC-Prozess zu lange. Gut ist aber, dass im Laufe der Zeit mit 
CtC die Kooperation zwischen den Organisationen zugenommen hat. In 
drei von vier Pilotgemeinden wurde CtC zur Basis der Jugendhilfe. Die 
Menschen schätzen die klar definierte Struktur von CtC. Derzeit wird in 
den Niederlanden eine Studie zu den Wirkungen von CtC durchgeführt.

Die Social Development Research Group der University of Washington 
führt in den USA eine randomisierte Kontroll-Untersuchung zur Wirksam-
keit von CtC durch. Beteiligt sind 24 Gemeinden aus sieben Staaten. In 
dieser fünfjährigen experimentellen Studie wird die Wirksamkeit unter-
sucht und nach dem Niveau und den Trends beim Problemverhalten 
(Gewalt, Delinquenz sowie problematischer Alkohol- und Drogenmiss-
brauch) sowie den ursächlichen Faktoren bei 12- bis 18-Jährigen gefragt. 
Gleichzeitig werden auch die präventiv arbeitenden Einrichtungen unter-
sucht, deren Planung und die Einführung wirksamer Interventionen.

5  Schlussfolgerungen

Gewalt, Delinquenz und unsoziales Verhalten von Jugendlichen ist auch 
in der öffentlichen Wahrnehmung in den Niederlanden ein ernsthaftes 
Problem, das angegangen werden muss. Der Beitrag plädiert für Investiti-
onen in die soziale Entwicklung von Kindern und die frühzeitige Präventi-
on beim Entstehen von Problemverhalten. Das Wissen über die Entste-
hung und Entwicklung von Gewalt, Delinquenz und nicht sozialem 
Verhalten hat in den letzten Jahren stark zugenommen. In diesem Beitrag 
wird eine ganzheitliche Theorie verteidigt, die die Umgebungen, in denen 
Kinder und Jugendliche aufwachsen, berücksichtigt, die Entwicklungen 
von Kindern und Jugendlichen längere Zeit beobachtet und auf die 
grundlegenden Faktoren achtet, die diese negativ und positiv beeinflus-
sen. Eine solche Theorie kann Einsichten bieten, was wann und auf wel-
che Weise frühzeitig programmatisch getan werden kann. Gleichzeitig 
hat das Wissen über mögliche Wirkungen stark zugenommen. Erwartet 
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wird viel von Ansätzen, die die soziale Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen in Familien, Schulen und Nachbarschaften unterstützen. 
Zwei interessante Interventionen aus den Niederlanden wurden vorge-
stellt. »Aufgabenspiel« und CtC wurden auf gleiche Weise und mit be-
sonderem Augenmerk auf die Begründung, die Durchführung und die 
Wirksamkeit beschrieben. Die Kenntnis der Entwicklung von Problemver-
halten und von wirksamem Handeln sind zwei Stützen einer Politik effek-
tiver Prävention.
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Südafrika

Carol Bower

Prävention und Schutz vor Kindesmisshandlung – Die Situation in Südafrika

Seit der Einführung der Demokratie in Südafrika und der relativ friedli-
chen Art des Übergangs aus der Apartheid hat das Land in der Welt den 
Ruf eines »Leuchtturms« der Menschenrechte. Die Kinder haben inner-
halb der Verfassung eine besondere Stellung (Artikel 28), ihre Rechte 
stützen sich auf die UN-Kinderrechtskonvention sowie die Afrikanische 
Charta zu Rechten und Wohlfahrt des Kindes. Trotzdem befindet sich die 
Kindheit in Südafrika in der Krise; den Rechten vieler südafrikanischer 
Kinder wird täglich Gewalt angetan. Dies hat erhebliche Auswirkungen 
für die Kinder, als Opfer von Gewalt wie auch als Täter.

1  Die Bedingungen für Kindheit in Südafrika

1.1  Gewalt

Südafrika ist ein gewalttätiges Land, in dem Säuglingsraub, Entführun-
gen, Gewalt in Familien, Sexualmord, Tötungsdelikte im familiären Um-
feld und Gewalt in der Öffentlichkeit weit verbreitet sind. Gewalt ist 
deshalb ein vorherrschendes Thema und wird von vielen Kindern deshalb 
als »normal« angesehen. Viele sind entweder Zeuge oder Opfer von 
Verbrechen. So gab es im Jahr 2000 z. B. mehr als 40.000 registrierte 
Fälle von Gewaltverbrechen an Kindern, darunter war etwa jeder zehnte 
ein Mord oder ein Mordversuch1. Das Nationale Überwachungssystem  
für Verletzungen mit Todesfolge2 sammelt Daten zu solchen Verbrechen 
auch an Kindern und wertet Daten aus 36 Leichenhallen aus, sodass  
ca. ein Drittel dieser Todesfälle einbezogen ist. Nach diesen Ergebnissen 
waren 2003 bei 13 % der Todesfälle von Kindern zwischen null und  
15 Jahren Verletzungen durch Schusswaffen oder andere Gegenstände 
ursächlich.

Häufig werden Kinder auch schon früh zu Tätern. Im ersten Halbjahr 
2002 wurden 85.112 Kinder festgenommen, nachdem die Zahl der Inhaf-

1 Website of the South African Police Services, www.saps.gov.za

2 National Injury Mortality Surveillance System – NIMSS 



174 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

tierungen von Kindern seit vier Jahren jährlich um etwa 10 % gestiegen 
war. Jährlich werden in Südafrika ungefähr 50.000 Entführungen gemel-
det und an fast jeder zweiten sind Kinder unter 18 Jahren beteiligt; in 
40 % davon sind unter 18-Jährige sogar die Täter.

1.2  Armut

Südafrika hat einen der höchsten Gini-Koeffizienten3 und Armut und 
Arbeitslosigkeit sind hoch. Obwohl es der Wirtschaft gut geht, steigt die 
Arbeitslosigkeit, zwischen 1993 und 2002 um fast 10 %. Zwar sind kleine 
und mittlere Unternehmen wichtige Stützen des Wirtschaftssystems, aber 
wegen des Analphabetismus und des schlechten Ausbildungsniveaus 
haben die vielen ungelernten Arbeiter kaum eine Chance, sich erfolgreich 
selbstständig zu machen.

Je nachdem wie die Zahlen interpretiert werden, leben zwischen 10 und 
14 Millionen Kinder in großer Armut4. Dies konnte auch die Kindergeld-
zahlung bis zum Alter von 14 Jahren kaum ändern. Viele anspruchsbe-
rechtigte Kinder haben keinen Zugang zu dem Geld, denn sie besitzen 
keinen Ausweis. Es gibt Millionen von Kindern in Südafrika, die sich 
buchstäblich mit dem Essen abwechseln.
Die große Armut trägt zur hohen Sterblichkeit von Kindern und Müttern 
bei. Dazu kommt, dass viele Kinder keine Schule besuchen und keinen 
Zugang zu angemessenem Schutz und Ernährung haben, die Zahl der 
Straßenkinder sowie Kinderhandel und kommerzielle sexuelle Ausbeu-
tung zugenommen haben.
Die Schwierigkeiten der Kinder werden durch die AIDS-Epidemie noch 
verschlimmert. Es gibt immer mehr Kinder, die ohne Erwachsene leben, 
die sich um ihre jüngeren Geschwister und/oder sehr kranke Erwachsene 
kümmern müssen und dadurch selbst gefährdet sind. 

1.3  Patriarchaler Ethos

Die südafrikanische Gesellschaft ist in all ihren Ausprägungen konservativ 
und patriarchal geprägt. Obwohl viele Frauen in wichtigen Positionen 

Carol Bower

3 Der Gini-Koeffizient oder auch Gini-Index ist ein statistisches Maß für Verteilungsgleich-

heit und je höher er ist, desto größer ist die Ungleichheit.

4  Bei einer Einwohnerzahl von 44.187.637 (Stand 2006) 
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und ihre Rechte in der Verfassung und in den Gesetzen geschützt sind, 
gelten Frauen und Kinder nach wie vor als »Besitz« des Mannes und die 
Gesellschaft schreibt Männern und Frauen fest definierte traditionelle 
Rollen vor.
Der Status von Frauen ist wesentlich durch ihre Beziehung zu Männern 
bestimmt: Vater, Ehemann, Sohn oder Bruder. Männlichkeit heißt stark 
sein und alles unter Kontrolle zu haben, zu wissen was man will und sich 
dafür einzusetzen, egal was es kostet. Männlichkeit ist eng verbunden 
mit einem aktiven Sexualleben und mit Anspruch auf Sex. Weiblichkeit 
bedeutet schwach und unterwürfig zu sein, unsicher zu sein, ob frau 
»nein« meint, wenn sie »nein« sagt. Weiblichkeit ist eng mit dem 
Wunsch verbunden, koste es, was es wolle, in einer Beziehung zu leben – 
selbst um den Preis, nicht über die eigene Sexualität bestimmen zu kön-
nen. 
Unter solchen Bedingungen gelten Kinder nur schwer als Personen mit 
eigenen Rechten.

1.4  Die Geschichte Südafrikas und die Konsequenzen 

Während der Apartheid galten die meisten Kinder in Südafrika als Bürger 
zweiter Klasse und ihre Bedürfnisse und Rechte wurden nur wenig be-
achtet. Die Rechtlosigkeit der Eltern und die systematische und gesetzlich 
gesicherte Unterdrückung ihrer Familien und Gemeinschaften führten 
dazu, dass ihr Platz auf der untersten Stufe der sozialen Versorgung und 
Unterstützung war. Geringe Bildungschancen trugen dazu bei, dass die 
Mehrheit der Südafrikaner ungelernt blieb. Die auf Rassentrennung 
beruhende Förderung und Unterstützung erzeugte für die schwarzen 
Kinder eine Situation zunehmender Gefährdung.

Mangelhafter Zugang zu Wohnungen und zum Gesundheitswesen tru-
gen dazu bei. Da Südafrika von einer weißen Minderheit regiert wurde, 
zählten schwarze Kinder, ihre Familien und ihre Bedürfnisse nichts und 
die meisten schwarzen Menschen wurden wie Fremde behandelt – sie 
gehörten in die widerrechtlich geschaffenen »homelands«. Diese unter-
entwickelten, überbevölkerten und abgelegenen ländlichen Gebiete 
sollten die schwarzen Kinder und deren Familien, die überwältigende 
Mehrheit der Bevölkerung in Südafrika, versorgen. Es waren aber diese 
schwarzen »Ausländer«, die die weiße Ökonomie mit ihrer Arbeit in 
Gang hielten, doch führte dies nicht zu einer gerechteren Verteilung der 
Güter. 

Südafrika
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Der Aufstand der Kinder und Jugendlichen im Jahr 1976 löste schließlich 
den endgültigen Angriff gegen die Apartheid aus. An dieses Ereignis 
erinnert Südafrika an jedem 16. Juni mit dem Nationalen Tag der Jugend. 
Der Aufstand begann mit einem Protest gegen Afrikaans als Pflichtspra-
che im Unterricht. Damit wurde die absolute Macht einer Minderheitsre-
gierung abgelehnt, es kam zu wachsender Unterstützung des Auslands 
und zu brutaler Unterdrückung durch die Apartheid-Regierung. Die Fol-
gen dieser staatlichen Repressionen und der ungerechten und rassisti-
schen Verteilung von Chancen und Ressourcen sind noch heute zu spü-
ren.

Die zunehmend rigideren wirtschaftlichen, sportlichen und kulturellen 
Sanktionen durch die internationale Gemeinschaft zwangen schließlich 
die südafrikanische Regierung 1990 ihre Niederlage einzugestehen. 
Nelson Mandela und andere politische Gefangene wurden freigelassen, 
der Afrikanische Nationalkongress (ANC) und andere politische Organisa-
tionen zugelassen und Verhandlungen für ein demokratisches Südafrika 
eingeleitet. Die Marginalisierung der Kinder unter der Apartheid und 
deren bedeutende Rolle bei der Abschaffung des Systems haben dem 
»neuen« Südafrika eine besondere Verantwortung auferlegt. Die Kinder 
müssen für die Versäumnisse der Vergangenheit entschädigt werden.

1.5  Nationale und internationale Verpflichtungen

Südafrika hat neben anderen internationalen Menschenrechtsdokumen-
ten, in denen Kinderrechte Gegenstand sind, 1995 die UN-Kinderrechts-
konvention und 2002 die Afrikanische Charta zu den Rechten und der 
Wohlfahrt des Kindes ratifiziert. Und Artikel 28 der Verfassung Südafrikas 
verpflichtet die Regierung, die Rechte der Kinder zu schützen und Geset-
ze zu deren Schutz zu erlassen.

Seit Einführung der Demokratie hat Südafrika wichtige Rechtsreformen 
durchgesetzt. Diese waren durch die Ratifizierung der internationalen 
Menschenrechtsdokumente notwendig geworden und weil die meisten 
Gesetze aus dem Apartheid-Regime stammten .

Carol Bower
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Die wichtigsten Regelungen der UN-Kinderrechtskonvention sind:5

  Jedes Kind hat ein angeborenes Recht auf Leben. Die Vertragsstaaten 
gewährleisten in größtmöglichem Umfang das Überleben und die Ent-
wicklung des Kindes. (Art. 6)
  Jedes Kind hat das Recht auf einen Namen von Geburt an und darauf, 

eine Staatsangehörigkeit zu erwerben. (Art. 7)
  Kinder sollen nicht von ihren Eltern getrennt werden, außer von kom-

petenten Autoritäten und zu ihrem Wohlergehen. (Art. 9)
  Staaten sollen die Zusammenführung von Familien erleichtern, in dem 

sie die Einreise in oder die Ausreise aus ihrem Territorium erlauben. 
(Art.10)
  Eltern haben die vorrangige Verantwortung für die Erziehung eines 

Kindes, sie sollen dabei vom Staat angemessen unterstützt werden, auch 
durch die Einrichtung entsprechender Betreuungseinrichtungen. (Art. 18)
  Die Vertragsstaaten treffen entsprechende Maßnahmen, um Kinder vor 

jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, Schadenzufü-
gung oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor 
schlechter Behandlung oder Ausbeutung einschließlich des sexuellen 
Missbrauchs zu schützen. (Art. 19)
  Bei Adoption gewährleisten die Staaten, dass dem Wohl des Kindes die 

höchste Bedeutung beigemessen wird, auch bei internationalen Adoptio-
nen. (Art. 21)
  Behinderte Kinder haben ein Recht auf ein erfülltes und menschenwür-

diges Leben sowie auf besondere Betreuung, die vom Staat unterstützt 
werden soll. (Art. 23)
  Kinder haben ein Recht auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit. 

Der Staat muss allen Kindern die Gesundheitsversorgung zukommen 
lassen mit besonderem Gewicht auf präventiven Maßnahmen, Gesund-
heitserziehung und der Reduzierung der Kindersterblichkeit. (Art. 24)
  Grundschulerziehung ist verpflichtend und kostenfrei. Disziplin in der 

Schule soll auf eine Weise gewahrt werden, die der Menschenwürde des 
Kindes entspricht. (Art. 28)
  Bildung soll das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer 

freien Gesellschaft im Geist der Verständigung, des Friedens, der Tole-
ranz, der Gleichberechtigung der Geschlechter und der Freundschaft 
zwischen allen Völkern vorbereiten. (Art. 29)
  Kinder aus Minoritäten sollen freizügig ihre eigene Kultur, Religion und 

Sprache leben. (Art. 30)

Südafrika

5 zitiert aus: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2000
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  Kinder haben ein Recht auf Ruhe und Freizeit sowie auf freie Teilnah-
me am kulturellen und künstlerischen Leben. (Art. 31)
  Der Staat soll Kinder vor ökonomischer Ausbeutung schützen und 

dafür Sorge tragen, dass sie nicht für Arbeiten herangezogen werden, 
die Gefahren mit sich bringen, die Erziehung behindern oder die Gesund-
heit bzw. Entwicklung schädigen können. (Art. 32)
  Der Staat soll Kinder vor Drogenmissbrauch und dem Einsatz bei der 

Herstellung und beim Handel dieser Stoffe schützen. (Art. 33)
  Alle Anstrengungen müssen unternommen werden, um Kindesentfüh-

rung und Kinderhandel zu unterbinden. (Art. 35)
  Für Vergehen, die vor dem 18ten Lebensjahr begangen wurden, dürfen 

weder die Todesstrafe noch lebenslange Freiheitsstrafe ohne die Möglich-
keit vorzeitiger Entlassung verhängt werden. Kinder in Haft sollen von 
Erwachsenen getrennt werden. Sie dürfen keine Folter oder grausame 
und erniedrigende Behandlung erfahren. (Art. 37)
  Kinder unter 15 Jahren sollen keine Rolle in bewaffneten Konflikten 

einnehmen. Kinder, die diesen ausgesetzt sind, bedürfen speziellen 
Schutzes. (Art. 38)
  Kinder, die Opfer irgendeiner Form von Misshandlung, Vernachlässi-

gung oder Ausbeutung wurden, müssen angemessene Behandlung, 
Maßnahmen zur Genesung und Rehabilitation erhalten. (Art. 39)
  Kinder, die in einen Gesetzesverstoß verwickelt waren, sollen in einer 

Weise behandelt werden, die das Gefühl für die eigene Würde und den 
eigenen Wert stärkt und auf eine Wiedereingliederung in die Gesellschaft 
zielt. (Art. 40)

Die Afrikanische Charta zu Rechten und Wohlfahrt des Kindes6 garantiert 
den Kindern ähnliche Rechte wie die UN-Kinderrechtskonvention, aber 
sie sieht die Kinder mehr als Mitglieder einer Gruppe oder einer Gemein-
schaft.

In der südafrikanischen Verfassung werden die Rechte aller Kinder be-
tont. Dazu gehören7:
a.  Das Recht auf Namen und Staatsangehörigkeit von Geburt an.
b.  Das Recht auf familiäre bzw. elterliche Sorge oder auf angemessene 

Sorge, wenn das Kind aus der Familie herausgenommen wird.
c.  Das Recht auf ausreichend Nahrung, Schutz, Gesundheit und soziale 

Hilfen.

Carol Bower

6 www.africa-union.org/child/home.htm

7 South African Constitution, Chapter 2 - Bill of Rights, Section 28
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d.  Das Recht auf Schutz vor Misshandlung, Vernachlässigung,  
Missbrauch oder Erniedrigung.

e.   Das Recht auf Schutz vor Ausbeutung durch Arbeit.
f.   Das Recht auf Schutz vor Arbeit oder Dienstleistungen, die  

– im Kindesalter nicht angemessen sind oder  
–  für das Wohlergehen des Kindes, seine Erziehung, seine physische 

oder mentale Gesundheit oder seine geistige, moralische und  
soziale Entwicklung schädlich sind.

g.    Das Recht darauf, nur wenn unbedingt erforderlich und dann auch 
nur so kurz wie erforderlich, geschlossen untergebracht zu werden 
und dann  
– nicht zusammen mit Personen über 18 Jahren und  
– entsprechend dem Alter des Kindes behandelt zu werden.

h.   Das Recht auf einen staatlich gestellten und bezahlten Verteidiger in 
Zivilverfahren, wenn dem Kind Ungerechtigkeit droht.

i.    Das Recht darauf, nicht in bewaffneten Konflikten eingesetzt und bei 
bewaffneten Konflikten geschützt zu werden.

2 Die Südafrikanische Regierung – Gesetze und Politik

Verbrechen gegen Frauen und Kinder zu bekämpfen und die Rechte von 
Kindern zu schützen, hat für die Regierung Priorität. Auf nationaler Ebe-
ne wurde dem Büro für Kinderrechte die Verantwortung für einen Natio-
nalen Aktionsplan für Kinder übertragen.8 Im Parlament wurde eine 
gemischte Kontrollkommission zur Verbesserung der Lebensbedingungen 
und Rechte von Kindern, Jugendlichen und Behinderten eingerichtet und 
erhielt den Status eines festen Ausschusses des Parlaments.
Die Regierungen in den Provinzen müssen ebenfalls zentrale Büros für 
Kinderrechte (empfohlen wird eine Ansiedlung auf höchster Ebene) ein-
richten und schließlich sollen Kinderrechtsstellen auch in den Kommunen 
eingerichtet werden. Solche Einrichtungen sind aber erst in vier von neun 
Provinzen und in wenigen Kommunen vorhanden.

Kinder haben bei Bedarf in Südafrika bis zum Alter von 14 Jahren das 
Recht auf ein monatliches Kindergeld in Höhe von 170 Rand (ca. 22,00 

€). Sie erhalten bis zum Alter von sechs Jahren kostenlose Gesundheits-
versorgung, Bildung und Schulspeisung, in armen Gegenden sind diese 

Südafrika

8 Das Büro ist an das Ministerium »The Presidency«, das auch für die Belange von Kindern, 

Jugendlichen und Frauen zuständig ist, angegliedert.
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Leistungen bis zum Alter von 15 Jahren kostenlos. Pflegeeltern erhalten 
monatlich 720 Rand (ca. 93,00 €) Unterstützung und behinderte Kinder 
haben bei Bedarf Anspruch auf Förderung.
Der Stellenwert früher Bildung wurde erkannt und der Sozialbericht9 von 
1996 plädiert für spezielle Einrichtungen für benachteiligte Kinder unter 
fünf Jahren, die Sozialhilfe erhalten.

Ein Hilfeplan für die frühkindliche Entwicklung10, in dem Angebote für 
unter Vierjährige beschrieben und die Verantwortung der Systeme für 
Erziehung und Bildung, Gesundheit und soziale Entwicklung sowie des 
Büros des Präsidenten betont wird, wurde zwar entwickelt, ist bisher aber 
vom Kabinett noch nicht verabschiedet. Ein Vorschuljahr für alle fünf- bis 
sechsjährigen Kinder gehört seit 1994 zur Regierungspolitik, auf diesem 
Weg sollen zehn Jahre Schulbildung erreicht werden.

Im Justizsystem wurde in der Nationalen Anklagebehörde11 eine Abteilung 
für Sexualdelikte und Öffentliche Angelegenheiten12 eingerichtet. Sie 
regelt u. a. die zuständige Gerichtsbarkeit (die Kammern) und das Verfah-
ren der Ermittlungen und Anklagen bei Sexualdelikten. Für Sexualdelikte 
zuständige Kammern müssen dafür speziell qualifiziert sein, zwei qualifi-
zierte Vertretungen der Staatsanwaltschaft, einen Vollzeit-Richter, einen 
Sozialarbeiter, einen Verwaltungsangestellten, einen Fallmanager, einen 
Aufenthaltsraum sowie Zugang zu Mediation haben. Auch an anderen 
Gerichten gibt es spezielle Kammern, die diesem Modell ähnlich sind.
Weitere Gesetze, die seit 1994 reformiert oder neu entwickelt wurden 
und die Auswirkungen für Kinder haben, betreffen die häusliche Gewalt, 
die Kinderhilfe, die schulische Erziehung, das Strafrecht (Sexualdelikte), 
das Kinderstrafrecht und die Kinderrechte ganz allgemein.

3  Die Nichtregierungsorganisationen (NGOs)

Während der Apartheid gab es in der Regel zwei Kategorien gemeinnüt-
ziger Organisationen:
  Die traditionellen und staatlich geförderten Wohlfahrtsorganisationen, 

die im staatlichen Auftrag nach Rassen getrennte und ungerechte Hilfen 
leisteten.

Carol Bower

9 White Paper for Social Welfare 

10 Early Childhood Development (ECD) Programme

11 vergleichbar der deutschen Bundesanwaltschaft 

12 Sexual Offences and Community Affairs (SOCA) Unit 
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  Die nicht-staatlichen, oft in Opposition zum Staat stehenden und fast 
ausnahmslos durch entwickelte Länder geförderten Organisationen, die 
unabhängig von der Rasse oder anderen Einteilungen Menschen Hilfen 
anboten, die von den staatlich geförderten Wohlfahrtsorganisationen 
nicht angemessen unterstützt wurden.

Nach 1994 wurden den traditionellen Wohlfahrtsorganisationen die 
staatlichen Mittel drastisch gekürzt, sodass sie sich ebenfalls um die 
Finanzierung ihrer Arbeit bemühen mussten. Sie waren aber und sind 
noch immer die Hauptanbieter von Hilfen für viele Millionen gefährdete 
Südafrikaner. Allerdings verwischen sich die Grenzen zwischen den bei-
den Typen zunehmend und heutzutage können sich alle gemeinnützigen 
Organisationen mit bestimmten Angeboten (meist geht es um Hilfen für 
Opfer oder um Menschenrechte) um staatliche Mittel bewerben. Trotz-
dem gilt: die meisten der während der Apartheid nicht staatlich geförder-
ten Organisationen erhalten auch weiter keine staatliche Finanzierung 
und die früher staatlich geförderten Organisationen sind weiterhin vom 
Staat abhängig.
Mit der Wahl der ersten demokratischen Regierung Südafrikas begann 
für den NGO-Sektor eine schwere Zeit. Viele der dort angestellten und 
ehrenamtlich tätigen Beschäftigten wurden in Regierungsämter berufen 
und hinterließen Lücken. Zudem wurden Gelder, die vorher direkt an die 
NGOs gezahlt wurden, nun über die Regierung verteilt und es gab mehr 
Konkurrenz um knappe Mittel. Tausende NGOs gaben auf, und die, die 
überlebten, waren kleiner, ärmer und rechenschaftspflichtig.
Es gibt dennoch immer noch viele NGOs und die Zivilgesellschaft hat 
auch in der Zukunft eine wichtige Rolle. NGOs und Staat mussten die 
Zusammenarbeit erst lernen und dies dauert weiterhin an.

4  Eine Einschätzung der gesetzlichen und politischen Rahmenbedingungen

4.1  Gesetze und Politik

Obwohl die Zahl der reformierten Gesetze beachtlich ist, repräsentieren 
sie doch nur einen kleinen Teil der Gesetze, die seit der Demokratisierung 
in Südafrika verabschiedet worden sind. Und die Durchsetzung der Ge-
setze nimmt viel Zeit in Anspruch. Die Arbeit am neuen Gesetz für Kinder 
begann zum Beispiel 1996, wurde in zwei Teile aufgeteilt, wovon der 
erste 2005 vom Parlament verabschiedet wurde. Der zweite Teil wird 
2006 abgeschlossen sein. Ein Kinderstrafrecht und ein Sexualstrafrecht 
werden seit mehreren Jahren angekündigt, sind aber noch nicht verab-

Südafrika



182 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention und
Informationszentrum Kindesmisshandlung/Kindesvernachlässigung (Hrsg.): 
Early Prevention – Frühe Prävention. 
Strategien und Erfahrungen aus 12 Ländern. München 2007. 

www.dji.de/jugendkriminalitaet, www.dji.de/ikk

schiedet. Das erst kürzlich verabschiedete Nationale Gesundheitsgesetz 
(2003) macht keine Aussagen zu den Ansprüchen der Kinder an die 
Gesundheitsdienste.
Auf politischer Ebene herrscht zudem eine ausgeprägte Ignoranz gegen-
über den Bedürfnissen von Kindern und der Durchsetzung ihrer Rechte. 
Auch die Notwendigkeit interdisziplinärer Zusammenarbeit zur Umset-
zung der Kinderrechte hat keinen hohen Stellenwert. Entscheidungen des 
Innenministeriums z. B. über die Einrichtung neuer Ämter berücksichtigen 
die Gebiete, in denen viele nicht registrierte Kinder aufwachsen, nicht. 
Immer noch werden viele Geburten amtlich nicht registriert, denn die 
zuständigen Ämter sind für viele Eltern auf dem Land praktisch uner-
reichbar. Das Fehlen einer Geburtsurkunde wirkt sich auf viele Aspekte 
im Leben eines Kindes aus, nicht zuletzt auf seinen Anspruch auf staatli-
che Hilfen und soziale Angebote. Ein anderes Beispiel liefert das Ministe-
rium für Wasserversorgung, das die Zahl der in manchen Gebieten an 
von Wasser verursachten Krankheiten sterbenden Kinder nicht zur Kennt-
nis nimmt. 

4.2  Erbringung von Dienstleistungen

Zusätzlich zu diesen langsamen Entwicklungen sind die Anwendung 
vorhandener Gesetze und die Politik unkoordiniert, unqualifiziert und so 
selbst Ursache für ein »Trauma«. Während viele dem Staat die Verant-
wortung für die gesetzliche Förderung und Regelung des Kinderschutzes 
zuweisen, ist die Realität anders. Viele Dienstleistungen werden nämlich 
vom Staat an die NGOs delegiert, die meist unter finanziellem Druck sind 
und nur eingeschränkte Lohn- und Gehaltszahlungen erbringen können. 
Die sozialen Fachkräfte der NGOs haben etwa ein Drittel weniger Ein-
kommen als vergleichbare Beschäftigte im Ministerium für Soziale Ent-
wicklung und so müssen die NGOs mit unzufriedenen Beschäftigten und 
nicht zumutbarer Mitarbeiterfluktuation zurechtkommen. Die Folgen sind 
unerfahrene Beschäftigte mit hohen Fallzahlen und viel Arbeit bei Ge-
richt. Dies schränkt die Möglichkeiten für die wichtige primäre und se-
kundäre Prävention der Misshandlung und Vernachlässigung von Kindern 
stark ein und so erhalten zu viele Kinder unadäquate Hilfen oder sie 
fallen völlig durch das soziale Netz.

Carol Bower
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5  Eine Einschätzung der Rolle von Nichtregierungsorganisationen (NGOs)

Auch heute bieten NGOs einen Großteil der Hilfen für Arme und margi-
nalisierte oder gefährdete Menschen an. Häufig geschieht dies in offiziel-
ler Partnerschaft mit dem Staat, was aber nicht immer staatliche Finan-
zierung bedeuten muss. Die Arbeit wurde zwar erkannt, aber nie 
angemessen entlohnt. Und es wurde kein Mindestangebot an Dienstleis-
tungen festgelegt. Weil weder der Staat (der Hilfen leistet und fördert) 
noch die Nichtregierungsorganisationen (die Hilfen erbringen) deren 
wirkliche Kosten kennen oder wissen, was sie kosten dürfen, hat sich der 
Druck auf die Anbieter der Hilfen erhöht.
Hinzu kommt, dass viele NGOs oft in einem spezifischen Kontext tätig 
sind (so arbeiten sie z. B. mit HIV/AIDS infizierten Kindern oder Straßen-
kindern) und nicht die Ressourcen haben (weder finanziell noch sonst 
wie), um mehr als eng zugeschnittene Projekte zu machen. Eine Untersu-
chung des Instituts für Kinderrechte der Universität von Kapstadt (Berry/
Guthrie 2003) berichtet zwar über viele starke gesellschaftliche Bewe-
gungen bei bestimmten Themen, aber es gibt keine Allianzen, die die 
gesamte Bandbreite der Kinderrechte ganzheitlich und integriert ange-
hen. Die Leistungsfähigkeit von Zivilgesellschaft und Staat sind offen-
sichtlich begrenzt.

Die Fähigkeit der NGOs, in einem großen Bereich besonders leistungsfä-
hig zu sein, wird durch mangelnde Zusammenarbeit und fehlenden Aus-
tausch von Informationen – vor allem zu best practice – unter den NGOs 
selbst und mit staatlichen Behörden eingeschränkt. Und es gibt wenig 
Kontrolle in der Arbeit und kaum Evaluationen. Dies, zusammen mit 
Personalabbau, starker Fluktuation beim Personal und extrem angespann-
ter Finanzlage, führt dazu, dass sie viele bedürftige Kinder mit ihren 
Angeboten nicht erreichen.
So gilt, dass die für die NGOs vorhandenen Fördermittel des Staates und 
der vielen internationalen Hilfsorganisationen nicht richtig und nicht 
effektiv eingesetzt werden. Die Probleme beim Setzen von Prioritäten 
und mit der unnötigen Doppelung von Arbeit müssen überwunden wer-
den.

Südafrika
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6   Prävention und frühe Intervention – eine Herausforderung im Kontext von 
Kindheit

6.1  »Die Idee ist gut, aber zu teuer«

Forschungsergebnisse belegen, dass körperliche, sexuelle sowie emotio-
nale Misshandlung und Vernachlässigung in der Kindheit Folgen für die 
physische, emotionale, intellektuelle und soziale Reife im Erwachsenenal-
ter haben. Misshandlung und Vernachlässigung haben also auch Konse-
quenzen für die Gesellschaft im Ganzen. Wenn in Südafrika Erwachsene 
heranwachsen sollen, die eine gleichberechtigte und demokratische 
Gesellschaft gestalten können, dann muss Prävention in den Mittelpunkt 
rücken. Auch wenn Prävention erst mal teuer erscheint, sind die Kosten 
ohne sie weit höher. Dies belegen Studien in anderen Ländern.13 
Der Arbeitsausschuss der südafrikanischen Kommission zur Rechtsre-
form14, federführend für das Kindergesetz, empfahl Gesetzgebung und 
Politik einen gestuften Weg des Schutzes und der Förderung von Kinder-
rechten mit dem Fokus auf:
  Primäre, sekundäre und tertiäre Angebote.
  Gesunde Familien und Gemeinschaften.
  Verschiedene Formen früher Intervention bei Schwierigkeiten.
  Ein effektives Schutzsystem für Kinder mit der Möglichkeit der Reinteg-

ration in die Gesellschaft.

Ein gesetzlich festgelegter Rahmen, der vor allem die grundlegenden 
Rechte besonders gefährdeter Kinder schützen und durchsetzen will, ist 

Carol Bower

13  Laut einer Studie der Michigan State University liegen die Kosten von Prävention 19mal 

niedriger als die Kosten bei Nicht-Prävention. Berücksichtigt wurden Faktoren wie Geburtsge-

wicht, Kindersterblichkeit, besondere Förderung, Schutzangebote, Pflegschaft, Kriminalität 

von Jugendlichen und Erwachsenen sowie soziale Hilfen. Die teuersten Langzeitfolgen von 

Kindesmisshandlung und –vernachlässigung zeigen sich bei Kriminalität, in den USA werden 

diese auf Milliarden US-Dollar geschätzt. Eine australische Studie ermittelte die Langzeit-

Kosten von Kindesmisshandlung und –vernachlässigung auf 1,3 Milliarden Aus$ pro Jahr. 

Ebenfalls teuer kommt die Gesellschaft der Produktivitätsverlust durch die als Kind misshandel-

ten Erwachsenen zu stehen, denn diese sind unverhältnismäßig oft von Arbeitslosigkeit 

betroffen. Der Produktivitätsverlust wird auf jährlich 656 Millionen US-Dollar geschätzt. Einer 

neuseeländischen Studie zufolge kosten der Verdienstausfall, die zusätzlichen Gesundheitskos-

ten und die ungenutzten Möglichkeiten der als Kind Misshandelten jährlich 2,4 Milliarden 

Neuseeländische Dollar. (www.leadershipcouncil.org)

14  South African Law Reform Commission, SALRC
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ein entscheidender Faktor für die Sicherung angemessener Bedingungen, 
in denen Kinder zu gesunden und motivierten Erwachsenen heranwach-
sen können. Er ist unerlässlich für die Prävention von Misshandlung und 
Vernachlässigung.

6.2  Prävention

6.2.1  Gesundheit

Auch wenn Südafrika aufgrund nationaler und internationaler Verpflich-
tungen jedes Kind grundlegend mit Nahrung, Schutz und Gesundheit 
versorgen muss, ist das Land für diese Aufgaben schlecht ausgestattet. 
So
  liegt die Kindersterblichkeitsrate bei 45 (bezogen auf 1000 Geburten);
  stirbt eins von 22 Kindern vor seinem ersten Geburtstag; 
  liegt die Sterblichkeitsrate während der ersten fünf Lebensjahre für 

Mädchen bei 67 und für Jungen bei 85 (bezogen jeweils auf 1000 
Gleichaltrige).

Dies ist ein Ergebnis der extrem hohen Armut (drei von vier Kindern leben 
in Südafrika in Armut) und der HIV/AIDS-Infektionen – beide Faktoren 
sind eng verwoben und die Situation wird wahrscheinlich eher schlimmer 
als besser. Denn die armen Kinder sind krassen Ungleichheiten im Zugang 
zur Gesundheitsversorgung ausgesetzt, und das Erreichbare ist unzuläng-
lich.

Der schlechte Zugang zur Gesundheitsversorgung für die Kinder, deren 
Lebensumstände diesen gerade besonders erforderlich machen, reicht bis 
zum erschwerten Zugang zu antiretroviralen Medikamenten15. Fachleute 
gehen davon aus, dass in Südafrika bereits 9 % der Jungen und 13 % der 
Mädchen HIV-positiv sind. Und viele erhalten keine antiretroviralen Medi-
kamente. Der Zugang zu diesen Medikamenten wird zusätzlich er-
schwert, weil auf Kinder abgestimmte Versionen vor Ort nicht erhältlich 
sind.

Auch wenn es in den letzten Jahren deutliche Besserungen in der Ge-
sundheitspolitik und bei den Gesundheitsprogrammen für Kinder gab, 
bleibt die Distanz zwischen Politik und Praxis groß. Die Gesundheitsindi-
katoren zeigen nach wie vor die Effekte der Armut und des mangelnden 

Südafrika

15 Diese Medikamente werden in der Aids-Therapie eingesetzt.
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Zugangs zu einer qualitativ angemessenen Gesundheitsversorgung. Dies 
gilt besonders auf dem Land. 

Um die Rechte der südafrikanischen Kinder auf eine grundlegende Ge-
sundheitsversorgung zu sichern, müssen die vorhandenen Ressourcen so 
genutzt werden, dass alle Kinder den gleichen Zugang haben. Dies muss 
auch für den Zugang zu den antiretroviralen Medikamenten gelten. Das 
ist aber noch nicht der Fall.

6.2.2  Lebensbedingungen

Das Recht auf eine Wohnung ist in der südafrikanischen Verfassung 
verankert und deren Qualität ist grundlegend für die Gesundheit und das 
Wohlergehen der Menschen. Räumliche Enge birgt eine Reihe von Risiko-
faktoren und wirkt sich negativ auf die körperliche, mentale und psycho-
logische Entwicklung sowie das Wohlergehen von Kindern aus. Die meis-
ten Kinder haben kein eigenes Zimmer und viele, eine genaue Zahl ist 
nicht bekannt, leben in Baracken ohne Wasseranschluss.
Die regelmäßige Belastung durch den Rauch von Holz und Petroleum, in 
Südafrika am häufigsten für Kochen und Heizen verwendet, ist für die 
Gesundheit von Kindern schädlich. Dazu kommen immer wieder Brände 
in den illegalen Siedlungen, bei denen häufig Kinder ums Leben kommen 
oder obdachlos werden. Und die Kinder müssen, wie alle Haushaltsmit-
glieder auch, täglich meilenweit laufen, um Holz zu sammeln.
Obwohl die Wasserversorgung seit 1994 wesentlich verbessert wurde 
und die meisten Haushalte nun Zugang zu fließendem Wasser haben, 
beträgt die Entfernung zur nächsten Wasserquelle in den ländlichen 
Gegenden für immer noch fast jeden fünften Haushalt mindestens einen 
Kilometer. Normalerweise haben die Mädchen im schulpflichtigen Alter 
die Verantwortung für das Wasserholen – fast jedes dritte Mädchen 
dieser Altersgruppe aus armen Haushalten verbringt täglich durchschnitt-
lich eine Stunde damit, 75 Liter Wasser zu holen.

Während 1996 jeder zweite südafrikanische Haushalt Toiletten mit Was-
serspülung hatte, benutzten die meisten Kinder Gruben-Latrinen und 
knapp jeder fünfte Haushalt hatte überhaupt keinen Zugang zu Toiletten. 
Auch wenn sich inzwischen einiges geändert hat, bleibt noch viel zu tun. 
Der allgemeine Zugang zu sicherer und sauberer Energie, zu sauberem 
Wasser und sanitären Einrichtungen ist notwendig, um Misshandlung 
und Vernachlässigung sowie die Verletzung grundlegender Rechte zu 
verhindern.

Carol Bower
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6.2.3  Bildung und Erziehung

Im Jahr 2000 wurden fast 12 Millionen Kinder an den etwa 27.000 öf-
fentlichen Schulen angemeldet: Zwei Drittel in Grundschulen, der Rest in 
weiterführenden Schulen. Dazu kommen 280.000 Kinder in Vorschulklas-
sen. Bildung und Erziehung haben für die südafrikanische Regierung 
höchste Priorität, 6 % des Bruttoinlandsprodukts wurden dafür bereitge-
stellt.
Dennoch wird vermutet, dass viele Kinder, vor allem im Vorschulalter, die 
Bildungseinrichtungen nicht besuchen16. Der Bildungsatlas (The Educati-
on Atlas 2000) gibt an, dass 1,2 Millionen schulpflichtige Kinder keine 
Schule besuchen und weitere 40.000 dies nur teilweise tun. Die meisten 
Fördereinrichtungen für Kinder gibt es in den Städten und in deren Nähe, 
sie sind für die Mehrzahl der Kinder deshalb nicht erreichbar.
Einflüsse auf den Schulbesuch haben die chronische Armut, der Mangel 
an Unterstützung durch die Familie, die langen Schulwege und, falls 
überhaupt vorhanden, die fehlende Sicherheit in den öffentlichen Ver-
kehrsmitteln. Die Qualität der Schulen ist generell schlecht. Es gibt hohe 
Wiederholungsraten und die Chance auf einen Schulabschluss hängt vom 
Geschlecht, vom Wohnort und der Rasse ab. Zudem sind die Lehrer 
schlecht ausgebildet. Trotz der hohen nationalen Priorität, die das Thema 
genießt, sind die Bildungseinrichtungen materiell schlecht ausgestattet. 
Oft fehlt es an Wasser, sanitären Einrichtungen oder Energie, es gibt zu 
wenige Klassenräume und hohe Gewaltraten. Obwohl körperliche Stra-
fen gesetzlich verboten sind, werden sie in Schulen angewendet.
Ein 13-jähriges Kind wurde in einer durch Save the Children (Schweden) 
beauftragten Studie wie folgt zitiert: »Die Lehrer schlagen uns mit einem 
Putzlappen. Ich musste daheim die Mutter ersetzen, babysitten, Windeln 
waschen, abspülen, alles im Haushalt habe ich selber gemacht ... Ich 
wurde auch in der Schule geschlagen. Meine Lehrer verstanden nicht, 
dass ich keine Zeit für Hausaufgaben hatte.«
Besonders Mädchen sind Opfer von sexueller Gewalt und Missbrauch – 
jedes dritte Mädchen in Johannesburg hat 1998 sexuelle Gewalt in der 
Schule erlebt. Human Rights Watch fand im Jahr 2000 in drei Provinzen 
heraus, dass Mädchen im Schulumfeld vielen Formen sexuellen Miss-
brauchs ausgesetzt sind, von sexualisierten Beleidigungen bis zu Verge-
waltigungen. Täter waren Mitschüler und Lehrer.

Südafrika

16 Es wird angenommen, dass nur 21 % der Kinder im Alter zwischen zwei und sieben 

Jahren Fördereinrichtungen besuchen.
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Die Prävention von Misshandlung und Vernachlässigung sowie das Recht 
von Kindern auf Bildung können nicht garantiert und durchgesetzt wer-
den, solange Schulen nicht allen Kindern zugänglich sind und solange sie 
nicht sicher sind und eine förderliche Umgebung für das Lernen bieten 
können.

6.2.4  Sichere Familien

Vor dem Hintergrund 
  des hohen Niveaus sexueller und sonstiger Gewalt gegen Kinder in den 

Familien,
  der steigenden Zahl von Kindern, um die sich die Eltern nicht küm-

mern,
  dem Mangel an Grundversorgung für viele Tausende und
  dem Wohnungsmangel und der großen Armut, in der sie leben,

wird deutlich, dass viele Familien Kindern keine Sicherheit bieten können.

Viele Kinder leben ohne Väter. Auch wenn die Anwesenheit des Vaters 
keine glückliche Kindheit garantiert, belegen Forschungen die negativen 
Wirkungen fehlender positiver männlicher Rollenmodelle für Kinder. Das 
Fehlen der Väter wirkt sich auf die materiellen Verhältnisse und auf das 
emotionale Umfeld aus.

Kinder, die in Unterkünften mit Mängeln leben, sind den Gefahren von 
Verbrennungen durch offene Feuerstellen und durch Petroleum beim 
Kochen und Heizen ausgesetzt. Sie haben Hunger und nicht ausreichend 
warme Kleidung, sind häufig krank, haben körperliche Entwicklungsver-
zögerungen und wenige intellektuelle Anregungen.

Familien können diese Herausforderungen ohne staatliche Hilfen nicht 
meistern. Damit sie ihren Kindern Sicherheit bieten können, brauchen 
sie:
  angemessene und erschwingliche Wohnungen mit sanitären Einrich-

tungen, fließendem Wasser und Strom;
  kostenlose Gesundheitsversorgung und Bildung (auch wenn dies theo-

retisch heute bereits kostenlos ist, werden immer noch Gebühren erho-
ben, die viele faktisch ausschließen);
  die Vermittlung von Lebenstechniken verbunden mit der Genderfrage 

sowie von Selbstdisziplin und Mitgefühl für andere, damit eine Kultur der 
Menschenrechte und Raum für gewaltlose Konfliktlösungen und Respekt 
vor Andersartigkeit geschaffen werden;

Carol Bower
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  Soziale Hilfen zur Sicherstellung von ausreichender Ernährung für 
Kinder und Familien sowie 
  Elternbildung und Unterstützung zum besseren Verständnis des Ver-

haltens und der Entwicklung ihrer Kinder.

Sicherheit in Familien bietet optimale Bedingungen für das Aufwachsen 
von Menschen, die selbstständig und friedlich mit ihren Nachbarn leben, 
die Wichtiges für ihre Gemeinden und ihr Land leisten und eine kommen-
de Generation erfolgreich erziehen können. Der Schutz, die Förderung 
und die Verwirklichung von Kinderrechten beginnt in sicheren Familien.

6.2.5  Sichere Gemeinden

Regierungsbehörden und NGOs haben kürzlich das Thema Sicherheit in 
den Gemeinden erörtert und festgestellt:
  Schulen und Schulgelände sind nicht sicher.
  Viele Vorschulkinder wissen tagsüber nicht, wo sie sich aufhalten 

sollen: ihre Eltern sind nicht zu Hause und ältere Geschwister noch in der 
Schule. So spielen sie oft mit Gleichaltrigen und werden nur unzulänglich 
von Nachbarn betreut.
  Das gilt auch für Schulkinder, besonders in den niedrigeren Klassen.
  Erholungsflächen wie Parks oder Spielplätze gibt es in den meisten 

Gemeinden kaum oder gar nicht.
  Angemessene sportliche oder kulturelle Angebote gibt es nur selten.
  In den Gemeinden spielen Alkohol- und Drogenmissbrauch eine große 

Rolle.
  Oft gibt es erhebliche Probleme mit Bandengründung, Drogen, Prosti-

tution und illegalem Waffenbesitz.

Es gibt immer wieder Berichte, dass Kinder von zu Hause oder auf dem 
Schulweg entführt wurden. Oft werden die missbrauchten und schwer 
verletzten Körper dieser Kinder gefunden, manchmal verschwindet ein 
Kind auch ganz. Zwölfjährige Mädchen haben »bereitwillig« Sex mit 
Männern um die Dreißig oder Vierzig, um an Drogen zu kommen – vor 
allem an »tik«.17

Südafrika

17  TIK gehört zur Gruppe der Methamphetamine. Es ist ein leistungsfähiges, suchterzeugen-

des Reizmittel, das viele Bereiche des Zentralnervensystems beeinflusst. In Südafrika wird TIK 

gewöhnlich geraucht.
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Die Regierung hat viel dagegen unternommen, aber die Korruption be-
sonders auf örtlicher Ebene behindert dies. Das Vertrauen der Öffentlich-
keit ist deshalb bis zu einem gewissen Maß untergraben. Die Regierung 
bemüht sich aber weiterhin, die Korruption zu bekämpfen und die Täter 
zur Rechenschaft zu ziehen.
Wenn Kinder geschützt werden sollen, müssen sie in sicheren Gemein-
schaften leben und mit Chancen aufwachsen. Angebote nach der Schule 
und in den Ferien (einschließlich kultureller und sportlicher Angebote) 
können dazu beitragen und sollten auch für jüngere Kinder bereitgestellt 
werden, die nicht zu jeder Tageszeit von ihren Eltern betreut werden 
können.

6.3  Frühe Intervention

Bei der großen Zahl von Familien mit umfangreichen Herausforderungen 
und den vielen Gemeinden, in denen Kinder Gewalt, Misshandlungen 
und Vernachlässigungen ausgesetzt sind, wird deutlich, dass viele Kinder 
gefährdet sind. Sie brauchen gesetzliche Eingriffe, müssen vielleicht sogar 
aus der Familie entfernt werden. Bevor es so weit kommt, können aber 
angemessene Hilfen dazu beitragen, dass die Gefährdung reduziert wird. 
Frühe Interventionen können rechtliches Eingreifen verhindern und es 
Kindern ermöglichen, in den Familien und Gemeinden zu bleiben.

6.3.1  Soziale Hilfen

Für Familien mit Schwierigkeiten sollten ausreichende Hilfen vorhanden 
sein. Bei niedrigen Einkommen, häuslicher Gewalt, Misshandlungen oder 
Vernachlässigungen, bei Krankheit der Kinder oder wenn sie die Schule 
nicht besuchen, sind frühe Interventionen notwendig, um Krisen zu 
vermeiden. Schulspeisungen, Arbeit mit Tätern, Bildung und Ausbildung, 
Beratung – dies wären zusammen mit anderem Angebote früher Inter-
vention.

6.3.2  Finanzielle Hilfen

Wenn ein Haushalt kein Einkommen hat oder die Erwachsenen krank 
oder tot sind, dann sind finanzielle Hilfen notwendig. Alle Kinder unter 
18 Jahren sollten einen Anspruch darauf haben (zur Zeit gilt dies nur bis 
14 Jahre). Zusätzlich sollten Haushalte, in denen Kinder finanzielle Hilfen 
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erhalten, Essenspakete und Gutscheine für Kleidung (z. B. für Schuluni-
formen) sowie öffentliche Verkehrsmittel erhalten (z. B. um zur Schule 
oder in eine Klinik zu fahren).

6.3.3  Kinder im Konflikt mit dem Gesetz

Kinder gehören bei Konflikten mit dem Gesetz nicht ins Gefängnis. Es 
gibt viele Nachweise, dass Interventionen in frühem Alter Verhalten 
ändern können. Z. B. tragen frühe Interventions- und Präventionspro-
gramme entscheidend zur Reduzierung von sexuellen Delikten und zu 
Änderungen von Systemen bei, die sexuellen Missbrauch fördern. Not-
wendig ist Diversion für junge Menschen bei Gesetzeskonflikten, damit 
sie aus Fehlern lernen und ihre Taten wieder gut machen können. Ge-
waltprävention sollte das Risiko von Ausschluss reduzieren und Schutz-
faktoren fördern, die möglicherweise fehlen. Es ist wichtig, die Kompe-
tenzen junger Menschen zu nutzen und Chancen für deren Entwicklung 
zu schaffen. Dass diese Strategie an Bedeutung gewinnt, zeigt sich da-
ran, dass Programme, die sich an die Jugend insgesamt richten, stärker 
gefördert werden als solche, die sich nur an »Risiko-Gruppen« wenden. 

6.4  Interdisziplinärer Ansatz

Sollen Kinderrechte geschützt und gefördert werden, ist Zusammenarbeit 
aller erforderlich. Dies wird verstanden und akzeptiert, aber es bleibt 
unklar, wie dieses Ziel erreicht werden kann. Interdisziplinäre Planung 
und Finanzierung ist erforderlich, bevor interdisziplinäre Programme und 
Maßnahmen eingeführt werden können.
Das Kindergesetz schreibt die interdisziplinäre Zusammenarbeit auf staat-
licher Ebene fest. Aber das allein reicht nicht, denn die Kooperationspart-
ner sind auch außerhalb des staatlichen Systems vorhanden: NGOs sowie 
andere örtliche oder kirchliche Gruppen. Für sie alle wird es zukünftig 
immer wichtiger, dass die Zusammenarbeit im Interesse der Kinder funkti-
oniert.

Südafrika
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7  Fazit

Ohne Zweifel haben Politik und Recht in Südafrika enorme Entwicklun-
gen im Interesse der Kinder getan. Es gilt aber auch, dass der Lebensall-
tag vieler Kinder noch immer zahlreiche Wünsche offenlässt. Und Verän-
derungen in Politik und Reformen im Recht haben sich nicht immer 
unmittelbar auf das Leben der Kinder und ihrer Familien ausgewirkt. Es 
bleibt weiterhin viel zu tun.
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Türkei

Handan Yokus Sevük

Frühe Prävention in einem Land zwischen Tradition und Moderne

Wirksame Hilfen für Kinder sind eine wesentliche Grundlage für deren 
gesunde Entwicklung: körperliche Gesundheit, soziale und geistige Ent-
wicklung sind nur möglich, wenn das Aufwachsen der Kinder zuhause, in 
der Nachbarschaft und in der Schule gefördert wird. Hilfen für Kinder 
werden normalerweise im Rahmen von eigenständigen Fachdiensten 
gewährt: Wohlfahrt, Gesundheit, Erziehung und soziale Hilfen gehören 
dazu. Kinder müssen als Persönlichkeiten betrachtet werden, deren Über-
leben, Aufwachsen, psychosoziale und kognitive Entwicklung miteinan-
der verbunden und voneinander abhängig sind. Wenn Lücken in den 
öffentlichen Angeboten und Doppelungen in der Arbeit vermieden sowie 
Ressourcen möglichst effektiv genutzt werden sollen, dann ist eine über-
greifende Zusammenarbeit von großer Bedeutung. Auf diese Weise 
kommt die Gesellschaft ihrer Verpflichtung zur Sozialisation von Kindern 
und Jugendlichen nach.
Die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen ist ein dynamischer Pro-
zess. In diesem Prozess können sowohl Unterschiede in der persönlichen 
Entwicklung von Kindern als auch Schwierigkeiten durch die Umwelt, wie 
z. B. die rasche Urbanisierung und Industrialisierung, Migration und öko-
nomische Krisen, Familienprobleme und unzureichende Erziehung, wenig 
Interesse und Zuneigung, zur Entwicklung von Jugendkriminalität beitra-
gen. 

»Die Verhütung von Jugendkriminalität ist ein wesentlicher Bestandteil 
der Verbrechensverhütung in der Gesellschaft. Indem junge Menschen 
rechtmäßigen, für die Gesellschaft nützlichen Betätigungen nachgehen 
und eine humanistische Einstellung zur Gesellschaft und zum Leben 
annehmen, können sie eine Geisteshaltung entwickeln, die nicht krimino-
gen ist.«1 (Riad-Leitlinie 1) »Die erfolgreiche Verhütung der Jugendkrimi-
nalität setzt Anstrengungen der gesamten Gesellschaft voraus, eine 
harmonische Entwicklung der Heranwachsenden zu gewährleisten, in-
dem ihre Persönlichkeit von frühester Kindheit an geachtet und gefördert 

1 Leitlinien der Vereinten Nationen für die Verhütung der Jugendkriminalität (Leitlinien von 

Riad), verabschiedet von der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 14.12.1990; A/

RES/45/112 
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wird.« (Riad-Leitlinie 2) Deshalb sind Sozialpolitik und Sozialisationspro-
zesse wesentliche Bestandteile früher Prävention.

1  Sozialpolitik

Sozialpolitik im Interesse der Kinder und Jugendlichen hat in der Jugend-
kriminalitätsprävention grundlegende Bedeutung. Sozialpolitik, die Ju-
gendliche und ihre Familien und deren Wohlergehen so weit wie möglich 
unterstützt, wird Interventionen des Jugendgerichtsystems gering halten. 
Hilfeangebote für Kinder, bevor diese den Weg in die Kriminalität ein-
schlagen, sind für frühe Prävention zentral.

Die Türkei befindet sich in einer Übergangsperiode und bemüht sich, die 
bisherige traditionelle Sozialpolitik für Kinder zu verändern.
Nach Artikel 41 der türkischen Verfassung ist die Familie die Grundlage 
der türkischen Gesellschaft und der Staat ist gehalten, deren Wohlerge-
hen und vor allen Dingen das von Müttern und Kindern sicherzustellen.
Das Gesetz zum Schutz der Familie2 und ein neues türkisches Bürgerli-
ches Gesetzbuch traten zum 1.1.2002 in Kraft. Weitere Gesetze im Sozi-
albereich und im Kinderschutz, ein Jugendgerichtsgesetz und das neue 
türkische Strafrecht, traten mit einigen Verbesserungen für den Schutz 
der Kinder und Familien zum 1. April 20053 in Kraft.
Neue rechtliche Regelungen für die Abteilung Kinder bei der Polizei 
wurden 2001 eingeführt, nach denen diese Abteilung neben polizeilichen 
jetzt auch administrative Aufgaben hat. Das Interesse der Polizei richtet 
sich auf solche Kinder, die Schwierigkeiten in der physischen, mentalen 
und moralischen Entwicklung haben und Hilfen brauchen. Die Abteilung 
ist für frühe Prävention zuständig, muss den Kindern Hilfe anbieten, die 
Gründe für das kriminelle Verhalten herausfinden, Hilfeangebote entwi-
ckeln und mit Schule, Familie sowie mit sozialen und gesundheitlichen 
Einrichtungen zusammenarbeiten. Nachdem über lange Jahre das Ju-
gendgerichtsgesetz die Schutzmaßnahmen für Kinder allgemein fest-

2 Das Gesetz führte einige Schutzmaßnahmen ein, die durch das Familiengericht auf 

Grundlage der Anzeige der missbrauchten Frauen und Kinder oder durch den Staatsanwalt 

beschlossen werden. Um die Opfer und die anderen Familienmitglieder zu schützen, verfügt 

das Gesetz ebenfalls, dass die Person, die häusliche Gewalt ausübt, für eine Zeit der Wohnung 

oder dem Arbeitsplatz fern bleiben soll. Diese Schutzmaßnahme soll dazu dienen, die Parteien 

außer Sicht- und Hörweite zu halten. 

3 Kinderprostitution, sexueller Missbrauch von Kindern, Kinderpornografie, sexuelle Aus-

beutung, Misshandlung oder Vernachlässigung von Kindern sind strafbar. 
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schrieb, wurde es Mitte 2005 durch das Kinder- und Jugendschutzgesetz 
ersetzt. Darin wird der Schutz des Kindes in der Familie besonders betont 
und alle Maßnahmen müssen sich daran orientieren.4 

 
2  Sozialisationsprozesse

In Anlehnung an die Leitlinien der Vereinten Nationen für die Verhütung 
der Jugendkriminalität (Riad-Leitlinien) sollte Prävention für die Politik 
zentral sein. Diese soll die erfolgreiche Sozialisation und Integration aller 
Kinder und jungen Menschen erleichtern, insbesondere durch die Beteili-
gung der Familien, der Gemeinschaft, von Gruppen Gleichaltriger, von 
Schulen, der Berufsbildung und der Arbeitswelt, aber auch durch freiwilli-
ge Organisationen. Gebührende Beachtung sollte der Persönlichkeitsent-
faltung der Kinder und jungen Menschen geschenkt und sie sollten in 
den Sozialisations- und Integrationsprozessen als vollgültige und gleich-
berechtigte Partner akzeptiert werden. (vgl.Riad-Leitlinie 10)

Die wirtschaftliche Entwicklung, die schnelle Urbanisierung, die Binnen-
wanderung und die Bildungspolitik beeinflussen die Sozialisation der 
Kinder. Sie reduzieren den Erfolg früher Prävention. Das Zusammenspiel 
dieser Prozesse mit ungleichem regionalen Wachstum verschärft in der 
Türkei das geografische, wirtschaftliche und kulturelle Ungleichgewicht:5

  Es gibt zu wenig Verständigung zwischen den Verantwortlichen auf 
allen Ebenen und kaum Zusammenarbeit, sodass Unklarheiten und Kon-
flikte über Rollen und Zuständigkeiten entstehen. Ein ähnlicher Mangel 
an Kommunikation zwischen Anbietern und Nachfragern von Leistungen 
reduziert die Effizienz und Effektivität der Leistungen.
  Die Ressourcen der sozialen Dienste sind nicht ausreichend und  

werden nicht immer effizient genutzt.
  Die Informationen über den Zustand der Kinder sind unvollkommen, 

und wenn sie existieren, gibt es häufig Probleme im methodischen Be-
reich.
  Verantwortliche vor Ort haben zu wenig Autonomie in Haushaltsfra-

gen und in der Planung und Implementation lokaler sozialer Dienste.
  Ein Mangel an Informationen und Kompetenzen im Bereich der Orga-

nisation führt auf lokaler Ebene zu schlechter Mobilisierung bei sozialen 
Herausforderungen und im Gebrauch bürgerschaftlichen Engagements.

4 Nach § 5 sind dies Maßnahmen zur Information, Erziehung, Vorsorge, Gesundheit und 

Unterbringung.

5 www.unicef.org/turkey (Stand 14.09.2005)

Türkei
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Hinzu kommt, dass die Migration ein großes Problem für die Sozialisation 
und Integration von Kindern ist und so den Erfolg von früher Prävention 
gefährdet. Armut als Folge von Arbeitslosigkeit und Terror ist der Haupt-
grund für die Migration aus den östlichen und südöstlichen Teilen in den 
Westen des Landes. Diese Binnenwanderung verursacht soziale Probleme 
und kulturelle Konflikte, die sich vor allem auf die Kinder auswirken. 
Familien aus verschiedenen Kulturen tun sich schwer, mit den unter-
schiedlichen Lebensbedingungen zurechtzukommen. Die Kinder sind 
unvorbereitet auf das urbane Leben in den Städten und werden von der 
dortigen Bevölkerung, mit ihren Vorurteilen gegen Migranten, abgelehnt. 
Eine Reaktion auf diese Probleme ist eine erhöhte Kriminalitätsrate unter 
Kindern, eine andere ist die steigende Zahl von Straßenkindern. Die 
Entwicklung und das Angebot angemessener Maßnahmen, wie z. B. 
pädagogische Arbeit mit Kindern und Eltern oder finanzielle Unterstüt-
zung in Notfällen sind Aufgaben von früher Prävention. 
Grundsätzlich haben im Sozialisationsprozess Familien, Erziehung, Kom-
munen und Medien jeweils eine wichtige Funktion.

2.1  Die Familie

»Jede Gesellschaft sollte den Bedürfnissen und dem Wohl der Familie 
und aller ihrer Mitglieder hohen Vorrang einräumen«. (Riad-Leitlinie 11)
»Da die Familie die für die primäre Sozialisation des Kindes verantwortli-
che Grundeinheit ist, sollten sich Staat und Gesellschaft darum bemühen, 
die Einheit der Familie, einschließlich des erweiterten Familienverbandes, 
zu erhalten. Der Gesellschaft obliegt die Verantwortlichkeit, die Familie, 
die den Kindern Sorge und Schutz angedeihen lässt und die für deren 
körperliches und geistiges Wohl sorgt, dabei zu unterstützen. Entspre-
chende Einrichtungen, insbesondere auch Tagesstätten, sollten angebo-
ten werden.« (Riad-Leitlinie 12)
In Übereinstimmung mit dem »Sozialstaatsprinzip« in der türkischen 
Verfassung von 1982 wurde 1986 eine »Stiftung für die Förderung sozia-
ler Hilfen und Solidarität«6 gegründet, die Menschen in sozialen Schwie-
rigkeiten unterstützt.
Das Referat für soziale Dienste und Kinderschutz, 1983 als öffentliche 
Institution gegründet, bietet wirtschaftliche, soziale und psychologische 
Hilfestellungen vor allem für Kinder an. In erster Linie stellt das Referat 
Hilfen für Obdachlose und Kinder mit besonderem Schutz- und Hilfebe-
darf bereit.

6  Sosyal Yardimlasma ve Dayanismayi Tesvik Fonu
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Die Familienberatungszentren, die in diesem Referat angesiedelt sind, 
unterstützen Familien, die Schwierigkeiten im wirtschaftlichen, sozialen, 
kulturellen und psychologischen Bereich haben. Bereits in 20 Provinzen 
sind solche Zentren eingerichtet.
1992 entwickelte das Referat Angebote, die sich an Familien richten und 
angemessene Unterstützung für die Erziehung und Eingliederung bereit-
halten, und startete damit ein Jahr später. Inzwischen gibt es 60 soziale 
Zentren, die bis Ende Mai 2004 etwa 250.000 Menschen mit ihren Ange-
boten erreichten. Diese Zentren arbeiten eng mit den Behörden vor Ort, 
Universitäten, NGOs und Ehrenamtlichen zusammen.

2.2  Erziehung

2.2.1  Elternerziehung

1992 hat das Türkische Institut für Familienforschung mehr als 6000 
Familien mit Kindern zwischen fünf und 12 Jahren zur »Kindererziehung 
innerhalb der Familien« befragt.
Ein Ergebnis war, dass vor allem in ländlichen Gebieten, in denen die 
Kinderzahl in Familien hoch, das Bildungsniveau der Mütter und das 
Familieneinkommen niedrig ist, eine rigide Erziehung befürwortet und 
durchgeführt wird. Die Mehrheit der türkischen Mütter erzieht ihre Kin-
der nach einer »effizienten Kindererziehungsmethode«, d. h. Kinder 
werden mit Zuwendung, Freundlichkeit und Mitgefühl erzogen, aber 
auch mit Disziplin.
In der Türkei hat Familienbildung zwar keinen hohen Stellenwert, aber 
Familien sollten Wissen darüber erwerben, wie Kinder erzogen werden 
sollen und wie Kindesmisshandlung verhindert werden kann. Derzeit 
finden in 29 Sozialzentren in 17 Provinzen einige Projekte im Bereich der 
Elternbildung, der Verbesserung von Familienbeziehungen und im Um-
gang mit der Freizeit der Kinder statt7. In öffentlichen Erziehungszentren 
werden Mütter in Erziehungsfragen fortgebildet. Im Rahmen des Grund-
schulprojektes von UNICEF sind unter Mithilfe von NGOs verschiedene 
Erziehungsprogramme für Eltern eingeführt worden.

7 UNICEF 2001-2005 

Türkei
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2.2.2  Kindererziehung

Ein Ziel der Regierung ist es, öffentliche Erziehung für alle Kinder zu-
gänglich zu machen. Es wird allgemein anerkannt, dass die Kindheit bis 
zum sechsten Lebensjahr die wichtigste Zeit für den Erziehungsprozess 
ist, in der die Entwicklung der Persönlichkeit entscheidend geprägt wird. 
Allerdings beginnt die Schulpflicht in der Türkei trotzdem erst mit sechs 
Jahren.
Nur wenige Kinder können einen Kindergarten besuchen, der sie auf den 
Schulbesuch vorbereitet. Die Mehrheit der türkischen Kinder hat keine 
Chance auf eine solche Vorbereitung.

2.2.3  Vorschulerziehung

Die Riad-Leitlinien betonen ausdrücklich, dass Vorschulerziehung und 
andere angemessene Angebote, unter Einschluss von Tagespflege, ange-
boten werden sollen (Leitlinie 12). Die Vorschulerziehung, obwohl der 
erste Schritt öffentlicher Erziehung, ist in der Türkei jedoch keine Pflicht. 
Zuständig für diesen Bereich sind das Ministerium für nationale Erzie-
hung, mehrere öffentliche Einrichtungen und private Schulen. Mit der 
Vorschulerziehung sollen die Kinder lernen, sich selbst zu behaupten, 
eine unabhängige Persönlichkeit zu werden und Selbstkontrolle zu ge-
winnen. Einige Programme der Vorschulerziehung wurden seit 1991 von 
der türkischen Regierung gemeinsam mit UNICEF entwickelt.
Die zentrale Leitung für die Vorschulerziehung wurde 1992 im Ministeri-
um für nationale Erziehung angesiedelt, um Hilfen für Fragen der Päda-
gogik und Verwaltung in Einrichtungen der Vorschulerziehung bereitzu-
stellen.
Auch in privaten Schulen gibt es Vorschulerziehung, die unter Aufsicht 
des Ministeriums für nationale Erziehung steht. Um Kinder zwischen drei 
und sechs Jahren zu erziehen, wurden Kindergärten gegründet. Einige 
Grundschulen bieten in einem speziellen Klassenraum Vorschulerziehung 
an. Kinder zwischen fünf und sechs Jahren besuchen diese oder den 
Kindergarten.
In den Regelungen für Einrichtungen der Vorschulerziehung von 2004 
wurden als Leitlinien festgelegt: 1. die Sicherung körperlicher, geistiger 
und emotionaler Entwicklung der Kinder; 2. die Vermittlung von Gefüh-
len, Respekt, Partizipation, Verantwortung, Toleranz und Solidarität; 3. 
die Entwicklung von Vorstellungskraft, Kreativität und kritischem Denken, 
die in die Kommunikationskompetenz miteinbezogen werden sollen. Und 
schließlich gehört auch die Vorbereitung auf die Schulerziehung (Art. 6) 
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dazu. Die Vorschulerziehung dauert mindestens 180 Tage und wird ganz- 
oder halbtags durchgeführt (Art. 8).

Im Augenblick ist die Vorschulerziehung nur für eine begrenzte Zahl von 
Kindern zugänglich. Im Rahmen des Grundschulprojektes werden etwa 
1900 Dorfschulen, die durch den täglichen Transport der Kinder in zen-
trale Schulen überflüssig geworden sind, durch den Staat zu Vorschulen 
umgestaltet. 

Einschulungen 2002-2003

Vorschule 7.6 % 7.3 % 7.8 %

Grundschule 96.3 % 91.8 % 100 %

Secondary 66 % 57.2 % 74.3 %

Tertiary 34.9 % 29.7 % 39.9 %

 Total Mädchen Jungen

*MoNE, Research, Planning and Coordination Committee 2003

Heute gibt es in der Türkei etwa 7,3 Mio Kinder unter sechs Jahren, im 
Vorschulalter (vier bis sechs Jahre alt) sind etwa 2,7 Mio Kinder. Im Schul-
jahr 2003/2004 unterrichteten 19.122 Lehrer (Erzieher) in 13.692 Vor-
schuleinrichtungen 358.499 Kinder. 92,74 % dieses Angebotes wurden 
vom Ministerium für nationale Erziehung bereitgestellt, der Rest (7,26 %) 
von der Behörde für soziale Dienste und Kinderschutz und anderen Insti-
tutionen. Eine Untersuchung der Abteilung für Forschung, Planung und 
Korrelation hat im Schuljahr 2003/2004 die Einschreibungsrate mit 
13,2 % ermittelt. Leider ist diese Rate ziemlich niedrig. Einige Gründe 
dafür sind:
  Familien wissen nicht um die Bedeutung der Vorschulerziehung.
  Die Zahl der Kinder in diesem Alter nimmt schnell zu.
  Vorschulerziehung ist nicht verpflichtend.
  Der traditionelle Erziehungsgedanke in Familien lautet: Erziehung 

beginnt in der Grundschule.
  Vorschulerziehung ist nicht umsonst.

Türkei
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2.2.4  Schulpflicht

Die in der Proklamation zur türkischen Republik zur Pflicht erklärte 
Grundschulerziehung wurde 1982 in Artikel 42 der türkischen Verfassung 
festgeschrieben. Die Schulpflicht gilt für alle Kinder von sechs bis 14 
Jahren (Grundschule). Öffentliche Schulen sind kostenlos, es gibt aber 
auch private Schulen. 2002 hat die »Stiftung für die Förderung sozialer 
Hilfen und Solidarität« in sechs Provinzen finanzielle Hilfen für Familien 
von Schülern und Schülerinnen aus den untersten 6 % der Einkommens-
gruppen bereitgestellt, um den Schulbesuch sicherzustellen.
In den Schulen werden Hilfen sowie psychologische Beratung angeboten 
und die soziale Entwicklung der Kinder wird beobachtet. Die Fachdienste 
erkennen problematische Entwicklungen und setzen sich mit diesen 
auseinander. Allerdings können diese Beratungsstellen angesichts weni-
ger Einrichtungen, in die Schüler und Schülerinnen weiterverwiesen 
werden könnten, und aufgrund der hohen Schülerzahlen nicht zufrieden- 
stellend im Sinne früher Prävention arbeiten.

2.2.5  Gender

Geschlechterunterschiede sind in der Türkei innerhalb der Erziehung nach 
wie vor von Bedeutung. Dies gilt vor allem für die südöstlichen Regionen 
und das östliche Anatolien. In einigen Provinzen besuchen mehr als die 
Hälfte der Mädchen zwischen sieben und 13 Jahren keine Schule, in 
einigen ländlichen Gebieten sind sogar mehr als 60 % der Mädchen 
zwischen elf und 15 Jahren nicht in der Schule angemeldet. Sowohl 
wirtschaftliche als auch soziale Faktoren haben diese Zahlen ansteigen 
lassen. Auch wenn die Schulerziehung kostenlos ist, müssen Schulunifor-
men und -materialien bezahlt werden. Weil viele Familien sehr arm sind, 
ist der Beitrag der Kinder zum Haushaltseinkommen nach wie vor sehr 
wichtig. Und wenn beide Eltern arbeiten, sind normalerweise die älteren 
Mädchen dafür verantwortlich, auf ihre jüngeren Geschwister aufzupas-
sen.
Kinder, vor allem Mädchen, müssen oft auf den Schulbesuch verzichten, 
damit sie den Eltern im Haus oder auch bei der Landwirtschaft helfen. 
Die Eltern, die selbst Analphabeten sind oder nur wenige Jahre die Schu-
le besucht haben, sehen keinen Sinn darin, ihre Töchter zur Schule zu 
schicken.
Andererseits sind, nach dem Rückgang der Kinderzahl in den ländlichen 
Gebieten, die Pro-Kopf-Kosten für den einzelnen Schulplatz gestiegen. 
Um hier zu einer Lösung zu kommen, wurden Schulbusse für Kinder aus 
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bevölkerungsarmen Gegenden in Schulen bevölkerungsreicherer Gebiete 
eingeführt. Dies verursacht jedoch neue Probleme vor allem bei eher an 
Traditionen gebundene Eltern, die ihren Töchtern in der Pubertät nicht 
erlauben, zusammen mit Jungen im Bus zu fahren. Eine Folge davon sind 
hohe Schulausfall-Raten bei den Mädchen.

  Eine hohe Hürde für den Schulbesuch von Mädchen liegt in vielen 
Teilen der Südosttürkei in Schließungen von Schulen und Klassenräumen. 
  Viele Kinder haben weite Schulwege – 57.000 werden täglich in Süd-

ostprovinzen mit dem Bus zur Schule gebracht, davon sind nur 21.000 
Mädchen. Während des Winters sinkt der Schulbesuch entsprechend 
dem Schneefall und der gesperrten Straßen.
  Weitere 52.000 Kinder, die weit entfernt von der nächsten Schule 

leben, brauchen am Schulort eine Unterkunft. Eltern finden es schwierig, 
unter solchen Bedingungen ihre Kinder in die Schule zu schicken. Auch 
der sehr schlechte Zustand mancher Schulen, so z. B. das Fehlen von 
Toiletten und fließendem Wasser, hält Eltern davon ab, ihre Kinder zum 
Schulbesuch anzumelden. 
  Wirtschaftliche Not ist ebenso ein wichtiger Grund, warum Mädchen 

nicht zur Schule gehen. Armut lässt die Eltern das tägliche Überleben als 
Hauptziel ansehen. 
  Die schweren Lebensbedingungen, bei denen alle Kräfte gebündelt 

werden müssen, machen die Kinder zu reinen Arbeitskräften, die zum 
Familieneinkommen beitragen müssen. 
  Kulturelle und patriarchalische Familienstrukturen bevorzugen die 

Bedürfnisse der männlichen Familienmitglieder gegenüber den weibli-
chen. Dies wird selbst von Frauen und Mädchen übernommen.
  Viele Familien halten die frühe Verheiratung der Mädchen für wichti-

ger als den Schulbesuch, sodass viele Mädchen für ihren Beitrag im Haus-
halt zuhause gehalten werden. 
  Das Fehlen positiver weiblicher Rollenmodelle in ländlichen Regionen 

bedeutet, dass es wenig gibt, was die Erwartungen von Mädchen we-
cken könnte. Obwohl ein Drittel der Lehrkräfte weiblich ist, sind die 
meisten von ihnen eher in Städten als in den Dörfern angestellt.

Familien, die auf die Bildung ihrer Kinder setzen, finden nur wenige 
Gelegenheiten für einen Übergang in weiterführende Schulen. Selbst die 
acht Pflichtjahre werden zum Problem, weil in vielen Dörfern nur noch 
fünf Schuljahre angeboten werden. Dieser »erzwungene« Ausfall ab der 
fünften Klasse addiert sich zu den in der Statistik erfassten schulpflichti-
gen Kindern und Jugendlichen, die nicht zur Schule gehen.
Wirtschaftliche Not ist eine weitere Hürde für den Schulbesuch der Mäd-
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chen, vor allem in den ärmeren ländlichen Regionen und Stadtvierteln 
der Türkei. Viele Familien wollen, dass ihre Kinder arbeiten oder zuhause 
im Haushalt helfen. Dieses Verhalten ist weltweit nur allzu bekannt – vor 
allen Dingen den Förderern von mehr Bildung für Mädchen. Denn unter 
schwierigen Umständen ist der Schulbesuch der Töchter das erste, was 
geopfert wird. Der Soziale Solidaritätsfond hat Gegenmaßnahmen entwi-
ckelt und bietet Eltern Hilfen an, die unter anderen Umständen ihre 
Töchter gerne zur Schule schicken würden. Die finanzielle Unterstützung 
(abhängig von der Konstanz des Schulbesuchs und vom Schulerfolg) ist 
für Mädchen in Grundschulen um 20 % bzw. in weiterführenden Schulen 
um 40 % höher als für Jungen.

2.3  Kommune und Kinderschutz

Die Kommune hat innerhalb der frühen Prävention eine bedeutende 
Rolle. Gemeindebezogene Hilfen und Programme, die sich auf die beson-
deren Bedürfnisse, Probleme, Interessen und Sorgen der Kinder beziehen 
und ihnen und ihren Familien angemessene Beratung und Unterstützung 
bieten, müssen entwickelt werden. Die Gemeinden sollten besondere 
Verantwortung für Obdachlose / Straßenkinder sowie Kinder in schwieri-
gen Lebenslagen übernehmen. Schutz und Hilfe für diese sind im Rah-
men früher Prävention wichtig, da sie soziale Risikogruppen darstellen.
Die Regierung sollte Maßnahmen entwickeln, die den Zusammenhalt und 
die Harmonie in den Familien unterstützen und die Trennung der Kinder 
von ihren Eltern verhindern, außer unter solchen Umständen, in denen 
das Wohlergehen und die Zukunft der Kinder gefährdet sind und keine 
akzeptable Alternative möglich ist.
Dies wird nicht nur in der UN-Kinderrechtskonvention und in den Riad 
Leitlinien gefordert, sondern auch in der türkischen Verfassung.
Vor diesem Hintergrund werden die von der Türkei eingeleiteten Maß-
nahmen vorgestellt.

2.3.1  Finanzielle Hilfen

»Der Staat sollte durch grundsatzpolitische Maßnahmen günstige Voraus-
setzungen für ein Aufwachsen der Kinder in stabilen und geordneten 
Familienverhältnissen schaffen. Für Familien, die zur Überwindung insta-
biler Verhältnisse oder bei der Bewältigung von Konfliktsituationen Hilfe 
benötigen, sollten entsprechende Hilfeangebote bereitgestellt werden.« 
(Riad-Leitlinie 13)
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Die türkische Regierung unterstützt solche Familien finanziell, damit die 
Kinder nicht von den Eltern getrennt werden müssen. Denn unter 
schwierigen ökonomischen Verhältnissen können Familien sich nicht 
ausreichend um ihre Kinder kümmern. Dies war das Ergebnis einer Unter-
suchung, die von türkischen Fachkräften der Sozialarbeit durchgeführt 
wurde. 
Bis heute haben 950 Kinder und Familien, die bei der Behörde für soziale 
Dienste und Kinderschutz Anträge gestellt haben, finanzielle Hilfen erhal-
ten. Die Behörden fördern außerdem Pflegestellen und Adoptionen für 
andere Kinder in schwierigen Verhältnissen.

2.3.2  Möglichkeiten des Kinderschutzes

»Wenn stabile und geordnete Familienverhältnisse fehlen, wenn die 
Bemühungen der Gemeinschaft, den Eltern in dieser Hinsicht Beistand zu 
leisten, fehlgeschlagen sind und die erweiterte Familie diese Rolle nicht 
ausfüllen kann, sollten andere Unterbringungsmöglichkeiten, insbeson-
dere auch in Pflege- und Adoptivfamilien, in Betracht gezogen wer-
den.....« (Riad-Leitlinie 14)

2.3.3  Pflegekinderwesen

Das Pflegekinderwesen hat an Bedeutung sehr gewonnen seit die türki-
sche Regierung 1995 die UN-Kinderrechtskonvention ratifiziert hat. Es 
orientiert sich an den Richtlinien von 1993.
Erste Versuche mit Pflegschaftsstellen gab es bereits seit 1949, diese 
wurden 1952 fortentwickelt. Ziel von Pflegschaft ist es, angemessenen 
Schutz für solche Kinder bereitzustellen, die nicht länger zuhause leben 
können oder die kein Zuhause mehr haben. Pflegefamilien fördern die 
Kinder und bieten ihnen gleichzeitig die Chance, weiterhin Kontakte zur 
Herkunftsfamilie, zur Schule und zu ihrem bisherigen sozialen Umfeld zu 
behalten. So werden nicht nur die Kinder unterstützt, sondern auch ihre 
Not leidenden Familien.
Derzeit werden 575 Kinder im Pflegekinderwesen betreut. Die betreuen-
den Familien erhalten pro Kind eine angemessene Vergütung. Maximal 
drei Kinder können zur gleichen Zeit in einer Pflegefamilie untergebracht 
werden.
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2.3.4  Adoption

Eine andere Möglichkeit des Kinderschutzes ist die Adoption. In Anleh-
nung an § 21 der UN-Kinderrechtskonvention sollen »Vertragsstaaten, 
die das System der Adoption anerkennen oder zulassen, gewährleisten, 
dass dem Wohl des Kindes bei der Adoption die höchste Bedeutung 
zugemessen wird«. Adoptionen stehen unter Aufsicht der Behörde für 
soziale Dienste und Kinderschutz und können nur mit Zustimmung des 
Gerichts beschlossen werden.
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch müssen Personen, die eine Adoption 
beantragen, älter als 30 Jahre oder mehr als fünf Jahre verheiratet sein. 
Im Jahre 2003 wurden 419 Kinder von Familien adoptiert. Nach Angaben 
der Behörde für soziale Dienste und Kinderschutz befanden sich am Ende 
des Jahres 2003 etwa 7400 Kinder in Adoptionen.

2.3.5  Kinderheime

Als letzte Lösung für Kinder, die nicht in Pflegschaft oder Adoption ver-
mittelt werden können, bleiben die Kinderheime. Diese staatlichen Heime 
sind stationäre soziale Einrichtungen, in denen die physische, erzieheri-
sche, psychologische und soziale Entwicklung von Kindern zwischen null 
und zwölf Jahren gefördert werden soll. Derzeit sind mehr als 9000 
Kinder in 86 Heimen untergebracht.

2.3.6  Projekt zur Reduzierung nachteiliger Effekte der Heimunterbringung

Die meisten Heimkinder sind zwischen fünf und zwölf Jahre alt. Weil sie 
in den Heimen mit mehr als 100 Gleichaltrigen zusammenleben, werden 
sie dort leider mit sozialen und psychischen Problemen konfrontiert, die 
ihnen die Integration in die Gesellschaft zusätzlich erschweren. Viele 
werden drogenabhängig, zu Straßenkindern oder kriminell, wenn sie die 
Heime verlassen. Ein Projekt mit Namen »Sevgi Evleri Projesi«9 wurde 
nicht nur im Hinblick auf diese Entwicklungen eingeführt, sondern auch, 
um angemessene Angebote für die wirklichen Bedürfnisse der Kinder zu 
machen. In den Einrichtungen dieses Projektes leben sie in kleineren und 
unabhängigen Einheiten von vier, sechs oder maximal acht Kindern. Jedes 
Heim hat eine verantwortliche Mutter und Fachkräfte aus Medizin, Psy-
chologie, Pädagogik sowie Sozialarbeit. Die psychosoziale Erziehung der 

9 Projekt der Zuneigung 
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Kinder wird beobachtet. Soziales und kulturelles Training sowie Aktivitä-
ten im Freizeitbereich werden angeboten. Daneben wird in einigen Hei-
men auch ökologische Landwirtschaft betrieben. Derzeit leben 196 Kin-
der in 38 Heimen.

2.3.7  Kinder- und Jugendzentren

Kinder- und Jugendzentren sind stationäre und ambulante soziale Ange-
bote, die Kinder und ihre Familien mit Beratung und Hilfeangeboten 
unterstützen. In diesen Zentren untersuchen Fachkräfte aus Sozialarbeit 
und Psychologie die Familiensituation und den psychischen, sozialen und 
erzieherischen Zustand jedes Kindes.
Laut Auskunft der 39 Kinder- und Jugendzentren erreichten sie im Jahr 
2003 mit ihren Angeboten 33.247 Kinder, im Januar 2005 waren es 
bereits 43 Einrichtungen, die 41.982 Kinder erreichten.
Die Kosten pro Kind, das in einer öffentlichen Institution gefördert wird, 
lagen bis zum Juli 2005 monatlich ca. bei 200-225 neue türkische Lira 
(ca. 130 - 140 €), danach bei ca. 160 neue türkische Lira (ca. 100 €). Die 
Behörde für soziale Dienste und Kinderschutz entwickelt derzeit ein 
Projekt, das die Zahlungen pro Familie auf 200 Millionen Lira steigert. So 
können, statt ein Kind ins Heim zu schicken, drei Kinder nahe der Familie 
unterstützt werden. Durch dieses Projekt, das 2005 beginnen soll, wer-
den Kinder nicht mehr von ihren Familien getrennt.

2.4  Medien und frühe Prävention

Die Medien müssen sich stärker als bisher ihrer herausragenden sozialen 
Rolle und Verantwortung im Kontext der frühen Prävention bewusst 
werden. Deshalb sollten die Medien statt Pornografie, Drogen und Ge-
walt zu verbreiten, stärker über bestehende Hilfen und Angebote für 
Kinder informieren. 
Prinzipiell unterstützen in der Türkei die Medien und insbesondere das 
Fernsehen die Entwicklung von Kindern, indem sie kindgerechte Informa-
tionen liefern und die Rechte von Kindern unterstützen.
Das Gesetz zum Schutz der Kinder vor schädlichen Veröffentlichungen, 
vor allen Dingen Pornografie, und das Pressegesetz von 2004 bieten 
einige Möglichkeiten, um die negativen Auswirkungen solcher Veröffent-
lichungen für Kinder zu vermeiden. Darüber hinaus hat das oberste Kon-
trollgremium für Radio und Fernsehen Möglichkeiten der legalen Kontrol-
le, um schädliche Auswirkungen der Programme auf die Kinder zu 
verhindern. 
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3  Ausgewählte Präventionsprojekte

Um die Entwicklungen in der Türkei etwas anschaulicher zu machen, 
sollen einige Projekte, die im Rahmen jugendpolititscher Programme für 
den Kinderschutz entwickelt worden sind und die indirekt die frühe 
Prävention unterstützen, vorgestellt werden.

3.1   Projekt zur Kinderbetreuung sowie zu Entwicklung und Schutz von Kindern und 
Jugendlichen

Staatliche Verfassungsorgane versuchen die UN-Kinderrechtskonvention 
mit ihren Prinzipien und Forderungen in der Türkei zu etablieren. In der 
Türkei ist die Behörde für soziale Dienste und Kinderschutz für die Um-
setzung der Konvention verantwortlich.
Mit Blick auf Artikel 28 der UN-Kinderrechtskonvention, der das Recht 
auf Erziehung betont, wird ein Projekt für Kinderbetreuung sowie für 
Entwicklung und Schutz von Kindern und Jugendlichen entwickelt. Ziele 
des Projektes sind die Förderung von Vorschulerziehung, regelmäßigem 
Schulbesuch und die Reduzierung von Schulversagen. Zielgruppen des 
Projekts sind Kinder über sieben Jahre, die nicht zur Schule gehen und 
Kinder, die keine Vorschulerziehung hatten. Das Projekt wird von der 
Leitung der Behörde für soziale Dienste und Kinderschutz gemeinsam mit 
dem Amt des Gouverneurs in Kooperation mit öffentlichen Einrichtun-
gen, Niederlassungen internationaler Organisationen, Universitäten, 
lokalen Behörden sowie NGOs durchgeführt.
Ein weiteres Projekt, mit dem Vorschulerziehung ausgebaut und Kinder-
gärten eingerichtet werden sollen, wird von der Weltbank finanziert.

3.2  Das Projekt »Mobiler Kindergarten« 

Dieses Projekt wird vom Ministerium für nationale Erziehung gefördert. 
Zielgruppe sind Kinder, die keine Vorschulerziehung erreichen können. 
Sie werden mit einem Bus aufgesucht, indem die Vorschulerziehung dann 
vor Ort durchgeführt wird. Dieser ist mit entsprechender Ausstattung wie 
Spielzeug und Übungsmaterial versehen.
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3.3   Trainingsprogramm für Familien und Kinder (Family and Child Training  
Programme – FACT)

UNICEF hat ein Programm zur Unterstützung und Beobachtung der Ent-
wicklung in der frühen Kindheit erarbeitet. Der Zuschnitt der Aktivitäten 
soll das Überleben, den Schutz und die Entwicklung aller Kinder sichern. 
Ziele des Projektes sind, Entwicklungsverzögerungen bei Kindern zu 
reduzieren, das Trainingsprogramm in allen Bereichen zu etablieren und 
zu verbreiten und vorhandene Projekte zu unterstützen und zu ergänzen. 
Das Programm soll die körperliche, soziale, emotionale und kognitive 
Entwicklung der Kinder fördern, die Vorschulerziehung verbessern, den 
Schulbesuch und das Lernverhalten der Kinder fördern.
Die Stiftung für das Trainingsprogramm und die Behörde für soziale Diens-
te und Kinderschutz haben einen Vertrag für ein Projekt unterzeichnet, in 
dem es um Vorschultraining für Eltern und Kinder geht. Damit soll die 
kognitive Entwicklung der Kinder zwischen fünf und sechs Jahren gefördert 
und die Zusammenarbeit von Schule und Elternhaus gesichert werden. 
Derzeit läuft ein Pilotprojekt, Ergebnisse sind erst in einiger Zeit zu erwarten.

3.4  Schutz von Straßenkindern

Mit diesem Programm soll die Zahl der Straßenkinder reduziert werden, 
indem ihre Umgebung sicherer gemacht wird und sie die notwendigen 
Fähigkeiten für eine Wiedereingliederung in die Gesellschaft erwerben. 
Das Projekt setzt sich auch für die vollständige Anpassung des türkischen 
Arbeitsrechts an die UN-Kinderrechtskonvention ein.

3.5   Gezielte finanzielle Förderung im Rahmen des Projektes zur Reduzierung  
sozialer Risiken

2001 hat in der Türkei zusammen mit einem Projekt zur Reduzierung 
sozialer Risiken ein bedingter Finanztransfer begonnen. Der Transfer 
richtet sich an die ärmsten 6 % der Bevölkerung und will deren Zugang 
zu den wesentlichen Gesundheits- und Erziehungseinrichtungen fördern.
Um die regelmäßigen Gesundheitskontrollen der Kinder zwischen null 
und sechs Jahren zu fördern, wird den armen Familien ein Geldbetrag zur 
Verfügung gestellt. Darüber hinaus erhalten diese Familien einen Zu-
schuss, um die Bildung der Kinder zu verbessern. So werden z. B. in 
öffentlichen Schulen Schulbücher vom Ministerium für nationale Bildung 
kostenlos zur Verfügung gestellt.
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3.6  Schutznetzwerk

In diesem Projekt arbeiten Pflegestellen der Behörde für soziale Dienste 
und Kinderschutz eng mit privaten und öffentlichen Tagespflegestellen 
und Kinderkrippen zusammen. So können Kinder zwischen null und 
sechs Jahren mit Schutzbedarf, die in den Pflegestellen der Behörde 
untergebracht sind, manchmal entfernt von ihren eigentlich zuständigen 
Zentren in anderen privaten oder öffentlichen Einrichtungen oder Kinder-
krippen untergebracht werden. Dadurch können die Kinder ihr alltägli-
ches Leben hinter sich lassen und in einem anderen Umfeld, das ihre 
körperliche, kognitive, soziale, emotionale und kulturelle Entwicklung 
fördert, leben.

3.7  Rechtserziehung

Ein anderes Projekt für frühe Prävention wurde von der Istanbuler An-
waltskammer entwickelt. In diesem Projekt wurde Studentinnen und 
Studenten ein Papier gegeben, in dem Gesetzesverstöße, die häufig von 
Kindern begangen worden waren, und die darauf ausgesprochenen 
Strafen dargestellt wurden. Sie forderten Kinder auf, die in den Texten 
beschriebenen Situationen zu kommentieren. Ein Ergebnis war, dass 
Kinder durchaus in der Lage sind, das Strafbare der Tat zu erkennen und 
die Strafe zu verstehen.

3.8  Die Kampagne zur Mädchenerziehung

»Auf geht’s Mädchen!« – so heißt die Kampagne in der Türkei – wurde 
von UNICEF und dem türkischen Ministerium für nationale Bildung auf 
den Weg gebracht. Ziel der Kampagne ist es, die Gleichberechtigung der 
Geschlechter bei der Schuleinschreibung bis Ende 2005 zu erreichen. Mit 
dem Angebot qualifizierter Grundbildung sollen alle Mädchen in den 53 
Provinzen gefördert werden, in denen der Schulbesuch der Mädchen am 
niedrigsten liegt. Sie soll auch dazu dienen, Verantwortliche der Provin-
zen und Distrikte in verschiedenen Ministerien, wie z. B. aus den Berei-
chen Inneres, Bildung, religiöse Angelegenheiten, Gesundheit, Landwirt-
schaft sowie in den sozialen Diensten und Kinderschutzeinrichtungen, zu 
informieren und zu mobilisieren.
Sowohl elektronische als auch Print-Medien wurden auf lokaler und 
nationaler Ebene miteinbezogen. Prominente beteiligten sich mit TV-
Spots. Die Kampagne läuft noch.
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Im Bereich der frühen Prävention werden alle diese Programme grund-
sätzlich von den NGOs unterstützt. Die Jugendrechtskommission in der 
Anwaltskammer versucht, besonderes Augenmerk auf die Rechte der 
Kinder zu legen und somit Projekte zu unterstützen. So hat z. B. die 
Anwaltskammer in Diyarbakir mit Mitteln der EU ein Projekt zur Unter-
stützung von Risikogruppen entwickelt, durch das frühe Prävention er-
reicht werden soll.

4  Schlussbemerkung

Seit die Türkei die UN-Kinderrechtskonvention 1995 ratifiziert hat, wurde 
vieles unternommen, um das Kindeswohl zu sichern. Die Türkei befindet 
sich in einem politischen und sozialen Transformationsprozess. In diesem 
Prozess will sie die Sozialpolitik für Kinder fortentwickeln und alle not-
wendigen Maßnahmen im besten Interesse der Kinder ergreifen, ein-
schließlich gesetzlicher, administrativer, sozialer und bildungspolitischer 
Maßnahmen. Dabei werden die weltweit gültigen Standards, besonders 
die Normen der UN-Kinderrechtskonvention, berücksichtigt. Der Erfolg 
früher Prävention hängt vom Erreichen der Maßnahmen ab. Das Wohler-
gehen der Kinder von früher Kindheit an muss der Maßstab aller präven-
tiven Programme sein.
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Ungarn

Maria Herczog

Frühe Prävention: Politik und Praxis in Ungarn

Die Vorstellung, dass frühe Prävention eine gesellschaftliche Aufgabe und 
Intervention sowie Repression vorzuziehen ist, gilt auch für Ungarn. Die 
Realisierung geht meist über eine bessere soziale Einbindung, den Abbau 
von Armut, die Stärkung der Persönlichkeit und den Ausbau von Bildung. 
Eltern sollen besser unterstützt, Schulprogramme eingeführt und das 
öffentliche Gesundheitswesen mit speziellen Programmen qualifiziert 
werden. Häufig geht es um die Entwicklung von breit ansetzenden Pro-
grammen, es gibt aber auch spezialisierte Programme in Bereichen wie 
Kriminalität, Drogenmissbrauch, Misshandlung und Vernachlässigung. 
Eine wichtige Frage ist, ob Prävention alle erreichen möchte oder nur 
spezielle Zielgruppen – z. B. Risikogruppen.

In Ungarn wird die Debatte über diese Themen noch nicht mit der nöti-
gen Tiefe und nicht weit genug geführt, trotz vieler Anstrengungen auf 
allen Ebenen. In vielen Fällen bleiben die Anstrengungen unverbunden 
und oft wissen gerade diejenigen, die die Programme umsetzen, nichts 
über deren breiteren Kontext, die Perspektiven und die erreichbaren 
Ziele.
Eine Darstellung der Entwicklung des ungarischen Hilfesystems seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs würde den Rahmen dieses Beitrags spren-
gen. Deshalb beschränkt sich dieser Beitrag im Großen und Ganzen auf 
die Entwicklung nach der politischen Wende 1989, auch wenn die heuti-
ge Praxis ohne detaillierte Kenntnisse des historischen Hintergrunds kaum 
zu verstehen ist.

Im Folgenden konzentriert sich der Beitrag auf junge Kinder, auch wenn 
man in Ungarn alle Null- bis 18-Jährigen in Übereinstimmung mit der UN-
Kinderrechtskonvention als Kinder bezeichnet und das Strafmündigkeits-
alter bei 14 Jahren liegt.
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1  Familienstruktur und Hilfe

Im Sozialismus wurde den unterschiedlichen Wünschen und Zielen von 
Partei und Regierung folgend ein starkes Hilfesystem für Familien entwi-
ckelt. An erster Stelle stand die Vollbeschäftigung für Männer und Frauen 
und die Arbeitslosigkeit wurde für überwunden erklärt. Zusätzlich gab es 
viele weitere Hilfen durch den »guten Staat«. Eng verbunden mit der seit 
Beginn der 60er-Jahre sinkenden Geburtenrate wurde ein großzügiges 
Hilfesystem für Familien geschaffen. Die Kosten für Kinderbetreuung, 
Kinderbekleidung, Lebensmittel und Bildung wurden vom Staat bezu-
schusst und so wurden im Prinzip bessere Chancen für Eltern geschaffen, 
Kinder unter guten Bedingungen aufziehen zu können. Auch wenn diese 
Politik immer umstritten war, wenn Forschung deren ideologischen Cha-
rakter nachwies und nicht alle Elemente gleichermaßen effektiv waren, 
die ungarische Sozialpolitik hat dennoch viel erreicht. 

Die Scheidungsraten sind in den letzten vierzig Jahren dramatisch gestie-
gen. Heutzutage zerbricht jede zweite Ehe und 25 % der Kinder werden 
außerehelich, meist in eheähnlichen Gemeinschaften, geboren. Schei-
dung, eheähnliche Gemeinschaft und außereheliche Geburt sind inzwi-
schen kein Grund mehr für Stigmatisierungen. Sie können aber für das 
Kind erhöhte Risiken bedeuten, wenn das System keine speziellen Pro-
gramme hat, um jungen Menschen und Paaren dabei zu helfen, verant-
wortungsvoll Entscheidungen zu treffen, mit der Situation zurechtzukom-
men sowie kompetente Eltern zu sein.

Noch 1989 hat die Regierung nahezu 4 % des Bruttoinlandproduktes für 
die Unterstützung von Familien ausgegeben, dies wurde aber deutlich 
auf 1,7 % im Jahr 2000 reduziert. Während Familien, die nach 1999 
Kinder bekamen, einige Steuererleichterungen gewährt wurden, blieben 
die Ausgaben für Familien unter dem Niveau von 1989. Die politisch-
ideologische Debatte beschäftigte sich in diesem Zusammenhang mit der 
Frage, welchen Familien mehr Hilfen zustehen solle und in welcher Form: 
den armen oder denen, die »bereit sind zu arbeiten«?

Die Geburtenrate fiel mehrere Jahrzehnte lang steil ab, von 1,86 im Jahr 
1991 auf einen Tiefstand von 1,29 im Jahr 1999, dann stieg sie 2001 
wieder leicht auf 1,32. Die Zahl der beschäftigten Frauen und Männer 
nahm direkt nach den Veränderungen von 1989 stark ab, ist in letzter 
Zeit aber wieder gestiegen. Der zentrale Ausweg für 1,5 Millionen Men-
schen war der Wechsel in die Invaliden-Rente, darunter waren auch 
solche Arbeitslose, die sich aufgrund der Hoffnungslosigkeit, einen Job 
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zu finden, beim Arbeitsamt gar nicht registrieren ließen. Der politische 
und wirtschaftliche Wandel führte zu einer starken Veränderung der Rolle 
des Staates. Er bevormundet die Bürger nicht länger, sondern entlässt sie 
in die Eigenverantwortung. Trotzdem bleibt die Politik uneindeutig, denn 
alle Regierungen versprechen gleichzeitig mehr Unterstützung und Hilfen 
für Bedürftige.

Die Hilfen für Familien können in finanzielle Hilfen und in Sachleistungen 
unterschieden werden. Sachleistungen sind einkommensabhängig. Unab-
hängig von vorheriger Beschäftigung oder von Ansprüchen an die Sozial-
versicherung haben Familien aber Anspruch auf finanzielle Hilfen. Der 
Familienzuschuss hängt von der Zahl der Kinder und dem Status der 
Erziehungsberechtigten ab. Z. B. erhalten Alleinerziehende und Eltern von 
behinderten Kindern mehr oder länger finanzielle Unterstützung. 1967 
wurde eine besondere Form der Familienhilfe eingeführt, nach der Müt-
ter drei Jahre bezahlt zu Hause bleiben konnten. Dies wurde als perfekte 
Art der Frühprävention angesehen, die die Bindung zwischen den Klein-
kindern und ihren Müttern stärkt. Ein anderer Grund für die Einführung 
des Kinderzuschusses war, Familien zu ermutigen, mehr Kinder zu haben; 
versteckte Absicht war, viele unausgebildete Frauen vom enger geworde-
nen Arbeitsmarkt als „unbrauchbar“ fernzuhalten. Später wurde eine 
neue Art des Kinderzuschusses eingeführt, der auch Akademiker- und 
Mittelschicht-Mütter bewegen sollte, zu Hause zu bleiben und Kinder zu 
haben. Zunächst war der Zuschuss sehr niedrig (umgerechnet auf heute 
entsprach er etwa der Grundversorgung von monatlich ca. 100 €), aktu-
ell entspricht er 75 % des letzten Einkommens. Beide Zuschüsse können 
von Vätern und Müttern in Anspruch genommen werden, aber die An-
zahl der Väter, die zu Hause bleiben, war sehr gering.

Trotz aller Versuche, die Familien zu stärken und es Müttern bzw. Vätern 
zu ermöglichen, mit den Kleinkindern zu Hause zu bleiben, führte dies 
aus unterschiedlichen Gründen nicht zu einer angemessenen Praxis in der 
Kindererziehung:
  Wegen mangelnder Vorbereitung und Unterstützung bei der Entwick-

lung elterlicher Fähigkeiten;
  Wegen emotionaler und ökonomischer Isolation;
  Weil Väter das niedrigere Einkommen kompensieren müssen;
  Wegen mangelnder Unterstützung der Gemeinschaft;
  Wegen mangelnder Wahlmöglichkeiten – es gibt nur wenige Betreu-

ungsmöglichkeiten für Kinder unter drei Jahren.
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Nur 9 % aller Kinder unter drei Jahren können in öffentlichen Kinderkrip-
pen untergebracht werden und bis jetzt hat sich keine private oder nicht-
kommerzielle Kinderbetreuung entwickelt. Die Tagespflege in (fremden) 
Familien wurde 1993 geregelt, hat sich aber seither nicht wesentlich 
weiterentwickelt. Die wichtigste Möglichkeit für die frühe Prävention war 
immer der qualitativ hochwertige Kindergarten für Kinder im Alter von 
drei bis sechs Jahren. 87 % aller Kinder dieser Altersgruppe besuchen 
einen solchen, dort werden sie von mehr als vier Jahre lang ausgebilde-
ten Kindergärtnerinnen und Kindergärtnern betreut. Es gibt täglich drei 
Mahlzeiten und die Gebühren sind, abhängig vom Einkommen der Eltern 
und der Familiensituation, relativ gering.

Im Jahr 2004 wurden in insgesamt 523 Kinderbetreuungszentren fast 
30.000 Kinder betreut und dies bedeutet - verglichen mit 1980 - einen 
dramatischen Rückgang des Angebots auf weniger als die Hälfte bei den 
Einrichtungen und den Kindern. Das Angebot an Kinderbetreuungsplät-
zen hat von 13,7 pro 100 Kindern im Jahr 1990 auf nur 8,5 pro 100 
Kinder im Jahr 1996 abgenommen. Seitdem ist die Anzahl der Plätze 
weitgehend konstant geblieben.

Nahezu alle Kinderbetreuungsprogramme werden von den örtlichen 
Verwaltungen angeboten. Sie sind gesetzlich verpflichtet, Kinderbetreu-
ung für Familien und Kinder bereitzustellen, die diese brauchen. Die in 
der Kinderbetreuung Beschäftigten sind überwiegend ausgebildet (mehr 
als 90 % in den letzten Jahren) und sie betreuen durchschnittlich 6,1 
Kinder (der angestrebte Durchschnitt liegt bei 5,1). Normalerweise sind 
zwei Gruppen in einem Raum untergebracht, d.h. es sind in der Regel 
zehn bis zwölf Kinder in einem Raum. Oft gehören zwei Räume mit vier 
Beschäftigten zusammen. Die Gruppen teilen sich dann eine zusätzliche 
Person, die für die Instandhaltung der Räume und das Ausliefern des 
Essens zuständig ist. Kinderbetreuungseinrichtungen haben in der Regel 
acht bis zehn Stunden am Tag geöffnet.

Weil seit den 50er Jahren meist beide Eltern zum Familieneinkommen 
beigetragen haben, sind die Horte sehr gut entwickelt. Nach der Wende 
hatten die zuständigen örtlichen Behörden und die Schulen Schwierig-
keiten, die Horte zu finanzieren, sodass sie die Kostenfreiheit abschaffen 
mussten.

Das Ministerium für Jugend, Familie, Soziale Angelegenheiten und 
Gleichberechtigung ist in Ungarn auf nationaler Ebene für die Kinderbe-
treuung zuständig. Durch die Gesetze, die die Angebote für Kinder und 
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Familien regeln sowie durch die Politik, mit der diese Gesetze durchge-
setzt werden, bestimmt das Ministerium den Rahmen der Kinderbetreu-
ung im ganzen Land. Die öffentlichen Behörden und die örtliche Verwal-
tung haben gemeinsam mit dem »Nationalen Institut für Familie und 
Sozialpolitik«, mit den methodologischen Zentren oder den zugelassenen 
Expertinnen und Experten für Kinderbetreuung die Aufgabe, die Einrich-
tungen der Kinderbetreuung zu überprüfen und auf die Einhaltung der 
Bestimmungen zu achten.

Die Kosten für die Kinderbetreuung setzen sich insgesamt aus staatlichen 
und kommunalen Mitteln sowie durch einen Eigenbeitrag der Eltern 
zusammen. Der Staat stellt einen Grundbetrag für jeden Kinderbetreu-
ungsplatz bereit. Die Höhe wird jährlich im Haushalt festgelegt und trägt 
ungefähr 25 - 30 % der betrieblichen Kosten. Die Kommunen sind gesetz-
lich verpflichtet, die Kinderbetreuung zu fördern und müssen deshalb 
fast die gesamten restlichen Kosten tragen. Seit Januar 2004 werden in 
den Einrichtungen kostenlose Mahlzeiten für Kinder aus einkommens-
schwachen Familien angeboten. In der Tagespflege übernimmt die Regie-
rung seit 2003 die betrieblichen Kosten, wenn die Einrichtung durch die 
Kommune betrieben wird.

Die dramatischsten Kürzungen im Bereich der Kinderbetreuung haben in 
Ungarn die ländlichen Gebiete betroffen. In kleinen ländlichen Gemein-
den mit weniger als 2000 Einwohnern, in denen ca. 17 % der ungari-
schen Bevölkerung leben, gibt es in der Regel weder Einrichtungen für 
die Kinderbetreuung noch Kindergärten. Dort leben zu wenige Kinder, 
um eine Einrichtung unterhalten zu können und / oder es fehlt die nötige 
Fachkompetenz, um Angebote für die frühe Kindheit anzubieten. Außer-
dem sind viele Eltern zu arm, um Beiträge leisten zu können, und die 
Alternative, Kinder in größere Orte zu fahren, ist zu teuer und inakzepta-
bel. In den auf dem Land vorhandenen kleinen Einrichtungen gibt es ein 
Problem, wenn Erzieherinnen an Schulungen teilnehmen wollen. Weil 
dies immer wieder zu zeitweiligen Schließungen der Einrichtungen führ-
te, haben sich schließlich in einigen Bezirken Einrichtungen vernetzt, um 
Schulungen vor Ort anzubieten und die Vertretungsproblematik zu lösen. 
Aber die Effektivität solcher Kooperationen hängt im Wesentlichen von 
den Kompetenzen und Einstellungen der lokalen Betreiber ab. Aus die-
sem Grund fehlen in vielen Gruppen zumindest zeitweise Erzieherinnen.

Ethnische Minderheiten sind in Ungarn grundsätzlich gut geschützt. Das 
Minderheiten-Gesetz von 1993 gilt als eines der umfassendsten europäi-
schen Gesetze zum Schutz individueller und kollektiver Rechte. Es gibt 
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den ethnischen Minderheiten die Möglichkeit, dort, wo viele von ihnen 
wohnen, Selbstverwaltungen einzuführen. Auch ihre Kinder haben viele 
Vorteile. Einrichtungen mit Kindern aus ethnischen Minderheiten können 
spezielle staatliche Förderungen für die Spracherziehung erhalten und, 
wie z. B. bei den Roma, für die Überlieferung ihrer Kultur, die Pflege der 
Traditionen oder den ausgleichenden ungarischen Sprachunterricht. Es 
gibt ebenfalls Zuschüsse für die Einbeziehung von Kindern aus benachtei-
ligten Verhältnissen oder mit Behinderungen in die Regeleinrichtungen.

Ein wichtiges Vorhaben der Regierung sind Gleichberechtigung und 
Integration der Kinder aus Roma-Familien. Dies gestaltet sich aber 
schwierig, denn die Geschichte der Roma, ihre Position auf dem Arbeits-
markt und ihr sozioökonomischer Status führen zu Problemen unter-
einander und mit der ungarischen Bevölkerung. Es gab immer wieder 
Enttäuschungen bei dem Versuch der Roma, sich in die ungarische Ge-
sellschaft und Erziehung zu integrieren. Unter den Roma scheint es  
Widerstand gegen die Betreuung ihrer kleinen Kinder in außerfamiliären 
Institutionen zu geben. Eine beachtliche Anzahl von Roma-Kindern be-
sucht bis zum fünften Lebensjahr keinen Kindergarten. Mehr als ein 
Drittel sind aus unterschiedlichen Gründen aus den ungarischen Grund- 
und Hauptschulen ausgeschlossen. Seit 1990 hat dieses Problem sogar 
zugenommen, mit 15 oder 16 Jahren sind bereits über die Hälfte der 
Roma aus dem Bildungssystem herausgefallen und nur 24 % beenden  
die Hauptschule.

Ungefähr Mitte der achtziger Jahre wuchs in Einrichtungen für Kinder mit 
besonderem Förderbedarf oder Behinderungen langsam die Erkenntnis, 
dass diese Kinder ein Recht darauf haben, gemeinsam mit nicht-behin-
derten Gleichaltrigen unterrichtet zu werden – wie in der UN-Kinder-
rechtskonvention gefordert. Trotzdem besuchten 2001 weniger als 600 
Kinder mit besonderem Förderbedarf Integrationseinrichtungen und 
weniger als die Hälfte davon Einrichtungen mit voller Integration. Ähnli-
ches gilt für die Kindergärten, in denen getrennte Angebote die Regel 
sind.

Obwohl es in Ungarn im Allgemeinen ausreichend Forschung und Evalua-
tion gibt, fehlen sie für die drängenden Herausforderungen in frühkind-
licher Erziehung und Pflege. Es gibt einige allgemeine Statistiken über 
Kleinkinder, aber es fehlen detailliertere Daten und Analysen, mit denen 
gut abgestimmte Forschungen möglich wären.
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Bedarfsorientierte Politik für Kinder setzt ausreichendes Wissen über die 
soziale Lage der Familien voraus. Dieses kann Unterschiede bei der Nach-
frage nach frühkindlichen Angeboten erhellen. Die Sammlung von quan-
titativen Basisdaten über Kleinkinder ist ein erster Schritt in Richtung des 
Aufbaus von Datenbanken für politisches Handeln.

Und schließlich müssen Forschungsergebnisse effektiv verbreitet und 
Beispiele guter Praxis an verschiedene Zielgruppen vermittelt werden. Die 
Regierung sollte innovative örtliche und gemeinwesenorientierte Initiati-
ven unterstützen, um ihnen langfristiges Arbeiten zu ermöglichen und 
Erfahrungen national und international zu verbreiten. Nationale oder 
internationale Beobachtungszentren und Institute zur frühen Kindheit, 
Netzwerke und Expertengruppen sowie regelmäßige Treffen und Mög-
lichkeiten für länderübergreifende Dialoge und Forschungen können 
dazu beitragen, den Einfluss verschiedener politischer Initiativen zu über-
prüfen und die Verbesserung politischer Entwicklungen zu unterstützen.

Zum ersten Mal seit Jahrzehnten gibt es in Ungarn Schwierigkeiten, 
fachlich qualifiziertes Personal für die Kinderbetreuung zu finden. Es wird 
deutlich, dass die Einkommen zu niedrig und die Arbeitszeiten zu lang 
sind, um mit anderen Einrichtungen oder dem privaten Sektor konkurrie-
ren zu können. Dies wird in den kommenden Jahren noch schwieriger, 
wenn die älteren Beschäftigten in den Ruhestand gehen. Eine Reform des 
Berufsbildes der Kinderbetreuung scheint aus Sicht von Personalplanung 
und Fachlichkeit dringend erforderlich. Der bestehende Mix von hoch-
qualifizierten Fachkräften (20 %) und weniger qualifizierten Beschäftigten 
(80 %, davon einige ohne Ausbildung) gibt Grund zur Sorge.

2  Anzeigepflicht

Zurzeit können alle Bürger oder nichtstaatlichen Organisationen Fälle von 
Kindesmisshandlung anzeigen, es gibt aber keine rechtliche Verpflichtung 
dazu. Nur wenn die Zeugen Verantwortung für das Aufwachsen des 
Kindes tragen, wie z. B. Eltern, Verwandte, Lehrkräfte oder sonstige 
betreuende Personen, hat dies Konsequenzen.

Auf der anderen Seite haben Fachkräfte im Sozial-, Gesundheits- und 
Bildungswesen, in der Justiz, der Kinder- und Jugendhilfe, im kinderärztli-
chen Bereich, in der Pädagogik, der Polizei und bei Gericht die Verpflich-
tung, den Verdacht auf oder die Kindesmisshandlung selbst anzuzeigen. 
Auch wenn die Nicht-Anzeige keine Strafe nach sich zieht, funktioniert 
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dieses System grundsätzlich, selbst in Fällen von Kinderdelinquenz, die als 
»Risikofaktor« angesehen wird.

Die Ansichten über eine solche Pflicht zur Meldung bei Kindesmisshand-
lung gehen auseinander. Einige sprechen sich für die sofortige Einfüh-
rung dieser Pflicht als ein Mittel des Kinderschutzes aus. Andere (vor 
allem pädagogische Fachkräfte) sind dagegen, weil es die ohnehin knap-
pen Ressourcen von Hilfeangeboten für Familien und gefährdete Kinder 
abzieht. Der Mangel an Abstimmung, Kooperation und das falsche Ver-
ständnis der Definition von „geheimen“ und „persönlichen, sensiblen 
Daten“ sind die größten Hindernisse.

3  Schwerpunkt der frühen Prävention: Gesundheitsfürsorge

In Ungarn hat die Gesundheitsfürsorge eine lange Geschichte. 1915 
wurde die Stefania Alience für arme und sozial benachteiligte Familien 
und Nachbarschaften gegründet, damit Familien mit kleinen Kindern 
mehr über Gesundheit, Hygiene und Kindererziehung lernen. In den 
20er-Jahren wurde ein breiteres Netzwerk des »Grünen Kreuzes« ein-
gerichtet, das auch andere Dienstleistungen anbot. Nach dem zweiten 
Weltkrieg wurde ein sowjetisches Modell übernommen, in dem alle 
Familien mit kleinen Kindern aufgesucht wurden.

Die Beschäftigten in der Gesundheitsfürsorge hatten früher eine zweijäh-
rige Ausbildung, seit den 70er-Jahren gab es eine vierjährige Universitäts-
ausbildung. Gelehrt wurden hauptsächlich gesundheitsbezogene Inhalte 
wie z. B. Anatomie; die Ausbildung ist medizinisch orientiert und manch-
mal sind die Schulen Teil der medizinischen Fakultäten.

Seit über fünfzig Jahren ist die Gesundheitsfürsorge gesetzlich verpflich-
tet, Familien mit Neugeborenen innerhalb von 24 Stunden nach der 
Entlassung aus dem Krankenhaus zu besuchen. Bis heute ist sie für Kin-
der unter 14 Jahren zuständig, aber die regelmäßigen Kontakte werden 
nach dem dritten Lebensjahr seltener.

Die Gesundheitsfürsorge muss Familien unabhängig von deren Bedürfnis-
sen und Status regelmäßig aufsuchen. Früher wurde in Zusammenarbeit 
mit den örtlichen Kinderärzten und Kinderärztinnen ein professionelles 
Team gebildet, das Kinder und Familien zusätzlich unterstützen konnte. 
Das Team hatte Informationen über alle gesundheitsbezogenen Aspekte 
wie z. B. Impfungen, Krankheiten, Alkoholismus in der Familie und oft 
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auch über soziale Probleme. Seit der Privatisierung des Gesundheitswe-
sens sind diese Netzwerke verschwunden, die Zusammenarbeit ist 
schwieriger geworden und viele Familien sind »verloren« gegangen. Die 
Professionellen vor Ort wissen nichts mehr über sie. Aus dieser Sicht 
waren, ungeachtet der Frage nach der persönlichen Willensfreiheit, Kon-
trolle und Dokumentation ein Vorteil des alten Regimes. Es wurde nicht 
gefragt, ob die professionelle Hilfe akzeptiert wurde oder nicht. Seit dem 
gesellschaftlichen Wandel verweigern immer mehr Familien der Gesund-
heitsfürsorge den Zutritt. Die Familien sind im Unklaren über die Rolle der 
Beschäftigten, deren Zuständigkeiten und Möglichkeiten. Diese besitzen 
keine Autorität und sind nicht geschult, Eltern zur Annahme der aufsu-
chenden Hilfen und Beratungen zu motivieren. Zudem sind sie nicht 
ausreichend in Kommunikation, neutralem Verhalten, partnerschaftlicher 
Hilfe, Psychologie sowie für den Umgang mit Misshandlung und Vernach-
lässigung von Kindern qualifiziert. 

Seit dem 1. Januar 2005 sind die Aufgaben der Gesundheitsfürsorge im 
Gesundheitsgesetz (No. 65/1990) geregelt. Frauen werden in der Famili-
enplanung, bei der Vorbereitung auf die Mutterschaft und während der 
Schwangerschaft unterstützt. Die Mütter von Neugeborenen bekommen 
während der ersten sechs Lebenswochen des Kindes Hilfe und Beratung 
in der Lebensführung, beim Stillen und in der Familienplanung. Die Kin-
der werden bis zum Alter von sechs Jahren beobachtet, dabei geht es 
weniger um medizinische als um soziale und pädagogische Aspekte, und 
die Familien werden aufgesucht. Es soll eine Basis geschaffen werden, 
um zielgerichtet helfen zu können. Wichtig sind eine gute Eltern-Kind-
Beziehung, stabile Grundlagen für die Kindererziehung und eine gesunde 
Lebensführung. Dies alles soll sich an der Entwicklung des Kindes orien-
tieren. Besondere Aufmerksamkeit soll den Hilfen für die psychosoziale 
Entwicklung von Neugeborenen, die durch gesundheitliche oder soziale 
Probleme gefährdet sind, gelten. Außerdem wird das Stillen gefördert 
und unterstützt. Als Konsequenz eines Screenings sollen Probleme an 
Ärztinnen und Ärzte weitergeleitet werden. Bei Gefährdung der Entwick-
lung des Kindes müssen diese und / oder das örtliche Kinderschutz-
Zentrum informiert werden und die Gesundheitsfürsorge muss sich inten-
siver um die Familie kümmern. Die Familie soll auch auf die Pflege von 
kranken Kleinkindern und Kindern vorbereitet werden. Vor allem behin-
derte, chronisch kranke oder verhaltensauffällige Kinder haben Anspruch 
auf Hilfe und Beratung. Auch das Impfen der Kinder soll gefördert wer-
den.
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Kindergärten und Schulen sollen unterstützt werden und müssen bei 
Misshandlung, Vernachlässigung oder selbstzerstörerischem Verhalten 
eines Kindes den Kinderärztinnen oder -ärzten und dem örtlichen Kinder-
schutz-Zentrum berichten.
Und schließlich sollen die Familien über die möglichen Formen finanzieller 
Unterstützung oder Sachleistungen informiert werden.

Beschäftigte der Gesundheitsfürsorge sind jeweils für etwa 250 Men-
schen (Kinder, Schwangere oder Kinder, die wegen Krankheit nicht zur 
Schule gehen) zuständig. Gibt es vor Ort keine Schulschwester, so muss 
deren Arbeit mit erledigt werden.

Eine der auffälligeren Veränderungen im Bereich der frühen Prävention 
ist die Tatsache, dass die Angebote für Kinder nach der Schule und in 
den Ferien abgenommen haben. Weil Eltern den Kindern während ihrer 
Arbeitszeit keine sichere Betreuung bieten können, ist deutlich zu erken-
nen, dass dies die problematischste Zeit für die Kinder ist. Ihnen werden 
keine organisierten und sinnvollen Freizeitaktivitäten angeboten, sie sind 
sich selbst überlassen, ohne zu wissen, was sie tun sollen.
Für die meisten Kinder ist das Fernsehen das Wichtigste in der Freizeit. 
Fernsehen ist nicht nur passives Verhalten, es liefert zudem auch keine 
brauchbaren Muster für die Freizeitgestaltung und ersetzt nicht die feh-
lende Anleitung und Unterstützung der Eltern. Die durch die lokale Ver-
waltung und die Schulen finanziell geförderten Angebote reichen bei 
weitem nicht aus.

Die am stärksten benachteiligten Gruppen von Kindern wie z. B. Arme, 
Roma oder Kinder mit Familienproblemen, Lernschwierigkeiten und 
Behinderungen erhalten keine angemessene Unterstützung. 

Soziale Arbeit an Schulen ist trotz des großen Bedarfs nicht weit verbrei-
tet, und die Lehrkräfte können oder wollen die benötigten präventiven 
Programme nicht einführen. Weil es wenige Fachkräfte für psychologi-
sche Betreuung oder Beratung gibt, bekommen die meisten Kinder nicht 
die Hilfe, die sie bräuchten. Sogar ernsthaft misshandelte Kinder und die, 
die bereits aus der Familie herausgenommen wurden, bekommen nicht 
die notwendigen therapeutischen Hilfen. Es ist also leicht zu verstehen, 
dass diejenigen, die keine rechtzeitige Hilfe erfahren, leicht zu Tätern 
oder Opfern werden.

Maria Herczog
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4  Frühe Prävention – Kriminalitätsprävention

Ungarn hat, wie andere Länder mit ähnlichen Umbruchserfahrungen, 
einen Anstieg der Kriminalität erlebt, besonders bei den Gewaltverbre-
chen und den Eigentumsdelikten. Trotz kontinuierlicher Anstrengungen 
von Polizei und Justiz nimmt die gefühlte öffentliche Sicherheit ab. Die 
Notwendigkeit einer Strategie der Kriminalitätsprävention wurde im 
Oktober 2002 anerkannt, als das Parlament einen entsprechenden Be-
schluss fasste.1

Kriminalitätsprävention besteht aus allen Maßnahmen, die das Verbre-
chensrisiko reduzieren wollen, und setzt an dessen vielfältigen Ursachen 
an. Strafrechtliche Interventionen können auch präventiv wirken, aber sie 
fallen nicht unter die UN-Richtlinien. Dieser Unterschied wird in der un-
garischen Bezeichnung für die eigene Strategie als Soziale Kriminalitäts-
prävention deutlich. Es wird darauf hingewiesen, dass Strafrecht nicht 
der Sozialen Kriminalitätsprävention untergeordnet ist. Soziale Kriminali-
tätsprävention wirkt ergänzend zum Strafrecht. Der die Kriminalität 
reduzierende Einfluss des Strafrechts kann erheblich verstärkt werden, 
wenn adäquate Maßnahmen der Kriminalitätsprävention vorhanden sind, 
aber Kriminalitätsprävention kann das Strafrecht nicht ersetzen. In der 
Literatur werden verschiedene Typologien von Kriminalitätsprävention 
vorgeschlagen. Die UN-Richtlinien unterscheiden vier Hauptkategorien:
  Prävention durch soziale Entwicklung oder Soziale Kriminalitätspräven-

tion, frühe Intervention eingeschlossen;
  Kriminalitätsprävention auf Gemeindeebene;
  situations- und opferorientierte Kriminalitätsprävention und
  Reintegration von Tätern.

Die nationale ungarische Strategie der Sozialen Kriminalitätsprävention 
folgt diesem konzeptuellen Rahmen mit einigen Abweichungen. In den 
UN-Richtlinien sowie in anderen UN-Dokumenten wird Kriminalitätsprä-
vention auf kommunaler Ebene als eine spezielle Art der Kriminalitätsprä-
vention angesehen. Die ungarischen Autoren des Strategiepapiers be-
trachten die Kriminalitätsprävention auf kommunaler Ebene als einen 
besonderen Weg der Implementierung, nicht aber als eine besondere 
Kategorie. Das ungarische Papier betont außerdem, dass Beschäftigungs- 
und Gesundheitspolitik wichtige kriminalpräventive Nebeneffekte haben, 
aber keine Kriminalitätsprävention sind. Sie sind Sozialpolitik im eigent-
lichen Sinne. Es bleiben also drei Hauptkategorien der Kriminalitätsprä-

1 Die ungarische Strategie richtet sich an den United Nations Guidelines on Prevention of 

Juvenile Delinquency aus.

Ungarn
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vention: Frühe Intervention, Situationsprävention mit Opferhilfen und die 
Reintegration der Täter.

Frühe Intervention während der Herausbildung problematischer Lebens-
stile ist der Schlüssel zu einer effektiven Kriminalitätsprävention. Techni-
ken der frühen Intervention ähneln denen, die in der Drogenprävention 
verfochten werden. Kriminalitätsprävention wird vor allem als Reduzie-
rung bekannter Risikofaktoren und als Förderung von Schutzfaktoren 
definiert. Internationale Beispiele guter Praxis bieten viele Ansätze effek-
tiver, nicht-diskriminierender Unterstützung für gefährdete Familien und 
Kinder.

Investitionen in Familien wie z. B. Hilfen für Ein-Eltern-Familien und ande-
re zielgerichtete Interventionen zur Förderung sozialer Integration gefähr-
deter Kinder haben durchweg positive Wirkungen zur Folge gehabt. Die 
ungarische Strategie schaut besonders auf die frühe Intervention und will 
gleichzeitig negative Zuschreibungen vermeiden.
Das Strategiepapier beschreibt internationale Beispiele guter Praxis in der 
Kriminalitätsprävention, so wie sie in den UN-Richtlinien festgeschrieben 
sind. Die Einführung dieser Strategie ist eine willkommene Gelegenheit, 
die gute Praxis in Ungarn zu testen, in dem wie in anderen Nachbarstaa-
ten das Konzept der Kriminalitätsprävention relativ neu ist. Ungarn er-
wartet mit Spannung die Ergebnisse.

Der in Ungarn existierende Nationale Kriminalitätspräventionsrat wird in 
einen Kriminalitätspräventionsausschuss umgewandelt, den ein unabhän-
giger, vom Premierminister ernannter Experte leitet. Der Innenminister 
und der Justizminister sind Mitglieder. Der Ausschuss wird die Beiträge 
der relevanten Ministerien koordinieren. Das Sekretariat des Ausschusses 
ist im Justizministerium angesiedelt. Im Innenministerium wird ein Zent-
rum für Expertisen zur Kriminalitätsprävention eingerichtet. Dieses Minis-
terium ist auch für die finanzielle Förderung bestimmter NGOs und für 
die Kontakte zur Wirtschaft zuständig. Dies weist die Verantwortung für 
die Kriminalitätsprävention eindeutig an die höchste Ebene. Der unab-
hängig geführte Ausschuss hat den Auftrag und die Zuständigkeit, die 
Mitwirkung anderer Ministerien, lokaler Behörden, der NGOs und der 
Wirtschaft sicherzustellen.

 

Maria Herczog
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